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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

das Vorwort unseres letzten Lageberichtes handelte von Corona und wie das Virus uns einen Strich durch 
die Rechnung machte – wir hatten gehofft, es würde diesmal anders. Doch das ist leider nicht der Fall. 
Nach wie vor hat die Pandemie unsere Gesellschaft und unsere Arbeitswelt im Griff. Mit weiterhin nicht 
absehbaren Folgen. Kurzarbeit und staatliche Rettungspakete haben bislang das Schlimmste verhindert und 
Verbesserungen beim Kurzarbeitergeld durch die Sozialschutzpakete haben geholfen, Notlagen abzuwen-
den. Es ist dennoch bedauerlich, dass eine generelle Erhöhung des Kurzarbeitergeldes bislang nicht durch-
gesetzt werden konnte – Beschäftigte müssen damit bis zu 40 Prozent Gehaltseinbußen in Kauf nehmen. 
Das Thema bleibt für uns auf der Tagesordnung.

Auch die Arbeitslosigkeit im Land Bremen hat zugenommen – Ende 2020 waren fast 41.000 Menschen 
im Land Bremen arbeitslos, 5.000 mehr als im vergangenen Jahr – und das bei weniger offenen Stellen. 
Eine rasche Erholung auf das Niveau vor der Krise ist nicht zu erwarten. Zumal, darüber darf das „Sonder­
ereignis Corona“ nicht hinwegtäuschen, Konjunktur und Beschäftigungsaufwuchs in Bremen schon vor-
her ins Kriseln gerieten. Es sind noch ein paar mehr Faktoren, oder wie man heute so schön sagt „Mega-
trends“, auf die der Zwei­Städte­Staat reagieren muss. Da wäre die sozial­ökologische Wende, die derzeit 
mit einer Enquetekommission erörtert und mit Maßnahmen begleitet beziehungsweise eingeleitet werden 
soll. Als Industriestandort steht Bremen mit seinen Beschäftigungsschwerpunkten in der Stahl­ und Auto-
mobilwirtschaft wie auch der Luft­ und Raumfahrt vor besonderen Herausforderungen. Auch die Digitali-
sierung wird zu erheblichen Verschiebungen auf dem Arbeitsmarkt führen – am offensichtlichsten derzeit 
durch Corona und Online­Trends im Einzelhandel. Schon diese Beispiele zeigen, wie sehr es darauf ankom-
men wird, in Zukunft mit Ausbildung und Weiterbildung den Arbeitsmarkt aktiv zu gestalten und zukunfts-
fest zu machen.

Vorwort 
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— Vorwort

Als Reaktion auf die Corona­Krise wurde in Bremen wie auch in allen anderen Bundesländern ein Fonds 
auf die Beine gestellt, der mit 1,2 Milliarden Euro neben der unmittelbaren Krisenbewältigung auch län-
gerfristig die Modernisierung der öffentlichen Daseinsvorsorge und die regionale Wirtschafts­ und Arbeits-
marktstruktur unterstützen soll. Dieser kurzfristige Schritt war so notwendig wie zukunftsgerichtet. 
Gleichzeitig dürfen langfristige Investitionen in Bildung und Infrastruktur nicht einem rigiden Nach­Coro-
na­Sparkurs zum Opfer fallen. Vorboten dafür sind die Haushaltsverhandlungen für 2022/2023, die wäh-
rend der Produktion dieses Lageberichts noch nicht abgeschlossen waren. Da sollte am Wissenschafts-
standort gespart und im Koalitionsvertrag verabredetes Geld für Investitionen in die Krankenhäuser nicht 
eingestellt werden. Und auch die Finanzierung des dringend nötigen Kita­Ausbaus steht noch in den 
 Sternen. 

Wie nötig aber jetzt eine aktive Politik ist, die in beiden Städten die Corona­Krise überwindet und zugleich 
neue und veränderte Wirtschaftszweige auf die Spur setzt, zeigen die Artikel in diesem Bericht. Ohne Geld 
wird das nicht gehen. Mit Steuerausfällen werden in den kommenden Jahren alle Bundesländer zu kämp-
fen haben. Ihnen die Möglichkeit zu geben, verfassungskonforme Haushalte aufzustellen und gleichzeitig 
die nötigen Investitionen tätigen zu können, macht ein stärkeres Engagement des Bundes notwendig. Die 
staatlichen Verschuldungsregeln gilt es deshalb zu überdenken. Denn nicht getätigte Investitionen belasten 
zukünftige Generationen deutlich stärker als eine maßvolle öffentliche Verschuldung. 

Peter Kruse
Präsident der 
Arbeitnehmerkammer Bremen

Ingo Schierenbeck
Hauptgeschäftsführer der  
Arbeitnehmerkammer Bremen
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Dr. Tobias Peters

Licht am Ende des Tunnels

Anlass für Hoffnung auf wirtschaftliche 
Erholung nach Corona – Pandemieverlauf 
entscheidend

 Das vergangene Jahrzehnt war geprägt durch 
gutes und ungewöhnlich lange anhaltendes wirt-
schaftliches Wachstum. Deutschlandweit, so auch 
im Stadtstaat Bremen, kletterten die Beschäftigten­
zahlen auf Rekordstände. Zwar zeichnete sich 2019 
bereits eine konjunkturelle Eintrübung ab, der 
Arbeitsmarkt erwies sich aber – trotz schon damals 
herrschender großer Unsicherheiten und versäum-
ter öffentlicher Investitionen – als robust.1 Dass ein 
neuartiges Virus, das bis heute die Schlagzeilen 
beherrscht, die Situation drastisch verändert, wurde 
im ersten Quartal 2020 allmählich klar.

In aller Kürze:

Die Corona-Krise hat weltweit massive Auswirkungen auf Wirtschaft 
und Arbeitsmärkte. Im Frühjahr 2020 brach die Wertschöpfung ein, 
da ein weitreichender Stopp von Produktion und Konsum nötig war. 
Die anschließend auch dank staatlicher Stützungs- und Konjunktur-
programme einsetzende Erholung wurde mit der zweiten Welle der 
Pandemie beendet. Insgesamt sank in Deutschland das reale Brutto-
inlandsprodukt in einem schwierigen Jahr um fünf Prozent. Es wird 
dauern, bis das Vorkrisenniveau wieder erreicht ist. Auch am Arbeits-
markt zeigen sich die Verwerfungen. Obwohl Kurzarbeit den Einbruch 
abdämpfte, sank die Zahl der Erwerbstätigen stark und die Arbeits-
losigkeit stieg an. Zwar besteht für das aktuelle Jahr Anlass zur 
Hoffnung, doch auch die weitere Entwicklung wird vom Verlauf der 
Covid-19-Pandemie abhängen. Um gerecht aus der Krise zu kommen, 
braucht es langfristige Strategien: Es gilt, Erwerbstätigkeit abzusi-
chern, Arbeitsbedingungen zu verbessern und Beschäftigte nicht 
ökonomisch zusätzlich zu belasten.

… und dann kam Corona

Denn neben vielfältigen anderen negativen Folgen 
ist nicht zuletzt die wirtschaftliche Entwicklung eng 
mit dem Verlauf der Pandemie verbunden. Und dies 
wird so bleiben. 

Im März 2020 musste das ganze Land in den Lock-
down. Die nötigen und auferlegten Einschränkun-
gen führten zu einem massiven Einbruch von Nach-
frage und Produktion. Auch in vielen anderen 
Staaten stand das wirtschaftliche Leben mehr oder 
weniger still, der grenzüberschreitende Warenver-
kehr wurde eingeschränkt. Unterbrochene Liefer-
ketten und der Produktionsstopp im verarbeitenden 
Gewerbe schlugen sich deutlich auf die Wert-
schöpfung nieder. Die schlimmsten Befürchtungen 
bewahrheiteten sich letztlich zwar nicht, der Rück-
gang des Bruttoinlandsprodukts in Deutschland war 
gleichwohl erheblich. Das Minus von fünf Prozent 
für das Gesamtjahr 2020 ist vergleichbar mit dem 
Einbruch während der Finanz­ und Wirtschaftskrise 
2009.2

1 Vgl. Peters (2020).

2 Nominal betrug der Rückgang 3,5 Prozent im Ver-

gleich zu 2019. Nicht nur preis-, sondern auch kalen-

derbereinigt (also beispielsweise unter Berücksichtigung 

der tatsächlichen Arbeitstage) fiel das Bruttoinlandspro-

dukt sogar um 5,3 Prozent niedriger aus.
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— Bericht zur Lage 2021

Weltweit wird die wirtschaftliche Entwicklung 
durch das grassierende Corona­Virus belastet. Der 
Einbruch im Frühjahr war beispiellos, und auch 
wenn sich die Weltwirtschaft in der zweiten Jah-
reshälfte erholte, bleibt ein preisbereinigtes Minus 
von schätzungsweise etwa 3,4 Prozent. Das Welt-
handelsvolumen erlebte nach ersten Berechnun-
gen sogar einen Einbruch von 9,3 Prozent. Dies 
zeigte sich auch beim Container­Umschlag im Land 
Bremen (siehe Artikel „Konkurrenz oder Koopera-
tion?“ in diesem Band). Die weltwirtschaftliche 
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— 01 Arbeit, Wirtschaft und Finanzen

3 Zahlen aus dem Jahreswirtschaftsbericht 2021 

(BMWi 2021) und vom DIW (2020). 

Entwicklung 2020 verlief in Wellen, in den Som-
mermonaten konnten die Verluste aus den ers-
ten beiden Quartalen zum großen Teil aufgefangen 
werden, allerdings wurde die aufholende Dyna-
mik gegen Jahresende – parallel zur zweiten Welle 
der Pandemie – infolge weltweit steigender Infek-
tionszahlen und damit verbundener Eindämmungs-
maßnahmen wieder unterbrochen. Für das aktu-
elle Jahr herrscht dennoch verhaltener Optimismus. 
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung e. V. 
(DIW) erwartet ein Anziehen der globalen Produk-
tion um über sechs Prozent – Voraussetzung ist 
allerdings, dass mit steigenden Impfquoten und sin-
kenden Infektionszahlen eine schrittweise Rückkehr 
zur Normalität möglich ist.3

Daten zeigen wirtschaftliche Auswir-
kungen der Pandemie deutlich

Die Wellenbewegungen lassen sich auch im deut-
schen Konjunkturverlauf nachzeichnen. Dem histo-
rischen Einbruch im ersten Halbjahr 2020 – allein 
im zweiten Vierteljahr lag die Wirtschaftsleistung 
um ein Zehntel niedriger als im vorherigen Quartal 
– folgte eine überraschend kräftige Erholung, bis in 
den Herbstmonaten die zweite Pandemiewelle auch 
die deutsche Wirtschaft erfasste und den Erholungs-
prozess abrupt stoppte.

Abbildung 1: 
Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts
in Deutschland (preisbereinigt)

*Jeweils in Preisen des Vorjahres, jährliche Wachstumsraten in Prozent, vierteljährliche Entwicklung saison- und kalenderbereinigt. Index mit 2015 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, für 2021: Jahresprojektion der Bundesregierung
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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— Bericht zur Lage 2021

Konjunkturprogramm stützte Wirt-
schaft und Beschäftigung

Dass die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie bis-
lang nicht so verheerend ausfielen wie zunächst 
befürchtet, lag auch am rechtzeitigen und beherz-
ten Gegensteuern von Bund und Ländern. Auch 
wenn die Maßnahmen Licht und Schatten hatten, 
waren sie in Summe geeignet, in der Frühphase der 
Krise das Schlimmste zu verhindern und Impulse für 
eine wirtschaftliche Erholung zu setzen. Rettungs-
schirme und Überbrückungsprogramme zielten 
zunächst erfolgreich darauf ab, die wirtschaftlichen 
Corona­Folgen abzufedern, Massenarbeitslosigkeit 
zu verhindern und unverschuldet von Insolvenz 
bedrohten Unternehmen zu helfen. Um der Wirt-
schaft neuen Schwung zu verleihen, setzte der Bund 
im Sommer ein stattliches Konjunkturprogramm 
über 130 Milliarden Euro auf. Dass hier ein Fokus 
auf Zukunftsinvestitionen gelegt wurde, ist begrü-
ßenswert, ebenso die teilweise Übernahme der 
Gewerbesteuerausfälle sowie der „Kosten der Unter-
kunft“ von Sozialleistungsbeziehenden, von der 
viele Kommunen – und besonders auch die Städte 
Bremen und Bremerhaven – stark profitierten. Auch 
der „Kinderbonus“ verfehlte seinen Zweck nicht und 
kurbelte den Konsum an. Die temporäre Senkung 
der Mehrwertsteuer kostete die Staatskasse hinge-
gen viel Geld bei geringer Wirkung.5 Das entschie-
dene wirtschafts­ und finanzpolitische Handeln in 
dieser Phase war erfolgreich, auch weil Beschäftigte 
und Arbeitgeber von Reformen beim Kurzarbeiter-
geld profitierten. Weniger glücklich war die Reak-
tion auf den zweiten Lockdown, der im Herbst nötig 
wurde. Üppige „Novemberhilfen“ versprachen Kom-
pensation des entgangenen Gewinns für von Schlie-
ßung betroffene Selbstständige und Unternehmerin-
nen und Unternehmer. Damit wurde erstmals vom 
Prinzip, lediglich Betriebskosten zu übernehmen, 
abgewichen. Die Orientierung am Umsatz ist wenig 
zielgenau, sollte jedoch eine zügige und unkom-
plizierte Mittelauszahlung sicherstellen; erreicht 
wurde letztlich aber auch dieses Ziel nicht.

Für die erste Rezession nach einer zehnjährigen 
Wachstumsphase zeichneten sowohl der industrielle 
als auch der Dienstleistungssektor verantwortlich. 
Die preisbereinigte Wirtschaftsleistung im verar-
beitenden Gewerbe ging 2020 gegenüber 2019 um 
mehr als zehn Prozent zurück. Auch in den Dienst-
leistungsbereichen zeigte sich der gleichzeitige 
Angebots­ und Nachfrageschock, den die Maßnah-
men zur Eindämmung der Pandemie bedeuteten. 
Normalerweise gegen konjunkturelle Schwan-
kungen vergleichsweise robust musste beispiels-
weise der Bereich Handel, Verkehr und Gastge-
werbe einen Rückgang der Wirtschaftsleistung um 
6,3 Prozent hinnehmen. Dahinter verbergen sich 
sehr unterschiedliche Entwicklungen: Während 
der Online­Handel deutlich zunahm, lag der statio-
näre Handel tief im Minus. Das Gastgewerbe erlebte 
ebenfalls einen historischen Einbruch und hatte mit 
Einschränkungen bei Beherbergung und Gastrono-
mie zu kämpfen. 

Die Auswirkungen der Krise waren auch auf der 
Nachfrageseite deutlich sichtbar. Während in der 
Finanz­ und Wirtschaftskrise der gesamte Konsum 
die Wirtschaft stützte, gingen die privaten Konsum­
ausgaben im Jahr 2020 um sechs Prozent zurück. 
Die staatliche Nachfrage – unter anderem nach 
Schutzausrüstungen und Krankenhausleistungen – 
stieg demgegenüber um 3,4 Prozent und wirkte so 
stabilisierend. Auch auf den Außenhandel schlug 
die Pandemie deutlich durch. Sowohl die deutschen 
Im­ als auch Exporte waren erstmals seit 2009 wie-
der rückläufig. Die Ausfuhren lagen fast zehn Pro-
zent unter dem Niveau des Vorjahres. Der staatli-
che Finanzierungssaldo fiel 2020 erstmals nach acht 
Jahren, in denen Überschüsse erzielt wurden, wie-
der negativ aus. Und dies deutlich: Das erste Defi-
zit seit 2011 in Höhe von fast 160 Milliarden Euro 
verteilt sich auf Bund (knapp 100 Milliarden Euro), 
Länder (rund 26 Milliarden Euro), Gemeinden 
(2 Milliarden Euro) und die Sozialversicherungen, 
die einen negativen Saldo von fast 32 Milliarden 
Euro verkraften mussten.4

5 Vgl. auch IMK (2021b).

4 Vgl. Statistisches Bundesamt (2021). Vorläufige Zah-

len von Januar 2021. Siehe auch Artikel „Zeit zu inves-

tieren“ und „Sozialversicherungen und Corona“ in die-

sem Band.
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— 01 Arbeit, Wirtschaft und Finanzen

Arbeitsmarkt: Stetiger Aufwärtstrend 
beendet

Im vergangenen Jahr arbeiteten 44,8 Millio-
nen Erwerbstätige in Deutschland. Nach einem 
lange anhaltenden Anstieg, der sogar die Finanz-
krise überdauerte, sank die Zahl somit erstmals 
seit 14 Jahren wieder, und zwar um 1,1 Prozent. 
Das bedeutet im Jahresmittel 477.000 weniger 
in Deutschland erwerbstätige Personen als 2019. 
Besonders betroffen waren geringfügig Beschäftigte 
sowie Selbstständige, während die Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten zwar ebenfalls 
spürbar sank, jedoch vergleichsweise stabil blieb. 
Hierzu trugen vor allem die erweiterten Regelun-
gen zur Kurzarbeit bei, durch die viele Entlassun-
gen verhindert werden konnten. Die Arbeitslosig-
keit stieg im Jahresdurchschnitt um 429.000 auf 
annähernd 2,7 Millionen Menschen. Nach Berech-
nungen der Bundesagentur für Arbeit ist dies fast 
ausschließlich auf die Corona­Krise zurückzuführen. 
Dazu passt, dass die Zugänge in Arbeitslosigkeit 
vor allem aus den Bereichen Gastgewerbe, Handel 
sowie Verkehr und Lagerei kamen. Es wird damit 
gerechnet, dass sich die Arbeitslosenquote im aktu-
ellen ebenso wie im vergangenen Jahr bei durch-
schnittlich 5,9 Prozent bewegt. 2019 hatte sie bei 
5 Prozent gelegen (siehe Artikel „Corona und der 
Arbeitsmarkt“ in diesem Band).6

Nicht nur die Zahl der Beschäftigten, auch die 
Arbeitslosenquote schwankte 2020 ungewöhnlich 
stark. Die Auswirkungen der Covid­19­Pandemie 
auf den Arbeitsmarkt zeigten sich insbesondere in 
der ersten Jahreshälfte. Seither sind Beschäftigung 
und Arbeitslosigkeit weit entfernt vom Vorkrisenni-
veau. Im zweiten Lockdown sind die Folgen weni-
ger dramatisch als im Frühjahr, trotz Eintrübung 
der Aussichten ist zunächst nicht erneut mit einem 
Einbruch zu rechnen. Gleichwohl zeigt sich, dass 
allein von Oktober 2020 bis Mitte Februar 2021 
die coronabedingten Arbeitsausfälle in Summe bei 
fast 60 Millionen Arbeitstagen lagen. Ein Großteil 
davon ist auf Kita­ und Schulschließungen, die viele 
Beschäftigte vor große Herausforderungen stell-
ten, zurückzuführen. Insgesamt konnten in diesem 
Zeitraum rund 1,2 Millionen Erwerbstätige nicht 
arbeiten, da Betreuungsangebote nur eingeschränkt 
zugänglich waren oder sie ihre Kinder pandemie-
bedingt zu Hause betreuen wollten. Hinzu kamen 
Covid­19­Erkrankungen und Quarantäne, die viele 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zum Zuhau-
sebleiben zwangen. Das hat Folgen für Wirtschaft 
und Arbeitsmarkt, aber natürlich auch für das Ein-
kommen der Erwerbstätigen (siehe Artikel „Corona 
drückt auf viele Einkommen“ in diesem Band).7

Ein Gesamtbild aus Stellenabbau, dem Mangel an 
neu geschaffenen Jobs und realisierter Kurzarbeit 
ergibt sich mit Blick auf das Arbeitsvolumen der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Dieses ist 
2020 insgesamt deutlich zurückgegangen. Es lag im 
letzten Jahr um über vier Prozent unter dem Vor-
jahreswert und damit so niedrig wie zuletzt 2016.

6 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2021). 7 Vgl. Wanger und Weber (2021). 

„Die Zahl der Erwerbstätigen in Deutschland 
sank erstmals seit 14 Jahren.“

— 13



— Bericht zur Lage 2021

Land Bremen: Tiefer Einbruch, 
schnelles Handeln, gute Erholung

Bremen und Bremerhaven sind durch die Corona­ 
Krise wirtschaftlich stark getroffen. Auswirkun-
gen gab es auch hierzulande insbesondere auf den 
industriellen Kern, der in Bremen eine bedeutende 
Rolle spielt. Die Produktion war speziell in der ers-
ten Phase der Pandemie gestört, was sich auch in 
der Entwicklung der Wertschöpfung niederschlägt. 
Die bremische Wirtschaftsleistung sank im Jahr 
2020 preisbereinigt um sieben Prozent. Das ist das 
größte Minus aller Bundesländer.

War noch was?

Lange waren es vor allem der Brexit und die 
Außenhandelspolitik der USA, die die weltwirt-
schaftliche Debatte bestimmten, dann aber mit 
Corona in den Hintergrund traten. Dabei war das 
vergangene Jahr auch auf diesen Themenfeldern 
einschneidend: Im letzten Moment wurde Ende 
Dezember ein „No-Deal-Brexit“ verhindert, seit-
her regelt ein mageres Austrittsabkommen die 
Beziehungen zwischen der Europäischen Union 
und ihrem ehemaligen Mitglied. Der Worst Case 
wurde damit zwar verhindert, doch der Außen-
handel mit dem Vereinigten Königreich wird in 
Zukunft deutlich komplizierter. Bremen könnte 
das schaden. Vor allem im Bereich Fahrzeug-
bau ist das Vereinigte Königreich ein wichtiger 
Handelspartner der Hansestadt. Auch bei der 
Fischerei und dem Lebensmittelhandel sind – 
trotz Abkommens – negative Effekte zu erwar-
ten; von den Chancen europäischer Finanz-
plätze, die vom Brexit profitieren werden, hat 
Bremen hingegen nichts.

„Schlimmeres wurde auch in Bremen durch 
Kurzarbeit verhindert.“

In den Vereinigten Staaten dürfte der Ton in 
handels politischen Angelegenheiten versöhnli-
cher werden. Die offenen Fragen jedoch bleiben: 
Auch die neue Administration von Präsident Joe 
Biden wird darauf aus sein, die über Auslands-
verschuldung finanzierten Handelsbilanzdefi-
zite abzubauen. Für Bremen sind die USA das 
bedeutendste Exportland, von der Weser aus 
werden insbesondere Autos nach Übersee ver-
schifft. Der Druck auf Deutschland steigt, durch 
mehr globale Nachfrage den Leistungsbilan-
züberschuss zu senken. Ohnehin wäre es, selbst 
wenn die US-Konjunktur nach der Pandemie und 
durch stimulierende Programme wieder anzieht, 
riskant, sich nur auf die deutsche Exportstärke 
zu verlassen. Um weiterhin im Wettbewerb um 
Zukunftstechnologien zu bestehen und bei-
spielsweise klimafreundliche Technologien oder 
digitale Innovationen voranzutreiben, braucht es 
auch auf dieser Seite des Atlantiks Investitio-
nen und eine gezielte europäische Industriepo-
litik. Nur dann sind die Chancen, die mit dem 
Wechsel im Weißen Haus einhergehen, auch zu 
 nutzen.
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Abbildung 2: 
Umsatz der Betriebe im verarbeitenden Gewerbe
Entwicklung 2020 (Januar = 100)

Quelle: Statistisches Bundesamt: Beschäftigte und Umsatz der Betriebe im Verarbeitenden Gewerbe – Bundesländer, Monate;  
Genesis online Tab. 42111-0011 und 42111-0002
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Zurückzuführen ist dies vor allem auf das verarbei-
tende Gewerbe. Der Umsatz brach hier während des 
ersten Lockdowns deutlich stärker ein als im bun-
desweiten Durchschnitt, erholte sich im Anschluss 
jedoch wieder. Am stärksten betroffen war der 
Fahrzeugbau, der unter dem Abriss der Lieferketten 
litt. Im Bremer Mercedes­Werk standen die Bänder 
erstmals seit Jahrzehnten wochenlang still. Im Feb-
ruar 2021 musste die Produktion erneut wegen feh-
lender Teile unterbrochen werden. Den deutlichs-
ten Umsatzrückgang verzeichnete das bremische 
verarbeitende Gewerbe im Ausland, insbesondere 
außerhalb der EU. Im April 2020 betrug der Umsatz 
hier nur noch ein Drittel des Vormonats. Im Ver-
gleich zum Februar ging der Auslandsumsatz Bre-
mer Betriebe außerhalb der EU sogar um drei Vier-
tel zurück.

Auch der bremische Arbeitsmarkt wurde im Zuge 
der Corona­Krise stark in Mitleidenschaft gezogen. 
Im Jahresdurchschnitt gab es mit 432.600 Personen 
rund 5.200 Erwerbstätige weniger als 2019. Der 
Rückgang war der erste seit zehn Jahren und leicht 
größer als im Bundesdurchschnitt. Im Juni­Ver-
gleich sank die Zahl der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten um rund 1.750 oder 0,5 Prozent und 
damit etwas stärker als bundesweit. Allerdings sind 

hier die monatlichen Schwankungen zu berücksich-
tigen. Die Arbeitslosenquote im Land Bremen stieg 
im Jahresdurchschnitt um 1,3 Prozentpunkte auf 
11,2 Prozent an. Auch wenn der Zuwachs in den 
beiden anderen Stadtstaaten Berlin und Hamburg 
noch größer ausfiel, hat Bremen damit weiterhin 
die höchste Arbeitslosenquote unter allen Bundes-
ländern. Schlimmeres wurde auch in Bremen durch 
Kurzarbeit verhindert. Vor allem in der Industrie, 
aber auch in der Gastronomie und anderen Dienst-
leistungsbranchen konnte so Beschäftigung gesi-
chert werden (siehe Artikel „Wirtschaft und Beschäf-
tigung in der Stadt Bremen“ und „Wirtschaft und 
Beschäftigung in Bremerhaven“ in diesem Band). 

Die Summe der Arbeitsstunden, die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer innerhalb eines Jah-
res leisteten, ging 2020 zum ersten Mal seit 2013 
zurück. Der Einbruch war mit vier Prozent hef-
tig und bewegte sich im Rahmen des bundeswei-
ten Rückgangs. Neben der Umsetzung von Bun-
desprogrammen reagierte der Stadtstaat frühzeitig 
auch mit eigenen Maßnahmen auf die Corona­Krise. 
Auch dadurch wurde eine zügige Erholung ermög-
licht. Vorläufige Berechnungen weisen einen Rück-
gang des bremischen Bruttoinlandsprodukts von sie-
ben Prozent im Gesamtjahr 2020 aus.
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Die spezielle Betroffenheit Bremens wurde auch in 
einem Gutachten herausgearbeitet, das der Senat 
zum sogenannten Bremen­Fonds in Auftrag gege-
ben hatte. Ähnlich wie beim Bund und in ande-
ren Ländern sollten über diesen mit 1,2 Milliar-
den Euro gespeisten Fonds die notwendigen Mittel 
bereitgestellt werden, um notwendige Maßnahmen 
beim Gesundheitsschutz und der Unterstützung von 
Menschen und Unternehmen zu ergreifen. Neben 
der unmittelbaren Krisenbewältigung ist Ziel die-
ses Fonds auch, längerfristig die Modernisierung 
der öffentlichen Daseinsvorsorge und der regionalen 
Wirtschafts­ und Arbeitsmarktstruktur zu unterstüt-
zen. Das ist gut. Bei der Konkretisierung der Pro-
gramme sollte nun darauf geachtet werden, neben 
den direkten Impulsen für die Zukunftsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandorts auch anderen Zielen wie vor-
gesehen gerecht zu werden: von Investitionen in 
Kitas und Schulen über die Förderung von Quartie-
ren bis zu Arbeitsmarkt­, Qualifizierungs­ und Aus-
bildungsprogrammen. Davon würden Beschäftigte 
profitieren.

Erfolge im Kampf gegen das Virus 
bestimmen weiteren wirtschaftlichen 
Verlauf

Corona hat schon jetzt tiefe Spuren in der wirt-
schaftlichen Entwicklung hinterlassen, weltweit 
und so auch in Deutschland und im Land Bremen. 
Ausgestanden ist diese Krise noch nicht. Und den-
noch sind Expertinnen und Experten verhalten opti-
mistisch, dass es schon im laufenden Jahr zu einer 
deutlichen Erholung kommen könnte. Manch einer 
sieht nach der Corona­Zeit gar den Start in die „gol-
denen Zwanzigerjahre“, wenn nach überstandener 
Pandemie die Zuversicht zurückkehrt und sich auf-
gestaute Konsumwünsche entladen. Jedoch sind 
auch längerfristige Einschränkungen denkbar. Dann 
könnte es nicht nur eine Vielzahl von Insolvenzen 
geben, sondern auch wirtschaftliche Strukturen in 
Mitleidenschaft gezogen werden. Und nicht zuletzt 
drohen gesundheitliche und weitere Langzeitfol-
gen. Die ohnehin in den letzten Jahren schon gro-
ßen Unsicherheiten bezüglich der Zukunftsaussich-
ten sind jedenfalls nochmals deutlich gewachsen. 
Das spiegelt sich auch in der Bandbreite der Vorher-
sagen für das Wirtschaftswachstum in Deutschland 

Abbildung 3:
Geleistete Arbeitsstunden im Land Bremen
aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer insgesamt in Millionen

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Erwerbstätigenrechnung – Arbeitsvolumen in den Ländern der Bundesrepublik Deutsch-
land 2000 bis 2020 (Reihe 1, Band 1) 
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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wider: Die im Dezember prognostizierten Zuwächse 
der führenden Institute liegen zwischen vier und 
über fünf Prozent für 2021 und etwa 2,5 bis 3 Pro-
zent für das kommende Jahr.8 Die Projektion der 
Bundesregierung vom Januar 2021, die den erwei-
terten Lockdown berücksichtigt, rechnet für das 
laufende Jahr mit einem Wachstum des deutschen 
Bruttoinlandsprodukts von lediglich drei Prozent. 
Fest dürfte stehen, dass erst 2022 das Vorkrisenni-
veau wieder erreicht wird.

Klar ist: In Bremen wie im Rest der Republik (und 
darüber hinaus) wird die Erholung der Wirtschaft 
und am Arbeitsmarkt eng mit der pandemischen 
Entwicklung verknüpft bleiben. „Lockern“ und „Öff-
nen“ allein werden Produktions­ und Konsumbe-
reitschaft und ­fähigkeit nicht anregen, der Schutz 
der Bevölkerung ist auch ökonomisch sinnvoll. Der 
wichtigste Baustein im Kampf gegen das Virus sind 
Impfstoffe. Die schnelle und deutliche Ausweitung 
von Produktionskapazitäten ist gesamtwirtschaft-
lich deshalb sicherlich lohnend, weshalb hier auch 
die öffentliche Hand, die schon die Erforschung 
der Impfstoffe gefördert hat, gefragt ist. Allzu groß 
sollte die Angst vor staatlichen Eingriffen in wirt-
schaftliche Abläufe nach den Erfahrungen des ver-
gangenen Jahres jedenfalls nicht mehr sein. 

Das viele Geld, das aus dem Staatshaushalt in Ret-
tungs­ und Konjunkturmaßnahmen fließt, bietet 
auch die Chance, versäumte öffentliche Investitio-
nen beschleunigt nachzuholen und so bei wichtigen 
Zukunftsfeldern wie der Klimatechnik, der Netzin-
frastruktur oder der digitalen Bildung aufzuho-
len. Denn die Krise zu bewältigen heißt auch, nicht 
nur in akuten Notwendigkeiten, sondern langfristig 
zu denken. Dadurch entsteht Potenzial für Wachs-
tum, das es für Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt 
ebenso braucht wie zur Konsolidierung der Staats-
finanzen. Wirtschaftliches Wachstum muss dabei 
ökologisch wie auch sozial nachhaltig gestaltet wer-
den. Die enorme gesellschaftliche Spannweite hat 
die Krise offengelegt und verschärft, die Folgen von 
Corona sind individuell sehr unterschiedlich spür-
bar. Die Lasten des Lockdowns und anderer zum 
Gesundheitsschutz notwendiger Maßnahmen müs-
sen daher fair verteilt werden. Gerecht aus der Krise 
zu kommen heißt auch, zukünftig wieder für mehr 
Chancengleichheit zu sorgen. Auch hierfür sind 
öffentliche Investitionen unabdingbar.

8 Vgl. beispielsweise DIW (2020) und ifo (2020). Inzwi-

schen wurden die Prognosen nach unten korrigiert.
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 Bereits das Jahr 2019 verzeichnete eine ganze 
Reihe negativer Meldungen zur wirtschaftlichen 
Entwicklung insgesamt wie auch im Land Bremen. 
Vor allem gaben die Situation und die Perspektiven 
der Automobilindustrie und ihrer Zulieferer Anlass 
zur Sorge. Auch für die Stahlbranche war 2019 ein 
schwieriges Jahr. Bei Airbus gab es bereits konkrete 
Pläne für einen Arbeitsplatzabbau in der Rüstungs­ 
und Raumfahrtsparte, während sich die Ausliefe-
rungen von Zivilflugzeugen zeitgleich auf Rekordni-
veau befanden.

Die Probleme in den betroffenen Branchen setzten 
sich im Jahr 2020 fort. Für das erste Quartal wur-
den schwache Zahlen bei wichtigen Wirtschaftsin-
dikatoren vermeldet. Die Corona­Pandemie erfasste 
dann auch zuvor krisenresistentere Branchen, vor 
allem im Dienstleistungssektor. Meldungen aus 
allen Branchen geben ein Bild der Situation.

 Der Flughafen Bremen steht aufgrund des über-
schaubaren, im Zuge der Corona­Krise sinken-
den Passagieraufkommens wie die meisten Regi-
onalflughäfen in Deutschland unter starkem 
wirtschaftlichen Druck. Da er aber von strate-
gisch hoher Bedeutung ist und den Transport 
sowie damit die Produktion großer Bauteile der 
Luftfahrtindustrie am Standort Bremen über-
haupt erst ermöglicht (siehe Artikel „Wir können 
alles – außer Helikopter“ in diesem Band), war 
bereits vor dem Beginn der Pandemie ein Sanie-
rungskonzept beschlossen worden. Dieses ging 
von einem Passagieraufkommen von 2,7 Millio-
nen Passagieren im Jahr aus. Diese Zahl wurde 
infolge der Flugbeschränkungen im April und 
Mai Makulatur, selbst die mittelfristigen Pro-
gnosen für die Zeit nach Corona wurden deut-
lich nach unten korrigiert. Rund ein Viertel aller 
Arbeitsplätze, insgesamt ein Volumen von  
100 Vollzeitarbeitsplätzen, soll bis 2025 abge-
baut werden – so der Plan vom Sommer 2020, 
bevor die zweite Corona­Welle begann. 

 Auch die Lufthansa steckt pandemiebedingt in 
Schwierigkeiten und hat ein bundesweites Spar-
programm beschlossen. Schon in den Vorjahren 
waren frei werdende Stellen in der Regel durch 
– schlechter bezahlte – Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter von Fremdfirmen ersetzt worden; 
aktuell sollen bundesweit 370 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter entlassen werden, davon 25 am 
Flughafen Bremen. Die praktische Ausbildung 
an der von der Lufthansa seit rund 60 Jahren 
in Bremen betriebenen Verkehrsfliegerschule, 
die seit 2017 unter dem Namen „European 
Flight Academy“ firmiert, steht vor dem Aus. 
Zudem ist auch unklar, ob die Bundeswehr ihr 

Jörg Muscheid

Wirtschaft und Beschäftigung 
in der Stadt Bremen 

Folgen der Pandemie nicht absehbar

In aller Kürze:

Schon im Jahr 2019 hatte die wirtschaftliche Dynamik in Bremen 
deutlich nachgelassen. In vielen Branchen gab es problematische 
Entwicklungen. 
Nach dem schwachen Start 2020 sind in den Folgemonaten alle 
Prognosen durch die Corona-Pandemie Makulatur geworden. Das 
zweite Quartal 2020 markiert den Beginn einer schwierigen Entwick-
lung auf dem Arbeitsmarkt, mit negativen Meldungen aus den wich-
tigsten Bereichen der bremischen Wirtschaft. In der Statistik bildet 
sich diese Entwicklung allerdings noch nicht ab. Der massive Einsatz 
von Kurzarbeit und finanziellen Hilfen für Unternehmen und Selbst-
ständige wie auch die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht haben 
Wirtschaft und Arbeitsmarkt zunächst stabilisiert. Die Probleme sind 
damit nicht gelöst, aber zumindest vertagt.
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Schon 2019 gaben die Kleidungsketten Mango 
und Benetton und der Schuhhandel Tamaris auf, 
aktuell schließt auch der Ausstatter L’Uomo sein 
Geschäft. Die Pandemie ist nur eines der Pro-
bleme, mit dem der Einzelhandel in Bremen 
konfrontiert ist: Hohe Mieten, der Trend zum 
Online­Handel und die nachlassende Attrakti-
vität der City bilden ein insgesamt schwieriges 
Umfeld. Der wohl schwerste Schlag für die City 
im vergangenen Jahr war zudem die Schließung 
von Galeria Karstadt Kaufhof, einer der zentra-
len Anziehungspunkte in der Bremer Innenstadt, 
im Rahmen der konzernweiten Einsparmaßnah-
men. Zusammen mit dem Warenhaus Karstadt in 
Bremerhaven, das ebenfalls geschlossen wurde, 
gehen nach Meldungen der Gewerkschaft Verdi 
bis zu 144 Arbeitsplätze verloren.

 Bei zentralen Bauprojekten in der Innenstadt 
gab und gibt es Verzögerungen. Aufgrund des 
politischen Widerstandes gegen ihren Entwurf 
stieg eine Investorengruppe um die israelische 
Familie Schapira zunächst aus den Plänen aus, 

Transportfliegerpersonal auch künftig in Bremen 
ausbildet. Im schlimmsten Fall wären knapp 150 
Beschäftigte am Standort betroffen.

 Neben der Gastronomie ist vor allem der Einzel-
handel stark in Mitleidenschaft gezogen. Insol-
venzen infolge der Pandemie sind bislang aber 
nicht erfolgt. Gleichwohl ist die Situation in Bre-
men schwierig: So meldete die Modemarke Zara 
im Sommer, dass sie die Filiale in der City auf-
gibt. Etwa 43 Angestellte sind davon betroffen. 

„Die Corona-Pandemie erfasste auch 
zuvor krisenresistentere Branchen.“
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das bisherige Sparkassengelände Am Brill kom-
plett neu zu gestalten. Inzwischen sind alterna-
tive Planungen fortgeschritten und könnten an 
dieser prominenten Stelle für ein attraktives Bin-
deglied zwischen Obernstraße und Faulenquar-
tier sorgen. Begonnen wurde mit der Umsetzung 
noch nicht, dem Vernehmen nach wird noch am 
Nutzungskonzept gefeilt, das auch Bildungsan-
gebote einschließen soll. Der geplante Verkauf 
des Kaufhof­Gebäudes an den Investor Zech, der 
eine umfassende bauliche Neugestaltung unter 
Einbeziehung des Parkhauses und der beiden 
zentralen Kaufhäuser vornehmen wollte, wurde 
bislang nicht realisiert. Auch in diesem Kern-
bereich der City ist die Neuordnung des Innen-
stadtbereichs also zunächst gestoppt. 

 Vor dem Hintergrund der beschriebenen Unwäg-
barkeiten stellt sich die Frage, wie es mit der 
Bremer Innenstadt weitergehen soll. In Bremen 
wurde im Sommer 2020 dazu seitens des Senats 
ein „City­Gipfel“ einberufen, in dessen Rahmen 
sich Akteurinnen und Akteure aus vielen Berei-
chen der Stadtgesellschaft mit der Entwicklung 
der Innenstadt beschäftigten. Erstes Ergebnis 
war die Implementierung eines gut 13 Millionen 
Euro schweren Aktionsprogramms, das kurzfris-
tig die „Aufenthalts­ und Erlebnisqualität“ in der 
Innenstadt steigern soll, unter anderem durch 
freies WLAN, mehr Sauberkeit etc. Fest steht, 
dass die bisher vorherrschende Betrachtung der 
Innenstadt als „Konsumzone“ zu kurz greift. 
Es muss vielmehr um einen umfassenden Wan-
del gehen, der die Innenstadt zu einem Quartier 
weiterentwickelt, in dem auch gelebt und gear-
beitet wird – mit einem Mix aus Wohnen, Büros 
und Gewerbe, attraktiven Leuchtturmprojekten 
und innovativen Nutzungskonzepten. Ein Akti-
onsbündnis aus Kammern, Verdi, Investoren und 
anderen Playern will die Entwicklung vorantrei-
ben.

 2020 markiert auch für die Industrie ein 
schwieriges Jahr. Besonders betroffen war hier 
zunächst die Stahlindustrie. Unter anderem auf-
grund der massiven Auftragseinbrüche weltweit 
– vor allem Aufträge aus der Automobilindus-
trie blieben aus – musste ArcelorMittal im Früh-
jahr des vergangenen Jahres Kurzarbeit einfüh-
ren. Auch nach den Sommermonaten blieb die 
Auslastung des Stahlwerks zu gering, sodass die 
Kurzarbeit bis Ende 2020 verlängert wurde. Seit 
Ende September läuft allerdings der Hochofen 3 
am Standort wieder und die Umsatzergebnisse 
im vierten Quartal 2020 deuten auf eine Erho-
lung in 2021 hin.

 Auch Daimler vermeldete im zweiten Quar-
tal 2020 tiefrote Zahlen und die Einführung 
von Kurzarbeit. Das Jahr schloss der Konzern 
allerdings mit einem deutlichen Plus ab – und 
erhöhte dementsprechend auch die Dividende. 
Politisch und bei der Vertretung der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sorgte das durch-
aus für Unmut, da gut 500 bis 700 Millionen 
Euro Kurzarbeitergeld, ausgezahlt von der Agen-
tur für Arbeit, zum positiven Jahresergebnis bei-
trugen.1 Grundsätzlich ist die Beschäftigung bei 
Daimler aufgrund der Übereinkunft von Unter-
nehmensleitung und Gesamtbetriebsrat bis 2030 
gesichert, betriebsbedingte Kündigungen sind 
ausgeschlossen. Die wirtschaftliche Erholung 
steht aber zum einen unter dem Vorbehalt, dass 
die Pandemie in diesem Jahr überwunden wer-
den kann. Zum anderen muss Daimler der Ein-
stieg in den Markt der Elektromobilität gelin-
gen, denn der Start des neuen Modells EQC 
blieb bislang hinter den Erwartungen zurück. 
Schwierig ist auch die Situation der Automo-
bilzulieferer, die im Detail bereits im Lagebe-
richt 2020 dargestellt wurde. Insgesamt geht die 
WFB Wirtschaftsförderung Bremen GmbH von 
mehr als 30 Unternehmen in diesem Bereich 
in der Region aus; betroffen von der Situation 
der Automobilhersteller sind im Prinzip alle. 

1 Vgl. Lakeband (2021).
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2 Vgl. Beneke (2021). 3 Vgl. Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2021).

Der strukturelle Wandel hin zur Elektromobili-
tät ging für die meisten Unternehmen schon vor 
Corona mit erheblichen Einsparnotwendigkeiten 
einher; durch die Pandemie wird die Situation 
wie unter einem Brennglas verstärkt. Je nach 
Lageentwicklung 2021 rechnen Fachleute daher 
in diesem Bereich bundesweit mit Insolvenzen.

 Bereits 2019 hatte Airbus mit Problemen zu 
kämpfen und ein Sparprogramm für seine Rüs-
tungs­ und Raumfahrtsparte aufgelegt. Da der 
Flugverkehr im Frühjahr 2020 weitestgehend 
zusammengebrochen ist und praktisch alle Flug-
gesellschaften ihre mittel­ und langfristigen 
Bestellungen stark zurückgefahren haben, mar-
kiert die Corona­Pandemie einen Tiefschlag für 
die zivile Luftfahrt als Kerngeschäft von Air-
bus. Ein erster Einsparungsschritt war das Aus 
für 1.100 Leiharbeitnehmerinnen und ­arbeit-
nehmer in den norddeutschen Werken Mitte des 
Jahres. Im Sommer gab Airbus zudem bekannt, 
dass weltweit Tausende von Stellen abge-
baut werden müssten. In Bremen sollten knapp 
450 Stellen von insgesamt rund 2.500 Arbeits-
plätzen in der Verkehrsflugzeugsparte gestrichen 
werden, also fast jeder fünfte Arbeitsplatz. Letzt-
lich konnte der Stellenabbau in Bremen durch 
die Nicht­Verlängerung befristeter Verträge, 
durch freiwilliges Ausscheiden nach Abfindungs-
zahlungen, durch den Abbau von Leiharbeit und 
Verrentungen realisiert werden.2

Alles in allem erweist sich 2020 als das wohl 
schwierigste Krisenjahr bundesweit, aber gerade 
auch für die bremische Wirtschaft. Der massive Ein-
bruch der Exporte aufgrund der weltweiten Auswir-
kungen der Pandemie trifft das eigentlich export-
starke Bremen und seine strukturbestimmenden 
Großunternehmen ganz besonders. Zugleich erwei-
sen sich die pandemiebedingten Schließungen als 
Tiefschlag für die konsumorientierten Dienstleis-
tungen. Der Lockdown im Einzelhandel, im Gast-
gewerbe, im Kultur­ und Freizeitbereich etc. ist auf 
Dauer existenzbedrohend für viele Selbstständige 
sowie kleine und mittelständische Unternehmen, 
die „an sich“ wirtschaftlich gesund wären.

Beschäftigungsentwicklung in der 
Stadt Bremen 

In der Wirtschafts­ und Beschäftigungsstatistik hat 
sich diese Situation allerdings bislang nicht nieder-
geschlagen. Das Aussetzen der Insolvenzantrags-
pflicht im vergangenen Jahr, die langfristige Förde-
rung von Kurzarbeit und nicht zuletzt die massiven 
Finanzhilfen der öffentlichen Hand sichern aktu-
ell den Bestand der meisten Unternehmen über die 
Pandemie hinweg – vorausgesetzt, dass die sich 
abzeichnende Verbesserung der Situation keine 
Rückschläge durch eine weitere Corona­Welle erlei-
det und von daher eine Rückkehr zur Normalität ab 
dem Sommer 2021 möglich sein wird. Vor diesem 
Hintergrund sind die Zahlen zur Beschäftigungsent-
wicklung in der Stadt Bremen 2020 mit Vorsicht zu 
betrachten. 

Mitte des Jahres war die Beschäftigung in der Stadt 
Bremen mit 280.600 Arbeitsplätzen nur unwesent-
lich unter dem Vorjahresniveau (minus 757 Arbeits-
plätze). Anders als im Vorjahr verzeichneten die 
Dienstleistungsbranchen einen Beschäftigungsrück-
gang in Bremen von minus 1.288 Arbeitsplätzen, in 
der Industrie dagegen war ein Plus von 342 Arbeits-
plätzen zu verzeichnen.3
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Abbildung 1: 
Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung und des Frauenanteils in der Stadt 
Bremen 2008 bis 2020 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Der Rückgang bei der Beschäftigung in der Stadt 
Bremen ist vor allem auf Verluste bei der Vollzeit-
beschäftigung zurückzuführen: Mit 195.254 Voll-
zeitarbeitsplätzen (minus 843 gegenüber 2019) ist 
der kontinuierliche Anstieg der letzten acht Jahre 
gebrochen; die Teilzeitbeschäftigung konnte mit 
einem Plus von 86 Arbeitsplätzen weiter zulegen 
auf 85.373 Arbeitsplätze. 

Deutliche Spuren des pandemiebedingten Lock-
downs zeigten sich dagegen schon Mitte des Jahres 
bei der geringfügigen Beschäftigung: Bei den Mini-
jobs in Nebenbeschäftigung gingen 702 Arbeits-
plätze (minus 3,1 Prozent) verloren, die Gesamt-
zahl lag Mitte des Jahres damit bei 21.979. Bei der 
ausschließlich geringfügigen Beschäftigung war der 

„Die Folgen der Pandemie stehen dem  
Arbeitsmarkt noch bevor.“

Bei den Wirtschaftsbereichen zeigt sich ein unter-
schiedliches Bild, wie Abbildung 2 zu entneh-
men ist. Die Wirtschaftsbereiche mit den stärks-
ten Zunahmen sind das Gesundheitswesen (plus 
1.244 Arbeitsplätze) und Information und Kommu-
nikation (plus 501). Die stärksten Jobverluste gab 
es in freiberuflichen, wissenschaftlichen und tech-
nischen Dienstleistungen (minus 1.539), in der 

Rückgang mit einem Minus von 3.319 Arbeitsplät-
zen (minus 9,1 Prozent) sogar deutlich stärker; die 
Gesamtzahl sank auf 33.058 Minijobs. 
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4 Vgl. Bundesagentur für Arbeit: Sonderauswertung 

(2021).

Arbeitnehmerüberlassung (minus 1.111) und im 
Gastgewerbe (minus 691).4

Alles in allem verlief die Beschäftigungsentwicklung 
in der Stadt Bremen 2020 noch stabil. Die mittelfris-
tige Entwicklung der Quartalszahlen seit Juni 2018 
hat allerdings ein deutliches Nachlassen der Dyna-
mik gezeigt; ein Indikator für die konjunkturelle 

Abbildung 2: 
Beschäftigungsentwicklung nach Wirtschaftsbereichen und Geschlecht in der 
Stadt Bremen von 2019 bis 2020 (jeweils 30. Juni)

Quelle: Bundesagentur für Arbeit (Sonderauswertung): (1): für den Bereich Metall, Elektro etc. ist nur die Gesamt-
zahl verfügbar
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Abschwächung 2018 und 2019. Die Folgen der Pan-
demie stehen dem Arbeitsmarkt zudem noch bevor. 
Der deutliche Rückgang der geringfügigen Beschäf-
tigung 2020 wie auch der Arbeitsplatzabbau bei 
der Leiharbeit sind Frühindikatoren für die wei-
tere Entwicklung in diesem Jahr. Sobald die staatli-
chen Unterstützungsmaßnahmen und hier insbeson-
dere die Kurzarbeit ausläuft, könnte ein deutlicher 
Abbau von sozialversicherungspflichtigen Arbeits-
plätzen folgen.
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Für die Landespolitik besteht mittelfristig nach wie 
vor die Notwendigkeit, die strukturelle Entwicklung 
der bremischen Wirtschaft voranzutreiben. In der 
Position zum Koalitionsvertrag hat die Arbeitneh-
merkammer bereits 2019 die wesentlichen Punkte 
formuliert5 und seitdem in den politischen Diskurs 
Weiteres eingebracht: 

 Hierzu gehört die Weiterentwicklung der vor-
handenen Wirtschaftscluster in Richtung wich-
tiger Dienstleistungsbereiche wie die Informa-
tions­ und Kommunikationstechnik und die 
Gesundheitsbranche sowie die Unterlegung die-
ser Strategien mit konkreten Maßnahmen und 
Zielen. 

 Im Rahmen einer umfassenden Qualifizierungs-
strategie müssen sich zudem Beschäftigte unter 
fairen Bedingungen für neue Arbeit qualifizie-
ren können. Einzelhandel, Industrie, Logistik – 
bedeutende Bremer Branchen werden sich durch 
Strukturwandel, Globalisierung und Digitalisie-
rung erheblich wandeln. Arbeitsmarktpolitik 
sollte nicht erst auf den Plan treten, wenn der 
Worst Case, nämlich Arbeitslosigkeit, eingetre-
ten ist. Es braucht gemeinschaftlich von Land, 
Arbeitsagentur und Betrieben finanzierte Trans-
formationsgesellschaften, in denen von Perso-
nalabbau betroffene Beschäftigte einer Bran-
che aufgenommen werden, damit sie sich neu 
orientieren können. Nicht zuletzt wird neben 
der Digitalisierung auch die ökologische Wende 
weite Teile der bremischen Wirtschaft verän-
dern. Dieser Wandel muss gestaltet und Beschäf-
tigung gesichert werden. Ein Landesprogramm 
zur Förderung von Innovation und Beschäfti-
gung im digitalen und sozial­ökologischen Wan-
del muss sich gleichberechtigt an Betriebslei-
tungen und Betriebsräte richten. Betriebe und 
Belegschaften können so nachhaltig für die 
Zukunft gerüstet werden, die Mitbestimmung 
und die Sozialpartnerschaft werden gestärkt.

— Bericht zur Lage 2020

5 Vgl. Arbeitnehmerkammer Bremen (2019).
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1.000 Stellen – und damit fast fünfmal so viele. Ins-
gesamt ist die sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung in der Seestadt um 1,9 Prozent zurückge-
gangen. Zum Vergleich: In Bremen­Stadt und in 
Deutschland betrug der Stellenabbau 0,3 Prozent. 
Die Entwicklung in Bremerhaven hat sich damit 
im vergangenen Jahr wieder von der bundesdeut-
schen Entwicklung abgekoppelt. Werden die einzel-
nen Quartale separat betrachtet, dann fällt auf, dass 
der Arbeitsmarkt eine Achterbahnfahrt hinter sich 
hat – leider mit starker Tendenz nach unten. So sind 
zwischen Juni 2019 und September 2019 insge-
samt rund 900 zusätzliche Arbeitsplätze entstanden, 
in dem darauf folgenden Quartal aber ähnlich viele 
Stellen abgebaut worden. Zwischen Januar 2020 
und März 2020 sind etwa 500 Jobs verloren gegan-
gen, in den drei folgenden Monaten bis Juni 2020 
ebenso viele. Diese nach Quartalen differenzierte 
Entwicklung verdeutlicht, dass der Beschäftigungs-
einbruch in Bremerhaven nicht allein der Coro-
na­Pandemie geschuldet ist, sondern bereits Ende 
2019 eingesetzt hat. 

Von dem Arbeitsplatzabbau waren fast ausschließ-
lich Männer betroffen (minus 892 Arbeitsplätze 
beziehungsweise –3 Prozent), während er bei 
den Frauen wesentlich moderater ausfiel (minus 
98 Arbeitsplätze beziehungsweise –0,4 Prozent). 
Der Frauenanteil an den sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten ist im Zuge dieser Entwicklung 
leicht angestiegen und liegt nun bei 44,6 Prozent 
(Abbildung 1). Er ist damit etwas höher als in Bre-
men­Stadt (44,2 Prozent), aber deutlich niedriger 
als im bundesdeutschen Durchschnitt (46,3 Prozent) 
(Abbildung 1).

In aller Kürze:

Nach den Jahren des kontinuierlichen Arbeitsplatzaufbaus 
in Bremerhaven ist der Strukturwandel ins Stocken gera-
ten, Beschäftigungsverluste waren die Folge. Diese wurden 
nicht nur durch die Covid-19-Pandemie verursacht, son-
dern setzten schon vorher ein. Allerdings wird die Coro-
na-Krise dazu führen, dass sich die Situation auf dem 
Arbeitsmarkt in diesem Jahr weiter zuspitzt: Sowohl der 
Hafen, aber auch der Tourismus und der Einzelhandel wer-
den die Folgen zu spüren bekommen. In einigen Bereichen 
werden Stellen gestrichen, in anderen wird sich der Druck 
auf die Löhne und die Beschäftigungsverhältnisse erhö-
hen. Prekarisierungstendenzen können sich hierdurch ver-
schärfen. Umso wichtiger ist es, dass sich Bremerhaven 
mehr denn je die Frage stellt, welche Branchen sich hier in 
Zukunft ansiedeln können. Mit der Wasserstoffwirtschaft 
setzt die Seestadt auf ein Zukunftsfeld. Arbeitsplätze wer-
den hier aber erst in einigen Jahren entstehen. Der Öffent-
liche Dienst und der Wissenschaftssektor haben sich 
erneut als stabile und kontinuierlich wachsende Säulen 
des Bremerhavener Arbeitsmarkts erwiesen. Die Bereiche 
„Gesundheit und Soziales“ werden an Bedeutung gewin-
nen. Diese Entwicklung ist durch den Ausbau der Hoch-
schule entsprechend zu flankieren.

Dr. Marion Salot

Wirtschaft und Beschäfti-
gung in Bremerhaven

Deutlicher Beschäftigungsrückgang – und das 
nicht nur pandemiebedingt

 Nachdem in Bremerhaven seit 2004 ein fast 
kontinuierlicher Arbeitsplatzzuwachs zu verzeich-
nen war, ist die Beschäftigung zwischen Juni 2019 
und Juni 2020 das zweite Jahr in Folge gesunken. 
Der Stellenabbau fiel dabei aber bedeutend größer 
aus als noch im Vorjahreszeitraum. Während zwi-
schen Juni 2018 und Juni 2019 210 Arbeitsplätze 
verloren gingen, waren es im Jahr darauf knapp 
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„Die Beschäftigungsentwicklung nach Anfor-
derungsniveau zeigt, dass es in erster Linie 
Helferberufe waren, in denen Arbeitsplätze 
abgebaut wurden.“
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Ein Blick auf die Beschäftigungsentwicklung nach 
Ausbildungsstand verdeutlicht, dass in erster Linie 
Beschäftigte vom Stellenabbau betroffen waren, 
deren Ausbildung unbekannt ist (minus 633 Stel-
len). Außerdem sind gut 200 Arbeitsplätze von 
Beschäftigten ohne Ausbildung verloren gegangen 
sowie knapp 350 für Menschen, die über eine abge-
schlossene Berufsausbildung verfügen. Die Beschäf-
tigungsentwicklung nach Anforderungsniveau zeigt, 
dass es in erster Linie Helferberufe waren, in denen 
Arbeitsplätze abgebaut wurden (minus 788 Stellen 
oder –8 Prozent). Für hoch qualifizierte Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sind hingegen Arbeits-
plätze entstanden – und zwar für Frauen doppelt 
so viele wie für Männer (plus 122 beziehungsweise 
plus 66). Der Frauenanteil unter den hoch qualifi-
zierten Beschäftigten beträgt nun 47,2 Prozent und 
ist damit nicht nur höher als unter den sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten insgesamt, sondern 
auch höher als in Bremen­Stadt. Hier liegt er bei 
44,3 Prozent.

Ebenso wie die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung war auch die Zahl der geringfü-
gig entlohnten Beschäftigten rückläufig. Sie ist 
um 7,2 Prozent gesunken. Das entspricht 741 Stel-
len. Von dieser Entwicklung waren Frauen stär-
ker betroffen als Männer (–8,8 Prozent gegenüber 
–5 Prozent). Der starke Rückgang bei den Mini-
jobs ist zum großen Teil auf den Einbruch im Gast-
gewerbe zurückzuführen. Hier sind zwischen Juni 
2019 und Juni 2020 allein 374 Stellen gestrichen 
worden – das entspricht fast der Hälfte aller abge-
bauten Minijobs. Im Gastgewerbe ist damit mehr 
als jeder fünfte Minijob verloren gegangen. Da der 
Abbau dieser Stellen zwischen Dezember 2019 und 
Juni 2020 erfolgte, ist davon auszugehen, dass diese 
Entwicklung auf die Corona­Krise zurückzufüh-
ren ist. Aber auch im Handel und bei den privaten 
Dienstleistungen war die Zahl der geringfügig ent-
lohnten Beschäftigungsverhältnisse rückläufig. 

Abbildung 1: 
Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung und des Frauenanteils in Bremerhaven  
2004 bis 2020

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Die Zahl der Arbeitslosen ist zwischen Dezember 
2019 und Dezember 2020 von 7.269 auf 7.832 (also 
um 7,7 Prozent) angestiegen und zwar sowohl im 
Rechtskreis SGB II als auch im Rechtskreis SGB III. 
Analog zur Beschäftigungsentwicklung waren 
Männer stärker von diesem Anstieg betroffen als 
Frauen. Die Arbeitslosenquote betrug im Dezem-
ber 2020 12,9 Prozent. Im Vorjahresmonat lag sie 
mit 12,1 Prozent um 0,8 Prozentpunkte niedri-
ger. Nachdem die Langzeitarbeitslosigkeit seit 2016 
rückläufig war, ist sie zwischen Dezember 2019 und 
Dezember 2020 um 15,4 Prozent gestiegen (Abbil-
dung 2).

2019 und damit zeitgleich zur Aufgabe des Stand-
ortes der Firma Schnellecke Logistics Verpackung 
GmbH. Schnellecke hatte bis dahin für Volkswa-
gen Autoteile wasserfest verpackt und in Seecon­
tainern verladen. Der Betrieb musste schließen, weil 
der Hauptkunde VW seinen Auftrag zur Verladung 
von Autoteilen neu ausgeschrieben hat und die-
ser an das Unternehmen Imperial Logistics in Wil-
helmshaven ging. An dem Standort in Bremerhaven 
waren etwa 170 Festangestellte und 50 Leiharbeits-
beschäftigte tätig. Die Beschäftigungsverluste in der 
Metall­, Elektro­ und Stahlindustrie können zumin-
dest teilweise auf die Schließung des Senvion­Wer-
kes zurückgeführt werden. Auch hier gibt es eine 

Abbildung 2: 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Bremerhaven
Jahresdurchschnittswerte

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Arbeitsplatzverluste treffen viele 
Branchen

In den vergangenen Jahren waren jeweils nur ein-
zelne Branchen von Beschäftigungsrückgängen 
betroffen. Zwischen 2019 und 2020 verzeichne-
ten dagegen mehrere Wirtschaftsbereiche Arbeits-
platzverluste. Die meisten Stellen wurden aber in 
der Leiharbeit gestrichen (Abbildung 3). Hier ist 
fast jede fünfte Stelle abgebaut worden. Auch im 
Bereich „Verkehr und Lagerei“ waren Arbeitsplatz-
verluste zu vermelden, außerdem in der Metall­, 
Elektro­ und Stahlindustrie. Der Beschäftigungsab-
bau im Bereich „Verkehr und Lagerei“ erfolgte Ende 
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zeitliche Überschneidung. Im Einzelhandel sind 
ebenfalls Stellen verloren gegangen. Diese schla-
gen sich allerdings noch nicht in der Statistik nie-
der. Hier spielt vor allem die Schließung von Saturn 
und Karstadt eine Rolle (siehe Kasten). Es ist davon 
auszugehen, dass sich der Beschäftigungsrückgang 
hier noch weiter fortsetzen wird – spätestens dann, 
wenn sich die Folgen des zweiten Lockdowns auf 
dem Arbeitsmarkt bemerkbar machen wird.

Pandemie trifft Bremerhavens Kern-
branchen

Auch wenn die endgültigen Folgen der Pandemie 
für den Bremerhavener Arbeitsmarkt noch nicht 
absehbar sind, wirft sie in einigen – für Bremerha-
ven zentralen – Branchen bereits ihre Schatten vor-
aus. So hat die Tourismusbranche besonders stark 
unter der Pandemie gelitten. Unter anderem wurde 

Abbildung 3: 
Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung in Bremerhaven
Juni 2019 bis Juni 2020

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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das alle fünf Jahre stattfindende Bremerhavener 
Großereignis – die „Sail“ – coronabedingt abgesagt, 
für das mehr als eine Millionen Besucherinnen und 
Besucher erwartet wurden. Für die Tourismusbran-
che in der Seestadt, aber auch für den Einzelhandel 
sind hiermit normalerweise erhebliche zusätzliche 
Einnahmen verbunden, die nun ausgefallen sind. 
Darüber hinaus ist aber auch die Zahl der Ankünfte 
zwischen Januar und Oktober 2020 gegenüber dem 

Arbeitsplatzgewinne gab es vor allem im Öffentli-
chen Dienst. Hiervon haben insbesondere Frauen 
profitiert. Die Beschäftigungszuwächse bei den frei-
beruflichen, wissenschaftlichen und technischen 
Dienstleistungen gehen vor allem auf das Konto des 
Wissenschaftssektors. Hier sind fast 100 Stellen hin-
zugekommen. Dieser Bereich erweist sich einmal 
mehr als stabiles und kontinuierlich wachsendes 
Standbein des Bremerhavener Wirtschaftsstandorts.
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Vorjahreszeitraum in Bremerhaven um 41  Prozent 
eingebrochen, die Zahl der Übernachtungen um 
knapp 33 Prozent.1 Dementsprechend ist auch die 
Beschäftigung im Gastgewerbe in Bremerhaven 
zurückgegangen. 

Der eingeschränkte Reiseverkehr hat sich auch 
massiv auf das Kreuzfahrtgeschäft ausgewirkt, das 
im vergangenen Jahr vollständig stillstand. Dies 
hat Folgen für die Lloyd Werft und ihre knapp 
300 Beschäftigten. Aktuell arbeitet das Bremerha-
vener Schiffbauunternehmen zwar an einer Luxus­
yacht, allerdings ist sie auch von der Krise der MV 
Werften betroffen, weil sie ebenso wie die meck-
lenburg­vorpommerischen Werften zur Genting 
Group gehört. Die MV Werften mit ihren Standorten 
in Rostock, Wismar und Stralsund sind stark vom 
Kreuzfahrtgeschäft abhängig. Die Genting Group 
hat vor fünf Jahren die Bremerhavener Werft und 
auch die Standorte an der Ostsee übernommen, um 
sich so für das damals boomende Kreuzfahrtseg-
ment mit den entsprechenden Produktionskapazi-
täten zu versorgen. Die Werften sollten Schiffe für 
den eigenen Bedarf der Genting Group bauen, weil 
zu dieser Zeit alle Unternehmen in diesem Markt 
über Jahre ausgelastet waren. Inzwischen hat sich 
das Blatt bekanntlich vollständig gewendet. Derzeit 
wird für die in Schieflage geratenen MV Werften ein 
Restrukturierungskonzept erarbeitet. Sie sind zudem 
dringend auf eine entsprechende finanzielle Unter-
stützung durch den Bund angewiesen. Im Zuge die-
ser Entwicklung plant die Genting Group auch den 
Verkauf der Lloyd Werft. Erste Sondierungsgesprä-
che werden bereits geführt. Welche Konsequenzen 
dies für die Beschäftigten hat, war bis Redaktions-
schluss noch unklar.

Auch die Hafenwirtschaft leidet unter den Fol-
gen der Pandemie. Sowohl im Automobil­ als auch 
im Containerumschlag sind die Zeiten des Rekord-
wachstums vorbei und die Corona­Pandemie hat die 
ohnehin schon angespannte Situation noch zusätz-
lich verschärft. Für die ersten drei Quartale zeich-
net sich für den Containerumschlag ein Rückgang 
von knapp sieben Prozent gegenüber dem Vor-
jahr ab.2 Beim Automobilumschlag wurde für das 
gesamte Jahr 2020 ein Minus von rund 26 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr verzeichnet.3 Erstmals seit 
fast zehn Jahren wurden auf dem Bremerhavener 

1 Vgl. Statistisches Landesamt Bremen (2021).

2 Die Jahreszahlen wurden bis Redaktionsschluss 

noch nicht veröffentlicht.

3 Vgl. Senatorin für Wissenschaft und Häfen (2020).

4 Vgl. Bliedtner (2021).

5 RoRo-Frachter sind Schiffe, bei denen bewegliche 

Güter auf das Schiff gefahren werden können.

Autoterminal weniger als zwei Millionen Fahr-
zeuge umgeschlagen. Vor allem der Lockdown in 
der Automobilindustrie im Frühjahr 2020 hat die-
sen starken Einbruch verschuldet. Die angespannte 
Situation im Hafen geht auch an den Beschäf-
tigten nicht spurlos vorüber. So zeichnet sich im 
Container umschlag ein Beschäftigungsabbau ab 
(siehe Artikel „Konkurrenz oder Kooperation?“ in 
diesem Band) und auch der hafeneigene Personal-
dienstleister, der Gesamthafenbetriebsverein im 
Lande Bremen e. V. (GHBV) ist in Schieflage gera-
ten und musste Insolvenz anmelden. Glücklicher-
weise ist es inzwischen gelungen, den Fortbestand 
des GHBV zu sichern. Von gut 1.300 Arbeitsplätzen 
sollen 1.000 erhalten bleiben, rund 200 Beschäf-
tigte werden von den Hafeneinzelbetrieben über-
nommen. Der Abbau von 140 Stellen konzentriert 
sich hauptsächlich auf Bremen.4 Für die Beschäftig-
ten im Hafen ist dies ein wichtiger Schritt, mit dem 
verhindert werden kann, dass Leiharbeitsfirmen die 
Arbeiten des GHBV übernehmen. Dies würde den 
Druck auf die Beschäftigungsverhältnisse und Tarif-
strukturen in den Hafeneinzelbetrieben erheblich 
erhöhen. 

Im vergangenen Jahr gab es aber auch gute Nach-
richten, die verdeutlichen, welchen Wert die Hafen-
flächen mit direktem Zugang zur Kaje für Unter-
nehmen haben können, die beispielsweise große 
und sperrige Teile produzieren und auf der Suche 
nach einem neuen Standort sind. Die Mafi & Trepel 
Technology GmbH hat bekannt gegeben, sich auf 
dem ehemaligen Carl­Schurz­Gelände niederzulas-
sen, um schwere Zugmaschinen für Flugzeuge sowie 
Con tainer zu montieren. Ausschlaggebend für die 
Standortentscheidung war der Zugang zu schwer-
lasttauglichen Kajen und die Nähe zum Hafen, 
den sowohl Containerschiffe als auch Roll­on­roll­
off(RoRo)­Frachter5 anfahren. Weil die montierten 
Fahrzeuge Überbreite haben und der Transport über 
die Straße schwierig und teuer ist, ist die Nähe zur 
Küste ein wichtiges Kriterium bei der Standortwahl. 
Der Geschäftsbetrieb wird voraussichtlich 2022 auf-
genommen, die Personalsuche soll im zweiten Halb-
jahr 2021 beginnen. In der ersten Phase sollen etwa 
75 Arbeitsplätze für Schlosser, Mechatroniker und 
Elektriker entstehen. Mittelfristig plant das Unter-
nehmen eine Produktionsstraße mit eigenem Logis-
tikzentrum. In dieser Phase würden dann auch 
IT­Spezialisten und Ingenieure benötigt.
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Strukturwandel im (Bremerhavener) Einzelhandel:  
Karstadt geht – Amazon kommt

Der durch die Covid-19-Pandemie beschleunigte 
Strukturwandel im Einzelhandel hinterlässt auch 
in Bremerhaven seine Spuren. Sowohl Saturn als 
auch Karstadt werden ihre Tore in der Innenstadt 
schließen. Vor allem die Ende 2020 erfolgte 
Schließung von Karstadt ist nicht nur für die 
Attraktivität der Innenstadt ein herber Verlust, 
sondern für die Beschäftigten das bittere Ende 
einer langen Hängepartie. Das Warenhaus war 
zwar ein wichtiger Frequenzbringer für die Bre-
merhavener City, fiel aber dennoch dem Sanie-
rungskonzept von Galeria Karstadt Kaufhof zum 
Opfer, bei dem ursprünglich fast die Hälfte der 
170 Filialen geschlossen werden sollten. Bereits 
vor Einsetzen der Pandemie ist die Warenhaus-
kette mehrfach in Schiefl age geraten, coronabe-
dingt wurde schließlich mit Umsatzverlusten von 
mehr als einer Milliarde Euro gerechnet. Im Juni 
wurden schließlich die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter über die Standortschließungen infor-
miert – sehr symbolträchtig am 25. Geburtstag 
von Amazon. Zwar wurden im Endeffekt „nur“ 47 
der ursprünglich geplanten 80 Filialen geschlos-
sen. Die Standorte von Galeria Kaufhof in Bre-
men und Karstadt in Bremerhaven gehören aber 
leider dennoch zu den betroffenen Häusern, 
die nicht gerettet werden konnten. In Bremer-
haven sind allein 110 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter von der Schließung betroffen. 90 Pro-
zent von ihnen sind Frauen. Im Durchschnitt 
waren sie rund 20 Jahre bei Karstadt beschäf-
tigt. Für sie geht hier also buchstäblich eine Ära 
zu Ende. Nicht nur für die Beschäftigten, son-
dern auch für die Bremerhavener Innenstadt 
ist die Schließung des Kaufhauses ein herber 
Verlust. In Bezug auf das breite Sortiment war 
Karstadt an diesem Standort praktisch konkur-
renzlos. Durch die Aufgabe des Standortes wird 
es also aller Voraussicht nach bei bestimmten 
Sortimenten Angebotslücken in der Bremerha-
vener Innenstadt geben. Vor der Pandemie sol-
len wöchentlich rund 60.000 Kundinnen und 
Kunden das Warenhaus besucht haben. Viele 
von ihnen werden ihren Einkauf vermutlich auch 
nach dem Lockdown ins Internet verlegen und 
damit den Strukturwandel im Einzelhandel wei-
ter  vorantreiben. 

Einer der Profiteure dieser Entwicklung ist zwei-
fellos Amazon. Das Unternehmen hat sich im 
vergangenen Jahr auf dem ehemaligen Gelände 
der Firma Schnellecke niedergelassen. Hier ist 
ein neues Verteilzentrum entstanden. In die-
sem Zwischenlager werden die Pakete aufgeho-
ben, bevor sie von den Lieferpartnern abgeholt 
und an die Kunden zugestellt werden. Amazon 
errichtet an Standorten Verteilzentren, an denen 
die Kundennachfrage steigt und wo beson-
ders häufig schnelle und flexible Lieferoptio-
nen angefragt werden. Insgesamt sollen etwa  
140 Arbeitsplätze bei Amazon direkt entstehen – 
die meisten von diesen Stellen erfordern keine 
Ausbildung. Hier fallen Tätigkeiten wie das Sor-
tieren von Paketen an sowie das Zusammenstel-
len von Routen. Etwa 20 Arbeitsplätze entstehen 
für Fachkräfte oder im Management. Darüber 
hinaus werden etwa 250 Fahrerinnen und Fahrer 
benötigt, die allerdings nicht direkt bei  Amazon 
angestellt sind. Das Unternehmen setzt hier auf 
kleine und mittelständische Paketdienste aus 
der Region, die parallel zu DHL und  Hermes die 
Lieferungen vornehmen. Amazon selbst wirbt 
damit, dass das Unternehmen „junge Men-
schen dafür begeistern will, sich selbstständig 
zu machen: als Paketzusteller“. Amazon stellt 
die Liefer- und Routenplanung, bietet Schulun-
gen an und garantiert ein geregeltes Zustell-
volumen. Den Fahrerinnen und Fahrern werden 
auch  Leasing-Fahrzeuge angeboten. Allerdings 
zeichnet sich bereits jetzt ab, dass die Arbeits-
bedingungen äußerst problematisch – und weit 
von einer sozial abgesicherten Beschäftigung 
 entfernt – sind. 

Die aktuellen Entwicklungen in Bremerhaven 
führen sehr deutlich vor Augen, welche Fol-
gen das veränderte Einkaufsverhalten und die 
Pandemie für die Beschäftigten haben, deren 
Arbeitsplätze von diesem Strukturwandel betrof-
fen sind. In diesem Fall gehen auf der einen 
Seite sozialversicherungspflichtige und tarif-
gebundene Beschäftigungsverhältnisse für Fach-
kräfte verloren, während auf der anderen Seite 
Stellen entstehen, die keine Ausbildung erfor-
dern, nicht tarifgebunden und nur zum Teil sozi-
alversicherungspflichtig sowie darüber hinaus 
zu einem weit größeren Teil zumindest  atypisch, 
wenn nicht sogar prekär sind.
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Wie sieht der Bremerhavener 
Arbeitsmarkt der Zukunft aus?

Die Corona­Pandemie trifft nicht nur wichtige 
Motoren des Bremerhavener Strukturwandels, wie 
den Tourismus, sondern auch die Kernbereiche des 
Arbeitsmarkts. Hier ist an erster Stelle der Hafen 
zu nennen. Auch der Schiffbau und der Einzelhan-
del werden in Mitleidenschaft gezogen. Es ist nicht 
davon auszugehen, dass sich alle diese Bereiche 
nach der Pandemie vollständig erholen oder ähn-
lich beschäftigungsintensiv sein werden, wie sie 
es vorher waren. Der Bremerhavener Arbeitsmarkt 
wird nach der Krise sehr wahrscheinlich ein anderes 
Gesicht haben. In Bremerhaven sind im vergange-
nen Jahr vor allem Helferberufe weggefallen. Diese 
sind aber für den Arbeitsmarkt von großer Bedeu-
tung, weil viele Arbeitssuchende und insbesondere 
die Langzeitarbeitslosen keine Berufsausbildung 
vorweisen können. Durch die angespannte Situation 
im Hafen wird es auch hier in Zukunft nicht mehr 
in bisherigem Umfang Arbeitsplätze für Geringqua-
lifizierte geben. Im Zuge der Ansiedlung von Ama-
zon sind zwar neue Stellen für Ungelernte entstan-
den, allerdings sind diese tariflich bei Weitem nicht 
so gut abgesichert wie die Arbeitsplätze im Hafen. 
Darüber hinaus ist ein Großteil der Arbeitsplätze, 
die hier entstehen, dem prekären Bereich zuzuord-
nen. 

Im Hafen selbst muss hingegen eine Prekarisie-
rung der Arbeitsverhältnisse unbedingt vermie-
den werden – insbesondere vor dem Hintergrund 
der aktuell anstehenden hohen Investitionen in die 
Kajenertüchtigung (siehe Artikel „Konkurrenz oder 
Kooperation?“ in diesem Band). Die Politik, die diese 
Mittel bereitstellt, sollte deshalb von den Hafen-
einzelbetrieben die Selbstverpflichtung einfordern, 
auf Leiharbeit zu verzichten. Eine Verstetigung des 
GHBV ist dafür unerlässlich, denn aufgrund der 
guten tariflichen Absicherung sind die Beschäfti-
gungsverhältnisse im Hafen für den Bremerhave-
ner Arbeitsmarkt nach wie vor von fundamentaler 
Bedeutung. 

Eine große „Baustelle“ ist die Situation im Ein-
zelhandel und insbesondere in der Innenstadt. 
Ein langer Leerstand nach der Karstadt­Schlie-
ßung muss unbedingt vermieden werden. In Bre-
merhaven wurde deshalb die Entwicklung der City 
zur Chefsache erklärt und liegt in der Zuständig-
keit des Oberbürgermeisters. Es wurde schnell an 
einem Impuls­Programm für die City gearbeitet 
und aus der ersten Tranche des Bremen­Fonds sol-
len gut 12 Millionen Euro in die Innenstadt fließen. 
Das sind damit sogar zwei Millionen Euro mehr 
als in Bremen. Die Frage nach den Perspektiven 

derjenigen, die bei Karstadt, bei Saturn und in den 
anderen Geschäften, die nun schließen müssen, 
gearbeitet haben, darf bei allem Aktionismus aber 
nicht aus den Augen verloren werden. Für sie müs-
sen Programme und Mittel bereitgestellt werden, 
die es ihnen ermöglichen, Zugang zu neuen Berufs-
feldern zu bekommen und sich entsprechend zu 
qualifizieren.

Bremerhavens Stärken zur Bewäl-
tigung des Strukturwandels sind 
erneut gefragt

Nachhaltigkeit und neue Technologien mit mari-
timem Bezug – diese Kombination könnte der 
Schlüssel für eine Neuausrichtung der Bremerhave-
ner Wirtschaftsstruktur sein. Die Wasserstoffwirt-
schaft ist hier ein Marktsegment, in dem sich Bre-
merhaven positionieren kann. Auch wenn sich die 
Beschäftigungseffekte erst nach einigen Jahren ein-
stellen werden, bietet das Feld erhebliches Poten-
zial, um den Strukturwandel voranzutreiben. Wich-
tig ist hierbei, dass sowohl für Bremerhaven, aber 
auch für das Land Bremen insgesamt geklärt wird, 
in welchen Bereichen der Wasserstoffwirtschaft eine 
Verortung stattfinden kann. Das „Spielfeld“ ist rie-
sig und reicht von der Speicherung über die Her-
stellung von Elektrolyseuren bis zu den vielfältigen 
Formen der Anwendung von Wasserstoff. 

„In den Bereichen ,Gesundheit und 
Soziales‘ werden auch für gut quali-
fizierte Frauen Arbeitsplätze ent-
stehen. Deshalb ist es wichtig, dass 
sich die Hochschule hier profiliert.“
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Nachholbedarfe, aber auch Potenziale gibt es in 
Bremerhaven bei den wissensintensiven Dienstleis-
tungen. So hat sich der Wissenschaftsbereich wei-
ter als wichtige und vor allem krisenfeste Säule der 
Bremerhavener Wirtschaftsstruktur erwiesen, in 
dem kontinuierlich Arbeitsplätze – insbesondere für 
hoch qualifizierte Frauen – entstehen. Rund um den 
IT­Bereich sowie bei Architektur­ und Ingenieur­
büros gibt es noch „Luft nach oben“. Hier kann 
im Schulterschluss mit der Hochschule, dem For-
schungssektor und dem geplanten Gründungszent-
rum auf der Luneplate nach Ansatzpunkten gesucht 
werden, um zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen, 
die auch in anderen Branchen als Innovationstreiber 
wirken können.

Die Bereiche „Gesundheit und Soziales“ werden an 
Bedeutung gewinnen und Beschäftigung generie-
ren – auch für gut qualifizierte Frauen. Deshalb ist 
es wichtig, dass sich die Hochschule hier profilie-
ren wird. Insbesondere der Studiengang „Soziale 
Arbeit“ kann ein ganz neues Klientel an Studieren-
den ansprechen und zum geplanten Ausbau beitra-
gen, denn er ist insgesamt stark nachgefragt und an 
vielen Hochschulen wegen knapper Studienplätze 
mit Zulassungsbeschränkungen versehen.

Das ganze Bündel an neuen Ansätzen und Perspekti-
ven, die sich für Bremerhaven ergeben, werden aber 
allein nicht ausreichen, um den Strukturwandel in 
der Seestadt zu bewältigen. Wirtschaftsentwick-
lung und Stadtentwicklung müssen Hand in Hand 
gehen, denn auch die Lebensqualität muss verbes-
sert werden: Zum einen, für die Studierenden, die 
im Zuge des Hochschulausbaus für Bremerhaven 
begeistert werden sollen. Zum anderen aber auch 
für die vielen Einpendlerinnen und Einpendler, die 
zwar gern hier arbeiten, aber lieber woanders woh-
nen. Die Entwicklung des Werftquartiers ist deshalb 
zu Recht in aller Munde, denn sie stellt eine einma-
lige Chance dar, hier ein nachhaltiges, buntes und 
gemischtes Quartier zu entwickeln – und zwar für 
alle Bremerhavenerinnen und Bremerhavener – und 
nicht nur für solche mit gehobenen Einkommen.

Fäden, die aufgegriffen und verflochten werden 
können, damit Bremerhaven auch dieses Mal den 
Strukturwandel meistert und sich neu erfindet, gibt 
es genug. Auch die entsprechenden Akteurinnen 
und Akteure sind vor Ort, die Veränderungen ansto-
ßen wollen. Sie warten nur auf die Unterstützung 
der Politik, die diese Chance nicht verstreichen las-
sen sollte.
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 Anfang 2020 sah es gut aus für die Staatsfi-
nanzen: Durch stetiges Wachstum und den robus-
ten Arbeitsmarkt wurden hohe Überschüsse erzielt. 
Ein neuartiges Virus beendete die Dekade finan-
zieller Konsolidierung jedoch abrupt. Im Frühjahr 
musste das ganze Land in den Lockdown, in der 
Folge belasteten Ausgaben für Unternehmensret-
tungsprogramme, den Gesundheitsschutz, das Kurz-
arbeitergeld und Konjunkturmaßnahmen die öffent-
lichen Haushalte stark. Die Ausgaben des Bundes 
stiegen im Vergleich zu 2019 um 24 Prozent an, 
seine Steuereinnahmen brachen um 14 Prozent ein. 
Das vergangene Jahr schloss er so mit einem Minus 
von 130 Milliarden Euro ab – zunächst waren sogar 
220 Milliarden Euro befürchtet worden. Im lau-
fenden Jahr soll sich das Defizit statt der zunächst 
geplanten knapp 100 Milliarden Euro allerdings 
auf fast 180 Milliarden Euro belaufen. Bei einem 

Haushaltsvolumen von rund einer halben Billion 
Euro heißt das, dass mehr als jeder dritte veraus-
gabte Euro über Kredite finanziert wird.

Die Situation in den Ländern und Kommunen ist 
nicht viel besser. Die Steuereinnahmen gingen 
2020 zwar lediglich um 2,5 Prozent zurück, wer-
den jedoch noch einige Jahre unter den Folgen der 
Pandemie leiden. Schon jetzt hat die Krise auch 
hier tiefe Spuren hinterlassen. Die Steuerschätzung 
vom November 2020 sieht im Vergleich zu der aus 
dem Vorjahr Mindereinnahmen für den Bund von 
jährlich 30 bis 40 Milliarden Euro vor (kumuliert 
134 Milliarden Euro für die Jahre 2021 bis 2024). 
Den Ländern fehlen im Vergleich zur Schätzung 
vom November 2019 – der letzten vor Corona – 
jährlich zwischen 15 und 20 Milliarden Euro in den 
Kassen – in Summe für die nächsten vier Jahre fast 
70 Milliarden Euro. Dem Land Bremen stehen allein 
im laufenden Jahr schätzungsweise 215 Millionen 
Euro, in den Folgejahren mindestens 170 Millionen 
Euro weniger zur Verfügung als vor Corona prog-
nostiziert; insgesamt 744 Millionen Euro bis 2024.

Die öffentlichen Schulden von Bund, Ländern und 
Kommunen stiegen nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamts im dritten Quartal 2020 auf fast 
2,2 Billion Euro und damit im Vergleich zum Jah-
resende 2019 um annähernd 300 Milliarden Euro. 
Der weitere Verlauf der Pandemie und die wirt-
schaftliche Entwicklung werden zeigen, was noch 
auf die öffentlichen Haushalte zukommt. Für 
einen Kassensturz ist es zu früh. Corona wird sie 
in Summe aber wohl über eine Billion Euro kos-
ten. Die Herausforderung ist damit enorm. Gleich-
wohl: Anlass für allzu große finanzpolitische Sorgen 
besteht derzeit nicht.

Dr. Tobias Peters

Zeit zu investieren

Solide Finanzen durch Wachstum und bessere 
Verschuldungsregeln

In aller Kürze:

Die Corona-Krise reißt große Löcher in die öffentlichen Haushalte. Die 
Schuldenbremse erlaubt in einer solchen Lage zwar Kredite, fordert 
aber in den folgenden Jahren mit der Tilgung zu beginnen. Durch das 
anhaltend niedrige Zinsniveau bei gleichzeitig hohem Investitionsbe-
darf wäre eine rasche Rückzahlung nicht sinnvoll. Stattdessen soll-
ten die Möglichkeiten, die die Schuldenbremse bietet, ausgeschöpft 
werden, um der wirtschaftlichen Erholung keinen Bärendienst zu 
erweisen. Darüber hinaus gilt es, die staatlichen Verschuldungsre-
geln generell zu überdenken. Ein schlichtes Verbot der Kreditauf-
nahme greift zu kurz. Ausbleibende Investitionen belasten zukünftige 
Generationen deutlich stärker als eine maßvolle öffentliche Verschul-
dung. Auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern käme eine Spar-
politik teuer zu stehen. 
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1 Die zulässige Nettokreditaufnahme berücksichtigt 

neben einer strukturellen und konjunkturellen Kompo-

nente auch den Saldo der finanziellen Transaktionen 

(in Höhe von –8 Milliarden Euro), sodass sie 2021 bei 

33 Milliarden Euro liegt. Die für die Schuldenregel rele-

vante geplante Kreditaufnahme bezieht den Finanzie-

rungssaldo der Sondervermögen (in Höhe von –18 Milli-

arden Euro) ein und liegt bei 198 Milliarden Euro. Siehe 

Haushaltsgesetz 2021 vom 21. Dezember 2020.

Kreditfinanzierung – 2021 gut 164 Milliarden Euro1 
– bedarf der Feststellung einer „außergewöhnlichen 
Notsituation“. Für diesen Teil der Neuverschuldung 
schreibt die Schuldenbremse Tilgungspläne vor, um 
die Kredite „binnen eines angemessenen Zeitraums“ 
zurückzuführen.

Der Bund reagierte beherzt auf den wirtschaftli-
chen Schock im Frühjahr und stellte über Nach-
tragshaushalte rasch die nötigen Mittel zur Verfü-
gung. Dafür musste er die für derartige Notlagen 
gedachte Ausnahmeregelung der Schuldenbremse 
in Anspruch nehmen. Auch für das laufende Jahr 
hat der Bundestag die Abweichung vom grundsätz-
lichen Neuverschuldungsverbot bestätigt. Neben 
der „strukturellen“ Kreditaufnahme, die dem Bund 
in Höhe von 0,35 Prozent des Vorjahres­Brutto-
inlandsprodukts (2021 etwa 12 Milliarden Euro) 
zusteht, erlaubt die Schuldenbremse mit einer anti-
zyklischen „Konjunkturkomponente“ den Ausgleich 
konjunkturell bedingter Steuerausfälle (für 2021 
fast 13 Milliarden Euro). Darüber hinausgehende 
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Trotz guter Haushaltszahlen:  
Bremens Finanzen bereiten  
Kopfzerbrechen

Der Stadtstaat Bremen konnte – im Gegensatz zu 
den anderen Ländern, die mit Nachtragshaushalten 
und/oder der Schaffung von Sondervermögen auf 
die veränderte Situation reagierten – durch die ver-
spätete Koalitionsbildung die Corona­Auswirkungen 
noch in der regulären Haushaltsaufstellung berück-
sichtigen. Der mit 1,2 Milliarden Euro gespeiste 
„Bremen­Fonds“ – ein im Vergleich zu anderen Län-
dern eher moderates Volumen – soll dabei helfen, 
akute und längerfristige Folgen der Pandemie zu 
bewältigen. Was im Rahmen eines solchen Fonds 
finanziert werden darf und soll, wurde in zwei Gut-
achten aus verfassungsrechtlicher respektive wirt-
schaftswissenschaftlicher Perspektive beleuchtet.2

Nach vorläufigem Abschluss für 2020 musste für 
den bremischen Haushalt die Ausnahmeregel der 
Schuldenbremse voraussichtlich nicht in Anspruch 
genommen werden. Strukturell schließt der Stadt-
staat demnach das Haushaltsjahr überraschend mit 
einem Plus von 237 Millionen Euro und damit um 
1.427 Millionen Euro besser als geplant ab. Der 
negative Finanzierungssaldo wäre dann ausschließ-
lich auf die konjunkturelle Lage zurückzuführen 
und mit den „regulären“ Mechanismen der Schul-
denbremse vereinbar. Die Einnahmen des Kern-
haushalts überschritten erstmals die 6­Milliar-
den­Grenze und lagen um über eine halbe Milliarde 
Euro über dem Anschlag, die Ausgaben befanden 
sich fast 1 Milliarde Euro unter dem veranschlagten 
Wert und summieren sich auf knapp 6,6 Milliarden 
Euro. Vor allem die geflossenen Bundesmittel taten 
den Kassen des Landes und seiner beiden Städte 
gut. Auch wenn das Haushaltsjahr damit glimpflich 
abgeschlossen werden konnte, zeigen die Zahlen 
die finanziellen Folgen der Pandemie deutlich auf.3 

Die Haushaltsaufstellung für die kommenden Jahre 
wird nicht leicht. Für 2021 hat die Bürgerschaft 
die Notlage, die vom Verschuldungsverbot entbin-
det, bereits erklärt. Auch im Rahmen des anstehen-
den Doppelhaushalts ist dies zumindest für 2022 zu 
erwarten. Schon in der mittelfristigen Finanzpla-
nung aus der Zeit vor Corona waren für jenen Zeit-
raum Fehlbeträge erwartet worden. 

Auch die anderen Länder haben mit dieser Pro­
blematik zu kämpfen und hohe Steuerausfälle zu 
beklagen. Um ihnen die Möglichkeit zu geben, ver-
fassungskonforme Haushalte aufstellen und gleich-
zeitig die nötigen Investitionen tätigen zu können, 
mag auch ein noch stärkeres Engagement des Bun-
des vonnöten sein, für eine verstetigte, gleichmä-
ßigere und bessere Finanzausstattung von Ländern 
und Kommunen zu sorgen – auch wenn er dafür 
eine höhere eigene Kreditaufnahme in Kauf nehmen 
muss. Es gibt jedoch gute Gründe dafür, die staat-
lichen Verschuldungskompetenzen auf der Ebene 
des Bundes zu konzentrieren. So sind nicht nur die 
Zinsrisiken geringer und Konjunkturpolitik wirksa-
mer, sondern auch die Spielräume zur Einnahme­
gestaltung größer. Substanziell gelockerte Verschul-
dungsregeln für die Länder würden nur kurzfristig 
Linderung verschaffen, die Gefahr zu großer Lasten 
und regionaler Unterschiede in den Länderhaushal-
ten stiege jedoch. Erstrebenswert wäre daher, dass 
der Bund Ländern und Kommunen mehr Mittel zur 
Verfügung stellt oder Sozialleistungen übernimmt, 
statt befristete Förderprogramme aufzulegen, die 
stets mit bürokratischem Aufwand verbunden sind, 
den Mitteleinsatz erschweren und der Planungssi-
cherheit im Weg stehen. Dass solche Bundesmittel 
vielfach nicht abgerufen werden, da Ländern und 
Kommunen die Voraussetzungen fehlen, um Gelder 
zu nutzen, ist mitnichten ein Argument gegen mehr 
Investitionsanstrengungen des Bundes: Vielmehr 
gilt es, vor allem die kommunalen Mittel zu verste-
tigen, damit Planungskapazitäten aufgebaut werden 
können. Dies regt auch die OECD in ihrem jüngs-
ten Wirtschaftsbericht für Deutschland an. Konkret 
werden Investitionen in die Bereiche Wohnungs-
bau, Bildung und Netzinfrastruktur angemahnt, vor 
allem digitale Weiterbildung und die Digitalisierung 
öffentlicher Leistungen laufe zu langsam, der ökolo-
gische Umbau möge forciert werden.

2 Vgl. IW Consult (2020) sowie Korioth (2020). Siehe 

auch Hickel (2020). Die Diskussion, ob die Digitalisie-

rung in Bremer Schulen wirklich coronabedingte Ausga-

ben sind und daher kreditfinanziert werden dürfen, zeigt 

weniger, dass die aktuelle Krise als Vorwand für die 

Erfüllung zuvor nicht realisierbarer Ausgabenwünsche 

dient, sondern dass die Schuldenbremse zuvor sinnvolle 

Ausgaben verhindert hat.

3 Der ausführliche Jahresabschlussbericht 2020 

inklusive des „14. Monats“, in dem restliche Rücklagen-

bewegungen miterfasst werden, lag bei Redaktions-

schluss dieses Artikels noch nicht vor.
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Wie weiter nach Corona?  
Was finanzpolitisch jetzt richtig ist

Bund und Länder haben in der aktuellen Krise 
rechtzeitig die richtigen finanzpolitischen Impulse 
gesetzt. Nun steht die Politik vor der Frage, wie 
mit den unvermeidbaren neuen Schulden umge-
gangen werden soll. Aus den Tilgungsplänen, die 
mit der Ausnahmeregel der Schuldenbremse ver-
bunden sind, ergäbe sich die Rückzahlung der auf-
genommenen Kredite ab dem nächsten Jahr. Der 
Sinn einer solch zügigen Rückzahlung erschließt 
sich dabei aus einer ökonomischen Perspektive 
nicht: Immerhin bekommt der Bund dank negati-
ver Zinsen für seine Anleihen Geld. Das heißt, er 
muss in 30 Jahren real nur etwa die Hälfte der heu-
tigen Kreditsumme zurückzahlen. Von einer erdrü-
ckenden Zinslast kann keine Rede sein, die Zins­
Steuer­Quote, also der Anteil der Zinsausgaben am 
Steueraufkommen, liegt derzeit bei drei Prozent 
– mit fallender Tendenz. Mitte der 1990er­Jahre 
betrug sie noch 15 Prozent. Hinzu kommt, dass das 
Geld zweifelsohne gebraucht wird, es herrscht ein 
hoher Bedarf an Investitionen. Die Rückzahlung 
der Corona­Kredite – schätzungsweise rund 15 Mil-
liarden Euro im Jahr – darf daher keine Priorität 
haben. Um das strukturelle Defizit im Bundeshaus-
halt kurzfristig abzubauen bedürfte es signifikan-
ter Ausgabenkürzungen und/oder höherer Steuern 
und Abgaben. Die dann zu erwartenden Bremsspu-
ren in der wirtschaftlichen Erholung würden aber 
jeden fiskalischen Erfolg torpedieren. Das Einhal-
ten der Schuldenbremse mit der zügigen Rückkehr 
zu ausgeglichenen Haushalten ist kein Selbstzweck. 
Stattdessen sollte die Ausnahmeregel so lange wie 
nötig in Anspruch genommen und die sich aus den 
neuen Schulden ergebende Tilgungsverpflichtun-
gen möglichst weit gestreckt werden. Die auch in 
den kommenden Jahren zu erwartenden hohen 

4 Vgl. IMK (2021).

Steuereinnahmeausfälle allein rechtfertigen das 
Fortbestehen der „außergewöhnlichen Notsitua-
tion“, selbst wenn die hohen pandemiebedingten 
Ausgabebedarfe ab 2022 sinken.

Nicht der absolute Schuldenstand ist die maßgeb-
liche Größe, sondern das Verhältnis von Schulden 
zum Bruttoinlandsprodukt. Und diese Schulden-
quote ist in Deutschland mit derzeit rund 70 Pro-
zent nicht nur weiterhin sehr niedrig, sie wird auch 
ohne Schuldentilgung und selbst bei moderaten 
Haushaltsdefiziten aufgrund des wirtschaftlichen 
Wachstums in den kommenden Jahren sinken. Laut 
Analysen des Instituts für Makroökonomie und Kon-
junkturforschung (IMK) hat die Tilgung für die Ent-
wicklung der Schuldenquote keine große Bedeu-
tung: Sie dürfte so oder so schon in einigen Jahren 
wieder unter die Marke von 60 Prozent fallen – bei 
Beachtung der in der Schuldenbremse geltenden 
Tilgungsregeln etwa ein Jahr früher. Dies fällt nicht 
ins Gewicht, der Unterschied beim Spielraum für 
dringend notwendige öffentliche Investitionen wäre 
hingegen erheblich. Es braucht also keine übereilte 
Rückzahlung, sondern Vorrang für Zukunftsinves-
titionen, um Wachstum zu generieren – und durch 
dieses Wachstum sinkt die Schuldenquote. Mit 
der Dekarbonisierung, der Digitalisierung und der 
Demografie stehen enorme Zukunftsaufgaben an.

Investitionsstau ist eine Hypothek 
auf die Zukunft, Sparen bremst das 
Wachstum – die Schuldenregeln soll-
ten modernisiert werden

Darüber hinaus gilt es deshalb, im offenen Dialog 
und ohne Scheuklappen zu erörtern, ob die aktuell 
geltenden Kreditregeln der Schuldenbremse über-
haupt (noch) sinnvoll sind. Die Schuldenbremse 
war insofern erfolgreich, als dass die Schuldenquote 
von über 80 Prozent nach der Finanzkrise auf unter 
60 Prozent vor der Corona­Krise gedrückt wurde, 
womit das Ziel, das Anwachsen der öffentlichen 
Verschuldung einzudämmen – dieses Signal galt 
es nach der Finanzkrise glaubhaft auszusenden – 
erreicht wurde. Zur Wahrheit gehört auch, dass das 
Absinken der Schuldenquote zu über drei Vierteln 
auf Wirtschaftswachstum beruhte, nur einen gerin-
gen Teil machte der Tilgungseffekt aus.4 Das makro­
ökonomische Umfeld ist heute ein fundamental 
anderes als noch vor zehn Jahren: Ein anhaltendes 
Niedrigzinsumfeld, niedrige Inflation und Anleger 

„Den Anschluss zu verlieren bei klimaneu-
tralen Technologien, Digitalisierung und Bil-
dung bedeutete eine weitaus größere Hypo-
thek auf die Zukunft als Schulden, die keine 
Zinsen kosten.“
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voller Sehnsucht nach einem „sicheren Hafen“ wür-
den eine längerfristige Überwälzung – also die Aus-
gabe neuer Staatsanleihen zur Bedienung der alten 
– rechtfertigen. Wenn ausgeglichene Haushalte und 
eine sinkende Schuldenquote das einzige Ziel sind, 
ist der finanzpolitische Blick verengt. Es spricht 
einiges dafür, dass auch Schuldenquoten jen-
seits der 80 Prozent nicht schädlich, sondern sogar 
wachs tums fördernd sind.5 Ein genereller und völ-
liger Verzicht auf Verschuldung ist nicht nur öko-
nomisch irrational, auch leidet der Kapitalmarkt, 
wenn ein bedeutender Nachfrager ausfällt. Werden 
Staatsanleihen mit hoher Bonität knapp, fehlt es 
den Banken an Sicherheiten, die sie brauchen, um 
Kredite zu vergeben oder Spareinlagen zu unterle-
gen. Hinzu kommt, dass die Europäische Zentral-
bank Anleihen aufkauft und das Angebot an siche-
ren Titeln zusätzlich verknappt. Der „sichere Hafen“ 
fällt so trocken, was zusätzlich zur Bildung von Ver-
mögenspreisblasen führen kann, da zu viel Kapital 
Anlagemöglichkeiten sucht.

Stattdessen sind öffentliche Mittel nicht nur in Bau-
maßnahmen, sondern auch beispielsweise für die 
digitale Verwaltung, Bildungsangebote oder Betreu-
ende und Lehrende gut angelegt und versprechen 
Rückflüsse in der Zukunft. Was dabei exakt als 
Investition zu klassifizieren ist, bleibt schwierig, 
dennoch gibt die „goldene Regel“, die früher Kre-
ditaufnahme an Investitionen band, Orientierung 
und sollte auch in Zukunft wieder mehr Berück-
sichtigung finden. Andere Ansätze werden eben-
falls diskutiert. Besser als der eindimensionale Blick 
auf den Schuldenstand sind solche Weiterentwick-
lungen allemal. In der öffentlichen Wahrnehmung 
hat staatliche Verschuldung nach wir vor einen 
schlechten Ruf. Doch um die Herausforderungen 
der Zukunft zu meistern und nicht an Wettbewerbs-
fähigkeit zu verlieren, bedarf es üppiger Investitio-
nen – den Anschluss zu verlieren bei klimaneutralen 
Technologien, Digitalisierung und Bildung bedeu-
tete eine weitaus größere Hypothek auf die Zukunft 
als Schulden, die keine Zinsen kosten. Die Auswir-
kungen zu geringer Investitionen bei der Digitalisie-
rung der öffentlichen Infrastruktur und des Gesund-
heitswesens sind hingegen bereits jetzt spürbar. 

Eine Sparpolitik, die sich in gekürzten Sozialaus-
gaben oder weiterhin unterlassenen Zukunftsinves-
titionen ausdrückt, käme vor allem auch Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern über geringere 
Aufstiegschancen, einen niedrigeren Beschäftigungs-
stand oder schlechtere Einkommensperspektiven 
teuer zu stehen. Gewerkschaften – so der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) in seltener Allianz mit 
dem Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) 
– haben deshalb schon vor der Corona­Krise ein 
Umdenken bei der Schuldenbremse und eine Inves-
titionsoffensive gefordert.6 Für zusätzliche Mittel 
kämen auch ein „Lastenausgleich“ und eine Abgabe 
auf sehr hohe Vermögen oder Erbschaften infrage.7 
Eine Konsolidierung, die beim sturen Festhalten 
an den aktuellen Regeln der Schuldenbremse mit-
samt Rückzahlungsverpflichtung der Corona­Schul-
den unausweichlich ist, dürfte hingegen keineswegs 
über eine weitere Belastung des Faktors Arbeit oder 
Ausgabenkürzungen zulasten von Beschäftigten 
erfolgen. Plünderung der Sozialversicherungssys-
teme oder indirekte Steuern, die Geringverdienende 
verhältnismäßig stark treffen, sind keine Option. Es 
gibt weitaus bessere Möglichkeiten, die finanzpoliti-
schen Herausforderungen zu meistern. 

6 Siehe IMK (2019).

7 Die Arbeitnehmerkammer hat hierzu Vorschläge 

unterbreitet. Siehe Peters (2020).5 Vgl. IMK (2021), siehe auch Fratscher et al. (2019).
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In aller Kürze:

Die durch die Corona-Pandemie ausgelöste Krise hat tiefe Spuren 
am Arbeitsmarkt hinterlassen. Zwar hat die Kurzarbeit viele Arbeits-
plätze erhalten können, dennoch war 2020 ein Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit nicht zu verhindern. In den kommenden Monaten werden viele 
Beschäftigte um ihren Arbeitsplatz bangen müssen. Dabei trifft die 
Krise auf eine Wirtschaft im Strukturwandel. Das stellt die Arbeits-
förderung vor große Herausforderungen.

Der Beitrag plädiert für eine mit der Wirtschaftsförderung koordi-
nierte Qualifizierungsoffensive, die Entlastung des Arbeitsmarkts 
durch öffentliche Beschäftigungsförderung und eine verbesserte 
Absicherung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei Kurzar-
beit und Arbeitslosigkeit. Es wird zudem auf Sicherungslücken im 
Sozialsystem hingewiesen. Als Lehre aus der Krise schlägt der Beitrag 
Veränderungen etwa in der Grundsicherung oder bei der Absicherung 
prekärer Beschäftigungsformen wie den Minijobs vor.

Regine Geraedts

Corona und der  
Arbeitsmarkt

Der Aufwärtstrend der letzten Jahre droht 
sich umzukehren

 Die Corona­Pandemie hat im Jahr 2020 die 
stärkste Wirtschaftskrise seit dem zweiten Weltkrieg 
ausgelöst. In der ersten Infektionswelle im Früh-
jahr waren von heute auf morgen alle Wirtschafts-
sektoren gleichzeitig betroffen: Den Dienstleistungs-
sektor traf es mit voller Wucht und zugleich war 
die Exportwirtschaft vorübergehend lahmgelegt. 
Die Politik hat sehr schnell mit massiven Finanzhil-
fen für Unternehmen und besseren Bedingungen bei 
der Kurzarbeit reagiert, um möglichst viele Arbeits-
plätze zu erhalten. Auch beim Arbeitslosengeld hat 
sie die Rahmenbedingungen verbessert und bei 
der Grundsicherung den Zugang erleichtert. Nach 
einer kurzen Erholung des Arbeitsmarkts im Som-
mer 2020 war der Herbst geprägt von einer zweiten 

Infektionswelle. Noch zeigt sich der Arbeitsmarkt 
robust. Doch die Aussichten für das Jahr 2021 
sind ungewiss. In den kommenden Monaten wer-
den viele Beschäftigte um ihren Arbeitsplatz ban-
gen müssen.

Verschärft wird die Lage dadurch, dass die Coro-
na­Krise auf eine Wirtschaft im Wandel trifft und 
die Veränderungsprozesse nun beschleunigt: Die 
Arbeitsorganisation wird in rasanter Geschwindig-
keit digitalisiert und zugleich kristallisieren sich 
deutliche Verschiebungen in den Branchenstruk-
turen heraus. In einigen Wirtschafszweigen – bei-
spielsweise dem stationären Einzelhandel oder der 
Messe­ und Veranstaltungsbranche – gehen Arbeits-
plätze verloren. An anderer Stelle entsteht neue 
Beschäftigung wie in der Medizintechnik oder 
der Informations­ und Kommunikationstechnik. 
Zugleich verändern sich die am Arbeitsmarkt nach-
gefragten Qualifikationen. Die Arbeitsmarktpolitik 
ist in dieser Situation akut vor drei große Aufgaben 
gestellt, wenn die Herausforderungen ohne Massen-
arbeitslosigkeit und soziale Verwerfungen bewältigt 
werden sollen:

 Zukunftsfähige Arbeitsplätze erhalten, neue 
Beschäftigungsentwicklung unterstützen und 
die Qualifikationsstruktur des Arbeitsangebots 
anpassen.

 Entstehende Arbeitslosigkeit schnell abbauen, 
die Fachkräfteversorgung durch eine Qualifi-
zierungsoffensive unterstützen und den Arbeits-
markt durch Beschäftigungsförderung entlasten.

 Das soziale Sicherungssystem stärken.
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Kurzarbeit: 
Rettung in der Not

In bisher nie gekanntem Maße setzten Betriebe quer 
durch alle Branchen in der ersten Krisenwelle auf 
Kurzarbeit, das zentrale Instrument der Arbeitsför-
derung, um Arbeitsplätze zu erhalten. Davon pro-
fitieren die Beschäftigten, weil sie nicht arbeitslos 
werden, die Betriebe, weil sie im Aufschwung sofort 
wieder auf deren Können und Erfahrung zurückgrei-
fen können, und schließlich die gesamte Wirtschaft 
und Gesellschaft, weil sich die Nachfrage stabilisiert 
und soziale Notlagen vermieden werden können. 
Die Zahl der angemeldeten Kurzarbeit erreichte im 
Land Bremen im April 2020 mit 118.000 poten-
ziell betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern einen historischen Spitzenwert. Noch nie 
zuvor hatten so viele Betriebe zeitgleich angezeigt, 
die Arbeitszeit ihrer Beschäftigten wegen massi-
ver Rückgänge des Geschäftsbetriebs reduzieren zu 
müssen.

Weil Kurzarbeit von den Arbeitgebern präven-
tiv angemeldet wird, zeigt sich statistisch erst mit 
einem Zeitverzug von mehreren Monaten, wie 
viele Beschäftigte tatsächlich betroffen sind. Der-
zeit liegen die Daten für die ersten sieben Monate 
2020 vor. Binnen kürzester Zeit stieg die Kurz-
arbeitsquote im Land Bremen von 0,1 Prozent 
im Fe bru ar auf 8,1 Prozent im März, sprang im 
April auf 21,6 Prozent und verharrte bei 21,3 Pro-
zent im Mai. Für zwei Monate war gut jede bezie-
hungsweise jeder fünfte Beschäftigte im Land Bre-
men in Kurzarbeit. Um sich das Ausmaß besser vor 
Augen führen zu können: In den beiden Spitzenmo-
naten April und Mai mussten 72.300 beziehungs-
weise 70.875 Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer ihre Arbeitszeit ganz oder teilweise reduzieren. 
Allein im April waren Arbeitsstunden im Umfang 
von 38.121 Vollzeitstellen am Arbeitsmarkt nicht 
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1 Jathe/Geraedts (2020). 

2 Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut 

(2020).

3 Eine genderneutrale Bezeichnung wäre Kurzarbeits-

geld. Weil Kurzarbeitergeld ein stehender Begriff ist, 

wird er hier dennoch verwendet.

Abbildung 1: 
Kurzarbeit im Land Bremen erreicht Spitzenwerte 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Darstellung
©  Arbeitnehmerkammer Bremen

Lesehinweis: Die Anzeigen von Kurzarbeit und die potenziell betroffenen Beschäftigten werden statistisch in dem Monat gezählt, in dem sie ein-
gehen. Für viele Beschäftigte währt die Phase der Kurzarbeit aber länger als nur einen Monat. Bei den tatsächlich von Kurzarbeit Betroffenen 
werden alle Beschäftigten gezählt, die in dem betreffenden Monat Kurzarbeitergeld beziehen mussten. Ihre Anzahl ist deshalb größer.

Ja
nu

ar
 2
02

0

Fe
br

ua
r 2

02
0

Mär
z 2

02
0

Ap
ril

 2
02

0

Mai 
20

20

Ju
ni 

20
20

Ju
li 
20

20

Au
gu

st
 2
02

0

Se
pt

em
be

r 2
02

0

Okt
ob

er
 2
02

0

Nov
em

be
r 2

02
0

De
ze

m
be

r 2
02

0

20.000

–

40.000

60.000

80.000

100.000

120.000

140.000

Anzahl der tatsächlich 
betroffenen Beschäftigten

Eingegangene Anzeigen über 
Kurzarbeit von Betrieben

Anzahl der potenziell 
betroffenen Beschäftigten

mehr nachgefragt.1 Bis zum Juli sank die Zahl der 
Beschäftigten in Kurzarbeit auf 39.180. Mit Novem-
ber dürfte sie jedoch erneut angestiegen sein.

Für die Arbeitgeber bedeutet Kurzarbeit eine erheb-
liche Kostenentlastung in wirtschaftlich schwieri-
gen Zeiten, die es möglich macht, die Beschäftigten 
zu halten. Finanziert wird sie durch die Arbeitslo-
senversicherung und durch den Nettoeinkommens-
verlust der betroffenen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer von bis zu 40 Prozent. Das bedeu-
tet deutliche finanzielle Einbußen für die Beschäf-
tigten, zumal in der aktuellen Krise Branchen mit 
eher niedrigen Löhnen und oft fehlender tarifver-
traglicher Absicherung besonders stark betroffen 
sind (Gastronomie, Einzelhandel).2 Zwar haben die 

Verbesserungen beim Kurzarbeitergeld3 durch die 
Sozialschutzpakte geholfen, Notlagen abzuwen-
den. Das reicht aber nicht, zumal ein Ende der Krise 
nicht absehbar ist.

Die Erhöhung des Kurzarbeitergeldes muss deshalb 
auf der Agenda bleiben. Von Gewerkschaften der 
besonders betroffenen Branchen ver.di und NGG 
wird derzeit analog zum Mindestlohn ein Mindest-
kurzarbeitergeld von 1.200 Euro gefordert. Mögli-
cherweise ist auch das österreichische Modell ein 
Weg, nach dem das Kurzarbeitergeld in den unteren 
Verdienstgruppen von Beginn an auf bis zu 90 Pro-
zent angehoben wird.

„Wenn Beschäftigte ihre Arbeit verlieren, 
es aber kaum Betriebe gibt, die einstellen 
wollen, birgt das erhebliche Risiken für die 
Verfestigung von Arbeitslosigkeit. Deshalb 
muss es zügig gelingen, neue Perspektiven 
zu eröffnen.“
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Kurzarbeit

Mit den beiden Sozialschutzpaketen wurde eine 
Reihe von befristeten Änderungen zur Kurzarbeit 
beschlossen, die mit dem Gesetz zur Beschäf-
tigungssicherung infolge der COVID-19-Pande-
mie vom 3. Dezember 2020 im Wesentlichen bis 
Ende des Jahres 2021 verlängert wurden. 

Laufzeit: Die Bezugsdauer ist auf maximal 
24 Mo nate, aber längstens bis zum 31. Dezember 
2021, verlängert. Im Regelfall beträgt die Bezugs-
dauer zwölf Monate.

Leistungshöhe: Wenn der Lohnausfall mindes-
tens 50 Prozent beträgt, wird das Kurzarbeiter-
geld ab dem vierten Bezugsmonat von 60 
(Regelfall) auf 70 Prozent (77 Prozent für Haus-
halte mit Kindern) des entfallenen Nettoentgelts 
angehoben, ab dem siebten Monat steigt es auf 
80 Prozent (87 Prozent für Haushalte mit Kin-
dern), wenn der Anspruch bis zum 31. März 2021 
entstanden ist. Die Bezugsmonate des Kurzar-
beitergeldes müssen nicht zusammenhängen, 
sondern können von Monaten ohne Kurzarbeit 
unterbrochen werden. 

Absenken der Hürden: Für Betriebe, die bis 
31. März 2021 mit Kurzarbeit begonnen haben, 
reicht es, wenn mindestens zehn Prozent der 
Beschäftigten von Arbeitsausfall betroffen sind. 
Regulär ist es ein Drittel der Beschäftigten. 
Beschäftigte mit Arbeitszeitkonten müssen auch 

weiterhin keine Minusstunden aufbauen, bevor 
Kurzarbeitergeld gezahlt werden kann.

Zugang für Leiharbeitsbeschäftigte: Auch Leih-
arbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer können 
Kurzarbeitergeld erhalten. Im Regelfall ist das 
nicht möglich.

Vollständige Erstattung der Sozialversicherungs-
beiträge: Arbeitgebern werden die auf das Kurz-
arbeitergeld zu entrichtenden Beiträge zur Sozi-
alversicherung von der Bundesagentur für Arbeit 
in pauschalierter Form in der Zeit vom 01.03.2020 
bis 30.06.2021 vollständig, bis Jahresende 2021 
zur Hälfte erstattet. Im Regelfall sind die vollen 
Beiträge vom Arbeitgeber allein zu tragen.

Weiterbildung: Arbeitgeber, die Beschäftigten 
in Kurzarbeit berufliche Weiterbildung ermög-
lichen, bekommen die Sozialversicherungsbei-
träge bis zum 31. Dezember 2021 vollständig und 
bis zum 31. Juli 2023 zur Hälfte erstattet. Auch 
die Lehrgangskosten werden bis dahin von der 
Arbeitslosenversicherung refinanziert, und zwar 
in Abhängigkeit von der Betriebsgröße pauschal 
zwischen 15 Prozent und 100 Prozent. Träger 
und Lehrgänge müssen nach dem Sozialgesetz-
buch  III (SGB III) zugelassen sein, mehr als 
120 Stunden dauern oder nach dem Aufstiegs-
fortbildungsförderungsgesetz durchgeführt wer-
den. Letzteres ist im Regelfall nicht möglich.

Nach vorne sehen:  
Weiterbildung in der Kurzarbeit

Kurzarbeit lässt sich gut mit Weiterbildung ver-
knüpfen. Die reduzierte Arbeitszeit schafft zeitliche 
Freiräume, die es sonst nicht gäbe, und der dafür 
gezahlte Lohnersatz sichert sie ab. Gerade im Struk-
turwandel hilft Weiterbildung in Kurzarbeit dabei, 
Arbeitsplätze zukunftsfähig zu machen und Beschäf-
tigte bei ihrer beruflichen Weiterentwicklung zu 
unterstützen. Die (zumindest teilweise) Übernahme 
der Weiterbildungskosten durch die Arbeitslosen-
versicherung (SGB III) erleichtert Betrieben die 
Qualifizierung ihrer Beschäftigten. Dennoch wird 
die Kurzarbeit von den Arbeitgebern kaum für qua-
lifizierende Maßnahmen genutzt. Für das Land 
Bremen weist die Statistik seit Jahresbeginn 2020 
 insgesamt 145 Eintritte von Beschäftigten in eine 
nach dem SGB III geförderte Weiterbildungsmaß-
nahme aus.

Das mag auch daran liegen, dass die Möglichkei-
ten für Beschäftigte eng begrenzt sind, sich auf ihre 
eigene Initiative hin weiterzubilden. Denn die Qua-
lifizierung in Kurzarbeit ist an das Interesse und 
Wollen des Arbeitgebers gebunden. Im Zuge der 
Sozialschutzpakete ist seit Dezember 2020 immer-
hin der Kreis der förderfähigen Weiterbildungen 
um Höherqualifizierungen nach dem Aufstiegsför-
derungsgesetz (AFBG) erweitert worden wie etwa 
Ausbildungen zur Meisterin oder zum Meister bezie-
hungsweise zur Fachwirtin oder zum Fachwirt. 
Diese vernünftige, aber befristete Regelung sollte 
nach der Krise Bestand haben.

— 43



Abbildung 2: 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit im Land Bremen im Vergleich zum Vorjahr

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Darstellung
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Die Arbeitnehmerkammer fordert schon lange ein 
Recht auf Weiterbildung, das einen Anspruch auf 
zeitliche Freistellung für Beschäftigte und auf eine 
Lohnersatzleistung für die Zeit der Weiterbildung 
begründet. In der Kurzarbeit würde ein solcher 
Anspruch es überhaupt erst möglich machen, eine 
längere Weiterbildung nach Auslaufen des Kurzar-
beitergeldes zu Ende bringen zu können. Und jen-
seits der Kurzarbeit stärkt ein Recht auf Weiterbil-
dung die Rechtsposition von Arbeitnehmerinnen 
sowie Arbeitnehmern und eröffnet ihnen selbst 
gewählte Möglichkeiten, den Beruf oder die Bran-
che zu wechseln.

Arbeitslosigkeit:  
Mehr Chancen bieten

Die Kurzarbeit hat ganz erheblich dazu beigetra-
gen, dass die erste Krisenwelle 2020 am Arbeits-
markt gut abgefangen werden konnte. Ein Anstieg 
der Arbeitslosenzahlen ließ sich dennoch nicht ver-
meiden. Die Spitze war zunächst im August mit 
44.157 Arbeitslosen erreicht. Bis Dezember blieb 
sie mit 40.844 beständig höher als im Vorjahr 
(35.291).

Besonders in Wirtschaftsbereichen mit pandemiebe-
dingt starken Einschränkungen der Geschäftstätig-
keit wie dem Gastgewerbe oder dem Einzelhandel 
kam es zu Entlassungen. Doch auch das Verarbei-
tende Gewerbe zählte 2020 zu den Top 6 der Bran-
chen, die Beschäftigte in die Arbeitslosigkeit schick-
ten. Am stärksten betroffen war wie in jeder Krise 
jedoch die Leiharbeit.

Dass zugleich die Neueinstellungsdynamik deutlich 
zurückgegangen ist, macht die Situation am Arbeits-
markt besonders schwierig: Es wurden weniger 
offene Arbeitsstellen gemeldet und das Verhältnis 
Arbeitslose zu offenen Stellen verschlechterte sich 
deutlich. Im August 2020 kamen im Land Bremen 
acht Arbeitslose auf eine offene Stelle.
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Abbildung 3: 
Zugänge in Arbeitslosigkeit nach Branchen (April bis Dezember 2020, Land Bremen)

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Darstellung
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Wenn Beschäftigte ihre Arbeit verlieren, es aber 
kaum Betriebe gibt, die einstellen wollen, birgt das 
erhebliche Risiken für die Verfestigung von Arbeits-
losigkeit. Denn je länger akut arbeitslos gewordene 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne Arbeit 
bleiben, umso mehr verschlechtern sich ihre Chan-
cen bei Bewerbungen und gehen bereits erworbene 
berufliche und personale Kompetenzen wieder ver-
loren. Deshalb muss es zügig gelingen, neue Per­
spektiven zu eröffnen.

Für die Arbeitsförderung empfiehlt sich in einer sol-
chen Situation eine Qualifizierungsoffensive mit 
gezielten Investitionen in Umschulungen und Wei-
terbildung: Wer akut arbeitslos wird, sollte mög-
lichst schnell so qualifiziert werden, dass er oder 
sie in einem anderen, möglichst zukunftsträchtigen 
Bereich eine Anstellung finden kann. Die Arbeit-
nehmerkammer schlägt ein Pilotprojekt nach dem 
Vorbild der österreichischen Arbeitsstiftungen vor, 
um zu erproben, wie sich angesichts von Krise 
und Strukturwandel kollektive Umstiege in andere 
Berufsfelder ermöglichen lassen. Dabei könnte in 
einem koordinierten Vorgehen des Landes die Wirt-
schaftsförderung Impulse in solchen Branchen set-
zen, die für zukunftsorientierte und gute Arbeit ste-
hen, während die Arbeitsförderung für das nötige 
Arbeitskräftepotenzial sorgt.

Die überwiegende Zahl der schon länger Arbeits-
losen im Land Bremen verfügt gar nicht erst über 
einen Berufsabschluss. Das verschlechtert ihre 
Chancen am Arbeitsmarkt drastisch. Hier sollten 

alle Möglichkeiten zur abschlussbezogenen Nach-
qualifizierung ausgeschöpft werden. Das Landespro-
gramm Qualifizierungsbonus ist dabei eine große 
Unterstützung und sollte unbedingt verstetigt wer-
den. 

Es ist besorgniserregend, dass die Zahl der Langzeit-
arbeitslosen bereits deutlich steigt: Waren im Jahr 
2019 noch 14.540 Menschen betroffen, stieg ihre 
Zahl 2020 um 11,1 Prozent auf 16.200. Deshalb ist 
auch an die Ausweitung geförderter Arbeitsplätze 
zu denken. Angesichts der bestenfalls minima-
len Chancen für sehr viele Arbeitslose, rasch wie-
der Arbeit zu finden, sollte die öffentlich geförderte 
Beschäftigung ausgebaut werden. In der Arbeitslo-
senversicherung fehlt sie als Instrument seit einigen 
Jahren gänzlich. Zumindest für Ältere sollte sie wie-
der eingeführt werden. Arbeit statt Arbeitslosigkeit 
zu finanzieren ist gut für die Betroffenen, entlas-
tet den Arbeitsmarkt und wirkt als konjunktureller 
Nachfragestabilisator in Krisenzeiten.

Soziale Sicherung: Lücken schließen

In der Corona­Krise bewährt sich der Sozialstaat 
wie nie. Es offenbaren sich aber auch seine Schwä-
chen. So reichen die maximal zwölf Monate Bezugs-
dauer für das Arbeitslosengeld in dieser Krise nicht 
aus, um Abstiege ins Hartz­IV­System mit all sei-
nen sozialen Folgewirkungen zu vermeiden. Die 
Verlängerung um einmalig drei Monate bis maxi-
mal zum 31. März 2021 war eine erste Antwort der 
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monatlichen Mehrbedarfszuschlag wegen der 
Gesundheitskrise befürwortet. Ergänzt werden 
muss dies um die dauerhafte Erhöhung der Regel-
sätze, die von Gewerkschaften und Wohlfahrtsver-
bänden erneut mit Nachdruck gefordert wurde.4 
Und schließlich ist es an der Zeit, den Lebensunter-
halt von Kindern krisensicher und unabhängig von 
ihren Eltern durch eine steuerfinanzierte Kinder-
grundsicherung zu garantieren. Zuletzt hat die Kon-
ferenz der Arbeits­ und Sozialminister der Bundes-
länder (ASMK) die Bundesregierung aufgefordert, 
ein gemeinsames Konzept dafür zu erarbeiten.5 Zum 
1. Januar 2021 hat Bremen den Vorsitz der ASMK 
übernommen und sollte das Vorhaben weiter voran-
treiben.

Arbeitslosengeld und Grundsicherung für Arbeitsuchende

Mit den beiden Sozialschutzpaketen wurde eine 
Reihe von befristeten Änderungen zum Arbeits-
losengeld und zur Grundsicherung, also dem 
Hartz-IV-System, beschlossen.

Dauer Arbeitslosengeld: Das Arbeitslosengeld 
wird für diejenigen einmalig um drei Monate ver-
längert, deren Anspruch zwischen dem 1. Mai 
und dem 31. Dezember 2020 geendet hätte. 
Im Regelfall beträgt die maximale Bezugsdauer 
zwölf Monate für Beschäftigte bis 50 Jahre – 
vorausgesetzt, sie haben zuvor mindestens 
24 Monate Beiträge gezahlt – für Arbeitslose ab 
50 Jahren steigt die Bezugsdauer in mehreren 
Schritten auf bis zu 24 Monate an.

Vermögensprüfung: Trotz vorhandener Erspar-
nisse können Hartz-IV-Leistungen bezogen wer-
den. Dies gilt, solange das Vermögen „nicht 
erheblich“ ist (Grenzen: Bis 60.000 Euro für 
die erste Person und 30.000 Euro für jede wei-
tere Person im Haushalt). Selbstständigen steht 
zudem ein zusätzlicher Freibetrag für die Alters-
vorsorge in Höhe von 8.000 Euro je Jahr der 
praktizierten Selbstständigkeit zu.

Im Regelfall muss das Vermögen bis auf einen 
Schonbetrag aufgebraucht werden. Der beträgt 
150 Euro je vollendetem Lebensjahr, höchs-
tens aber 10.050 Euro. Für in der Altersvor-
sorge gebundenes Vermögen sind zusätzlich je 
Lebensjahr 750 Euro anrechnungsfrei, höchstens 
jedoch 50.250 Euro.

Wohnungskosten: Die tatsächlichen Kosten für 
die Wohnung und Heizung werden für die Dauer 
von sechs Monaten voll akzeptiert. Im Regelfall 
werden sie darauf geprüft, ob sie als „angemes-
sen“ gelten oder nicht.

Berücksichtigung von Einkommen: Bei unklaren 
Anspruchsvoraussetzungen wird eine monatli-
che Leistung für sechs Monate vorläufig bewil-
ligt. Eine endgültige Prüfung und Abrechnung 
von Einkommen im Nachhinein findet nicht mehr 
von Amts wegen statt, sondern nur, wenn der 
Leistungsberechtigte dies beantragt.

Bundesregierung. Für eine mittelfristige Sicherungs-
perspektive sollte der Anspruch aber 24 Monate 
umfassen und nach Alter gestaffelt bis 36 Monate 
reichen.

Den Zugang zur Grundsicherung hat die Bundes-
regierung ebenfalls befristet erleichtert. Durch die 
Einschränkung der Vermögensprüfung, die Aner-
kennung der tatsächlichen Kosten für Unterkunft 
und Heizung und die Vereinfachungen bei der 
Bewilligung vorläufiger Leistungen ist es noch bis 
zum 31. März 2021 einfacher, Leistungen bei den 
Jobcentern zu beantragen. Es ist sehr zu begrü-
ßen, dass der Bundesarbeitsminister diese Regelung 
verstetigen will und nun auch einen pauschalen 

4 36 Gewerkschaften und Sozialverbände fordern in 

einer Kampagne die deutliche Anhebung des Regelsat-

zes auf 600 Euro im Monat und für die Dauer der Coro-

na-Krise einen pauschalen Mehrbedarfszuschlag in 

Höhe von 100 Euro monatlich.

5 Vgl. Externes Ergebnisprotokoll der 97. Konfe-

renz der Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und 

Senatoren für Arbeit und Soziales der Länder vom 26. 

November 2020; vgl. auch: http://www.kinderarmut- 

hat-folgen.de/.
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Die Corona­Krise hat zudem die kritische Arbeits-
marktlage von Menschen in prekärer Beschäftigung 
unterstrichen: Leiharbeit und geringfügige Beschäf-
tigung – die sogenannten Minijobs – fungieren ein-
mal mehr als flexible Manövriermasse.

Der 2003 eingeführte Minijobsektor war schon 
unabhängig von der aktuellen Situation dringend 
reformbedürftig. Denn eine gesetzlich von der Sozi-
alversicherungspflicht befreite und deshalb keiner-
lei Schutzansprüche auslösende Beschäftigungs-
form unterminiert die Basis einer sozialstaatlichen 
Arbeitsmarktordnung.6 Dass Minijobberinnen und 
Minijobber in der akuten Krise kein Kurzarbeiter­ 
und auch kein Arbeitslosengeld erhalten, hat diesen 
Missstand erneut ins Blickfeld gerückt.7 Denn ausge-
rechnet von der Corona­Krise besonders betroffene 
Branchen wie das Gastgewerbe, der Einzelhandel 
und die Logistik beschäftigen überdurchschnitt-
lich viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die nun ohne jede Absicherung zurückbleiben. Ein 
erster Schritt auf dem nötigen Reformweg wäre es, 
die Krise zum Anlass zu nehmen, die Geringfügig-
keitsschwelle von derzeit 450 Euro abzusenken und 
dadurch möglichst viele Minijobs in sozialversi-
cherte Arbeitsstellen umzuwandeln. 

6 Geraedts (2013).

7 Grabka/Braband/Göbler (2020).
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In aller Kürze:

Der massive Einsatz von Kurzarbeit infolge der wirtschaftlichen Fol-
gen der Corona-Pandemie hat die Arbeitswelt im Jahr 2020 geprägt. 
Erstmals seit Jahren gehen die Einkommen der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer zurück: Im zweiten Quartal 2020 war ein Minus 
von 5,6 Prozent im Vergleich zum Vorjahr zu verzeichnen. Vor allem 
Beschäftigte mit niedrigen Löhnen sind erheblich betroffen. Es ist 
zu befürchten, dass 2020 nur den Beginn schwerer Zeiten für viele 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer markiert. Daher bedarf es 
unter anderem einer Stärkung der Tarifbindung, einer offensiven Min-
destlohnpolitik sowie einer Qualifizierungsoffensive zur Bewältigung 
des Strukturwandels.

Jörg Muscheid

Corona drückt auf viele  
Einkommen 

Schwere Zeiten für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer

 Das vergangene Jahr stand ganz im Zeichen 
der Corona­Pandemie mit seinen schlimmen Aus-
wirkungen. Auch in der Wirtschaft und auf dem 
Arbeitsmarkt hat diese Pandemie bereits jetzt deut-
liche Spuren hinterlassen, die ohne den massiven 
Einsatz von finanziellen Hilfen des Staates deut-
lich gravierender ausgefallen wären. Arbeitsmarkt-
politisch war Kurzarbeit das Mittel der Wahl: Über 
70.000 Beschäftigte waren im April und Mai im 
Land Bremen in Kurzarbeit. Für die Situation auf 
dem Arbeitsmarkt hat die Kurzarbeit, die 2020 
in einem historisch einmaligen Ausmaß genutzt 
wurde, viele Tausend Arbeitsplätze zunächst erhal-
ten können.1 

Kurzarbeitergeld für Niedrig-
verdiener: An der Grenze zum 
Existenz minimum

Kurzarbeit sichert Arbeitsplätze, hat aber für die 
betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
empfindliche Einbußen zur Folge. Angesichts der 
überdurchschnittlich hohen Löhne im Land Bremen 
mag das auf den ersten Blick verkraftbar erschei-
nen, doch ist das eben nur ein „Durchschnittswert“ 
über alle Branchen und Qualifikationen. Dahinter 
verbergen sich massive Unterschiede zwischen den 
Verdiensten in den einzelnen Branchen wie auch 
zwischen hoch und niedrig qualifizierten Beschäf-
tigten. Vor allem die vielen Tausend Beschäftig-
ten in den schlecht bezahlten Branchen Gastrono-
mie und Handel mussten Einkommenseinbußen 
hinnehmen. Ein Koch oder eine Köchin in Voll-
zeitbeschäftigung verdient „normalerweise“ rund 
2.280 Euro, eine Servicekraft in der Gastronomie 
rund 1.840 Euro, ein Verkäufer oder eine Verkäufe-
rin im Einzelhandel rund 2.450 Euro.2 Bei solchen 
Bruttoverdiensten verbleiben netto für einen Allein-
stehenden nur rund 1.330 Euro bis 1.670 Euro. Vor 
diesem Hintergrund ist zu befürchten, dass mit dem 
Kurzarbeitergeld viele Niedrigverdienerinnen und 
­verdiener an die Grenze des Existenzminimums 
geraten.

Ein zweiter Aspekt kommt in diesem Zusammen-
hang zum Tragen: Nur wenige Unternehmen wie 
Daimler oder Airbus stocken das Kurzarbeitergeld 

1 Vgl. zu den Auswirkungen ausführlich Jathe/

Geraedts (2020).

2 Vgl. Entgeltatlas der Bundesagentur für Arbeit. 

Jeweils Mittelwert, Stand Dezember 2019.

— 48



— 01 Arbeit, Wirtschaft und Finanzen

auf. Eine erste Auswertung des Wirtschafts­ und 
Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) für die 
aktuelle Situation in Deutschland macht deutlich, 
dass vor allem Beschäftigte, die tarifvertraglich 
abgesichert sind, eine Aufstockung erhalten; rund 
58 Prozent im Vergleich zu lediglich 34 Prozent der 
Beschäftigten in Unternehmen ohne Tarifbindung.3 
Es ist zudem zu vermuten, dass vor allem größere 
Unternehmen dazu in der Lage sind. Aber gerade 
Branchen wie der Handel haben eine geringe Tarif-
bindung und sind vor allem von kleinen und mittle-
ren Unternehmen geprägt.

Im Folgenden sollen daher kurz die allgemeine Ein-
kommensentwicklung sowie die Branchenverdienste 
dargestellt werden, bevor der Aspekt der Niedrig-
lohnbeschäftigung eingehender thematisiert wird. 
Der Fokus liegt dabei in diesem Artikel durchgän-
gig auf den Vollzeitbeschäftigten. Damit soll nicht 

die Bedeutung von Teilzeitbeschäftigung und Mini-
jobs für den Arbeitsmarkt wie auch gerade für den 
Niedriglohnbereich verkannt werden: Betrach-
tet man die Stundenlöhne, reicht nach Berechnun-
gen des Instituts Arbeit und Qualifikation (IAQ)4 die 
Spanne von „nur“ 10,7 Prozent in Hamburg bis hin 
zu 34,1 Prozent in Thüringen. Damit ist der Nied-
riglohnsektor in Deutschland – unter Einbeziehung 
aller Jobs – einer der größten in der Europäischen 
Union. Hinsichtlich der Verdienstunterschiede bei 
Vollzeit­ und Teilzeitbeschäftigten wird daher auf 
den Bericht zur Lage der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer 2019 verwiesen.5

3 Vgl. WSI-Verteilungsbericht (2020).

4 Vgl. Institut Arbeit und Qualifikation (2020). Berech-

net auf Basis des sozioökonomischen Panels SOEP für 

das Jahr 2018.

5 Vgl. Muscheid (2019). 
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Abbildung 1: 
Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste von Vollzeitbeschäftigten im Bundesländervergleich
2. Quartal 2020 (ohne Sonderzahlungen) 

Quelle: Statistisches Bundesamt
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Im Ländervergleich ist Bremen nach 
wie vor überdurchschnittlich

Wie sieht die aktuelle Situation aus? Vollzeitbe-
schäftigte mit Bremen als Arbeitsort verdienten im 
zweiten Quartal 2020 durchschnittlich 3.898 Euro 
monatlich. Hinzu kamen rund 422 Euro pro Monat 
an Sonderzahlungen. Im Ländervergleich zei-
gen sich nach wie vor deutliche Unterschiede zwi-
schen den „alten“ und den „neuen“ Bundesländern. 

Im Vergleich zu den anderen „alten“ Bundeslän-
dern liegen die bremischen Bruttomonatsverdienste 
der Vollzeitbeschäftigten in der unteren Hälfte; die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verdienen 
hier rund 230 Euro mehr als in Niedersachsen, aber 
weniger als in den beiden anderen Stadtstaaten. 

— 50



— 01 Arbeit, Wirtschaft und Finanzen

6 In einzelnen Branchen gibt es auf Landesebene ver-

gleichsweise wenige Fallzahlen, sodass die Aussagekraft 

zum Teil deutlich eingeschränkt ist, die betrifft zum Bei-

spiel die Gastronomie, den Einzelhandel und sonstige 

Dienstleistungen. Diese Branchen werden hier nicht im 

Detail dargestellt. 

Abbildung 2: 
Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste von Vollzeitbeschäftigten im Land Bremen 
nach Branchen im 2. Quartal 2020 (ohne Sonderzahlungen) 

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Enorme Verdienstunterschiede in den 
Branchen

Hinter den „durchschnittlichen“ Bruttoverdiens-
ten verbergen sich deutliche Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Branchen. Im Bundesvergleich 
ist das Land Bremen vor allem bei den industriel-
len Arbeitsplätzen stark aufgestellt: In der Indus trie 
finden sich eine ganze Reihe von Global Playern 
wie Daimler, Airbus, ArcelorMittal, OHB etc., die 

gut bezahlte Arbeitsplätze anbieten. Arbeitsplätze, 
die zudem überwiegend tarifvertraglich abgesi-
chert sind. Im Durchschnitt aller Industriebranchen 
erzielen Vollzeitbeschäftigte ein Einkommen von 
4.099 Euro. Das sind rund 270 Euro mehr als im 
Durchschnitt der Dienstleistungsbranchen. Hier gibt 
es zwar auch Branchen mit hohen Löhnen, wie zum 
Beispiel die Finanzdienstleistungen, bei den Dienst-
leistungen sind aber auch viele Branchen mit deut-
lich unterdurchschnittlicher Bezahlung.6 
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Abbildung 3: 
Abstand der Stundenlöhne von Frauen zu Männern im Land Bremen,
2. Quartal 2020 nach Wirtschaftszweigen (ohne Sonderzahlungen) 

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Gender Pay Gap nach wie vor hoch

Der Gender Pay Gap liegt in Deutschland bei rund 
21 Prozent; im Land Bremen ist er aufgrund der 
Wirtschaftsstruktur mit 22 Prozent geringfügig 
höher. Insgesamt ist er in den letzten Jahren lang-
sam gesunken, aber nach wie vor leisten Frauen den 
Hauptteil der sogenannten Care­Arbeit – von der 

Kinderbetreuung über familiäre Unterstützung bis 
hin zur häuslichen Pflege, was sich in beruflicher 
Hinsicht in einem hohen Anteil an Teilzeitbeschäf-
tigung, Brüchen in der Berufsbiografie etc. nieder-
schlägt. Der Blick auf die Branchen im Land Bremen 
zeigt deutliche Unterschiede bei den Stundenlöhnen 
und damit beim Verdienst für Frauen und Männer: 
Sie sind am höchsten bei den Unternehmensdienst-
leistungen, am niedrigsten in der Gastronomie.
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Abbildung 4: 
Vollzeitbeschäftigte im Niedriglohnbereich 2019,
Anteil an allen Vollzeitbeschäftigten in Prozent 

Quelle: Sonderauswertung der Bundesagentur für Arbeit
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Ausgeprägter Niedriglohnsektor im 
Land Bremen

Wie bereits eingangs betont, sind niedrige Löhne in 
Deutschland weitverbreitet. Aber auch wenn man 
die Teilzeitbeschäftigten sowie Minijobberinnen 
und ­jobber außer Acht lässt und nur die „Normal-
arbeitsverhältnisse“, also die Vollzeitarbeitsplätze, 
betrachtet, finden sich viele Arbeitnehmerinnen 

Auch im Hinblick auf Niedriglöhne zeigen sich im 
Übrigen deutliche Unterschiede zwischen Männern 
und Frauen: Während bundesweit nur 15,5 Prozent 
der vollzeitbeschäftigten Männer einen Niedriglohn 
erhalten, ist es bei den Frauen jede Vierte (25,8 Pro-
zent), die für einen Niedriglohn arbeitet.

Stand und Entwicklung: Bremen im 
Städtevergleich

Beim Niedriglohnbereich gibt es große regionale 
Unterschiede zwischen den Bundesländern wie 
auch zwischen den Städten. Wie sieht die Situa-
tion im Land Bremen aus? Die aktuelle Sonderaus-
wertung der Bundesagentur für Arbeit zeigt für 
die Stadt Bremen einen Niedriglohnbereich von 
16,4 Prozent. Die Spanne bei den ähnlich großen 

und Arbeitnehmer im Niedriglohnbereich. Nach 
der Definition der OECD gilt als Beschäftigter im 
Niedriglohnbereich, wer bei einer Vollzeittätigkeit 
weniger als zwei Drittel des mittleren Entgelts aller 
sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten 
erzielt. Der Schwellenwert für den Niedriglohn der 
Vollzeitbeschäftigten liegt aktuell bei 2.267 Euro im 
Monat. In Deutschland verdient nahezu jeder fünfte 
Beschäftigte (18,8 Prozent) weniger.

Vergleichsstädten von Bremen reicht von 17,9 Pro-
zent in Dortmund bis hin zu 9,2 Prozent in Stutt-
gart. Im Vergleich mit den westdeutschen Großstäd-
ten liegt Bremen damit im oberen Drittel.

Nur geringe Fortschritte beim Abbau von Niedrig-
löhnen konnten in den vergangenen Jahren erzielt 
werden. Während die Entwicklung des Niedriglohn-
bereichs in den letzten Jahren in Deutschland rück-
läufig war und die Quote von 21,1 Prozent 2011 
auf 18,8 Prozent 2019 sank, verzeichnete die Stadt 
Bremen in diesem Zeitraum nur einen leichten 
Rückgang von 0,6 Prozentpunkten. Der Vergleich 
Bremens mit anderen Großstädten zeigt die unter-
schiedliche Dynamik in den einzelnen Städte, wobei 
vor allem die Städte in den neuen Bundesländern 
profitieren konnten.
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Abbildung 5: 
Bremen im Städtevergleich: Entwicklung des Niedriglohnbereichs seit 2011
in Prozentpunkten 

Quelle: Sonderauswertung der Bundesagentur für Arbeit 2020
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Stand und Entwicklung: Bremer-
haven im Städtevergleich

Deutlich schlechter als in Bremen sieht die Situation 
in Bremerhaven aus. Bremerhaven verzeichnet aktu-
ell 20,9 Prozent Beschäftigte mit Niedriglohn und 
liegt damit an der Spitze der ähnlich großen west-
deutschen Vergleichsstädte. Wilhelmshaven liegt an 
zweiter Stelle mit einem Anteil von 20,8 Prozent; 
den niedrigsten Wert der Vergleichsstädte hat Salz-
gitter mit einem Anteil von 10,3 Prozent.

Auch bei der Entwicklung des Niedriglohnsek-
tors kann keine Entwarnung gegeben werden. Die 
stärksten Rückgänge verzeichneten auch hier die 
ostdeutschen Vergleichsstädte. Bei den westdeut-
schen Städten war das Bild uneinheitlich, wie die 
Abbildung 6 zeigt. Bremerhaven verzeichnet hier 
sogar eine Zunahme des Niedriglohnbereichs um 
1,6 Prozentpunkte seit 2011.

„Bei der Entwicklung des 
Niedrig lohnsektors kann keine 
Entwarnung gegeben werden.“
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Abbildung 6: 
Bremerhaven im Städtevergleich: Entwicklung des Niedriglohnbereichs seit 2011
in Prozentpunkten 

Quelle: Sonderauswertung der Bundesagentur für Arbeit 2020
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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2020 erstmals deutlicher Rückgang 
der Löhne

Die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
der letzten Jahre waren günstig für die Lohnent-
wicklung. Neben der stabilen Konjunkturentwick-
lung hatten vor allem die niedrige Inflation und 
gute Tarifabschlüsse dazu geführt, dass der Trend 
wieder nach oben gezeigt hat. 

Vor diesem Hintergrund waren in den letzten Jah-
ren stets Verdienstzuwächse zu verzeichnen. Auch 
noch im ersten Quartal 2020 war die Entwicklung 
positiv. Der Lockdown im Zusammenhang mit der 
Corona­Pandemie hat im zweiten Quartal 2020 
im Land Bremen wie in Deutschland insgesamt zu 
einem Rückgang der Löhne geführt: nominal um 
4,9 Prozent. Der Hauptgrund für diese Entwicklung 
ist der Rückgang der bezahlten Wochenstunden. 
Die finanziellen Verluste werden dabei nur zum 

Teil durch das Kurzarbeitergeld abgefedert. Betrof-
fen davon waren im Land Bremen im April und Mai 
rund 70.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
also jeder fünfte Beschäftigte. Sie befanden sich 
mindestens teilweise in Kurzarbeit.7 

In diesem Zusammenhang muss allerdings berück-
sichtigt werden, dass es sich beim Lohnrückgang 
von 4,9 Prozent um einen Durchschnittswert han-
delt. Wie bereits eingangs betont, sind Branchen 
wie die Gastronomie, der Einzelhandel, die Kultur 
etc. besonders betroffen; andere dagegen kaum, wie 
der Blick auf die unterschiedlichen Leistungsgrup-
pen deutlich macht.

7 Zahlen für den Herbst/Winter 2020 lagen bei Redak-

tionsschluss noch nicht vor.
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Abbildung 7: 
Lohnentwicklung 2016 bis 2020
Veränderung des Nominallohnindex (2015 = 100) gegenüber dem Vorjahreszeitraum 
in Prozent 

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen; 2020: 2. Quartal
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Vor allem Niedriglohnbezieher ver-
dienen weniger

Besonders betroffen sind die unteren Leistungs-
gruppen: die Ungelernten und Angelernten. Bei den 
Ungelernten betrug der Rückgang der nominalen 
Löhne im zweiten Quartal 2020 14,2 Prozent gegen-
über dem Vorjahr, bei den angelernten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern sogar 17,9 Prozent. 
Die Werte sind fast doppelt so hoch wie im Bun-
desdurchschnitt (minus 7,4 Prozent bei den Unge-
lernten beziehungsweise minus 8,9 Prozent bei den 
Angelernten).

Fachkräfte haben einen Rückgang von 3,9 Pro-
zent (Bund: minus 4,8 Prozent) zu verzeichnen. Am 
geringsten waren die Lohneinbußen bei den heraus-
gehobenen Fach­ und Führungskräften mit minus 
2,7 Prozent (Bund: minus 2,4 Prozent beziehungs-
weise minus 2,0 Prozent).

Ausblick: Die Krise hat erst begonnen

Nach den Lockerungen im Sommer 2020 gibt es 
aktuell wieder weitreichende Kontaktbeschränkun-
gen, die sich letztlich auch bei den Einkommen der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer niederschla-
gen werden. Nach einem weiteren leichten Rück-
gang im dritten Quartal ist schon jetzt absehbar, 
dass die negative Lohnentwicklung sich verstärkt 
auch im vierten Quartal 2020 und im ersten Quartal 
2021 fortsetzen wird, von den mittel­ und langfristi-
gen Folgen ganz abgesehen. 

Der negativen Lohnentwicklung und der sich 
abzeichnenden Zunahme der Lohnungleichheit 
sollte entgegengewirkt werden. Wichtigstes Instru-
ment zur Reduzierung von Lohnungleichheit ist die 
Stärkung der Tarifbindung. Sie sollte durch umfas-
sende Tariftreueregelungen bei öffentlicher Auf-
tragsvergabe und erleichterten Voraussetzungen 
für die Allgemeinverbindlicherklärung von Tarif-
verträgen gestützt werden (siehe Artikel „ Erosion 
der Tarifbindung im Land Bremen“ in diesem Band). 
Außerdem gilt es, durch eine offensive Mindest-
lohnpolitik auf Bundes­ und Landesebene die Löhne 
im unteren Einkommensbereich zu stützen. Daher 
ist die Erhöhung des Landesmindestlohns auf 
12 Euro ein richtiger Schritt. Die Dynamik bei der 
Entwicklung des Bundesmindestlohns lässt aller-
dings deutlich zu wünschen übrig.

— 56



— 01 Arbeit, Wirtschaft und Finanzen

Abbildung 8: 
Lohnenwicklung im 2. Quartal 2020 nach Leistungsgruppen
Nominallohnindex, Veränderungsrate gegenüber dem Vorjahresquartal 

Quelle: Eigene Berechnung
©  Arbeitnehmerkammer Bremen

Arbeitnehmer in 
leitender Stellung

Herausgehobene Fachkräfte

Fachkräfte

Angelernter Arbeitnehmer

Ungelernte Arbeitnehmer

−16,0 −12,0 −8,0 −6,0−20,0 −18,0 −14,0 −10,0 −4,0 −2,0 0,0

−2,7

−2,7

−3,9

−17,9

−14,2

Zudem muss gesehen werden, dass die wirtschaft-
lichen Ausgangsbedingungen in der Corona­Pan-
demie zwischen den Bundesländern ungleich 
verteilt sind. Das Land Bremen hat seine struktu-
rellen Schwächen in den letzten Jahren nur teil-
weise überwunden. Einzelne positive Entwicklun-
gen haben im Ergebnis nicht zu einer nachhaltigen 
Erholung geführt. Der Blick auf den Zeitraum der 
Finanzkrise 2008 bis 2019 macht deutlich: Bremen 
ist abgekoppelt von der durchschnittlichen Entwick-
lung bei Wirtschaft und Beschäftigung; im Vergleich 
der Bundesländer belegt Bremen einen der hinte-
ren Plätze. Zudem ist der Anteil prekärer Beschäfti-
gung im Land Bremen besonders hoch, wie auch die 
Abhängigkeit der Wirtschaft von der weltwirtschaft-
lichen Lage.

Mit den beschlossenen Hilfsprogrammen von Bund 
und Ländern ist ein wichtiger Schritt vollzogen 
worden, um den Angebots­ und Nachfrageschock 
infolge der Corona­Pandemie zu mindern und Per-
spektiven auf dem Arbeitsmarkt zu schaffen.8 

Gleichwohl darf die Frage nicht aus dem Blickfeld 
geraten, ob die aktuellen wirtschaftlichen Auswir-
kungen nur eine kurzfristige Zäsur darstellen, wie 
es in einigen Modellrechnungen bislang angenom-
men wird. Vor dem Hintergrund der weltweiten 
Betroffenheit und der nach wie vor unzureichenden 
Kenntnis über die Dauer der Pandemie sind auch 
längerfristige Probleme denkbar, zumal der lang 
anhaltende konjunkturelle Aufschwung bereits 2019 
sein Ende gefunden hat. Ein wichtiges Instrument 
zur Flankierung der Pandemie und des Struktur-
wandels wäre eine präventive und proaktive Wei-
terbildungsoffensive für Beschäftigte und Arbeits-
lose, die insbesondere Geringqualifizierte und 
Beschäftigte in Krisenbranchen adressiert. 

8 Dazu ausführlich „Arbeitnehmerorientierte Politik in 

und nach der Krise – Impulse für einen Bremen-Fonds“; 

Stellungnahme der Arbeitnehmerkammer Bremen, Mai 

2020.
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 Tarifverträge sorgen für eine gute und trans-
parente Entlohnung, regeln Urlaubs­, Weihnachts-
geld und Zuschläge sowie die Arbeitszeit und die 
betriebliche Altersvorsorge. Gerade in der Coro-
na­Krise hat sich erneut gezeigt, welchen Wert 
Tarifverträge haben können, denn viele Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer haben von einer hier 
vereinbarten Aufstockung des Kurzarbeitergeldes 
profitiert. Oftmals konnten Beschäftigte hierdurch 
sogar annähernd das volle Gehalt erzielen. Ange-
sichts dieser Vorteile ist es eine schlechte Nachricht, 
dass die Tarifbindung kontinuierlich abnimmt. Wel-
che Folgen hat dies für die Beschäftigten und wel-
che Hebel hat die Landesregierung in der Hand, um 
der Tarifflucht zu begegnen?

Der Anteil der tarifgebundenen 
Betriebe hat sich in Bremen seit 
2008 halbiert

Nicht nur in Deutschland, sondern auch im Land 
Bremen geht die Tarifbindung immer weiter zurück. 
Während 2008 noch gut zwei Drittel der Beschäf-
tigten in tarifgebundenen Betrieben tätig waren, 
sind es mittlerweile nur noch 57 Prozent. In ganz 
Deutschland fallen sogar nur noch 52 Prozent der 
Beschäftigten unter einen Tarifvertrag. Der Anteil 
der tarifgebundenen Betriebe hat sich im Land Bre-
men seit 2008 sogar mehr als halbiert: 2019 wen-
deten dem IAB­Betriebspanel1 zufolge nur noch 
18 Prozent der Unternehmen einen Tarifvertrag 

In aller Kürze:

Wie in ganz Deutschland ist auch im Land Bremen die 
Tarifbindung in den vergangenen Jahren rückläufig. Beson-
ders stark gesunken ist der Anteil der tarifgebundenen 
Unternehmen. Er liegt derzeit nur noch bei 18 Prozent. Ins-
gesamt profitieren im Land Bremen noch 57 Prozent der 
Beschäftigten von Tarifverträgen. Im Jahr 2008 waren es 
mit 67 Prozent deutlich mehr. Besonders alarmierend stellt 
sich die Tarifflucht im Einzelhandel dar. Hier fällt nur noch 
jede beziehungsweise jeder dritte Beschäftigte unter einen 
Tarifvertrag. Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer zieht diese Entwicklung tendenziell eine Verschlech-
terung der Arbeitsbedingungen nach sich: Beschäftigte in 
nicht tarifgebundenen Unternehmen arbeiten eine Stunde 
länger und verdienen rund zehn Prozent weniger als ihre 
Kolleginnen und Kollegen in Betrieben, die einen Tarif-
vertrag anwenden. Die Politik sollte deshalb gegensteu-
ern. Auf Bundes ebene muss die Einführung allgemeinver-
bindlicher Tarifverträge erleichtert werden. Aber auch das 
Land Bremen kann einiges tun: Öffentliche Aufträge sollten 
nur noch an tariftreue Unternehmen vergeben werden und 
auch in der Wirtschaftsförderung sollte die Tarifbindung 
ein ausschlaggebendes Kriterium sein. Beides kann Herz-
stück einer Initiative „Bremen – Land der guten Arbeit“ 
sein, die nicht nur Bremen als Wirtschaftsstandort stärken 
würde, sondern auch dazu beitragen kann, dass das Bun-
desland für Fachkräfte attraktiver wird.

Dr. Marion Salot

Erosion der Tarifbindung im 
Land Bremen 

Die Politik muss gegensteuern

1 Vgl. Frei et al. (2020).
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„Viele Arbeitgeberverbände haben Mitglied-
schaften ohne Tarifbindung eingeführt und 
so die Tarifflucht befördert.“

an (Abbildung 1). Damit liegt das Bundesland hier 
deutlich unter dem Bundesdurchschnitt von 27 Pro-
zent. 27 Prozent der Bremer Unternehmen haben 
darüber hinaus angegeben, sich an einem Tarifver-
trag zu orientieren. Im Bundesdurchschnitt sind es 
mit 29 Prozent etwas mehr. 
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Dass im Land Bremen trotz des geringen Anteils 
tarifgebundener Unternehmen noch verhältnis-
mäßig viele Beschäftigte unter den Schutz eines 
Tarifvertrags fallen, hängt vor allem mit der Wirt-
schaftsstruktur und den Betriebsgrößen in Bremen 
zusammen. Das Land Bremen ist stärker als andere 
Regionen von Großunternehmen und Branchen 
geprägt, die traditionell eine hohe Tarifbindung auf-
weisen. Hierzu zählen die Automobil­ und die Stahl­
industrie, aber auch die Luft­ und Raumfahrtindus-
trie sowie der Hafen. Auch der öffentliche Dienst 
ist im Stadtstaat überproportional vertreten. Diese 
Voraussetzungen begünstigen eigentlich eine hohe 
Tarifbindung. Der Strukturwandel, also die Trans-
formation von der Industrie­ und zur Dienstleis-
tungsgesellschaft, hat aber dazu beigetragen, dass 
die Bedeutung von Tarifverträgen sinkt. Im Zuge 
dieser Entwicklung sind in wichtigen industriellen 
Branchen, die traditionell eine hohe Tarifbindung 
aufweisen, Arbeitsplätze abgebaut worden, während 
im Dienstleistungssektor Beschäftigung geschaf-
fen wurde. Hier sind Tarifverträge häufig weniger 
verbreitet. Beschleunigt wurde diese Entwicklung 
durch die Digitalisierungs­ und Rationalisierungs-
strategien, die in der Industrie vorangetrieben wur-
den. Insbesondere in Großunternehmen, wie bei-
spielsweise in der Automobilindustrie, werden aber 

auch zunehmend Arbeitsbereiche (wie beispiels-
weise die Logistik) ausgegliedert. Auch dies führt zu 
einer sektoralen Verschiebung. 

Im Land Bremen sind in den vergangenen Jahren 
dementsprechend fast ausschließlich im Dienst-
leistungssektor Arbeitsplätze entstanden: Hier 
ist die sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung beispielsweise seit 2008 um gut 50.000 Stel-
len angestiegen, während die Beschäftigung in der 
Bauindustrie nahezu konstant geblieben ist und im 
verarbeitenden Gewerbe sogar 3.700 Arbeitsplätze 
verloren gingen. Da die Tarifbindung in den Dienst-
leistungsbranchen niedriger ist als im verarbeiten-
den Gewerbe,2 fallen so immer weniger Beschäftigte 
unter einen Tarifvertrag. Darüber hinaus haben 
auch die Arbeitgeberverbände die sinkende Tarif-
bindung befördert, indem sie Mitgliedschaften ohne 
Tarifbindung, die sogenannten OT­Mitgliedschaften, 
eingeführt haben. Die Anwendung eines Tarifver-
trags ist in diesen Verbänden kein ausschlaggeben-
des Kriterium mehr für eine Aufnahme. 

Abbildung 1: 
Anteil der Beschäftigten und Betriebe mit Tarifvertrag im Land Bremen in Prozent
2008 bis 2019 

Quelle: IAB Betreibspanel 2008 bis 2019
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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2 Vgl. hierzu Frei et al. (2020).
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Neu gegründete Unternehmen sind 
besonders selten tarifgebunden

Den Daten des IAB­Betriebspanels zufolge ist die 
Tarifbindung in kleineren und mittleren Unter-
nehmen besonders gering. So wenden unter den 
Kleinstbetrieben mit weniger als zehn Beschäftig-
ten nur elf Prozent der Unternehmen einen Tarifver-
trag an, bei den Betrieben mit zehn bis 49 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern sind es 29 Prozent und 
bei den mittelgroßen Betrieben (50 bis 249 Beschäf-
tigte) 53 Prozent. Unter Großbetrieben mit mehr als 
250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wenden hin-
gegen 88 Prozent einen Tarifvertrag an. 

Nicht nur die Betriebsgröße, sondern auch das 
Gründungsjahr hat einen großen Einfluss auf die 
Tarifbindung. Grundsätzlich gilt: Je länger ein 
Unternehmen „am Markt“ ist, desto wahrschein-
licher ist es, dass ein Tarifvertrag vorliegt. Laut 
IAB­Betriebspanel wenden 29 Prozent der vor 1990 
gegründeten Betriebe einen Tarifvertrag an, aber 
nur sieben Prozent der Unternehmen, die nach 2010 
entstanden sind. Bezogen auf die Beschäftigten sind 
die Unterschiede ebenfalls frappierend: So fallen 
71 Prozent der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, die in einem Betrieb arbeiten, der vor 1990 
gegründet wurde, unter einen Tarifvertrag, aber nur 
24 Prozent der Beschäftigten, die in einem Unter-
nehmen tätig sind, das es erst seit 2010 gibt (Abbil-
dung 2). 

Abbildung 2: 
Tarifbindung von Betrieben und Beschäftigten nach Gründungsjahr

Quelle: IAB Betreibspanel 2008 bis 2019
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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3 Schulten et al. (2020). 

4 Die hier genannten Zahlen stellen bereinigte Werte 

dar. Strukturmerkmale wie Betriebsgröße, Wirtschafts-

zweig oder Qualifikationsstruktur der Beschäftigten 

wurden herausgerechnet.

Kürzere Arbeitszeiten und mehr 
Gehalt für Beschäftigte in tarifgebun-
denen Betrieben

Wie sich die Tarifbindung konkret auf die Ein-
kommen und Arbeitsbedingungen der Beschäf-
tigten im Land Bremen auswirkt, hat das Wirt-
schafts­ und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) 
im Auftrag der Arbeitnehmerkammer im vergan-
genen Jahr im Rahmen der Studie „Tarifverträge 
und Tarifflucht im Land Bremen“3 berechnet. Hier-
bei wurde deutlich, dass Beschäftigte in nicht tarif-
gebundenen Betrieben im Durchschnitt wöchentlich 
64 Minuten länger arbeiten müssen, dafür aber über 

Tabelle 1: 
Betriebe und Beschäftigte mit Tarifvertrag im Land Bremen seit 2014 in Prozent

 Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (VGRdL); eigene Berechnungen
©  Arbeitnehmerkammer Bremen

       Betriebe mit Tarifvertrag      Beschäftigte mit Tarifvertrag

2014 2017 2019 2014 2017 2019

Verarbeitendes Gewerbe 25 14 16 82 70 61

Baugewerbe 55 47 49 66 66 70

Handel/Reparatur 17 12 7 41 28 24

Logistik 27 12 8 50 46 54

Wirtschaftsbezogene Dienstleistungen 19 16 14 53 59 54

Gesundheits- und Sozialwesen 20 26 20 39 29 60

Sonstige Dienstleistungen 23 19 24 41 54 62

Öffentliche Verwaltung/ 
Organisationen ohne Erwerbszweck 59 42 38 89 89 87

Insgesamt 25 20 18 58 55 57

ein 10,5 Prozent geringeres Gehalt verfügen als 
Beschäftigte in tarifgebundenen Betrieben. Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, die in Unterneh-
men tätig sind, die sich an einem Tarifvertrag orien-
tieren, arbeiten immerhin noch 57 Minuten länger 
und verdienen acht Prozent weniger, als ihre Kolle-
ginnen und Kollegen in tarifgebundenen Unterneh-
men.4 Dies verdeutlicht, dass eine Orientierung am 
Tarifvertrag im Schnitt eine deutliche Verschlechte-
rung gegenüber einer Tarifbindung für die Beschäf-
tigten bedeutet. 

Eine große Diskrepanz gibt es zudem zwischen 
den unterschiedlichen Branchen. Am höchsten ist 
die Tarifbindung in der öffentlichen Verwaltung. 
Hier fielen im Land Bremen 2019 87 Prozent der 
Beschäftigten unter einen Tarifvertrag. Im verar-
beitenden Gewerbe sind es rund 61 Prozent. Beson-
ders gering ist die Tarifbindung im Bereich Handel/
Reparatur: Nur sieben Prozent der Unternehmen 
und 24 Prozent der Beschäftigten sind hier noch 
tarifgebunden. Auffällig ist auch die geringe Tarif-
bindung in der Logistik: Hier wenden nur acht 
Prozent der Betriebe einen Tarifvertrag an. 2014 

waren es immerhin noch 27 Prozent der Betriebe 
(Tabelle 1). Dass dennoch 54 Prozent der Beschäf-
tigten unter einen Tarifvertrag fallen, hängt mit der 
Bedeutung des Hafens zusammen, dem ein großer 
Teil der Arbeitsplätze im Logistik­Sektor zuzuord-
nen ist. Daneben sind aber gerade in diesem wich-
tigen und für das Land Bremen standortprägenden 
Bereich viele Unternehmen angesiedelt, die eben 
keinen Tarifvertrag anwenden und in denen häufig 
ein niedriges Lohnniveau und prekäre Arbeitsver-
hältnisse vorzufinden sind. 
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Dass Tarifverträge auch einen wichtigen Beitrag 
gegen Lohnungleichheit leisten, belegen Daten 
aus der Beschäftigtenbefragung „Koordinaten der 
Arbeit“, die das Institut für angewandte Sozial-
wissenschaft (infas) im Auftrag der Arbeitnehmer-
kammer Bremen alle zwei Jahre durchführt. Die-
ser Auswertung zufolge fallen nur 44 Prozent der 
Beschäftigten, die über ein monatliches Nettoein-
kommen von weniger als 1.000 Euro verfügen, 
unter einen Tarifvertrag. Mit zunehmendem Ein-
kommen steigt die Tarifbindung kontinuierlich an. 
Beschäftigte mit einem Nettoeinkommen von 3.000 
bis 4.000 Euro profitierten bereits zu 71 Prozent 
von einem Tarifvertrag. Selbst in den ganz hohen 
Einkommensgruppen liegt die Tarifbindung mit 
61 Prozent höher als in der untersten Lohngruppe. 
Dieser Befund verdeutlicht den engen Zusammen-
hang zwischen der Lohnhöhe und der Tarifbindung 
und führt vor Augen, dass gerade die Beschäftig-
ten, für die tarifvertragliche Regelungen die meisten 
Vorteile bringen würden, am wenigsten von Tarif-
verträgen profitieren.5

Allgemeinverbindliche Tarifverträge 
in Niedriglohnbranchen

Vor allem in Branchen, in denen niedrige Durch-
schnittseinkommen und atypische Beschäftigungs-
verhältnisse dominieren, ist die Tarifbindung 
gering. Ein Beispiel hierfür ist der Einzelhandel. 
Hier ist im Land Bremen nur noch jede beziehungs-
weise jeder dritte Beschäftigte in tarifgebunde-
nen Betrieben tätig. 2011/2012 war es immer-
hin noch mehr als jede beziehungsweise jeder 
zweite Beschäftigte.6 Der Bedeutungsverlust der 

5 Vgl. Schulten et al. (2020).

6 Die Zahlen zur Tarifbindung im Einzelhandel bezie-

hen sich auf den Zeitraum 2017/2018. Vgl. Schulten et al. 

(2020). 7 Siehe hierzu Salot (2020).

Tarifverträge im Einzelhandel ist deshalb besonders 
problematisch, weil die Löhne in dieser Branche 
gering sind. Vor allem im Lebensmitteleinzelhan-
del liegen die Einkommen weit abgeschlagen am 
unteren Ende der Skala.7 Da der Einzelhandel aber 
die viertgrößte Branche im Land Bremen ist und 
jede zehnte sozialversicherungspflichtige beschäf-
tigte Frau hier arbeitet, hat er eine herausragende 
Bedeutung für den Bremer Arbeitsmarkt. Deshalb 
ist es umso wichtiger, die rückläufige Tarifbindung 
in dieser Branche zu stoppen. Angesichts der ange-
spannten Lage, in der sich der Einzelhandel in Folge 
der Corona­Pandemie befindet, ist dies keine ein-
fache Aufgabe, denn die durch die Lockdowns zu 
verzeichnenden Umsatzeinbußen erhöhen den Kos-
tendruck und damit auch den Anreiz über einen 
Ausstieg aus der Tarifbindung Personalkosten zu 
sparen. Mit Thalia hat ein „Branchenriese“ bereits 
zum 1. Januar 2021 diesen Schritt vollzogen. Es ist 
zu befürchten, dass weitere Unternehmen nachzie-
hen werden. 

„Vor allem in Branchen, in denen niedrige 
Durchschnittseinkommen und atypische 
Beschäftigungsverhältnisse dominieren, ist 
die Tarifbindung gering.“
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8 Vgl. Einzelhandelsverband Nordrhein-Westfalen e.V.: 

Aufnahme in das Tarifregister und Antrag auf Allge-

meinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen vom 

24.07.1998.

Die AVE im Gastgewerbe: Ein wichtiger Schritt zur Stärkung der Tarifbindung

Da der Bremer DEHOGA-Landesverband bis-
lang keine OT-Mitgliedschaften zulässt, konnte 
die Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststät-
ten (NGG) im Jahr 2017 gemeinsam mit dem 
Arbeitgeberverband einen Antrag auf Allgemein-
verbindlicherklärung (AVE) des Entgelttarifver-
trags stellen. Im Jahr 2018 trat die AVE nach 
einem positiven Votum des Tarifausschusses in 
Kraft. Begründet wurde dieser Schritt mit der 
in der Branche zu beobachtenden wirtschaftli-
chen Fehlentwicklung, die unter anderem durch 
häufige Verstöße gegen das Mindestlohngesetz 
begründet wurde. Ein weiteres Argument war die 
Erosion der Tarifstrukturen, denn der DEHOGA 
beklagte in den vorangegangenen zehn Jah-
ren stark rückläufige Mitgliederzahlen. Die AVE 
sollte dazu beitragen, den Anteil der Beschäf-
tigten zu reduzieren, die so wenig verdienten, 
dass sie ergänzende Hilfen aus dem SGB II bean-
tragen mussten. Zudem sollte das Lohnniveau 

angehoben werden. Beides ist hierdurch gelun-
gen. Einer Sonderauswertung der Bundesagen-
tur für Arbeit zufolge ist der Anteil erwerbstä-
tiger erwerbsfähiger Leistungsberechtigter an 
den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
in dieser Branche von 11,9 Prozent im Juni 2017 
auf 10,2 Prozent im Juni 2020 gesunken. Das 
entspricht einem Rückgang von gut 17 Prozent.9 
Während das mittlere Einkommen eines Vollzeit-
beschäftigten im Jahr 2018 einschließlich der 
Sonderzahlungen bei 2.164 Euro lag, betrug es 
2019 bereits 2.339 Euro. Die erste AVE hatte eine 
Laufzeit bis Ende 2019 und wurde Anfang 2020 
erneut beschlossen. Aktuell ist der Entgeltta-
rifvertrag noch bis zum 31. März 2021 allgemein 
verbindlich. Es ist zu hoffen, dass es gelingt, die 
AVE trotz der Schwierigkeiten, mit denen das 
Gastgewebe im Zuge der Pandemie aktuell kon-
frontiert wird, erneut zu verlängern.

Um keine Benachteiligung für tarifgebundene 
Betriebe zuzulassen, wäre es gerade jetzt dringend 
geboten, hier mit einer Allgemeinverbindlicher-
klärung (AVE) des Tarifvertrags gegenzusteuern. 
Dies hatte der Bundesarbeitsminister bereits wäh-
rend des ersten Lockdowns im Frühjahr 2020 gefor-
dert. Da aber arbeitgeberseitig die OT­Mitglied-
schaften inzwischen weit verbreitet und auch beim 
Handelsverband Nordwest zugelassen sind, ist dies 
unter den gegebenen gesetzlichen Regelungen der-
zeit nicht absehbar. Dabei hat gerade der Einzelhan-
del eine lange Tradition hinsichtlich allgemeinver-
bindlicher Tarifverträge. Bis zur Jahrtausendwende 
gab es zwischen den Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbänden einen Konsens, dass abgeschlos-
sene Tarifverträge für allgemeinverbindlich erklärt 
wurden. In Westdeutschland waren Ende der 
1990er­Jahre noch fast drei Viertel der Beschäftig-
ten im Handel in tarifgebundenen Betrieben tätig. 

Diese hohe Tarifbindung war ausdrücklich von Sei-
ten der Arbeitgeber so gewollt. Hierdurch sollte 
Schmutzkonkurrenz und Lohndrückerei vermie-
den werden, um auszuschließen, dass der Wettbe-
werb auf dem Rücken der Beschäftigten ausgetra-
gen wird.8

Neben dem Einzelhandel zählt auch das Gastge-
werbe zu den Branchen, in denen die Löhne weit 
unter dem Durchschnitt liegen. Die hier vorherr-
schenden kleinteiligen Strukturen erschweren 
zudem eine weite Verbreitung von Tarifverträgen. 
Im Land Bremen ist es 2018 allerdings erstmals 
gelungen, einen kompletten Entgelttarifvertrag für 
allgemeinverbindlich zu erklären und so die Ein-
kommen zu stabilisieren (siehe Kasten). 2020 ist 
mit der AVE des Entgelttarifvertrags für das Friseur-
handwerk ein weiterer wichtiger Schritt zur Stär-
kung der Tarifbindung im Land Bremen gelungen.

9 Zum Vergleich: Über alle Branchen hinweg hat sich 

der Anteil der erwerbstätigen erwerbsfähigen Leistungs-

berechtigten im selben Zeitraum von 3,6 Prozent auf 3,2 

Prozent verringert. Dieser Anteil ist damit um 8,7 Pro-

zent gesunken.

— 65



— Bericht zur Lage 2021

Erosion der Tarifbindung: Die Politik 
muss gegensteuern!

Auch wenn der Tarifflucht über eine Stärkung der 
Sozialpartnerschaft und des Tarifvertragssystems 
begegnet werden sollte, wird dies nicht ausrei-
chen, um mittelfristig zu einer flächendeckenden 
und branchenübergreifenden Erhöhung der Tarif-
bindung zu kommen. Deshalb ist auch die Politik 
gefordert, steuernd einzugreifen. Das Beispiel des 
Gastgewerbes verdeutlicht, welchen Wert allge-
meinverbindliche Tarifverträge für Branchen haben 
können, die kleinteilig strukturiert sind und in 
denen der Kostendruck hoch ist. Insbesondere dort, 
wo die Gefahr besteht, dass die Folgen der Pande-
mie eine weitere Erosion der Tarifbindung nach 
sich ziehen wird, können AVEs dazu beitragen, die 
Löhne zu stabilisieren. Derzeit sind die Hürden für 
eine Allgemeinverbindlicherklärung allerdings noch 
viel zu hoch. Sie setzen erstens voraus, dass ein 
gemeinsamer Antrag von Gewerkschaft und Arbeit-
geberverband gestellt wird. Zweitens muss schließ-
lich noch der paritätisch besetzte Tarifausschuss 
diesem gemeinsamen Antrag mehrheitlich zustim-
men. Die Arbeitgeberseite hat hier also die Mög-
lichkeit, einen Antrag auf Allgemeinverbindlichkeit 
im zweiten Schritt noch abzulehnen, obwohl die 
zuständige Gewerkschaft und der zuständige Arbeit-
geberverband zuvor eine Einigkeit über die Einfüh-
rung einer AVE erzielt hatten. Diese Konstellation 
erschwert die Einführung allgemeinverbindlicher 
Tarifverträge erheblich. Die Bundesregierung ist 
deshalb gefordert, die Hürden zu senken. So sollte 
der Abstimmungsmodus im Tarifausschuss, bei dem 
derzeit die Arbeitgeberseite faktisch ein Vetorecht 
hat, geändert werden. Außerdem sollte es beispiels-
weise ermöglicht werden, dass bereits ein Tarifpart-
ner einen Antrag stellen kann. Das Vorhaben des 
Bremer Senats, im Rahmen einer Bundesratsinitia-
tive die Erleichterung der AVE von Tarifverträgen 
zu erreichen, ist deshalb ein richtiger Schritt. 

Öffentliche Aufträge nur für 
tariftreue Unternehmen

Auch auf Landesebene kann einiges unternommen 
werden, um die Tarifbindung zu stärken. Ein wich-
tiges Instrument ist die Einführung von Tariftreue-
vorgaben bei der öffentlichen Auftragsvergabe. 
Deutschlandweit werden jährlich mehr als 500 Mil-
liarden Euro für öffentliche Aufträge ausgege-
ben, was etwa 15 Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes entspricht. Dieses Instrument hat also einen 
nicht zu unterschätzenden Hebeleffekt. Thüringen 
und Berlin haben ihr Vergabegesetz bereits ent-
sprechend geändert. Dass auch die Bremer Regie-
rungskoalition in diesem Jahr eine Novellierung des 
Tariftreue­ und Vergabegesetzes anstrebt, ist des-
halb ausdrücklich zu begrüßen. Sie sollte hierbei 
ihre landespolitischen Spielräume vollumfänglich 
ausnutzen, um den Grundsatz „Kein Auftrag ohne 
Tariftreue“ umzusetzen. 

Eine besondere Herausforderung wird es zukünftig 
sein, gerade neu gegründete und kleinere Betriebe 
in die Tarifbindung zu bringen. Diese Unternehmen 
könnten über das Instrument der Wirtschaftsför-
derung erreicht werden. Bisher werden Tariftreue-
vorgaben in diesem Kontext nicht berücksichtigt. 
Da hier allein im Jahr 2019 über die landeseigene 
Bremer Aufbaubank knapp 14 Millionen Euro an 
Zuschüssen und mehr als 100 Millionen Euro an 
Förderkrediten und Darlehen vergeben wurden, 
kann mit diesem Instrument aber einiges bewegt 
werden. 

Auch hier kann sich Bremen an anderen Bundeslän-
dern orientieren. So hat zum Beispiel Niedersach-
sen die Richtlinie ausgegeben, dass Förderanträge 
von Unternehmen mit Tarifvertrag in besonderer 
Weise berücksichtigt werden. Das Land Mecklen-
burg­Vorpommern räumt beispielsweise in seinen 
Wirtschaftsförderungsrichtlinien tarifgebundenen 
Unternehmen generell einen höheren Fördersatz ein 
und schließt größere Unternehmen mit mehr als 
250 Beschäftigten komplett von jeglicher Förderung 
aus, wenn diese Löhne und Gehälter unterhalb des 
Tarifniveaus zahlen. 
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Bremen – Land der guten Arbeit

Die Arbeitnehmerkammer Bremen spricht sich 
seit Langem dafür aus, dass sich Bremen als 
„Land der guten Arbeit“ profiliert und eine Lan-
desinitiative aufsetzt, die unter diesem Leit-
bild Programme bündelt, die dezidiert dar-
auf abzielen, für auskömmliche Löhne und 
gute Arbeitsbedingungen zu sorgen, die pre-
käre Beschäftigungsverhältnisse zurückdrängen 
und die die Mitbestimmung fördern. Die Stär-
kung von Tarifverträgen kann und sollte das 
Herzstück einer solchen Initiative sein. Hier-
von würden nicht nur die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer profitieren. Bremen würde 
als Wirtschaftsstandort, der sich gute Arbeitsbe-
dingungen explizit auf die Fahnen schreibt, auf-
gewertet und so auch für Fachkräfte an Attrak-
tivität gewinnen. 
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Der Wettbewerb zwischen den  
Nordrange-Häfen spitzt sich zu 

 Die Hafenwirtschaft ist nach wie vor ein zentra-
les wirtschaftliches Standbein im Land Bremen und 
insbesondere für Bremerhaven eine tragende Säule 
des Arbeitsmarktes. Während in Bremen­Stadt vor 
allem konventionelle Stück­ und Schwergüter sowie 
Massengüter umgeschlagen werden, ist Bremerha-
ven einer der größten Automobilumschlagplätze in 
Europa. Hier ist aber auch der Container umschlag 
angesiedelt, auf den wir uns in diesem Artikel bezie-
hen. Der Containerhandel war lange Zeit von anhal-
tendem Wachstum geprägt. Größere Umschlag-
einbußen wurden nur während der Finanz­ und 
Wirtschaftskrise 2009 verzeichnet. Im Jahr 2012 
erreichte der Containerumschlag ein Rekordhoch 
von rund 6,1 Millionen TEU1. Seither sind die 
Umschlagzahlen allerdings rückläufig. Im Jahr 2019 
wurden an den Containerterminals in Bremerhaven 
noch etwa 4,9 Millionen TEU verladen.2 

Bremerhaven steht im Containergeschäft im Wett-
bewerb mit den Nordrange­Häfen. Hierzu zählen 
neben Hamburg auch Antwerpen und Rotterdam. 
Während Antwerpen und Rotterdam seit 2012 deut-
liche Zuwächse verzeichnen konnten, ist der Con-
tainerumschlag in Bremerhaven um ein Fünftel 
gesunken (Abbildung 1). Bremerhavens Marktanteil 
am Containerhandel innerhalb der Nordrange sank 
von 17,7 Prozent im Jahr 2012 auf 12,1 Prozent 

Dr. Marion Salot, Jan Jathe

Konkurrenz oder  
Kooperation? 

Containergeschäft in unruhigem Fahrwasser

1 TEU steht für Twenty-foot Equivalent Unit und 

damit für die Maßeinheit eines 20-Fuß-Containers.

2 Jahreszahlen für 2020 lagen bei Redaktionsschluss 

noch nicht vor.

In aller Kürze:

Durch die Corona-Pandemie hat sich die ohnehin angespannte Wett-
bewerbssituation im Containerumschlag weiter zugespitzt. Der Kos-
tendruck hat das bremische Umschlagunternehmen Eurogate dazu 
veranlasst, ein umfangreiches Sparprogramm auf den Weg zu brin-
gen, das auch einen Arbeitsplatzabbau nicht ausschließt. Außer-
dem fanden erste Sondierungsgespräche zwischen Eurogate und der 
Hamburger Hafen und Logistik AG (HHLA) statt, um die Möglichkeiten 
einer Zusammenarbeit auszuloten. Auf politischer Ebene hingegen 
stehen derzeit wichtige Investitionsentscheidungen an, um die Bre-
merhavener Containerterminals zukunftsfähig aufzustellen. So sol-
len rund 170 Millionen Euro in die Ertüchtigung der Kajen investiert 
werden, damit hier auch die ganz großen Containerschiffe abgefer-
tigt werden können. Auch die Außenweser soll aus diesem Grund ver-
tieft werden. Da der Containerumschlag für Bremerhaven eine wich-
tige Säule des Arbeitsmarktes ist, tragen diese Maßnahmen dazu 
bei, die hier angesiedelten Arbeitsplätze zu sichern und den Stand-
ort zu stärken. Angesichts der herausfordernden Wettbewerbssitua-
tion ist es dennoch zu begrüßen, dass die Investitionsentscheidun-
gen im Rahmen eines Gutachtens sorgfältig geprüft werden. Sollte 
eine Zusammenarbeit zwischen Eurogate und der HHLA konkreter 
werden, muss diese unbedingt auf Augenhöhe stattfinden. Aus Sicht 
der Beschäftigten wären darüber hinaus Standortgarantien und das 
Aufrechterhalten der Tarifverträge sowie der Mitbestimmung weitere 
wichtige Voraussetzungen, die an eine Zusammenlegung der Aktivi-
täten beider Unternehmen geknüpft sein müssten.
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„Die Verhandlungsmacht der Reedereien 
 gegenüber den einzelnen Hafenstandorten 
hat sich deutlich erhöht.“
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Abbildung 1: 
Containerumschlag in den Nordrange-Häfen von 2005 bis 2019
in Tausend TEU

Quelle: Eurostat 2020c; Zahlen für 2019 aus den jeweiligen Hafenstatistiken
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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im Jahr 2019. Die Marktanteile von Rotterdam und 
Antwerpen stiegen im Gegenzug deutlich an und 
liegen nun bei 37 und 28 Prozent. Hamburgs Markt-
anteil beträgt 23 Prozent.

Besonderen Einfluss auf die Umschlagentwicklung 
an einem Hafenstandort haben vor allem die gro-
ßen Reedereien, die sich in den vergangenen Jahren 
nach und nach zusammengeschlossen haben. Inzwi-
schen wird der Markt von den drei Konsortien 2M 
Alliance, Ocean Alliance und THE Alliance domi-
niert, die zusammen rund 80 Prozent des weltwei-
ten Containerhandels auf sich vereinen. Die Ver-
handlungsmacht der Reedereien gegenüber den 
einzelnen Hafenstandorten hat sich hierdurch deut-
lich erhöht. Erschwerend kommt hinzu, dass nahezu 
alle europäischen Häfen ihre Umschlagkapazitäten 
erweitert haben. Hinter diesen Investitionen stand 
die Annahme, dass sich die hohen Wachstumsraten 
im Export, die seit den 1980er­Jahren zu verzeich-
nen waren, kontinuierlich fortsetzen würden. Aller-
dings haben sich diese Erwartungen nicht erfüllt: 
Seit 2011 stagnieren die Exporte (Abbildung 2). 
Dies hat sich auch bremsend auf den Seehandel 

„An der Nordrange sind durch die Ausbau-
projekte der Häfen erhebliche Überkapazi-
täten entstanden.“

ausgewirkt. An der Nordrange sind durch die Aus-
bauprojekte der Häfen erhebliche Überkapazitä-
ten entstanden. Hierdurch hat sich die Marktmacht 
der Konsortien beziehungsweise Reedereien noch 
zusätzlich gesteigert.
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Abbildung 2: 
Entwicklung der weltweiten Exporte im Warenhandel von 1948 bis 2019 
in Milliarden US-Dollar

Quelle: UNCTAD Statistics - Merchandise: Total trade and share, annual, 1947–2019
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Die starke Verhandlungsposition der Reedereien 
ist deshalb besonders problematisch für die Hafen-
standorte, weil die Verlagerung von Frachtlinien 
innerhalb einer Allianz oder die Veränderungen in 
der Mitgliederstruktur gravierende Auswirkungen 
auf die Umschlagplätze haben kann. So führte 2019 
ein Abgang von vier Nordamerika­Frachtlinien der 
Reederei Hapag­Lloyd von Bremerhaven nach Ham-
burg beispielsweise dazu, dass Bremerhaven rund 
eine halbe Million TEU pro Jahr verlor.

Warenströme verändern sich  
zugunsten der Südrange

Die Konkurrenz wird aber nicht nur unter den 
Nord range­Häfen härter. Darüber hinaus wird der 
Wettbewerbsdruck auch durch das starke Wachstum 
einiger Mittelmeer­Häfen erhöht. Insbesondere der 
griechische Hafen von Piräus, der von dem volks-
eigenen chinesischen Betrieb China Ocean Ship-
ping Company (COSCO) betrieben wird, verzeich-
net rasante Wachstumszahlen im Containerhandel. 
Wurden dort im Jahr 2008 nur 437.000 TEU 

umgeschlagen, waren es 2019 bereits rund 5,7 Mil-
lionen TEU. Der Hafen hat somit nicht nur seinen 
Containerumschlag in etwa verdreizehnfacht, son-
dern auch Bremerhaven als viertgrößten Hafen 
in Europa abgelöst. Dies war auch deshalb mög-
lich, weil sich COSCO einen Wettbewerbsvorteil auf 
dem Rücken der Beschäftigten verschaffen konnte: 
Die Gehälter der Hafenarbeiter würden gedrückt, 
um einen Kostenvorteil gegenüber den Konkur-
renzhäfen zu erzielen. Piräus ist nach dem Suezka-
nal, durch den die Schiffe aus China kommen, der 
erste natürliche Tiefwasserhafen. Die Waren wer-
den dann von dort aus per Schienenverkehr nach 
Zentral­ und Osteuropa geliefert. Der Transport-
weg nach Norddeutschland verkürzt sich damit um 
drei bis zhn Tage. Auch wenn dieser Transportweg 
bisher noch teurer ist als der Seeweg nach Nord-
deutschland, wird hierdurch insbesondere der Wett-
bewerbsdruck in den Hinterlandregionen in Mittel­ 
und Westeuropa erhöht. 
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Abbildung 3: 
Umschlagentwicklung an den Containerterminals in Bremerhaven
in Tausend TEU

Quelle: Eurokai-Jahresberichte
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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3 Informationen zur Aufstellung der Containertermi-

nals in Bremerhaven: siehe Info-Kasten.

Zur angespannten Wettbewerbssituation im 
Umschlaggeschäft kamen 2020 die Folgen der 
Corona­Pandemie hinzu. Die weltweit schwerste 
Rezession der Nachkriegsgeschichte ließ den glo-
balen Handel einbrechen. Insbesondere im Früh-
jahr 2020 ging der Containerumschlag in den euro-
päischen Häfen deutlich zurück. In Bremerhaven 
fiel der Umschlag in den ersten drei Quartalen 2020 
um 6,9 Prozent, in Hamburg um 9,9 Prozent und in 
Rotterdam um 4,7 Prozent. In Antwerpen wiederum 
nahm der Umschlag von Containern um 0,2 Pro-
zent zu.

Steigender Kostendruck im  
Containergeschäft

Die angespannte Wettbewerbssituation im 
Container umschlag hat zur Folge, dass einzelne 
Hafenstandorte sowie Terminalbetreiber unter 
einem starken Kostendruck stehen. Diese Entwick-
lung geht auch an dem bremischen Containerter-
minalbetreiber Eurogate nicht spurlos vorbei. Wäh-
rend die Umschlagzahlen am North Sea Terminal 
Bremerhaven (NTB) und am MSC Gate Bremer­
haven seit 2013 tendenziell rückläufig sind, war 
der Trend am Common­User­Terminal von Eurogate 
positiv.3 Die Abwanderung von Hapag­Lloyd führte 
jedoch dazu, dass der Umschlag hier 2019 gegen-
über dem Vorjahr um fast 60 Prozent zurückgegan-
gen ist (Abbildung 3). 

— 72



— 01 Arbeit, Wirtschaft und Finanzen

Darüber hinaus haben sich die Auswirkungen der 
Corona­Pandemie negativ auf die Lage des Kon-
zerns ausgewirkt. Im ersten Halbjahr 2020 führte 
der Umschlagrückgang von 11,8 Prozent dazu, dass 
Eurogate erstmals ein negatives Betriebsergebnis 
erwirtschaftete. Angesichts dieser Entwicklung hat 
der Vorstand des Unternehmens angekündigt, bis 
2024 rund 84 Millionen Euro einsparen zu wollen, 
um die Wettbewerbsfähigkeit der Eurogate­Termi-
nals garantieren zu können. Betriebsbedingte Kün-
digung werden auch in Bremerhaven nicht ausge-
schlossen.

Parallel hierzu werden erste Sondierungsgesprä-
che zwischen Eurogate und dem hamburgischen 
Containerterminalbetreiber HHLA geführt, um 
die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit auszu-
loten. Hierdurch könnten die Unternehmen ihre 
Kräfte bündeln und so die Verhandlungsposition 
gegenüber den Reederei­Allianzen stärken. Ob eine 
Zusammenarbeit überhaupt realisierbar ist und wie 
diese aussehen könnte, ist derzeit allerdings unklar. 
Da 50 Prozent von Eurogate in der Hand des in 
Hamburg ansässigen Unternehmens Eurokai liegen, 
sieht es zumindest „auf dem Papier“ so aus, dass 
Hamburger Akteure dominieren. Aus bremischer 
Sicht ist es aber zentral, dass eine – wie auch immer 
geartete – Kooperation auf Augenhöhe stattfindet. 
Aus Sicht der Beschäftigten wären zudem Stand-
ortgarantien und das Aufrechterhalten der Tarif-
verträge sowie der Mitbestimmung weitere wich-
tige Voraussetzungen, die an eine Zusammenlegung 
der Aktivitäten beider Unternehmen geknüpft sein 
müssten.

Die Containerterminals in Bremerhaven – ein Überblick

Das Umschlaggeschäft im Containerbereich 
wird in Bremerhaven von den Terminalbetrei-
bern Eurogate, MSC Gate und North Sea Termi-
nal Bremerhaven (NTB) abgewickelt. Eurogate ist 
1999 durch die Zusammenführung der Containe-
raktivitäten von Eurokai (Hamburg) und der BLG 
Logis tics Group entstanden. Der Eurogate-Kon-
zern, an dem die Stadt Bremen über die BLG 
beteiligt ist, betreibt neben den Containertermi-
nals in Bremerhaven Terminals an acht weiteren 
Hafenstandorten in Europa und Nordafrika. Mit 
rund 4,9 Millionen TEU im Jahr 2019 fand jedoch 
fast die Hälfte des Containerumschlags des Kon-
zerns in Bremerhaven statt. Am Eurogate-Termi-
nal in Hamburg wurden weitere rund 2,1 Millio-
nen TEU umgeschlagen. Das entspricht ungefähr 
einem Fünftel des Konzernumschlags. Der Euro-
gate-Konzern beschäftigt rund 4.000 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in Bremerhaven und 
Hamburg. Am Standort Bremerhaven betreibt 
das Unternehmen drei Terminals. Der Eurogate 
Container Terminal Bremerhaven (CTB) kann als 

Common-User-Terminal von allen Reedereien 
angelaufen werden. Darüber hinaus verfügt Bre-
merhaven über zwei „Dedicated Terminals“. Dies 
sind Umschlagplätze, an denen sich Reedereien 
durch direkte Vertragsverhandlungen oder durch 
den Eigenbetrieb von Terminals sowie durch die 
eigenständige Abwicklung des Containerum-
schlags eine bevorzugte Abfertigung ihrer Con-
tainerschiffe sichern. Bereits 1998 wurde von der 
BLG Container GmbH und der Maersk Deutsch-
land GmbH das Unternehmen North Sea Termi-
nal Bremerhaven (NTB) gegründet, das inzwi-
schen auf dem CT IV im Norden Bremerhavens 
angesiedelt ist. Mit MSC hat sich 2004 auch die 
zweitgrößte Reederei über ein Joint Venture mit 
Eurogate an den Standort Bremerhaven gebun-
den. Das Unternehmen MSC Gate Bremerhaven 
hat seinen Sitz auf dem CT I, der im Süden des 
Containerhafens liegt. Insgesamt ist die Strom-
kaje in Bremerhaven 4.680 Meter lang. Sie ver-
fügt über 43 Containerbrücken und eine maxi-
male Umschlagkapazität von 7 Millionen TEU.

„Aus bremischer Sicht ist es zentral, dass 
eine – wie auch immer geartete – Koope-
ration zwischen HHLA und Eurogate auf 
Augen höhe stattfindet.“
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Neben den landseitigen Anpassungen sind auch 
wasserseitige Veränderungen notwendig, um auf die 
wachsenden Schiffsgrößen zu reagieren. In der Ver-
gangenheit wurde die Weser bereits mehrfach ver-
tieft. Zuletzt war dies Ende der 1990er­Jahre der 
Fall. Bremerhaven kann seitdem tideunabhängig 
von Schiffen mit einem Tiefgang von 12,80 Metern 
erreicht werden. Auch die Fahrrinne der Elbe wurde 
angepasst. In Hamburg können ebenfalls Schiffe mit 
einem Tiefgang von bis zu 12,80 Metern tideunab-
hängig anlegen. Bremerhaven und Hamburg hat-
ten somit bisher gleiche Voraussetzungen. Schon 
seit 2012 ist eine weitere Vertiefung der Fahrrinne 
der Außenweser auf 13,50 Meter geplant. Die Ver-
tiefung wurde jedoch vom Bundesverwaltungsge-
richt und Europäischen Gerichtshof aus Umwelt-
schutzgründen (vorerst) gestoppt. In Hamburg wird 
hingegen eine weitere Vertiefung der Elbe durchge-
führt. 2021 können dann voraussichtlich Schiffe mit 
einem Tiefgang von bis zu 13,50 Metern den Ham-
burger Hafen tideunabhängig erreichen. Auf der 
Flutwelle ist dies sogar für Schiffe mit einem Tief-
gang von bis zu 14,50 möglich. Diese Unterschiede 
in der wasserseitigen Erreichbarkeit der beiden 
Hafenstandorte führen wiederum zu Wettbewerbs-
nachteilen für Bremerhaven. Vor diesem Hinter-
grund wird auch hier die Außenweservertiefung 
weiter vorangetrieben. Weder die Elb­ noch die 
Weservertiefung werden aber dazu führen, dass die 
größten Containerschiffe Hamburg beziehungsweise 
Bremerhaven anlaufen können, denn sie haben voll-
beladen einen Tiefgang von rund 16,50 Metern.

Der JadeWeserPort als dritter Player

Während die Investitionen in die Umschlagplätze in 
Bremerhaven und Hamburg dazu beitragen sollen, 
sie für die Abfertigung der großen Containerschiffe 
vorzubereiten, gibt es mit dem JadeWeserPort in 
Wilhelmshaven bereits einen Tiefwasserhafen, der 
über die notwendige Wassertiefe verfügt. Schiffe 
mit einem Tiefgang von bis zu 18 Metern kön-
nen hier tideunabhängig anlegen. Auch wenn der 
JadeWeserPort die erwarteten Umschlagmengen 
noch verfehlt, ist er bisher das einzige norddeut-
sche Hafen­Kooperationsprojekt. Nachdem Ham-
burg recht früh aus den Planungen ausgestiegen ist, 
da die Hansestadt befürchtete, seinen eigenen Kon-
kurrenzhafen zu finanzieren, wurde das Hafenpro-
jekt gemeinsam von Niedersachsen und Bremen 
umgesetzt. Bremen ist an dem JadeWeserPort mit 
49,9 Prozent beteiligt. Der Terminalbetrieb wurde 
von Eurogate übernommen. Folglich besteht in der 
Nähe von Bremerhaven bereits ein Seehafen mit 
ausreichend tiefem Fahrwasser, den das Land Bre-
men mitfinanziert hat. Hinter der Entscheidung, 

Hamburg und Bremen investieren  
in die Wettbewerbsfähigkeit ihrer 
Containerhäfen

Um den Containerhafen zukunftsfähig aufzustellen, 
ist auch die Politik gefragt. So plant Bremen der-
zeit sowohl die Anpassung der Fahrrinne als auch 
umfangreiche Investitionen in die Kajenertüchti-
gung. Hintergrund dieser beiden Projekte ist die 
Größenentwicklung der neuen Containerschiffe. 
Stets werden neue Dimensionen erreicht, die vor 
wenigen Jahren nicht denkbar gewesen wären. 
Hatten die größten Containerschiffe Ende der 
1990er­Jahre noch eine Kapazität von 6.600 TEU, 
wurden 2006 bereits Schiffe mit einer Kapazität von 
rund 15.000 TEU gebaut. Heute beträgt das Fas-
sungsvermögen der größten Containerschiffe rund 
24.000 TEU. Diese Entwicklung stellt die Umschlag-
plätze vor neue Herausforderungen. Immer weni-
ger Hafenstandorte verfügen über die notwendige 
Fahrrinnentiefe und über ausreichend große Con­
tainerbrücken, damit auch voll beladene Schiffe die-
ser Größenordnung den Liegeplatz tideunabhängig 
anlaufen können. Zudem sind für die Abfertigung 
der großen Containerschiffe auch entsprechende 
Containerbrücken erforderlich. Diese Voraussetzun-
gen sind auch in Bremerhaven und Hamburg nicht 
vollständig gegeben.

Aus diesem Grund soll die Kajeninfrastruktur an 
den Containerterminals I bis IIIa angepasst wer-
den, damit hier große Containerbrücken mit lan-
gen Auslegern aufgestellt werden können. Diese 
Containerbrücken sind für die Kaje in ihrer der-
zeitigen Verfassung zu schwer. Sie werden aber 
gebraucht, um die großen 24.000­TEU­Schiffe 
abfertigen zu können. Die Erneuerung des Kajenbe-
reichs erstreckt sich hierbei über eine Gesamtlänge 
von 2.400 Metern. Die Kosten für das Projekt bezif-
fern sich auf voraussichtlich rund 170 Millionen 
Euro. In Hamburg ist zuletzt am Burchardkai ein 
weiterer Großschiffsliegeplatz geschaffen worden, 
der mit den neusten Containerbrücken ausgestattet 
ist. Seither verfügt allein dieser Terminal über 18 
der modernen sogenannten Megaship­Brücken, die 
zum Entladen der neuen Großcontainerschiffe benö-
tigt werden.
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Containerterminals zunehmend zum Problem – vor 
allem für die ganz großen Containerschiffe. Zum 
einen ist hier die Manövrierfahrt länger und schwie-
riger als in Bremerhaven. Zum anderen erschwert 
auch die Höhe der Köhlbrandbrücke die Erreichbar-
keit des (teilautomatisierten) Containerterminals 
„Altenwerder“ der HHLA. Die ganz großen Con­
tainerschiffe können bereits jetzt nur noch an den 
anderen Containerterminals abgefertigt werden. 
Hamburg ringt darüber hinaus als stark wachsende 
Stadt auch mit dem Problem, dass die Hafenflächen 
attraktiv und lukrativ für die Wohnbebauung sind. 
Der Hafen hat auch innerhalb der Hamburger Poli-
tik deshalb nicht immer einen leichten und unum-
strittenen Stand.

In Bremerhaven hingegen steht die herausragende 
wirtschaftsstrukturelle Bedeutung des Container-
umschlags und die politische Unterstützung außer 
Frage. Hier muss vermieden werden, dass weitere 
Marktanteile und damit Arbeitsplätze im Container-
umschlag verloren gehen, denn der Arbeitsmarkt in 
der Seestadt ist dringend auf diese Stellen angewie-
sen. Da Bremerhaven bei wichtigen Wettbewerbs-
faktoren wie beispielsweise der Anbindung an das 
Straßen­ und Schienennetz besonders gut dasteht, 
sind die Ausgangsbedingungen in dieser herausfor-
dernden Situation durchaus beachtlich.

Angesichts der ungewissen Perspektiven im Con-
tainerumschlag ist es dennoch zu begrüßen, dass 
Bremen die anstehenden Investitionen in die 
Kajenertüchtigung sorgfältig prüft und in die-
sem Zusammenhang ein entsprechendes Gutach-
ten in Auftrag gibt, in dem die Rahmenbedingungen 
und die Entwicklungsperspektiven des Container-
geschäfts beleuchtet werden. Dass außerdem in 
Betracht gezogen wird, die Kaje schrittweise zu 
ertüchtigen, ist ebenfalls sinnvoll.

Bei allen anstehenden politischen Entscheidungen 
sollten aber vor allem die Beschäftigten im Blick 
behalten werden. Ihre Arbeitsplätze sind nicht nur 
durch die sinkenden Umschlagzahlen, sondern auch 
durch die künftigen Automatisierungs­ und Digitali-
sierungsvorhaben gefährdet. Dabei ist der Hafen als 
Arbeitgeber gerade für den angespannten Bremer-
havener Arbeitsmarkt nach wie vor eine wichtige 
Säule – insbesondere deshalb, weil hier bislang gut 
bezahlte und tariflich abgesicherte Beschäftigungs-
verhältnisse vorherrschen. Deshalb muss dringend 
verhindert werden, dass die Gehaltsstrukturen und 
Arbeitsbedingungen zum Spielball des Standort-
wettbewerbs werden. 

sich am JadeWeserPort zu beteiligen, stand von 
Anfang an die Idee, die norddeutschen Hafenstand-
orte so aufzustellen, dass sie gegenüber dem wich-
tigsten Konkurrenten Rotterdam gestärkt in den 
Wettbewerb gehen. Trotz der Beteiligung am Tief-
wasserhafen hat das Land Bremen allerdings seine 
Investitionen in den eigenen Standort weiter-
hin massiv fortgesetzt, um nicht Gefahr zu laufen, 
Marktanteile an Hamburg zu verlieren, weil dies 
die für Bremerhaven so wichtigen Arbeitsplätze 
gefährden würde. Eine Kooperation oder Arbeits-
teilung zwischen den norddeutschen Hafenstandor-
ten würde ihnen im Wettbewerb mit Rotterdam und 
Antwerpen zwar mehr Gewicht verleihen, ist aber 
bei Weitem kein Selbstläufer.

„Es muss dringend verhindert werden, dass 
die Gehaltsstrukturen und Arbeitsbedingun-
gen im Hafen zum Spielball des Standort-
wettbewerbs werden.“

Hafenstandorte zwischen Konkurrenz 
und Kooperation

Je mehr sich die Konkurrenz zwischen den Nordran-
ge­Häfen zuspitzt, desto drängender stellt sich die 
Frage, wie es den norddeutschen Standorten gelin-
gen kann, sich hier zu behaupten. Derzeit werden 
sowohl im Land Bremen als auch in Hamburg alle 
Register gezogen, um hier nicht an Boden zu ver-
lieren. Einen echten Vorteil kann aber bislang kei-
ner der Standorte für sich verbuchen. Während die 
Container wie in einem Nullsummenspiel zwischen 
den norddeutschen Häfen hin­ und hergescho-
ben werden, gelingt es nicht, gegenüber Rotterdam 
und Antwerpen Boden gutzumachen. Ein Unter-
lassen oder Abschmelzen der Investitionen würde 
aber immer die Gefahr bergen, ein falsches Sig-
nal an die Reeder zu senden oder dem Konkurren-
ten zu dem entscheidenden Vorteil zu verhelfen – 
eine klassische Dilemma­Situation. Dabei haben die 
Containerterminals in Hamburg und Bremerhaven 
durchaus unterschiedliche Stärken und unterschied-
liche Herausforderungen zu bewältigen. So profi-
tiert Hamburg davon, dass der Anteil der Waren, 
die hier nicht nur umgeschlagen, sondern auch wei-
terverarbeitet werden, höher ist als in Bremerha-
ven. Dafür wird in Hamburg die Erreichbarkeit der 
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Zur Branche Luft- und Raumfahrt-
industrie 

 Als technologisch hoch entwickelte Branche ist 
die Luft­ und Raumfahrtindustrie mit der Entwick-
lung, Herstellung sowie Reparatur und Instand-
haltung unterschiedlicher Flugkörper für die 
(bemannte sowie unbemannte) Luft­ und Raum-
fahrt befasst. Sowohl große Endproduzenten (Ori-
ginal Equipment Manufacturer, OEM) als auch eine 
Vielzahl kleiner und mittelständischer Unternehmen 
(KMU), die als Zulieferer in den Bereichen Ausrüs-
tung, Triebwerke beziehungsweise Antriebe, Werk-
stofftechnologie und Komponenten agieren, sind 
der Branche zuzuordnen. Ferner kann die Luft­ und 
Raumfahrtindustrie in die drei Bereiche zivile Luft-
fahrt, militärische Luftfahrt und Raumfahrt unter-
teilt werden. Die unbemannte Luftfahrt (Drohnen), 
die auch für die Bremer Luft­ und Raumfahrtin-
dustrie immer mehr an Bedeutung gewinnt, ist je 
nach Auftraggeber der zivilen beziehungsweise 
der militärischen Luftfahrt zuzuordnen. Die Raum-
fahrtindustrie produziert sowohl Fahrzeuge für die 
bemannte (Space Shuttle) als auch die unbemannte 
Raumfahrt (Satelliten). Im Land Bremen arbeiten 
die meisten Beschäftigten im Bereich der zivilen 
Luftfahrt.1

In aller Kürze:

Bremen kann mit seinen Betrieben der zivilen und mili-
tärischen Luftfahrt sowie der Raumfahrt mit insgesamt 
6.500  Beschäftigten als Zentrum der Luft- und Raum-
fahrtindustrie bezeichnet werden. Sowohl quantitativ als 
auch im Hinblick auf gute Arbeit erfüllt die Branche, die 
von hoher Tarifbindung, qualitativ hochwertigen Beschäfti-
gungsverhältnissen (zumeist in Vollzeit) und hohen Löhnen 
geprägt ist, eine wichtige Funktion für den Bremer Arbeits-
markt. Charakteristisch für den Standort Bremen ist die 
Einbettung der Branche in ein funktionierendes Cluster mit 
vernetzten und kooperierenden Betrieben, einer lebendigen 
Forschungs- und Hochschullandschaft sowie der benötig-
ten Infrastruktur. Trotz ihrer ökonomisch, arbeitsmarktpo-
litisch und auch technologisch überragenden Bedeutung 
ist die Luft- und Raumfahrtindustrie am Standort Bremen 
unter Druck geraten, der im Zuge der Corona-Krise weiter 
zugenommen hat. Da sich die öffentliche Hand nicht nur 
im Kontext der Corona-Situation, sondern stetig und unter 
Einsatz erheblicher finanzieller Volumina für die Förderung 
der Branche einsetzt, sollte zukünftig eine noch offensi-
vere Industriepolitik betrieben werden. Diese könnte ver-
bindliche Gegenleistungen, etwa Beschäftigungsgarantien 
oder den Erhalt von Kernkompetenzen, wie die Flügelaus-
rüstung am Standort Bremen, beinhalten.

Dr. Tim Voss

Wir können alles – außer 
Helikopter 

Für eine offensivere Industriepolitik in der 
Luft- und Raumfahrtindustrie

1 Vgl. Voss (2019).
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Abbildung 1: 
Bedeutung der Luft- und Raumfahrtindustrie im Bundesländervergleich  
Anteil der in der Luft- und Raumfahrtindustrie Beschäftigten an der Gesamtbeschäftigung,  
Stand 30. Juni 2020

Quelle: Statistik der Bundesagenur für Arbeit
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Bedeutung der Luft- und Raumfahrt-
industrie für Arbeitsmarkt, Wirt-
schaft und Innovation

Wenngleich Bremen in vielen wissensintensiven 
Branchen Nachholbedarfe gegenüber anderen Städ-
ten und Regionen aufweist, ist im Bereich der Luft­ 
und Raumfahrtindustrie ein anderes Bild erkennbar. 
Bremen kann als eines der Zentren der Luft­ und 
Raumfahrtindustrie bezeichnet werden – inner-
halb Deutschlands, aber auch in Europa. Seit den 
1960er­Jahren ist die Branche am Standort Bre-
men stetig gewachsen, sodass mittlerweile circa 
6.500 Beschäftigte dort tätig sind. Im Bundesländer-
vergleich hat die Luft­ und Raumfahrtindustrie hier 
vor Ort den mit weitem Abstand größten Anteil an 
der Gesamtbeschäftigung hinter Hamburg (Abbil-
dung 1).2

Nicht nur in quantitativer Hinsicht hat die Bran-
che eine wichtige Funktion für den Bremer Arbeits-
markt. Sie zeichnet sich – unter anderem aufgrund 
der hohen Tarifbindung und der Qualifikations-
niveaus der in der Branche beschäftigten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer – durch qualita-
tiv hochwertige Arbeitsplätze und hohe Löhne aus. 
Diese liegen mit 6.600 Euro knapp 46 Prozent über 
dem Median der Bruttomonatsverdienste der Voll-
zeitbeschäftigten im Land Bremen. Die Branche 
hebt sich damit sogar deutlich von anderen Hoch-
lohnsegmenten, wie den Finanz­ und Versicherungs-
dienstleistungen (–27,4 Prozent) sowie dem ver-
arbeitenden Gewerbe insgesamt (–28,0 Prozent) 
ab (Abbildung 2). Zudem sind Vollzeitstellen mit 
einem weit überdurchschnittlich hohen Anteil von 
über 90 Prozent die Regel. Folglich ist die Luft­ und 
Raumfahrtindustrie auch mit Blick auf gute Arbeit 
im Land Bremen äußerst relevant. Ein wichtiges 
personalpolitisches Anliegen der Betriebe sollte hin-
gegen in den kommenden Jahren die Steigerung 
des Anteils der weiblichen Beschäftigten sein. Die-
ser ist – verglichen mit dem Anteil von Frauen an 
allen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
(44,3 Prozent) – in der „Vollzeitbranche“ Luft­ und 2 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2020).
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Abbildung 2: 
Lohnniveau in der Luft- und Raumfahrtindustrie im Branchenvergleich im Land Bremen
Bruttomonatsverdienste von Vollzeitbeschäftigten 2020, Abweichung vom Median in Prozent 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Raumfahrtindustrie weit unterdurchschnittlich 
(18,4 Prozent) und bedarf dringend einer Steige-
rung.3

Sowohl arbeitsmarktpolitisch und ökonomisch als 
auch technologisch ist die Luft­ und Raumfahrt­
industrie von besonderer Bedeutung. Als High-
tech­Schlüsselbranche stellt sie eine wichtige Basis 
für Innovation und technologische Entwicklung dar. 
Erkenntnisse sowie Innovationen aus Forschungs­ 
und Technologieprojekten fließen auch in andere 
Branchen und wissenschaftlich­technische Fach-
gebiete, wie Automobilbau, Maschinen­ und Anla-
genbau, Energietechnik, Elektronik, Robotik, Werk-
stofftechnik sowie Mess­, Steuer­ und Regeltechnik. 
Folglich ist die Branche alles andere als „abgeho-
ben“, sondern prägt unseren Alltag – und zwar 
abseits des Fliegens etwa bei Live­Übertragungen, 
Wettervorhersagen oder der Navigation. Mit ihren 
besonders hohen Anforderungen an Sicherheit und 

Effizienz ist die Luft­ und Raumfahrtindustrie ein 
bedeutender Technologie­ und Innovationstreiber 
für die gesamte Volkswirtschaft.4 

Charakteristisch für die Branche speziell am Stand-
ort Bremen ist, dass sowohl eine starke Luft­ als 
auch Raumfahrtindustrie vertreten ist, die in allen 
eingangs skizzierten Marktsegmenten aktiv ist. Hier 
vor Ort befinden sich etwa sämtliche Divisionen des 
Airbus­Konzerns, ausgenommen Airbus Helicop-
ters. Das ist innerhalb des Konzerns weltweit einma-
lig. Ein wenig verkürzt und salopp lässt sich daher 
sagen: „Wir können alles – außer Helikopter.“ Tech-
nologisch ist die Raumfahrtindustrie mit diversen 
Komponenten „Made in Bremen“ (etwa mit dem 
Columbus­Labor der Internationalen Raumstation 
ISS, den Satelliten des europäischen Navigations-
systems Galileo sowie den Service­Modulen zum 
US­Raumschiff Orion) – sogar im europäischen Ver-
gleich – führend. Die räumliche Konzentration auf 

3 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2020). 4 Vgl. Voss (2019). 
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5 Vgl. Lenz et al. (2018).

6 Vgl. Bundesverband der deutschen Luft- und Raum-

fahrtindustrie e. V.

die Airport­Stadt und den Technologiepark ermögli-
chen eine enge Vernetzung der Betriebe untereinan-
der sowie mit den umliegenden Forschungseinrich-
tungen.5 Die Beziehungen der in Bremen ansässigen 
Betriebe sind folglich nicht durch direkte Konkur-
renz, sondern vielmehr durch Kooperation gekenn-
zeichnet – auch konzern übergreifend. Beispiele im 
Bereich der Raumfahrt sind etwa die Zusammenar-
beit der auf den Satellitenbau spezialisierten OHB 
AG mit Airbus Defence and Space als Verantwort-
liche für den Nutzungsbetrieb der europäischen 
Anteile an der International Space Station (ISS). 
So zeichnete OHB für Sekundärstruktur und Kabel-
bäume eines Elements der Raumstation sowie für 
diverse Experimenttracks des europäischen Colum-
busmoduls verantwortlich. Darüber hinaus fertigte 
und fertigt das 2005 übernommene OHB­Toch-
terunternehmen MT Aerospace im Rahmen der 

Zusammenarbeit mit der Ariane Group verschiedene 
Komponenten, wie Boostergehäuse sowie Tanks für 
die Zentral­ und Oberstufe der Ariane 5 und 6.6

Herausforderungen für den Standort 
Bremen

Trotz ihrer ökonomisch, arbeitsmarktpolitisch und 
technologisch überragenden Bedeutung ist die Luft­ 
und Raumfahrtindustrie am Standort Bremen seit 
Ende des Jahres 2019 in mehrfacher Hinsicht unter 
Druck geraten. Dies hat unter anderem, aber nicht 
ausschließlich mit der Corona­Pandemie und der 
zumindest temporär sinkenden Mobilität in Folge 
von Reisebeschränkungen zu tun. Die Corona­Krise 
hat vor allem Negativauswirkungen auf den Bereich 
der zivilen Luftfahrt, da Passagiervolumina bis zu 
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7 Vgl. Agentur für Struktur- und Personalentwicklung 

GmbH (2020). 

8 Vgl. Kroymann/Stubbe (2020).

80 Prozent geschrumpft sind, Fluggesellschaften 
aktuell lediglich einen Bruchteil ihrer Flotte benö-
tigen und neue Flugzeuge dementsprechend weder 
vor dem Hintergrund ihrer Finanzlage abneh-
men noch einsetzen können. Der daraus folgen-
den Reduzierung von Produktionskapazitäten wird 
– wie zum Beispiel am Standort von Airbus Ope-
rations in Bremen – arbeitnehmerseitig mit dem 
Abbau von Arbeitszeitkonten, der Einführung von 
Kurzarbeit sowie neuen tarifvertraglichen Regelun-
gen, die Arbeitszeitverkürzungen und entsprechen-
den Gehaltsverzicht beinhalten, begegnet. Darüber 
hinaus wurde als Teil des Sozialplans ein Abfin-
dungsprogramm für Beschäftigte, die das Unterneh-
men auf eigenen Wunsch verlassen, aufgelegt. Auf 
diese Weise konnten betriebsbedingte Kündigungen 
zumindest bis März 2021 abgewendet werden.

Die Perspektive des Airbus­Standortes Bremen im 
Speziellen wird aktuell insbesondere vor dem Hin-
tergrund betriebsinterner Umstrukturierungen dis-
kutiert, welche nicht im Kontext der Corona­Pan-
demie entstanden sind und im schlimmsten Falle 
die Verlagerung der Flügelausrüstung nach sich 
ziehen könnten. Die Flügelausrüstung stellt eine 
für den Bremer Standort spezifische Kernkompe-
tenz dar und ist Teil einer Prozesskette, die von 
der Konzeption, der Materialforschung und Ent-
wicklung über die Produktion bis zur Wartung und 
Reparatur der für den Flugzeugbau unabdingba-
ren Komponente „Flügel“ reicht. Demzufolge hätte 
ein Abzug der Flügelausrüstung weitreichende Fol-
gen für die gesamte Branche als eine Schlüsselin-
dustrie der Region. Sowohl volkswirtschaftlich als 
auch beschäftigungspolitisch würde ein hoher Scha-
den entstehen, da diverse Zulieferer und auch For-
schungseinrichtungen im räumlichen Umfeld in die 
genannten Prozesse involviert sind. Letztlich droht 
somit eine Gefahr für das gesamte Segment Luft­ 
und Raumfahrtindustrie am Standort Bremen.

Sowohl die militärische Luftfahrt­ als auch die 
Raumfahrtindustrie werden durch die Corona­Krise 
im Vergleich zur zivilen Luftfahrt weniger beein-
flusst. Ihre Entwicklung ist zu großen Teilen stark 
von politischen Entscheidungen abhängig. Neben 
nationalen Regierungen gehören – so im Falle der 
Raumfahrtindustrie – auch internationale Organisa-
tionen wie die Europäische Weltraumorganisation 
(ESA) zu den Kunden. Gerade für die Raumfahrtin-
dustrie bleibt die Corona­Krise dennoch nicht fol-
genlos. Die coronabedingte Verschiebung des Erst-
flugs der Ariane 6 zieht finanzielle Konsequenzen 
für mehrere Betriebe am Standort Bremen nach 
sich, sodass die Reduzierung von Arbeitsplatzkapa-
zitäten vor Ort nicht auszuschließen ist. Im Bereich 
der militärischen Luftfahrt wurde bereits Ende des 
Jahres 2019 – also vor Einsetzen der Corona­Krise 
– der Abbau von Personalkapazitäten angekün-
digt und arbeitgeberseitig unter anderem mit dem 
Finanzergebnis des militärischen Transportflugzeug-
programms A400M und dem Ausfuhrverbot nach 
Saudi­Arabien begründet. Folglich droht sowohl in 
der zivilen als auch in der militärischen Luftfahrt 
sowie in der Raumfahrt ein Beschäftigungsrück-
gang – wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß. 
Laut der aktuellen Befragung der IG Metall erwar-
ten rund 70 Prozent der Arbeitnehmervertreterin-
nen und ­vertreter bis Ende des Jahres 2021 einen 
Beschäftigungsrückgang.7

Für die Perspektive der Luft­ und Raumfahrtindus-
trie in Bremen wird jedoch der Erhalt der Arbeits-
plätze – gerade während der Krise – sowie die Wah-
rung der Kernkompetenzen von entscheidender 
Bedeutung sein. Die in der Branche tätigen Fach-
kräfte sind zumeist hoch qualifiziert, entsprechend 
mobil und schwer zurückzugewinnen. Zukünftige 
Fachkräftebedarfe sind hingegen absehbar. Da glo-
bal betrachtet immer mehr Menschen am Lufttrans-
port teilnehmen, wird sich die Mobilität insgesamt 
perspektivisch wieder erhöhen. Im Kontext der öko-
logischen Wende werden darüber hinaus zusätzliche 
Bedarfe an weiter entwickelten, emissionsärmeren 
Flugzeugen als Ersatz für ältere Flugzeuggenera-
tionen entstehen und darüber hinaus auch Raum-
fahrttechnologien zur Erdbeobachtung – etwa für 
Langzeitstudien zu klimatischen Veränderungen 
oder zum Schutz von Vegetation und Böden – ver-
stärkt nachgefragt werden.8 Im Hinblick auf diese 
und weitere Anforderungen müssen die Weichen am 
Standort Bremen personell und strukturell gestellt 
werden.

„Die Flügelausrüstung stellt eine für 
den Bremer Standort spezifische 
Kernkompetenz dar.“
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Über die Landesebene hinausgehend engagiert sich 
die öffentliche Hand auch auf nationaler sowie auf 
supranationaler Ebene für die Branche. Sie fun-
giert nicht nur – wie zuvor beschrieben – als Auf-
traggeber und Kunde, sondern auch als Kredit­ oder 
Geldgeber. Als Anteilseigner der Airbus Group mit 
knapp elf Prozent Aktienanteil gewährte Deutsch-
land dem Konzern zum Beispiel für die Entwicklung 
des Airbus A380 ein Darlehen in Höhe von knapp 
einer Milliarde Euro, dessen Rückzahlung an die 
Auslieferungen des Flugzeugtyps gekoppelt ist. Auf 
europäischer Ebene hat Deutschland Ende des Jah-
res 2019 seine Beiträge an die ESA um mehr als die 
Hälfte auf 3,3 Milliarden Euro erhöht und ist erst-
mals in der Geschichte der ESA größter Beitragszah-
ler. Der deutsche Beitrag umfasst damit knapp ein 
Viertel des gesamten ESA­Programms. Diese kur-
zen Ausführungen bilden nur einen Bruchteil der 
Aktivitäten ab, verdeutlichen jedoch, dass sich die 
öffentliche Hand auf vielfältige Art und Weise und 
unter Einsatz erheblicher finanzieller Volumina für 
die Förderung der Branche einsetzt. Im Kontext der 
Corona­Situation sind darüber hinaus die umfäng-
lichen Unterstützungsleistungen seitens des Bundes 
und der Länder für die Unternehmen einer beson-
ders betroffenen Branche zu berücksichtigen, die 
der Abmilderung der wirtschaftlichen und sozialen 
Folgen der Krise dienen.

Vor dem Hintergrund dieser Anstrengungen sollte 
die Politik eine noch offensivere Industriepolitik 
betreiben, dafür entsprechende (personelle) Struk-
turen schaffen und insbesondere von den Konzer-
nen und großen Playern der Branche aktiv Gegen-
leistungen einfordern. Politische Zusagen über die 
Expansion von luft­ und raumfahrtorientierten 
Gewerbearealen könnten zum Beispiel an konkrete 
und zeitlich definierte Vereinbarungen zu Standort­ 
und Beschäftigungserhalt, zur Sicherung von Ausbil-
dungskapazitäten oder zum Erhalt bremischer Kern-
kompetenzen, wie die Flügelausrüstung, geknüpft 
werden. Die Beziehungen zwischen öffentlicher 
Hand und Unternehmen sollten also zukünftig weni-
ger den Charakter einer (einseitigen) Risikopartner-
schaft besitzen, sondern vielmehr ein gegenseitiges 
Bekenntnis mit beiderseitigen Verpflichtungen dar-
stellen.

Politische Handlungsoptionen

Die politischen Einflussmöglichkeiten auf die Ent-
wicklung einer stark globalisierten Branche, wie der 
Luft­ und Raumfahrtindustrie, sind vor allem auf 
Landesebene begrenzt. Die bremische Landesregie-
rung kann die Attraktivität des Standortes beeinflus-
sen, indem sie zum Beispiel die Gründung von For-
schungseinrichtungen wie dem Fraunhofer­Institut 
für Fertigungstechnik und Angewandte Materialfor-
schung (IFAM) oder die Errichtung des auf Leicht-
bau spezialisierten Entwicklungszentrums Center 
for Eco­efficient Materials and Technologies (Eco-
MaT) unterstützt. Auch die Flächenplanung stellt 
ein Handlungsfeld zur Attraktivierung des Standorts 
dar. In diesem Kontext diskutiert die Bremer Poli-
tik aktuell kontrovers die Schaffung von Ausbau-
potenzialen. Konkret geht es um die Expansion des 
luftfahrtorientierten Gewerbeareals Airport­Stadt 
mittels einer Flächenerweiterung südlich der Lande-
bahn des Flughafens.

Ferner können Forschung und Innovation im Rah-
men von Strukturförderprogrammen vorangetrie-
ben werden. Ein bremenspezifisches Instrument 
für die Branche ist das im Jahr 2015 verabschie-
dete Luft­ und Raumfahrtforschungsprogramm 
2020 (LuRaFo), das zu einem Großteil aus Mitteln 
des Europäischen Fonds für Regionale Entwick-
lung (EFRE) finanziert wird und branchenbezo-
gene Investitionen in Höhe von knapp 11,5 Millio-
nen Euro vorsieht. Nach Auskunft der zuständigen 
behördlichen Stellen wird es auch in der neuen 
Strukturförderperiode 2021 bis 2027 fortgesetzt. 
Etwaige seitens der Landesregierung beförderte Pro-
jekte und Initiativen können dennoch nicht mehr 
als den Rahmen für Entscheidungen großer Player 
der Branche bilden, Konzernentscheidungen jedoch 
nicht direkt beeinflussen. Gleiches gilt für hoch-
schulpolitische Maßnahmen in Form der Schaf-
fung adäquater Studienangebote an den bremi-
schen Hochschulen, die akademisches Personal für 
die Betriebe der Luft­ und Raumfahrtindustrie aus-
bilden.
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Ein personeller Schritt in die richtige Richtung im 
Land Bremen ist die Bestellung zweier Koordinato-
ren für die Luft­ und Raumfahrt, welche die Belange 
der Branche vertreten, die deutschlandweite sowie 
internationale Vernetzung vorantreiben und die 
Gewinnung weiterer Finanzmittel für Projekte rea-
lisieren sollen. Darüber hinaus gilt es, für Bremen 
als Standort einzutreten und für seine Stärken sowie 
Vorteile – dazu gehört im Übrigen auch der zuwei-
len unterschätzte Flughafen, der den Transport und 
damit die Produktion großer Bauteile erst ermög-
licht und eine internationale Anbindung garantiert 
– zu werben.

Entscheidend für die Zukunft des Standorts Bre-
men wird der Erhalt des funktionierenden Segments 
Luft­ und Raumfahrtindustrie mit seinem Branchen-
mix und den betrieblichen Kooperationsbeziehun-
gen samt der Peripherie, unter anderem bestehend 
aus Forschungseinrichtungen, Studienangeboten 
und Infrastruktur beziehungsweise Logistik, sein. 
Sonst geht nicht nur das Know­how von Fachkräf-
ten, sondern womöglich perspektivisch die Stärke 
eines funktionierenden und auch im europäischen 
Vergleich herausragenden Standorts verloren. 
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Dr. Dominik Santner

Arbeit auf knappen Flächen 

Anforderungen an das Gewerbeentwicklungs-
programm 2030 aus Arbeitnehmersicht

 Mit dem Gewerbeentwicklungsprogramm 2030 
(kurz GEP 2030) wird aktuell der Rahmen für 
die Gewerbeflächenpolitik der Stadt Bremen neu 
gesteckt. Dieses als Fachbeitrag zum Flächennut-
zungsplan konzipierte Programm soll das bisherige 
GEP 2020 ersetzen und vor dem Hintergrund knap-
per werdender Flächen aktuelle Herausforderungen 
für die Gewerbeflächenpolitik aufgreifen.

Im Rahmen des Prozesses wurden seit Ende 2018 
in einem fachöffentlichen Beteiligungsprozess und 
auf der Grundlage von extern beauftragten Fachgut-
achten Bedarfe und Positionen in Bezug auf ausge-
wählte Schwerpunktthemen (Logistik, innovative 
Zukunftsorte, Weiterentwicklung von Bestandsge-
bieten) erarbeitet. Im voraussichtlich im Frühjahr 
2021 zur politischen Aushandlung vorgelegten ers-
ten Entwurf werden Ziele sowohl zu diesen The-
men als auch zu klassischen Fragen der Gewerbeflä-
chenpolitik, etwa zu Bedarfen des produzierenden 
Gewerbes oder kleiner und mittlerer Unternehmen 
(KMU), ausgearbeitet.

Dabei ist klar: Gewerbeflächenpolitik muss sich an 
ihrem Beitrag für gute und zahlreiche Arbeitsplätze, 
Wertschöpfung sowie für den Strukturwandel mes-
sen lassen. 

Der Logistikstandort Bremen

Ein wichtiges Kernthema des GEP 2030 sollen die 
Bedarfe der Logistikwirtschaft sein. Die Stadt Bre-
men ist traditionell ein bedeutender Logistikstand-
ort im Hinterland der deutschen Nordseehäfen. 
Entsprechend hat sich in Bremen ein spezifisches 
Logistikprofil mit spezialisierten Gewerbegebieten 

In aller Kürze:

Gewerbeflächenpolitik muss sich an ihrem Beitrag für gute und zahl-
reiche Arbeitsplätze, für viel Wertschöpfung sowie für den Struktur-
wandel messen lassen. Dies muss vor dem Hintergrund der Neu-
aufstellung des Gewerbeentwicklungsprogramms 2030 (GEP 2030) 
betont werden. Ein wesentlicher Schwerpunkt des GEP wird auf dem 
Umgang mit den Bedarfen der Logistikwirtschaft liegen. Diese Bran-
che macht einen bedeutenden Teil des Bremer Arbeitsmarkts aus 
und fungiert gleichzeitig als unterstützende Querschnittsbranche 
für die ansässige Industrie. Gleichzeitig sind die Arbeitsbedingun-
gen häufig schlecht und die Arbeitsplatzdichte in von Logistikunter-
nehmen geprägten Gewerbegebieten ist niedrig. Die Flächennach-
frage durch Logistikbetriebe stößt auf begrenzte Flächenressourcen. 
Neuausweisungen auf der grünen Wiese werden in Zukunft kaum 
noch möglich sein. Flächenpotenziale gilt es, in Zukunft verstärkt im 
Bestand auf bereits zuvor gewerblich genutzten Flächen zu heben. 
Das geplante Monitoring zur Identifizierung von Flächenpotenzialen 
in Bestandsgebieten sollte auf Logistik- und Industrieflächen aus-
geweitet werden, strategische Flächenankäufe und Verpachtung 
statt Verkauf sollten eine größere Bedeutung bekommen. Aspekte 
der „Guten Arbeit“ müssen bei der Vergabe städtischer Flächen eine 
entscheidende Rolle spielen. Auch für großflächige Industrieansied-
lungen sowie kleine und mittlere Unternehmen müssen in Zukunft 
Angebote vorgehalten werden. Der Bremer Industriepark sowie das 
Gewerbegebiet Bayernstraße sollten daher zukunftsfähig aufgestellt 
werden. Zudem sollten alle Gewerbegebiete arbeitnehmerfreundli-
cher werden, etwa durch einen besseren ÖPNV, Grünflächen und gas-
tronomische Angebote.
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Die Branche ist bedeutend für den Bremer Arbeits-
markt. Im Juni 2020 arbeiteten 29.392 sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigte im Bereich „Verkehr 
und Lagerei“, davon etwa 62 Prozent in der Lager­ 
und Speditionslogistik im engeren Sinn (Bereich 
„Lagerei und Erbringung von sonstigen Dienstleis-
tungen für den Verkehr“). Im Vergleich mit den 
fünfzehn größten deutschen Städten liegt die Stadt 
Bremen damit auf Platz 5 (beziehungsweise auf 
Platz 6 unter Einbeziehung der Region Hannover) 
(siehe Abbildung 1). Die regionalwirtschaftliche 

(unter anderem Güterverkehrszentrum [GVZ], 
Gewerbepark Hansalinie) herausgebildet. Im Ver-
gleich zu anderen Standorten finden sich in der 
Hansestadt besondere Branchenschwerpunkte im 
Bereich der sogenannten Gateway­Logistik (Logis-
tik mit Bezug auf den Import und Export über die 
Häfen) und der produktionsbezogenen Industrie-
logistik (etwa als Teil der Automotive­Wertschöp-
fungskette).
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Abbildung 1: 
Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im und Anteil des Bereichs 
„Verkehr und Lagerei“ an der Gesamtbeschäftigung
Juni 2020

Quelle: Bundesagentur für Arbeit
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Bedeutung der Logistik ist für Bremen im Städte-
vergleich jedoch deutlich höher: 10,5 Prozent aller 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der 
Hansestadt sind im Bereich „Verkehr und Lage-
rei“ tätig. Dies ist im Vergleich mit den 15 größten 
Städten Deutschlands der zweithöchste Wert (siehe 
Abbildung 1). Lediglich Frankfurt am Main weist 
einen höheren Wert auf, ist mit seinem Schwer-
punkt im Luftverkehr aber nur bedingt vergleich-
bar mit den klassischen Logistikstandorten. Die 
Zahl der Arbeitsplätze im Bremer Logistiksegment 
stieg zudem in der Zeit zwischen Juni 2013 und 
Juni 2020 deutlich um fast 3.500. Somit folgte die 
Branche der günstigen konjunkturellen Gesamtent-
wicklung.
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1 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2021).

2 Vgl. infas (2019).

3 Vgl. SWAE (2020).

4 Vgl. Veres-Homm et al. (2020).

„Ansiedlungs-  und Gewerbeflächenpolitik 
müssen in Zukunft stärker die Fragen nach 
guter Arbeit und nachhaltiger Beschäftigung 
in den Fokus nehmen.“

im Land Bremen nur acht Prozent der Logistikbe-
triebe nach Tarif (siehe Artikel „Erosion der Tarif-
bindung im Land Bremen“ in diesem Band). Das sind 
vor allem die großen Betriebe im Hafen oder DHL. 
Zudem stellt sich die Frage nach der zu erwarten-
den nachhaltigen Perspektive einiger Logistikar-
beitsplätze, da insbesondere Betriebe der industri-
ellen Kontraktlogistik (Zulieferer) häufig von einem 
Kunden abhängig sind und zudem oft kurze Ver-
tragslaufzeiten haben. Im Falle der Firma Schnel-
lecke wurde etwa ein Betriebsstandort in Bremer-
haven nach Auslaufen des Zuliefervertrags mit 
Volkswagen komplett aufgegeben (siehe Artikel 
„Wirtschaft und Beschäftigung in Bremerhaven“ in 
diesem Band).

Ansiedlungs­  und Gewerbeflächenpolitik müssen in 
Zukunft stärker die Fragen nach guter Arbeit und 
nachhaltiger Beschäftigung in den Fokus nehmen. 
Dabei sollte das Verständnis für gute Arbeit nicht 
auf die als selbstverständlich anzusehende Einhal-
tung des Mindestlohns reduziert werden, wie dies 
leider immer noch oft geschieht.3 Vielmehr sollten 
Tarifbindung, gute Löhne, Mitbestimmung sowie 
Fortbildungs­ und Entwicklungsmöglichkeiten der 
Beschäftigten bei öffentlichen Flächenveräußerun-
gen als Entscheidungsgrundlage dienen.

Flächen für die Logistik

Logistikimmobilien haben besondere Standortanfor-
derungen an die Fläche. Moderne Logistikbetriebe 
fragen in aller Regel Grundstücke von zum Teil 
deutlich über 10.000 Quadratmetern nach. Zudem 
bedarf es einer großzügig dimensionierten Infra-
struktur für den Güterverkehr.

Die großflächige Dimensionierung von Logis-
tikimmobilien stellt Politik und Verwaltung in 
einem Stadtstaat mit knappen Flächen bei der Pla-
nung und Vermarktung vor große Herausforde-
rungen. Flächenressourcen werden schneller ver-
braucht als bei anderen gewerblichen Nutzungen. 
Allein in den Jahren 2004 bis 2019 wurden insge-
samt 245 Hektar neue städtische Flächen für Logis-
tiknutzungen durch die Stadt vermarktet.4 In der 
Immobilienwirtschaft galten Logistikimmobilien in 
den vergangenen Jahren als eine der lukrativsten 
Assetklassen. Zudem sind sie in Bremen vergleichs-
weise günstig: Sowohl die Mieten für bezugsfertige 

Qualitativ erfüllt die Logistik zwei wichtige 
Funktio nen für den Bremer Arbeitsmarkt. Sie unter-
stützt als Querschnittsaufgabe die gesamtstädtische 
und regionale Wirtschaft, insbesondere das export-
starke produzierende Gewerbe. Gleichzeitig bietet 
sie vergleichsweise viele Arbeitsplätze für Menschen 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung. Dies ist 
insofern ein großes Pfund, als dass die Wahrschein-
lichkeit arbeitslos zu sein bei Personen ohne Berufs-
abschluss größer ist als bei anderen Menschen. So 
lag die mittlere Arbeitslosenquote in der Stadt Bre-
men bei Personen ohne Berufsausbildung im Jahr 
2020 mit 32,6 Prozent deutlich über dem Wert von 
Personen mit einem betrieblichen, schulischen oder 
akademischen Abschluss (4,7 Prozent).1 Ansied-
lungs­ und Wirtschaftspolitik kann Beschäftigungs-
impulse für Menschen mit geringer Qualifikation 
setzen, wenngleich es immer auch darum gehen 
muss, Menschen in der Arbeitslosigkeit zu qualifi-
zieren, ihnen einen Berufsabschluss zu ermöglichen 
und auch in niedrig qualifizierter Tätigkeit auf mög-
liche Aufstiege und weitere Kriterien Guter Arbeit 
zu achten. Allerdings sind bei Weitem nicht alle 
Menschen mit Verkehrs­ und Logistikberufen ohne 
Berufsabschluss. So zeigen Zahlen der Beschäftig-
tenbefragung „Koordinaten der Arbeit“ der Arbeit-
nehmerkammer, dass 33,5 Prozent von ihnen nach 
eigenen Angaben eine höhere Qualifikation haben, 
als für den ausgeführten Beruf notwendig ist.2 

Die Arbeitsbedingungen in der Logistik stehen 
immer wieder in der Kritik. Geringe Bezahlung, pre-
käre Beschäftigungsverhältnisse und schlechte Auf-
stiegschancen skizzieren das Bild. Die Arbeit ist oft 
körperlich hart und monoton. Die Tarifbindung ist 
vor allem bei kleinen Betrieben sehr gering. Laut 
aktuellen Daten des IAB­Betriebspanels zahlen 
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Bestandsimmobilien (im Schnitt 3,31 Euro pro Qua-
dratmeter)5 als auch die Kaufpreise für erschlos-
sene unbebaute Logistikflächen (35 bis 55 Euro pro 
Quadratmeter)6 gelten als sehr günstig für einen 
großstädtischen Standort. Dies dürfte attraktiv für 
Ansiedlungsentscheidungen sein, einen sparsamen 
Umgang mit knappen Flächen jedoch eher konter-
karieren. Bis zum Jahr 2030 wird laut der aktuel-
len Logistik­Fachstudie zum GEP 2030 von einem 
weiteren Flächenbedarf von 128,4 Hektar ausge-
gangen.7 Trotz der in dieser Berechnung unberück-
sichtigten Effekte durch die Corona­Krise dürfte die 
Tendenz dieser Prognose stimmen.

Die Logistik wird oft dafür kritisiert, wenige 
Arbeitsplätze im Vergleich zur genutzten Fläche 
zu generieren. Auch die Arbeitnehmerkammer hat 
bereits auf die geringe Arbeitsplatzdichte hinge-
wiesen.8 Im GVZ mit seinem Logistikschwerpunkt 
waren im Jahr 2016 auf einem Hektar Nettofläche 
lediglich 19,7 sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigte tätig. Dies entspricht nur gut 13 Prozent des 
Wertes im Technologiepark (147,5 Beschäftigte 
je Hektar) oder 23 Prozent des Wertes im Bremer 
Industriepark (84,4 Beschäftigte je Hektar). Im 
Vergleich zur klassischen Industrie oder zu High-
tech­Betrieben sind die Beschäftigungseffekte pro 
Hektar Fläche in der Logistik also eher gering. Ins-
besondere die in Bremen besonders wichtigen 
Gateway­ und Industrielogistiker weisen im Ver-
gleich etwa zu Netzwerklogistikbetrieben nochmals 
30 Prozent geringere Arbeitsplatzdichten auf.9

Es liegt also die Vermutung nahe, dass die Beschäf-
tigungswirkung Bremer Gewerbegebiete vergleichs-
weise gering sein dürfte. Dies scheint ein Blick auf 
den Städtevergleich zu bestätigen. Direkte Werte 
zu den Arbeitsplatzdichten einzelner Städte lie-
gen zwar nicht vor. Annähernd kann aber die tat-
sächlich genutzte Fläche für Industrie und Gewerbe 
(Katastererhebungen) mit der Beschäftigtenzahl in 
denjenigen Branchen in Beziehung gesetzt werden, 
die in besonderem Maße auf klassische Gewerbege-
biete angewiesen sind und diese zu weiten Teilen 
dominieren („produzierendes Gewerbe“ und „Ver-
kehr und Lagerei“). Bremen liegt hier mit  
27,3 Beschäftigten je Hektar im unteren Drittel 
(siehe Abbildung 2). Beim Spitzenreiter Stuttgart 
mit seinem Schwerpunkt in der Industrie liegen die 
Effekte fast um den Faktor 4,5 höher als in der  
Hansestadt.

5 Vgl. WFB (2020).

6 Vgl. Veres-Homm et al. (2020).

7 Vgl. ebd.

8 Vgl. Santner (2019).

9 Vgl. Veres-Homm et al. (2020).

„Es müssen Strategien gefunden werden, 
die Weiterentwicklung des Logistikstand-
orts Bremen für die Zukunft zu sichern 
und gleichzeitig möglichst viele und gute 
 Arbeitsplätze zu schaffen.“
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10 Vgl. SWAE (2020).

Verfügung. Ein Großteil der Flächenanfragen für 
die Logistik wird man daher in Zukunft durch soge-
nannte Brownfield­Entwicklungen, also die Ent-
wicklung auf Flächen, die bereits vorher gewerb-
lich genutzt wurden, realisieren müssen. Dies wurde 
auch seitens der Fachverwaltung im Rahmen ihrer 
Berichtslegung für die Deputation für Wirtschaft 
und Arbeit vorgeschlagen.10 

Diese Rahmenbedingungen stellen Politik und Ver-
waltung vor erhebliche Herausforderungen. Sie 
müssen gemeinsam mit den Unternehmern und 
Investoren Strategien entwickeln, effizienter mit 
Flächen umzugehen. Dies sollte auch als Chance 
verstanden werden, Bremen als Vorzeigestandort 

Bei aller Vorsicht bei der Interpretation dieser Zah-
len wird klar: Es ist also noch deutlich Luft nach 
oben. Allerdings wird man auch in Zukunft in der 
Logistik keine Arbeitsplatzdichten wie an High-
tech­Standorten, wie dem Bremer Technologiepark, 
erreichen können. Dennoch müssen vor dem Hinter-
grund knapper Flächen sowie eines anzunehmend 
anhaltenden Nachfragedrucks Strategien gefunden 
werden, die Weiterentwicklung des Logistikstand-
orts Bremen für die Zukunft zu sichern und gleich-
zeitig möglichst viele und gute Arbeitsplätze zu 
schaffen.

Die Erweiterungsmöglichkeiten der erfolgreichen 
Logistikgebiete stoßen jedoch an ihre Grenzen. So 
stehen die unbebauten Flächen im Umfeld des GVZ 
aufgrund des Hochwasserschutzes sowie des euro-
parechtlich abgesicherten Naturschutzes („Natura 
2000“­Gebiet Niedervieland III) langfristig nicht zur 

Abbildung 2: 
Beschäftigte in ausgewählten gewerbegebietsaffinen Branchen* je tatsächlich genutzter Fläche 
für Industrie und Gewerbe (Hektar)
Juni 2020

* „Produzierendes Gewerbe“ und „Verkehr und Lagerei“
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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für eine flächeneffiziente Logistikwirtschaft zu posi-
tionieren. Neben Brownfield­Entwicklungen werden 
daher effizientere Bauweisen (Verdichtung, Aufsto-
ckung) sowie die Mobilisierung von bisher unter­ 
oder ungenutzten Bestandsflächen (etwa reservierte 
Erweiterungsflächen) notwendig sein. Die Vermark-
tungsgewohnheiten und ­mechanismen der öffentli-
chen Hand sollten entsprechend kritisch reflektiert 
werden. Strategische Flächenankäufe und die Ver-
pachtung von Flächen statt Veräußerungen müssen 
zukünftig eine größere Rolle spielen.

Im Rahmen des GEP 2030 soll ein Monitoring zur 
Fortentwicklung von Bestandsgebieten entwickelt 
werden. Exemplarisch wird dieses Instrument aktu-
ell zunächst für die Hightech­Standorte Technolo-
giepark und die Airport­Stadt geprüft. Dieses begrü-
ßenswerte Instrument gilt es, mit einem auf die 
Logistikwirtschaft bezogenen Fokus weiterzuentwi-
ckeln.

Flächen für Nutzungen jenseits der 
Logistik

Grundsätzlich sollten Logistikansiedlungen immer 
auch im Kontext der Wirtschaftsstruktur gesehen 
werden. Der große Flächenbedarf der Logistik steht 
prinzipiell in Konkurrenz mit anderen gewerbli-
chen Nutzungen. Hierbei ist insbesondere das pro-
duzierende Gewerbe zu nennen, da es oft ebenfalls 
großflächige Grundstücke nachfragt sowie aufgrund 
von Emissionen und Verkehrsaufkommen oft auf 
Standorte abseits der Wohn­ und Geschäftsquartiere 
angewiesen ist. Für Neuansiedlungen emissionsrei-
cher Betriebe ist der Bremer Industriepark (BIP) in 
unmittelbarer Nachbarschaft zum Stahlwerk aus-
gewiesen worden. Zuletzt standen unter Einbezug 
der Dispositionsreserve und noch nicht erschlosse-
ner Erweiterungsflächen rund 77 Hektar für Neuan-
siedlungen zur Verfügung.11 Aktuell steht die fünfte 
Baustufe des BIP vor der Fertigstellung. Für die 
sechste Baustufe wird das erste Ausschreibungsver-
fahren vorbereitet.

Neben dem BIP sind auch Teile des Gewerbeparks 
Hansalinie planungsrechtlich als Industriegebiet 
ausgewiesen. Laut dem GEP­2030­Logistikgutach-
ten ist der überwiegende Teil der hier noch vorhan-
denen freien 150­Hektar­Ansiedlungsfläche dem 

produzierenden Gewerbe vorbehalten.12 Ausnahmen 
für die Logistik können allerdings für explizit Auto-
motive­bezogene Betriebe gemacht werden.

Über die schon planungsrechtlich gesicherten 
Erweiterungsflächen hinaus wird es weder für 
den BIP noch für den Gewerbepark Hansalinie 
nach aktueller politischer Beschlusslage zusätzli-
che Erweiterungen geben. Somit müssen auch vor 
dem Hintergrund industrieller Ansiedlungen Stra-
tegien für eine sparsame Flächenvermarktung und 
­entwicklung gefunden werden. Auch für die Indus-
trie sollten daher die Erkenntnisse zur Weiterent-
wicklung von Bestandsgebieten, wie im GEP 2030 
vorgesehen, Anwendung finden, um Potenziale im 
Bestand zu erschließen.

Das GEP­Logistikgutachten sieht die noch freien Flä-
chen im Bremer Industriepark als weiteres Ansied-
lungspotenzial für Logistikunternehmen.13 Die 
Attraktivität des Gebiets für Logistiker werde sich 
perspektivisch mit dem Ringschluss der A281 erhö-
hen, das Gebiet könne somit das auf der gegenüber-
liegenden Weserseite gelegene GVZ ergänzen. Dies 
ist kritisch zu beurteilen. Die Flächen des BIP soll-
ten dem produzierenden Gewerbe vorbehalten blei-
ben. Insbesondere Industrieunternehmen mit einer 
hohen Wertschöpfung und guten Löhnen sollten 
perspektivisch genug geeignete Entwicklungsmög-
lichkeiten in der Hansestadt geboten bekommen.

Neben eher großflächigen Ansiedlungen aus Logis-
tik und Industrie wird man auch zukünftig kleinflä-
chige Angebote für KMU benötigen. In der jünge-
ren Vergangenheit waren die Angebote in diesem 
Segment knapp. Entsprechend wurden seitens der 
Politik und Fachverwaltung weitere Potenzialflä-
chen gesucht. Insgesamt neun Hektar wurden an 

11 Vgl. Veres-Homm et al. (2020).

12 Vgl. ebd. 

13 Vgl. ebd.

„Der große Flächenbedarf der Logistik steht 
prinzipiell in Konkurrenz mit anderen ge-
werblichen Nutzungen – insbesondere mit 
dem produzierenden Gewerbe.“
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vier kleineren Standorten identifiziert.14 Dies wird 
allerdings nicht ausreichen, sodass weitere Poten-
ziale zu prüfen sind. Insbesondere im Bereich des 
Gewerbegebiets Bayernstraße in Walle bestehen 
Erweiterungspotenziale. Das Areal ist als traditio-
nell gewachsener, gefestigter und gut funktionieren-
der Standort prädestiniert für eine Erweiterung zur 
Bedienung der Flächennachfrage von KMU. Ebenso 
sollten Potenziale in anderen Stadtteilen identi-
fiziert werden. Der Bremer Norden könnte durch 
die Entwicklung neuer kleinteiliger Gewerbege-
biete profitieren. Flächen, wie etwa in Farge­Ost 
oder an der Hospitalstraße, sollten daher für eine 
solche Entwicklung in den Fokus genommen wer-
den. Zudem sollten aber auch stadtweit alle Poten-
ziale für KMU­Ansiedlungen im Rahmen nutzungs-
gemischter Quartiere aus Wohnen und Gewerbe 
ausgeschöpft werden (siehe Artikel „Die Produktive 
Stadt Bremen“ in diesem Band). 

Langfristig wird das Flächenangebot innerhalb der 
Stadt knapp bleiben. Daher gilt es, Gewerbeflächen-
politik perspektivisch interkommunaler auszurich-
ten – insbesondere, um großflächigen Betrieben, 
aber auch KMU, geeignete Ansiedlungsoptionen 
in der Gesamtregion zu bieten und den regionalen 
Arbeitsmarkt zu stärken. Die Erfahrungen aus dem 
Pilotprojekt im interkommunalen Gewerbegebiet 
mit der Stadt Achim sollten daher zu einer regiona-
len Gewerbestrategie weiterentwickelt werden.

Bremer Gewerbegebiete müssen zudem kritisch 
überprüft werden, ob sie den Bedarfen der Beschäf-
tigten gerecht werden. Arbeitsplatznahe gastrono-
mische Angebote, Supermärkte, Kitas, aber auch 
Grünflächen, um vom Arbeitsalltag kurz abschal-
ten zu können, sind vielerorts rar und könnten das 
Arbeitsumfeld verbessern. Eine Aufwertung würde 
einen Beitrag zur Fachkräftegewinnung für die 
Stadt leisten. Gesamtstädtische Konzeptionen, wie 
das Zentren­ und Nahversorgungskonzept, kön-
nen in Einzelfällen einer gewünschten Fortent-
wicklung von Gewerbegebieten entgegenstehen. 
Daher muss es nach sorgfältiger Prüfung möglich 
sein, Abweichungen von den Festschreibungen sol-
cher Programme zuzulassen. Zudem sollten die ver-
kehrstechnischen Anbindungen in die Gewerbege-
biete, insbesondere durch den ÖPNV, überprüft und 
gegebenenfalls angepasst werden, um die Teilhabe 
am Arbeitsmarkt besser zu ermöglichen. Dies gilt 
auch für Verbindungen mit den Umlandgemeinden 
und außerhalb von Stoßzeiten. 

14 Vgl. SWAH (2018).
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Martin von Bestenborstel, Dr. Guido Nischwitz

Die Produktive Stadt Bremen

Chancen für mehr Wirtschaftskraft und  
Beschäftigung?

Digitalisierung in der Dienstleistung

 Die Begriffe der Urbanen Produktion wie auch 
der Produktiven Stadt sind dabei wissenschaft-
lich noch nicht zu Ende definiert. Klar ist aber, 
worum es im Kern geht: Wohnraum und Gewer-
bebetriebe sowie Nahversorgung, soziale und kul-
turelle Einrichtungen sollen im Sinne einer funk-
tionsgemischten Stadt wieder stärker miteinander 
verzahnt werden. Die damit verbundenen Zielset-
zungen und erhofften Wirkungen sind ambitioniert: 
Sicherung der klassischen gewerblichen Produktion 
in Bestandsquartieren und Ansiedlung neuer For-
men Urbaner Produktion, Sicherung und Schaffung 
neuer Arbeitsplätze sowie die Leistung eines Bei-
trags zur Aufwertung von Quartieren.

Ein wesentlicher Treiber ist dabei der Trend einer 
Rückkehr von Produktion in die Stadt. Getragen 
wird diese Entwicklung durch die Ausbildung neuer 
Formen einer digitalen Produktion. Durch die Nut-
zung additiver (unter anderem 3­D­Druck­Verfah-
ren) und subtraktiver Fertigungsverfahren (unter 
anderem CNC­Bearbeitung, CAD­CAM­Tech-
nik/­Frästechnik) kann stadtverträglicher produziert 
werden. Dabei handelt es sich um so unterschied-
liche Bereiche wie Werkzeugbau, die Dentalmedi-
zin, Möbelherstellung und Bekleidung oder auch 
klassische Handwerksbetriebe (zum Beispiel Tisch-
lereien), die Konstruktion und Produktion neu ver-
binden. Oft wird in kleinen Mengen produziert, die 
Produkte werden kundenorientiert oder gar erst 
auf Bestellung hergestellt, Kultur­ und Kreativwirt-
schaft sind häufig eingebunden in die Wertschöp-
fungskette.

Bremen auf dem Weg zu einer  
Produktiven Stadt 

Bremen verfügt durch das Brachfallen größerer, 
meist altindustriell oder gewerblich genutzter Are-
ale in innenstadtnaher Lage über ein Angebot an 
unterschiedlichen Möglichkeitsräumen. Die zustän-
digen Wirtschafts­ und Stadtentwicklungsressorts 
haben frühzeitig die Chancen erkannt, die sich aus 
dem Leitbild der Produktiven Stadt ergeben und die 
aktuelle Landesregierung hat in ihrem Koalitions-
vertrag die Produktive Stadt in ihre wirtschaftspoli-
tischen Zielsetzungen integriert.1 In Fachkonzepten 

In aller Kürze:

In den letzten Jahrzehnten wurden in der modernen Stadt Funk-
tionen wie Wohnen, Arbeiten und Konsumieren deutlich vonein-
ander getrennt. Insbesondere das produzierende Gewerbe musste 
angesichts von Lärm-, Schmutz- und Schadstoffbelastungen an den 
Stadtrand oder in das Umland weichen. Und doch spricht man heute 
wieder von der Produktiven Stadt, bei der Wohnen und Arbeiten 
enger zusammenrücken und auch Produktion wieder mitten in der 
Stadt ermöglicht wird. Die Stadt Bremen scheint dazu prädestiniert 
zu sein, sich als „Produktive Stadt“ neu auszurichten und zu positio-
nieren. Die Voraussetzungen hierfür sind mehr als günstig: Ihre indus-
trielle Basis und Historie bieten einer Stärkung der Urbanen Produk-
tion sowie gute Entwicklungschancen. Flankiert wird dies durch eine 
Wirtschafts- und Stadtentwicklungspolitik, die ihren Fokus verstärkt 
auf nutzungs- und funktionsgemischte Quartiere richtet.
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wie dem in Erarbeitung befindlichen Gewerbeent-
wicklungsprogramm GEP 2030 und dem verab-
schiedeten Stadtentwicklungsplan Wohnen 20302 
wird auf das Leitbild Bezug genommen. Eine 
gesamtstädtische Strategie liegt bislang allerdings 
nicht vor.

2 Vgl. SKUMS (2020).
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„In Bremen gibt es vergleichsweise viele 
Flächen, die sich für eine Entwicklung zur 
'Produktiven Stadt' eignen.“

3 Vgl. SUBV (2017).

Insgesamt lässt sich für Bremen eine vergleichs-
weise hohe Anzahl von Standorten identifizieren, 
für die eine Entwicklung nach dem Leitbild der Pro-
duktiven Stadt infrage kommt. In der Regel sind 
diese Flächen nicht im Eigentum der Stadt Bre-
men. Durch das Brachfallen von größeren, bislang 
gewerblich genutzten Flächen wie beim Vorderen 
Woltmershausen (55 Hektar) oder bei der Übersee­
insel (42 Hektar) existiert ein erhebliches Potenzial 
für die Entwicklung von Quartieren nach dem Leit-
bild der Produktiven Stadt. Dies gilt auch für Mikro­
standorte wie das Kornquartier (3 Hektar) oder 
auch das Hachez­Quartier (1,7 Hektar). Demge-
genüber hat das Areal des Neustadtsgüterbahnhofs 
(9 Hektar) das Potenzial, sich als innovativer Stand-
ort der Urbanen Produktion zu entfalten. 

Die Abbildung 1 zeigt acht ausgesuchte Standorte 
mit einem hohen Entwicklungspotenzial für den 
bremischen Innenstadtbereich auf. In der baulichen 
Umsetzung befinden sich bereits das Tabakquartier 
sowie das Kellogg­Areal. In einer fortgeschrittenen 
Planungsphase sind das Kornquartier und der Neu-
stadtsgüterbahnhof. 

Die hohe Dynamik in der Standortentwicklung 
in den vergangenen Jahren ist zum einen auf das 
Engagement von meist lokalen Investoren zurück-
zuführen. Sie haben mit dem Kauf und der Entwick-
lung von Standorten, die sich durch eine gute inner-
städtische Marktlage auszeichnen, wichtige Impulse 
gesetzt. Zum anderen haben Politik und insbeson-
dere die zuständigen Fachressorts diese Impulse als 
Chance für eine Aufwertung von Bremen und sei-
nen Quartieren aufgegriffen und relativ kurzfristig 
sowie flexibel auf diese Angebote neuer Quartiers­
entwicklungen reagiert. Dabei haben die Ressorts 
im Planungsprozess deutlich auf eine funktionsge-
mischte Ausrichtung der Quartiere im Sinne einer 
Produktiven Stadt eingewirkt. Die äußerst dynami-
sche Entwicklung im Tabakquartier und auf dem 
Kellogg­Areal als Standorte einer Produktiven Stadt 
erfahren im nationalen Kontext viel Aufmerksam-
keit. Hierzu gehören auch die Planungen, stadtver-
trägliche Branchen anzusiedeln und neuen Arbeits-
formen Raum zu geben. Die Stadt Bremen gehört 
damit bundesweit mit zu den Pionieren, was die 
konkrete Realisierung des Leitbildes betrifft.

Der Fokus des Wirtschaftsressorts liegt unter dem 
Eindruck von Nutzungskonkurrenzen und Verdrän-
gungsprozessen eher auf der Sicherung, Mobilisie-
rung und Weiterentwicklung von Wirtschafts­ und 
Gewerbeflächen in der Stadt – denn natürlich sind 
innerstädtische Flächen auch bei der Wohnungs-
wirtschaft sehr begehrt. Von daher stehen Gewer-
beflächen und ­immobilien unter einem hohen Kon-
kurrenzdruck. Im Rahmen einer Wohnraumnutzung 
lassen sich im Vergleich zum Gewerbe für Investo-
rinnen und Investoren sowie Eigentümerinnen und 
Eigentümer häufig höhere Renditen erwirtschaften. 

Das Stadtentwicklungsressort wiederum versteht die 
Produktive Stadt als ein umfassendes entwicklungs-
politisches Leitbild. Die Aktivitäten zielen daher 
auf die Unterstützung einer multifunktionalen Stadt 
Bremen, in der Stadtteile und Quartiere aufgewertet 
und attraktiver gestaltet werden. Dies bezieht aus-
drücklich die Einbettung von Wirtschaft, Gewerbe-
flächen und Arbeitsorten mit ein. Zur Umsetzung 
dieses Leitbildes werden für Bremen im Wohnbau­
flächenbericht3 konkrete Standorte einer Produk-
tiven Stadt benannt. Seit wenigen Jahren werden 
von beiden Ressorts gemeinsam mit Investoren und 
Eigentümern einige Quartiere unter dem Begriff der 
Produktiven Stadt neu entwickelt (unter anderem 
Tabakquartier und Kornquartier). Die Erprobung 
und Umsetzung einer Nutzungs­ und Funktionsmi-
schung in zumeist altindustriell geprägten Gebieten 
hat dabei eine besondere Priorität. Dabei werden 
auch Vorgaben zur Zusammensetzung und zur Art 
der Nutzungsmischung gemacht.
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Abbildung 1: 
Ausgewählte neue Standorte der Produktiven Stadt Bremen

Quelle: Nischwitz et al. (2021)
©  Arbeitnehmerkammer Bremen

Vorderes 
Woltmershausen

Kornquartier

Könecke/Coca-Cola

Güterbahnhof

Überseeinsel

Güldenhausquartier
Hachez-Quartier

Neustadtsgüterbahnhof

Tabakquartier

Kellogg-Areal

Standorte in der Entwicklung

Standorte mit Potenzial

Teilprojekte

Innenstadt

Innenstadtrand

Stadtrand

Auswahlkategorie

Lagetyp

— 01 Arbeit, Wirtschaft und Finanzen

Tabelle 1: 
Wesentliche Kennzahlen ausgesuchter Standorte einer Produktiven Stadt Bremen

* Geplant 
** Daten, Angaben nicht verfügbar

Quelle: Nischwitz et al. (2021); Schwiegershausen (2021)  
©  Arbeitnehmerkammer Bremen

Standort Größe* Wohneinheiten* Arbeitsplätze* Nutzungsmischung*

in ha absolut absolut Anteil an Flächen

Vorderes Woltmershausen 55 1.500–2.000 1.000–1.500 zwischen 20 und 90 % 
Gewerbe

davon: Tabakquartier 20 —** —** bis zu 50 % Gewerbe

Überseeinsel 42 2.500 3.700 50 % Wohnraum und  
50 % andere Nutzungen

davon Kellogg-Areal 15 1.100–1.500 1.300–1.800 —**

Kornquartier 3 300–400 300
50 % Wohnraum,
50 % hybride Nutzung, 
20 % Gewerbe

Hachez-Quartier 1,7 —** 500
50 % Wohnraum,
50 % hybride Nutzung, 
20 % Gewerbe

Könecke/Coca-Cola 11 —** —** Mischnutzung geplant

Neustadtsgüterbahnhof 9 —** 1.000 bis zu 100 % Gewerbe

Summe Standorte 120 bis zu 5.400 bis zu 7.000 —**
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Aber wie sieht es nun mit den erwarteten regional­
wirtschaftlichen und beschäftigungsbezogenen 
Effekten aus? Bislang liegen hierfür auch überregi-
onal nur Potenzialbeschreibungen vor – was nicht 
zuletzt daran liegt, dass es noch kein einheitliches 
Grundverständnis über die Wirtschaftszweige einer 
Urbanen Produktion und ihre Bedeutung gibt. Von 
daher entsteht der Eindruck, dass über die notwen-
dige Sicherung und Mobilisierung von Gewerbe-
flächen hinaus wenig Aufmerksamkeit für Belange 
einer Urbanen Produktion besteht. Auch in Bremen 
richtet sich der Fokus in den betrachteten Standor-
ten bislang eher auf eine Büro­ und Dienstleistungs-
nutzung. Im Vordergrund stehen unternehmens­
orientierte Dienstleistungen, aber auch kleinere 
Manufakturen sowie die Kultur­ und Kreativwirt-
schaft. Dennoch gibt es beispielsweise auf dem Kel-
logg­Areal auch produzierende Unternehmen aus 
dem Nahrungsmittelbereich wie die Gemüsewerft 
der Gesellschaft für integrative Beschäftigung mbH 
oder die Reishunger GmbH.

Was die Einbindung von Arbeit und Beschäftigung 
betrifft und damit einhergehende Aussagen zu mög-
lichen Arbeitsplatzeffekten sind die Erkenntnisse 
damit auch in Bremen bisher sehr gering – für die 
neuen Quartiere birgt dies zahlreiche Unwägbarkei-
ten. Allerdings deuten die vorhandenen Prognosen 
und die bereits realisierten Unternehmensansied-
lungen in den untersuchten Standorten auf positive 
Beschäftigungseffekte. Bis zu 7.000 Arbeitsplätze 
sollen in den fünf erfassten Standorten entstehen. 
Davon ist eine nicht unerhebliche Anzahl durch 
Neuansiedlungen und Betriebsverlagerungen bereits 
im Tabakquartier und dem Kellogg­Areal realisiert 
worden. 

Die reine Anzahl an neu angesiedelten Arbeits-
plätzen sagt aber noch nicht viel aus. Wesentlich 
erscheinen Fragen nach ihrer Qualität und nach den 
Anforderungsniveaus. Durch die Integration von 
digitalen Technologien in Produktionsunternehmen 
und die dadurch zunehmenden Dienstleistungs-
anteile verändern sich die Tätigkeiten der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer. Im unmittelbaren 
Bereich der Urbanen Produktion ist von einem Mix 
an unterschiedlich qualifizierten Beschäftigungsni-
veaus auszugehen. Dies gilt sowohl im klassischen 
Bereich als auch für neue Tätigkeitsfelder, die digi-
tale Kompetenzen erfordern.

Handlungsempfehlungen

Das Leitbild der Produktiven Stadt bietet Bremen 
eine zentrale Grundlage, um sich in der Nach­Co-
rona­Phase als zukunftsfähige Stadt neu zu positio-
nieren. Die Sicherung der bestehenden Produktions-
basis und eine Unterstützung von neuen digitalen 
Formen Urbaner Produktion in funktionsgemisch-
ten Quartieren können vielfältige positive Wirkun-
gen entfalten. Hierzu gehört eine Stärkung der Wirt-
schaftsstruktur durch eine Erhöhung der Diversität. 
Ein Beitrag zur Nachhaltigkeit liefert die Verringe-
rung der Schadstoffemissionen und des Ressourcen-
verbrauchs. Ein weiterer wesentlicher Punkt ist die 
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, die 
unterschiedliche Qualifizierungsniveaus bedienen.

Die Stadt Bremen hat mit dem Aufgreifen des Leit-
bilds einer Produktiven Stadt bereits wichtige 
Impulse gesetzt. Es bleibt eine Reihe an Handlungs-
bedarfen – insbesondere, aber nicht nur bezüglich 
beschäftigungspolitischer Aspekte:

 Die Beschäftigung mit der Urbanen Produk-
tion erfordert die Aufbereitung von belastbaren 
Angaben und Daten zum Segment der betroffe-
nen Branchen und Betriebe sowie deren Bedarfe.

 In den Fokus von Politikgestaltung und Quar-
tiersentwicklung muss noch stärker der Kern der 
Urbanen Produktion rücken: das produzierende 
Gewerbe. 

 Bestandsbetriebe der Urbanen Produktion und 
potenzielle Beschäftigte müssen gerade in Bezug 
auf innovative und neuartige Herstellungspro-
zesse qualifiziert werden. Hierfür braucht es 
Angebote (Wissenstransfer, Lernorte und Ähnli-
ches).

„Bislang sind nur wenig Aussagen zu den 
Arbeitsplatzeffekten möglich.“
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 Es braucht eine frühzeitige Berücksichtigung 
von Anforderungen und Effekten im Bereich 
Beschäftigung sowie von beschäftigungspo-
litischen Zielsetzungen, Vorgaben und Rah-
mensetzungen (zum Beispiel Fachkräftebedarf 
bestimmter Branchen, Qualifizierungs­ und Aus-
bildungsbedarfe).

 Die Urbane Produktion und die Produktive Stadt 
fokussieren sich bislang auf Räume im Innen-
stadtbereich. Wie kann möglichen weiteren 
Attraktivitätsverlusten peripherer städtischer 
Lagen (zum Beispiel Bremen­Nord) begegnet 
werden? 

 Die eingeleitete Initiierung einer aktiveren städ-
tischen Boden­ und Flächenpolitik ist weiter zu 
entwickeln.
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02 
Bildung und  
Ausbildung



In aller Kürze:

Die Corona-Krise trifft das Ausbildungssystem hart. Einmal mehr 
zeigt sich: Die Vorzüge des dualen Systems, das die Berufsbildung 
eng an Betriebe und an den Markt koppelt, kann im wirtschaftlichen 
Krisenfall zum Nachteil werden.

Im Land Bremen sind Angebot und Nachfrage am Ausbildungsmarkt 
schon seit vielen Jahren nicht mehr zum Ausgleich gekommen. Das 
Interesse junger Menschen an einer Berufsausbildung ist zwar wei-
ter hoch, doch die Investitionsbereitschaft der Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber in Ausbildung lässt nach. Die Corona-Krise hat diese Ent-
wicklung verschärft.

Während im vergangenen Jahr erneut ein heftiger Rückgang der neu 
abgeschlossenen Ausbildungsverträge zu verzeichnen war, sind viele 
Bewerberinnen und Bewerber am Markt unversorgt geblieben und ist 
die Jugendarbeitslosigkeit deutlich gestiegen.

Die Situation hat sich noch nicht entspannt. Auch das kommende 
Ausbildungsjahr 2021/2022 wird zur Herausforderung. Es bleibt des-
halb wichtig, einen Schutzschirm für Ausbildung aufzuspannen, der 
die Situation am Ausbildungsmarkt entspannt, indem er den Verlust 
von Ausbildungsplätzen vorübergehend kompensiert und bestehende 
Ausbildungsverhältnisse absichert.

Auf längere Sicht geht es darum, mehr Stabilität in das Ausbildungs-
system zu bringen, Zukunftschancen für junge Menschen zu garantie-
ren und die Fachkräftesicherung für die Wirtschaft zu wahren.

Ausbildungsmarkt im Corona-Stress 

 Wie auf jedem Markt gibt es auch auf dem Aus-
bildungsmarkt Angebot und Nachfrage. Das Ange-
bot sind die Ausbildungsplätze, die die Betriebe zur 
Verfügung stellen, um ihren Fachkräftenachwuchs 
zu sichern. Die Nachfrage stellen Jugendliche dar, 
die gern eine Ausbildung absolvieren möchten und 
sich um die offenen Stellen bewerben. In Bremen 
sind Angebot und Nachfrage schon seit vielen Jah-
ren nicht mehr zum Ausgleich gekommen. Denn die 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber im Land Bremen 
bieten zu wenige Ausbildungsstellen an.1

Die Folgen der Corona-Pandemie haben diese Aus-
gangssituation noch einmal deutlich verschärft. Von 
den bisher engagierten Unternehmen haben sich 
viele aus der Ausbildung zurückgezogen. Umsatz-
rückgänge, Kurzarbeit und Unsicherheit über die 
weitere Geschäftstätigkeit dürften dazu geführt 
haben, dass manche für den eigenen Betrieb in 
nächster Zeit keinen Bedarf an Nachwuchskräf-
ten sahen, anderen mag auch die Zuversicht gefehlt 
haben, über die kommenden drei Jahre einen gere-
gelten Ausbildungsablauf garantieren zu können. 
Die Jugendlichen auf der anderen Marktseite stan-
den beim Übergang zwischen Schule und Ausbil-
dung ihrerseits vor hohen Hürden. Denn in der Zeit, 
in der das Anbahnen von Ausbildungsverträgen 
sonst auf Hochtouren läuft, kam es zum Herunter-
fahren aller Aktivitäten: Die Schulen waren zu, die 
Berufsberatung der Agentur für Arbeit schloss ihre 
Türen, Ausbildungsmessen oder Praktika in Betrie-
ben konnten nicht mehr stattfinden und auch die 

Regine Geraedts

Kommt eine  
Corona-Generation?

Auswirkungen der Krise auf die  
Berufsausbildung

1 Vgl. Geraedts (2020a).
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2 Vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung (2020); Bun-

desinstitut für Berufsbildung (2019).

das die offizielle Statistik führt, hat für 2020 im 
Land Bremen 8.046 Bewerberinnen und Bewerber 
erfasst. Im Jahr davor waren es mit 8.334 etwas 
mehr.2 Dieser Rückgang ist auch der Erhebungsme-
thode geschuldet, denn ein schrumpfendes Ausbil-
dungsangebot schmälert die Zahl der Bewerbungs-
erfolge und damit der erfassbaren Jugendlichen.

Unterm Strich zeigt sich bei jungen Menschen trotz 
Corona-Krise und vieler Hindernisse ein ungebro-
chen hohes Interesse an dualer Ausbildung. Dabei 
dürften sich angesichts der ungünstigen Marktchan-
cen einige junge Menschen vorsorglich Ausweich-
strategien gesucht haben. Denn mit dem mittle-
ren Schulabschluss lässt sich gut und gerne eine der 
vielfältigen Optionen zum Erreichen der (Fach-)
Hochschulreife wahrnehmen und der Schulbesuch 
erst einmal fortsetzen, während Abiturientinnen 
und Abiturienten jederzeit der Weg in ein Studium 

Unternehmen waren mit Bewerbungsgesprächen 
zurückhaltend. Das Zusammenfinden von Angebot 
und Nachfrage erlebte auf allen Ebenen Einschrän-
kungen.

Trotzdem hatten im Land Bremen bis zum Ende 
des Sommers 4.456 junge Menschen den Weg zur 
Berufsberatung der Agentur für Arbeit gefunden 
und um Unterstützung bei der Suche nach der pas-
senden Ausbildungsstelle gebeten. Das waren sogar 
117 oder 2,7 Prozent mehr als im Vorjahr. Um ein 
vollständiges Bild der Nachfrageseite zu erlangen, 
müssten eigentlich auch die Jugendlichen mitge-
zählt werden, die sich ohne die Unterstützung der 
Agentur beworben haben, nicht zu vergessen die 
jungen Menschen aus dem Umland, die sich bei Bre-
mer Betrieben nach einem Ausbildungsplatz umtun. 
Doch von ihnen bleiben viele unter dem Radar der 
Statistik. Denn gezählt werden können nur Bewer-
berinnen und Bewerber, die institutionell erfass-
bar sind, weil sie sich bei der Berufsberatung gemel-
det oder einen Ausbildungsvertrag unterschrieben 
haben. Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 
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offensteht. De facto gibt es für sie eine Studien-
platzgarantie, eine Ausbildungsplatzgarantie gibt es 
dagegen nicht. Deshalb absorbieren die Universitä-
ten und Hochschulen gerade in unsicheren Zeiten 
auch junge Menschen, die am liebsten eine Berufs-
ausbildung gewählt hätten.

Neu abgeschlossene Ausbildungs-
verträge auf historischem Tiefstand

Während sich die Nachfrage in der Corona-Krise 
also recht stabil zeigt, hat sich die Angebotsseite 
ungünstig entwickelt. Die Zahl der abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge ist auf einen historischen Tief-
stand gesunken. Am Ende kamen nur 5.178 Aus-
bildungsverträge zum Abschluss – der niedrigste je 
registrierte Wert überhaupt (Abbildung 1). 4.788 
der realisierten Ausbildungsplätze waren betrieb-
lich, die übrigen 390 Plätze öffentlich finanziert. 
Gegenüber dem Vorjahr war insgesamt ein Minus 
von 600 Verträgen oder 10,4 Prozent zu verzeich-
nen.

Schon 2008 war als Folge der weltweiten Finanz- 
und Wirtschaftskrise das Ausbildungsangebot deut-
lich zurückgegangen. Danach hat es sich trotz guter 
Konjunktur, Beschäftigungsgewinnen und Fachkräf-
tebedarf nie wieder erholt. Seither sind bis heute 
1.311 Ausbildungsverträge weniger realisiert wor-
den. Das entspricht einem Minus von 20 Prozent: 

Abbildung 1: 
Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge
Entwicklung der im Land Bremen abgeschlossenen Ausbildungsverträge seit 2008

Quellen: Bundesinstitut für Berufsbildung, eigene Darstellung
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Jeder fünfte Ausbildungsplatz ist seit der letzten 
großen Krise verloren gegangen. Denn immer weni-
ger Betriebe beteiligen sich an der Nachwuchssi-
cherung. Die Erkenntnis daraus: Ein konjunkturbe-
dingter, vermeintlich nur temporärer Rückzug von 
Unternehmen aus der Berufsausbildung führt nicht 
selten zur endgültigen Abkehr.
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Abbildung 2: 
Die wenigsten bekommen einen Ausbildungsplatz
Verbleib der bei der Berufsberatung gemeldeten Bewerberinnen und Bewerber

Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Darstellung
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Nach der Statistik des BIBB kamen im Corona-Jahr 
2020 nur noch 68,6 Ausbildungsplätze auf 100 Aus-
bildungsinteressierte. Das reicht längst nicht aus, 
um der jungen Generation eine Perspektiven zu 
geben. Denn anders als die Betriebe können sich 
die jungen Menschen nicht einfach zurückziehen. 
Schließlich ist ein Ausbildungsabschluss das Ein-
trittsticket zu gesicherter Beschäftigung. Unterm 
Strich ist die Entwicklung aber auch für die Wirt-
schaft ungünstig: Die ohnehin schon bestehende 
Fachkräftelücke wird noch größer und zur Belas-
tung für die wirtschaftliche Erholung nach der 
Krise.

Der Schatten der Jugendarbeits-
losigkeit

Fehlende Ausbildungsplätze erschweren auch die 
Vermittlungsarbeit der Agentur für Arbeit. So sind 
von den 4.456 von der Berufsberatung unterstützten 
Bewerberinnen und Bewerbern nur 1.408 (31,6 Pro-
zent) in eine betriebliche Ausbildung eingemün-
det. Das waren 200 oder 12,4 Prozent weniger als 
im Vorjahr. Zusätzlich 8,6 Prozent sind in eine 

öffentlich geförderte Ausbildungsstelle vermittelt 
worden. Die übrigen knapp 60 Prozent fanden trotz 
nachgewiesener Eignung keine Lehrstelle. Was aus 
ihnen geworden ist, lässt sich in der Statistik der 
Agentur für Arbeit nachverfolgen.

11,3 Prozent haben sich für den weiteren Schulbe-
such entschieden (einige wenige darunter auch für 
ein Studium oder ein Praktikum). 8 Prozent haben 
sich einen Job gesucht und 1,5 Prozent einen Platz 
in einem Bundesfreiwilligendienst gefunden. Ein 
mit 15 Prozent großer Anteil ging statt in Ausbil-
dung in die Arbeitslosigkeit. 668 Jugendliche waren 
betroffen. Bei 1,8 Prozent oder 79 jungen Menschen 
gelang es, Arbeitslosigkeit zu vermeiden, indem 
sie in Maßnahmen der Agentur für Arbeit vermit-
telt wurden. Bei mehr als jeder fünften Bewerberin 
beziehungsweise jedem fünften Bewerber (990 oder 
22,2 Prozent) weiß die Berufsberatung nicht, wo sie 
geblieben sind.

Von all diesen jungen Menschen haben 998 die 
Suche auch dann noch nicht aufgegeben, als das 
Ausbildungsjahr schon längst angefangen hatte. Bis 
zum Stichtag 30.09. blieben sie ohne Ausbildungs-
platz.3

3 Vgl. Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2020).
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Dass sich zu Beginn des Ausbildungsjahres so 
viele von der Berufsberatung betreute junge Men-
schen arbeitslos melden mussten, ist dramatisch 
(plus 55 Prozent gegenüber dem Vorjahr). Denn 
aus vielen Studien ist bekannt, dass der Start in die 
Arbeitswelt als Arbeitslose beziehungsweise Arbeits-
loser hohe soziale Risiken birgt – eine Hypothek, 
die noch länger auf Einkommen, Entwicklungs- 
und Karrieremöglichkeiten liegt. Wenn die Arbeits-
losigkeitserfahrungen länger andauern, kann dies 
sogenannte Scarring Effects hinterlassen, also sozi-
ale Narben, die noch im späteren Leben zu einem 
erhöhten Arbeitslosigkeitsrisiko, schlechteren 
Gesundheitschancen und geringerer Lebens- und 
Arbeitszufriedenheit führen.4 In einer Krise, in der 
viele junge Menschen gleichzeitig betroffen sind, 
erreichen die Schatten der Jugendarbeitslosigkeit 
leicht eine ganze Generation.

Dabei ist es ein bekanntes Phänomen, dass junge 
Menschen in Wirtschaftskrisen als erstes und beson-
ders stark von Arbeitslosigkeit betroffen sind. Es 
stehen nicht nur weniger Ausbildungsplätze zur 
Verfügung, es werden auch weniger Auszubildende 
nach dem Abschluss übernommen. Auch Kün-
digungswellen treffen oftmals zuerst die jungen 
Beschäftigten, weil bei ihnen der Kündigungsschutz 
weniger stark wirkt. All das lässt die Arbeitslosig-
keit von unter 25-Jährigen überdurchschnittlich 
wachsen. Das zeigt sich auch in der Corona-Krise.

Im Land Bremen ist es der Jugendberufsagentur, 
unter deren Dach die Agentur für Arbeit, die Job-
center und die drei Senatsressorts Bildung, Arbeit 
und Soziales/Jugendhilfe kooperieren, nicht gelun-
gen, diese Entwicklung zu verhindern und den jun-
gen Menschen ausreichend rechtzeitig Alternati-
ven zur Arbeitslosigkeit zu bieten.5 Im Vergleich mit 
dem Vorjahr zeigt sich ein drastischer Anstieg der 
Arbeitslosigkeit ab März 2020, dem Monat des ers-
ten teilweisen Lockdown. Mit Beginn des Ausbil-
dungsjahres im August war mit 5.090 jugendlichen 
Arbeitslosen ein vorläufiger Höhepunkt erreicht.

4 Vgl. Tamesberger (2014). 5 Vgl. Geraedts (2020b).

Abbildung 3: 
Die Jugendarbeitslosigkeit steigt
Arbeitslosigkeit in der Altersgruppe 15 bis unter 25 Jahre

Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Darstellung
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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8 Vgl. Arbeitnehmerkammer Bremen (2020).

9 Gemeint sind Ausbildungen nach dem Berufsbil-

dungsgesetz beziehungsweise Handwerksordnung. Zur 

Ausbildungsleistung des öffentlichen Dienstes gehö-

ren auch Laufbahnausbildungen für Beamtinnen und 

Beamte und verschiedene Studiengänge beispielsweise 

an der Hochschule für Öffentliche Verwaltung ebenso 

Aufstiegsfortbildungen auf der Grundlage eines Berufs-

abschlusses wie die Weiterbildung zur Feuerwehr-

fachkraft oder zur Erzieherin und zum Erzieher. Diese 

Bildungsgänge sind wichtig, können aber den hier ange-

sprochenen Wegfall betrieblicher Ausbildung nicht kom-

pensieren.

Vgl. Bremische Bürgerschaft (2021).

Es droht eine Welle unversorgter 
Bewerberinnen und Bewerber

Die Jugendarbeitslosigkeit lag auch im Dezem-
ber 2020 weiter deutlich über Vorjahresniveau. 
Das zeigt, dass die Zeichen nicht auf Entspannung 
stehen. Zugleich hatten sich im Dezember schon 
mehr als 2.300 junge Menschen auf ihrer Suche 
nach einer Lehrstelle bei der Berufsberatung gemel-
det, während mehr als 3.000 Jugendliche im Über-
gangssystem auf eine neue Chance warteten.6 Auch 
wenn es zwischen Arbeitslosen, Bewerberinnen und 
Bewerbern bei der Berufsberatung und den Jugend-
lichen im Übergangssystem statistisch Überschnei-
dungen gibt, zeigen die Zahlen deutlich: Im Jahr 
2021 werden viele junge Menschen zusammen mit 
den neuen Schulabgängerinnen und -abgängern auf 
den Ausbildungsmarkt drängen, um bis zum Som-
mer eine Lehrstelle zu finden.

Die Corona-Krise ist aber noch lange nicht zu 
Ende. Der Lockdown gegen die zweite Infektions-
welle im November 2020 hält in weiten Teilen noch 
im März 2021 an, während eine dritte Welle sich 
bereits aufzubauen droht. Für den Ausbildungs-
markt heißt das: Das Zusammenfinden von Bewer-
berinnen und Bewerbern auf der einen und Betrie-
ben auf der anderen Seite trifft wieder auf ähnlich 
schwierige Bedingungen wie im ersten Corona-Jahr, 
und vor allem steht zu befürchten, dass das Aus-
bildungsangebot noch weiter zurückgeht. Aktuelle 
Befunde einer Betriebsbefragung durch das Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) zeigen, 
dass insbesondere kleine Betriebe ihr Lehrstellenan-
gebot weiter einschränken wollen, und Branchen-
analysen des BIBB haben ergeben, dass potenziell 
solche Ausbildungsplätze vom Abbau betroffen sein 
könnten, die insbesondere von jungen Menschen 
mit Berufsbildungsreife ergriffen werden.7

Das verschärft die Marktkonkurrenz vor allem für 
Hauptschülerinnen und Hauptschüler, denen schon 
vor der Corona-Krise nur selten der direkte Über-
gang in eine Ausbildung gelang. Für sie gibt es 
kaum Ausweichstrategien als Alternative zu einer 
Ausbildung. Sie könnten deshalb zu den ganz gro-
ßen Verliererinnen und Verlierern gehören. Denn 
ohne Ausbildung drohen schlechte Zukunftsaussich-
ten zwischen prekärer Beschäftigung und Arbeitslo-
sigkeit.

Ein Schutzschirm für Ausbildung

Es bleibt deshalb wichtig, einen Schutzschirm für 
Ausbildung aufzuspannen, der die Situation am 
Ausbildungsmarkt entspannt, indem er den Verlust 
von Ausbildungsplätzen vorübergehend kompen-
siert, bestehende Ausbildungsverhältnisse absichert 
und schließlich das duale Ausbildungssystem insge-
samt stabilisiert und es resilienter macht.8

Deshalb sollten soweit möglich beim öffentlichen 
Dienst und bei den landeseigenen Mehrheitsgesell-
schaften Kapazitäten für duale Ausbildung deutlich 
und über Bedarf ausgebaut werden. Dabei sollte das 
Spektrum der Ausbildungsberufe so erweitert wer-
den, dass insbesondere Hauptschulabsolventinnen 
und -absolventen zum Zuge kommen. Bisher ist im 
öffentlichen Dienst die Zahl der Ausbildungsplätze 
nach Berufsbildungsgesetz überschaubar und sogar 
leicht rückläufig (2019: 102 Ausbildungsverträge, 
2020: 98, 2021: 95). Dabei ist das Interesse bei den 
Jugendlichen groß: Um die 95 Plätze für das Ausbil-
dungsjahr 2021 hatten sich 1.118 junge Menschen 
beworben.9

Auch die Ausbildungskapazitäten bei den nicht 
betrieblich, sondern schulisch ausgebildeten 
Gesundheits-, Erziehungs- und Sozialberufen 

6 2019 waren 3.200 junge Menschen im Übergangs-

system untergebracht, die Zahlen für 2020 werden erst 

im Frühjahr dieses Jahres vorliegen, dürften aber eher 

höher ausfallen; vgl. Statistisches Bundesamt (2020).

7 Vgl. Maier (2020).
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(GES-Berufe) sollten dringlich erhöht werden. Der 
Bedarf nach mehr Schulplätzen ist wegen des ver-
breiteten Fachkräftemangels schon lange gegeben. 
Bei der Ausweitung sind in allen Berufen praxisin-
tegrierte Bildungsgänge voranzutreiben, bei denen 
eine Ausbildungsvergütung gezahlt wird.

Die hohe Zahl von 998 unversorgt gebliebenen jun-
gen Menschen bei der Berufsberatung und der hef-
tige Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit hätten ver-
mieden werden können, wenn frühzeitig mehr 
öffentlich finanzierte Ausbildungsplätze zur Verfü-
gung gestanden hätten. Mit dem Landesprogramm 
„Ausbildungsgarantie“ verfügt das Land mit der 
Berufsqualifizierung und der außerbetrieblichen 
Ausbildung bereits über zwei Instrumente, die einen 
Marktersatz für fehlende Ausbildungsplätze dar-
stellen. Nun sind mit dem Bremen-Fonds zwei Aus-
bildungsverbünde gegründet worden, die bis 2023 
bei Trägern zusätzliche Plätze zur Verfügung stel-
len. Das war ein später, aber dennoch wichtiger und 
guter Schritt. So sind in der Stadt Bremen 70 und in 
Bremerhaven 90 zusätzliche Ausbildungsplätze ent-
standen. Bis 2022 sollen jährlich Neuzugänge mög-
lich sein, allerdings werden die Platzzahlen kleiner. 
Es wird sich zeigen, ob sie ausreichend bemessen 
sind. Zugleich muss die Jugendberufsagentur zuver-
lässige Zugangswege für noch suchende Jugendli-
che in die außerbetriebliche Ausbildung schaffen, 
die bisher – zumindest in der Stadt Bremen – noch 
holprig waren. Bei der Auswahl der Berufe sollte 
die Konzentration auf zukunftsträchtigen Ausbil-
dungsberufen liegen, die auch für junge Menschen 
mit Berufsbildungsreife erreichbar sind.

Bei allen Problemen am Ausbildungsmarkt darf 
nicht aus dem Blick geraten, dass derzeit Tausende 
junge Menschen eine Ausbildung unter absoluten 
Ausnahmebedingungen absolvieren. Kurzarbeit, 
Auftragsrückgänge, Homeoffice und andere Verän-
derungen der Arbeitsorganisation erschweren das 
Einhalten von Ausbildungsplänen in den Betrie-
ben, der Ausfall der Berufsschule lässt die Theo-
rie ins Hintertreffen geraten und infrage stehende 
Prüfungstermine tun ihr Übriges. Viele fühlen sich 

alleingelassen. Das Förderprogramm des Bundes 
„Ausbildungsplätze sichern“ unterstützt Verbund- 
oder Auftragsausbildung, um Betrieben zu helfen, 
trotz Einschränkungen die Fachpraxis in ihrer gan-
zen Breite abbilden zu können, und prämiert die 
Übernahme von Auszubildenden aus insolventen 
Betrieben, damit es nicht zu Ausbildungsabbrüchen 
kommen muss. Das Land sollte da finanzieren, wo 
der Bund Förderlücken lässt, um alle Ausbildungs-
verhältnisse zu einem guten Abschluss zu bringen. 
Dazu gehört die Unterstützung der Auszubildenden 
beim Nachholen von Lernstoff wegen Unterrichts-
ausfalls in den Berufsschulen und bei der Vorberei-
tung auf Prüfungen.

Insgesamt muss das Ausbildungssystem unter Coro-
na-Bedingungen mehr Flexibilität lernen: Mit digi-
talen Medien muss Unterricht nicht in der Berufs-
schule stattfinden und nicht jede Unterweisung im 
Betrieb. Auch Prüfungstermine und Ausbildungs-
dauer müssen flexibel an die Rahmenbedingun-
gen angepasst werden, die die Pandemie nun ein-
mal setzt.

Der Schutzschirm soll die unmittelbaren Folgen der 
Krise abpuffern. Doch auch schon vor Corona war 
das eigentlich doch so erfolgreiche duale Ausbil-
dungssystem ein Sorgenkind. Es produziert zwar 
die Fachkräfte, die die Wirtschaft dringend braucht, 
doch zeigt es erhebliche Schwächen beim betrieb-
lichen Angebot. Das bringt vor allem leistungsstär-
kere Ausbildungsinteressierte dazu, sich für den 
leichteren Weg eines akademischen Abschlusses 
zu entscheiden, während die leistungsschwäche-
ren oft ausbildungslos zurückbleiben. Der Ausbil-
dungsmarkt ist ein schrumpfender Markt und mit 
ihm schrumpft das Fachkräftepotenzial.10 Die Coro-
na-Krise beschleunigt diesen Prozess wie jede Krise 
vorher. Dabei kann sich die Wirtschaft den Ausfall 
der Versorgung mit jungen Nachwuchskräften in 
der aktuellen demografischen Umbruchphase kaum 
leisten. Um zukunftsfähig zu bleiben, muss der Aus-
bildungsmarkt dauerhaft stabilisiert werden. Einer 
der Hebel ist das Anregen und Absichern betriebli-
cher Investitionen in die Fachkräftesicherung. Ein 
umlagefinanzierter Zukunftsfonds zur solidarischen 
Verteilung der Ausbildungskosten auf alle Betriebe 
kann hierfür der Schlüssel sein.11 Die aufgezeigten 
sozialen, wirtschaftlichen und am Ende auch politi-
schen Risiken sind gute Gründe dafür, diesen Auf-
trag aus der Koalitionsvereinbarung zügig umzuset-
zen. 

„In einer Krise wie dieser erreichen die 
Schatten der Jugendarbeitslosigkeit leicht 
eine ganze Generation. Auch jetzt stehen 
die Zeichen nicht auf Entspannung. Wir 
müssen politisch gegensteuern.“

10 Vgl. Geraedts (2019).

11 A.a.O.
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Jessica Heibült

Nachhaltige Grundfinan-
zierung der Hochschulen 
sichern

Der Bedarf an akademischen Fachkräften wächst 

Das Bremer Hochschulsystem: 
beliebt, leistungsstark und unter-
finanziert 

 An den staatlichen Hochschulen im Land Bre-
men studierten im Wintersemester 2019/2020 mehr 
als 31.000 Menschen, davon knapp 3.000 an der 
Hochschule Bremerhaven.1 Die Universität und die 
drei Hochschulen leisten einen wichtigen Ausbil-
dungs-, Transfer- und Forschungsbeitrag für die 
regionale Wirtschaft und beeinflussen Parame-
ter, wie Einkommen, Steueraufkommen, regionale 
Beschäftigung, Arbeitsmarktsituation und Standort-
entscheidungen von Unternehmen positiv. Zudem 
fördern sie das Image von Stadt und Region, bele-
ben die Stadtkultur und tragen zu einer positiven 
Stadtentwicklung und zum Wachstum des Landes 
bei.2

Auch im Bundesländervergleich schneidet Bremens 
Hochschulsystem bei bestimmten Kennzahlen sehr 
gut ab: Bremen profitiert als Stadtstaat neben Ber-
lin und Hamburg vom Andrang junger Menschen 
aus dem Umland und weist dadurch eine der höchs-
ten Studienanfängerquoten auf. Bei der Erstabsol-
ventenquote, den Abschlüssen in Regelstudienzeit 
und dem Anteil an bildungsausländischen Absol-
ventinnen und Absolventen belegt Bremen den ers-
ten Platz.3 Bremens Hochschulen haben also sowohl 

In aller Kürze:

Die Bremer Hochschullandschaft ist leistungsstark, beliebt bei Stu-
dienanfängerinnen und -anfängern und sehr bedeutend für das Land 
sowie für die Region. Gleichzeitig gelten die Hochschulen seit Jahren 
als unterfinanziert. Der Wissenschaftsplan 2025 soll dieser Unterfi-
nanzierung entgegenwirken und die Wettbewerbsfähigkeit der Hoch-
schulen langfristig sichern. Der geplante Ausbau der Hochschulen 
mittels einer erhöhten Grundfinanzierung und der Aufstockung des 
unbefristeten Personals erntete von allen Seiten viel Lob. Doch der 
Haushalt 2020 blieb bereits hinter den Zielsetzungen des Wissen-
schaftsplans zurück. Zwar erhalten die Hochschulen aktuell zusätzli-
che Mittel aus dem Bremen-Fonds. Die Pandemie-Bekämpfung führt 
jedoch gleichzeitig zu einer hohen Neuverschuldung und mittelfris-
tig vermutlich zu neuen Sparzwängen. Es ist offenkundig, dass die 
Zielsetzungen des Wissenschaftsplans zukünftig nicht zu halten sein 
werden. An welchen Stellen er nicht ausfinanziert ist, bleibt bislang 
unklar. Unstrittig ist jedoch, dass der Bedarf an hoch qualifizierten 
Fachkräften wächst und damit auch die Anforderungen an die Hoch-
schulen weiter steigen. Eine nachhaltige Grundfinanzierung ist exis-
tenziell für die Zukunft des Wissenschaftsstandorts. Künftige Haus-
halte müssen deshalb zwingend wieder an den Wissenschaftsplan 
anschließen.

1 Vgl. Statistisches Landesamt Bremen (2020).

2 Vgl. Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und 

Verbraucherschutz (2019).

3 Vgl. Statistisches Bundesamt (2018).
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regional als auch international eine hohe Anzie-
hungskraft. Darüber hinaus führen sie ihre Studie-
renden überaus erfolgreich zum Abschluss. 

Gleichzeitig belegt Bremen auch die ersten Plätze 
bei weniger erfreulichen Kennzahlen: Die Hoch-
schulen erhalten im Bundesländervergleich je Stu-
dentin beziehungsweise Student und je Profes-
sur die geringsten Grundmittel. Sie gelten damit 
als unterfinanziert. Zudem werden in Bremen mit 
einem Anteil von 40 Prozent die meisten Beschäf-
tigten im wissenschaftlichen und künstlerischen 
Bereich über Drittmittel finanziert.4 Ein Ungleichge-
wicht zwischen Grund- und Drittmitteln gefährdet 
den langfristigen Erfolg der Hochschulen und hat 
drastische Konsequenzen für das Personal, da mit 
Drittmitteln nicht langfristig geplant werden kann. 

Auch der Wissenschaftsrat weist in seinen Empfeh-
lungen zur Weiterentwicklung des Bremer Hoch-
schulsystems – trotz hoher Leistungsstärke – auf 
eine dramatische Unterfinanzierung hin. Insbeson-
dere in der Personal- und Infrastrukturausstattung 
zeigt sich, dass ein Ausbau bisher ohne Nachhaltig-
keit erfolgt ist.5 Befristung und Unsicherheit prägen 
die Beschäftigungssituation an den Hochschulen. 
Gewerkschaften und Arbeitnehmerkammer fordern 
deshalb seit Langem eine Erhöhung der Grundfinan-
zierung und bessere Beschäftigungsbedingungen. 

4 Vgl. ebd. 5 Vgl. Wissenschaftsrat (2013). 
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7 Vgl. Gehrke/Trunzer (2020).

Wissenschaftsplan 2025: entschei-
dender Schritt aus der Unterfinanzie-
rung

Der 2019 vom Senat verabschiedete Wissenschafts-
plan 2025 knüpft genau an diesem Punkt an. Sein 
vorrangiges Ziel ist, „den Anschluss an die Ausstat-
tungen der anderen Bundesländer herzustellen, um 
die Wettbewerbsfähigkeit der bremischen Hoch-
schulen nicht zu gefährden.“6 Dafür sieht er eine 
deutliche Erhöhung der Grundfinanzierung und 
damit einhergehend die Aufstockung des unbefriste-
ten Personals für die Jahre 2020 bis 2025 vor. Das 
ist ein wichtiges Signal an die Hochschulen und ihre 
Beschäftigten. Denn eine ausreichende Grundfinan-
zierung ist Grundlage für gute Beschäftigungsbedin-
gungen, einen Ausbau der Studienplätze und den 
nachhaltigen Erfolg in Forschung und Lehre.

Ganz konkret sieht der Wissenschaftsplan außerdem 
den Ausbau der Hochschule Bremerhaven vor. Bis 
2025 soll die Studierendenzahl auf 4.000 bis 2035 
sogar auf bis zu 5.000 erhöht werden. Dafür ist per-
spektivisch auch der Aufbau eines neuen dritten 
Fachbereichs angedacht. Entsprechende Planungen 
für einen Fachbereich „Gesundheit und Soziales“ 
wurden im letzten Jahr sowohl unter dem alten als 
auch unter dem neuen Rektor vorangetrieben.

Darüber hinaus sind zahlreiche Teilziele des Wis-
senschaftsplans positiv hervorzuheben: der Ausbau 
der Studienplätze, die Stärkung der Lehre, die Eta-
blierung innovativer Studienangebote, die Weiter-
entwicklung der Internationalisierung, zusätzliche 
Gebäude für Lehre und Forschung, die Schaffung 
von mehr Wohnraum für Studierende, die Verbes-
serung der Durchlässigkeit für das Studium neben 
einer Berufstätigkeit, die Erhöhung des Frauenan-
teils unter den Professuren sowie die Unterstützung 
bei der Digitalisierung der Hochschulen.

Insgesamt darf jedoch nicht unberücksichtigt blei-
ben, dass der Wissenschaftsplan zwar den entschei-
denden Schritt aus der Unterfinanzierung darstellt, 
aber lediglich eine nachzuholende Entwicklung ein-
leitet. Diese muss regelmäßig darauf überprüft wer-
den, ob sie das Ziel einer verlässlichen und wettbe-
werbsfähigen Finanzierung noch erfüllt. Denn die 
zukünftigen Anforderungen an die Hochschulen 
steigen.

Bedarf an hoch qualifizierten Fach-
kräften am Arbeitsmarkt wächst

Der Bedarf an Expertinnen und Experten am Bremer 
Arbeitsmarkt wird sich in Zukunft deutlich erhö-
hen. Zu diesem Ergebnis kommt die von der Arbeit-
nehmerkammer beauftragte Studie des Centers 
für Wirtschaftspolitische Studien (CWS) der Leib-
niz Universität Hannover. Im Rahmen des Projekts 
wurde die Wirtschaftsstruktur des Landes Bremen 
analysiert und mit dem hiesigen Studienangebot 
verglichen. Zudem wurden zukünftige Fachkräfte-
bedarfe hergeleitet.7

Hinsichtlich des Angebots sind die Bremer Hoch-
schulen mit ihrem naturwissenschaftlich-techni-
schen Fokus stark auf die regionale Wirtschafts-
struktur ausgerichtet. Insgesamt wird die hohe 
Passfähigkeit zu den Clustern Maritime Wirtschaft 
und Logistik, Luft- und Raumfahrt, Windener-
gie und Automotive sowie zur Branche der Nah-
rungs- und Genussmittelindustrie positiv bewertet. 
Die Bremer Hochschulen tragen mit ihrem Angebot 
gegenwärtig entscheidend zur Deckung des Fach-
kräftebedarfs durch akademischen Nachwuchs bei.

Ein anderes Bild ergibt sich für die prognostizierten 
Bedarfe. Die Studie wagt hier mit eigenen Berech-
nungen und gestützt auf Erhebungen des For-
schungsinstituts der Bundesagentur für Arbeit einen 
Blick in die Zukunft. Durch eine vergleichsweise 
schwache Beschäftigungsentwicklung in der Ver-
gangenheit weist Bremen einen gealterten Arbeits-
markt auf. Dadurch ergibt sich bereits in naher 
Zukunft ein hoher Bedarf an akademisch ausge-
bildeten Arbeitskräften. Bis 2030 müssen im Land 
 Bremen fast 24.700 Expertinnen und Experten hin-
zugewonnen werden. Die Bedarfe sind besonders 
hoch bei Ingenieuren und Technikern, in Erziehung 
und Lehre, in den Gesundheits- und Sozialberufen 
sowie in Informatikberufen.

Auf der Grundlage dieser Analysen entwickelt die 
Untersuchung mehrere Handlungsfelder für das 
Land und die Hochschulen. Um die zukünftigen 
Bedarfe zu decken, wird unter anderem empfohlen, 
die bislang erfolgreiche Internationalisierungs-
strategie der Hochschulen weiterzuverfolgen, die 
akademische Ausbildung im Gesundheits- und 

6 Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Ver-

braucherschutz (2019).
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Sozialwesen auszubauen, akademische Weiterbil-
dung zu fördern sowie duale Studiengänge zu stär-
ken. Zuletzt wird grundsätzlich darauf hingewiesen, 
dass die Grundfinanzierung der Hochschulen für 
einen mittel- und langfristigen Ausbau des Studien-
angebots nachhaltig gesteigert werden muss. Einige 
der entwickelten Handlungsfelder finden sich eben-
falls in den Zielsetzungen des Wissenschaftsplans 
wieder. Damit wird die Bedeutung seiner Umset-
zung durch die Studie erneut unterstrichen. 

Status quo: Haushalt bleibt hinter 
Wissenschaftsplan zurück – durch 
Corona drohen neue Sparzwänge

Die Mittel-Zuwendungen an die Hochschulen blei-
ben jedoch im Haushalt 2020 bereits hinter dem 
Wissenschaftsplan zurück. Die folgende Tabelle 1 
zeigt die veranschlagten Mittel des Landes im Ver-
gleich zum Wissenschaftsplan. 

Vergleicht man den Haushaltsanschlag 2020 mit 
dem Wissenschaftsplan 2020, ist eine Lücke von gut 
sieben Millionen Euro zu erkennen. Diese ist auf 
eine kleinere Differenz in den Personal- und eine 
größere Differenz in den Sachkosten zurückzufüh-
ren. Unter Personalkosten werden lediglich die Per-
sonalkosten der Wissenschaftsabteilung im Res-
sort zusammengefasst. Bei den Sachkosten machen 
die Personalkostenzuschüsse an die Hochschulen 
den größten Anteil aus. Hinzu kommt, dass Tarif-
steigerungen im Wissenschaftsplan grundsätz-
lich nicht eingeplant werden, sich im Haushaltsan-
schlag aber wiederfinden. Das bedeutet, dass die 
Lücke in den Sachkosten faktisch noch größer ist als 

Tabelle 1: 
Gesamtausgaben der Hochschulen im Vergleich zum Wissenschaftsplan  
in Millionen Euro 

 Quelle: Senatorin für Wissenschaft und Häfen (2021)
©  Arbeitnehmerkammer Bremen

Angaben in Mio. Euro

Jahr 2020 2021 2020 2021

Gesamtausgaben 517,4 533,3 510,1 539,9

Personalkosten 3,3 3,3 3,0 3,5

Sachkosten 421,2 428,2 414,2 437,6

Investitionen 92,9 101,8 92,9 98,8

sieben Millionen Euro. Insgesamt kann somit ein-
deutig weniger Geld in Personal investiert werden 
als im Wissenschaftsplan vorgesehen.

Der Haushaltsanschlag für das Jahr 2021 scheint 
auf den ersten Blick die Planungen im Wissen-
schaftsplan zu übertreffen. Allerdings sind auch an 
dieser Stelle die Mehrausgaben vor allem auf Tarif-
steigerungen zurückzuführen. Der Haushaltsan-
schlag bleibt nach Aussagen des Wissenschaftsres-
sorts faktisch für 2021 ebenfalls leicht hinter dem 
Wissenschaftsplan zurück. Zudem wird die im Jahr 
2020 entstandene Lücke nicht aufgefangen.

„Es gibt einen hohen Bedarf an akade-
misch ausgebildeten Arbeitskräften. Bis 
2030 müssen im Land Bremen fast 24.700 
Expertin nen und Experten hinzugewonnen 
werden.“

HaushaltsanschlagWissenschaftsplan 2025
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Der Grund für die Differenz zum Wissenschaftsplan 
liegt augenscheinlich nicht in der Corona-Pandemie, 
da der Haushalt für die Hochschulen 2020/2021 
bereits vor der Krise festgelegt war. Corona führt 
– jedenfalls kurzfristig – nicht zu einer sinkenden 
Mittelzuweisung an die Hochschulen. Im Gegenteil: 
Das Land unterstützt die Hochschulen und die Stu-
dierenden mit zusätzlichen Mitteln aus dem Bre-
men-Fonds.8 Zum Sommersemester 2020 wurde mit 
einem Volumen von vier Millionen Euro das Sofort-
programm „Digitale Lehre“ aufgelegt. Zusätzlich 
wurden 15 Millionen Euro für die Umsetzung eines 
hybriden Wintersemesters bereitgestellt. Zudem 
hat der Senat unter anderem einen Darlehensfonds 
für Studierende aufgelegt und die Langzeitstudien-
gebühren abgeschafft, um Studierende, die ihren 
Nebenjob verloren haben, finanziell zu entlasten.

8 Diese Mittel werden in Tabelle 1 nicht aufgeführt.

Welche Ziele des Wissenschaftsplans durch die 
fehlenden Haushaltsmittel nicht umgesetzt wer-
den können, ist unklar. Der vorgesehene Ausbau 
der Hochschule Bremerhaven scheint offenkun-
dig weiter erklärtes Ziel der Politik zu sein. Für die 
Haushaltsjahre 2020/2021 wurden bis zu 3 Milli-
onen Euro für den Ausbau auf bis zu 4.000 Studie-
rende bereitgestellt. Damit sollen sowohl Kapazi-
tätsausweitungen in stark nachgefragten Fächern, 
wie Lebensmitteltechnologie und Medizintech-
nik, umgesetzt als auch Ergänzungen des Studien-
angebots, zum Beispiel durch IT-Sicherheit, Medi-
zinassistenz und soziale Arbeit realisiert werden.9 
Die Umsetzung des Ausbaus der Hochschule Bre-
merhaven ist – besonders vor dem Hintergrund des 
zukünftigen Fachkräftebedarfes in diesen Bereichen 
– ein wichtiges Zeichen für den Hochschulstandort 
Bremerhaven.

Das Wissenschaftsressort gesteht dennoch, dass der 
Wissenschaftsplan 2025 auch in den nächsten Jah-
ren nicht ausfinanziert ist. Die Auswirkungen auf 
die übrigen Bremer Hochschulen sind aktuell noch 
nicht einzuschätzen. Die Zahlen für die Haushalts-
jahre 2020/2021 zeigen, dass vor allem die Aufsto-
ckung des unbefristeten Personals nicht wie geplant 
umgesetzt werden kann. Ein langfristiger und nach-
haltiger Ausbau der Hochschulen ist aber nur mit 
ausreichend fest angestelltem Personal zu realisie-
ren. Dafür ist die Umsetzung des Wissenschaftsplans 
zwingend erforderlich. Mittelfristig führt die Coro-
na-Krise jedoch zu neuen Sparzwängen. Die Auswir-
kungen sind auch im Wissenschaftsbereich bereits 
abzusehen. Bis Redaktionsschluss waren drastische 
Kürzungspläne des Finanzsenators für die Haus-
haltsjahre 2022/2023 zwar abgewendet, geplante 
Mehrausgaben, die im Wissenschaftsplan vorgese-
hen sind, wird es aber ebenfalls nicht geben. Statt-
dessen soll der Haushalt auf dem Niveau von 2021 
fortgeschrieben werden. Damit sind die Ziele des 
Wissenschaftsplans nicht mehr zu erreichen. Die 
Unterfinanzierung der Hochschulen droht fortge-
führt zu werden.

9 Vgl. Senatorin für Wissenschaft und Häfen (2020).

„Der Haushalt wird nun nicht wie ursprüng-
lich geplant erhöht. Damit sind die Ziele 
des Wissenschaftsplans nicht mehr zu 
 erreichen. Die Unterfinanzierung der Hoch-
schulen droht fortgeführt zu werden.“
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Exkurs

Beschäftigungsbedingungen  
an den Hochschulen

Das „Normalarbeitsverhältnis“ an den Hoch-
schulen ist befristet. Im Land Bremen waren 
2018 gut 67 Prozent der hauptberuflichen Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie 
knapp 26 Prozent der Nichtwissenschaftlerinnen 
und Nichtwissenschaftler befristet beschäftigt.10 
Darüber hinaus wird vor allem an den Fachhoch-
schulen inzwischen ein großer Teil der Lehre 
über gering honorierte Lehraufträge abgedeckt, 
die nach dem Bremischen Hochschulgesetz die 
Lehre eigentlich nur ergänzen sollen.

Die vertraglichen Rahmenbedingungen sind 
geprägt von Zeitverträgen, kurzen Vertragslauf-
zeiten und unsicheren Perspektiven. Beschäf-
tigte sind konfrontiert mit schlechten Auf-
stiegschancen, Arbeitsplatz unsicherheit und 
mangelnder Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
Zudem sind die Karriereaussichten an den Hoch-
schulen begrenzt. Eine unbefristete Vollzeit-
stelle unterhalb der Professur ist kaum erreich-
bar. Die Chancen, eine der begehrten Professuren 
zu ergattern, gelten ebenfalls als gering. Diese 
Strukturen wirken sich entscheidend auf die 
Karriere- und Familienplanungen der Beschäf-
tigten aus. Um Spitzenforscherinnen und -for-
scher an den Hochschulen zu halten und neue 
zu gewinnen, müssen gute und sichere Beschäf-
tigungsperspektiven auch „unterhalb“ von Pro-
fessorenstellen geschaffen werden.

Der im November 2016 unterzeichnete Rah-
menkodex „Vertragssituationen und Rahmenbe-
dingungen von Beschäftigungen an den staat-
lichen Bremischen Hochschulen“ ist ein erster 
Schritt in die richtige Richtung. Er wurde in einer 
gemeinsamen Arbeitsgruppe mit den Interessen-
vertretungen der Beschäftigten, der Senatorin 
für Wissenschaft und den Leitungen der Hoch-
schulen entwickelt. Der Kodex ist rechtlich nicht 
bindend, sondern eine Selbstverpflichtung der 
Hochschulen für eine bessere Ausgestaltung der 
Beschäftigungsverhältnisse. Er schafft verbes-
serte Rahmenbedingungen insbesondere bei der 
Ausgestaltung befristeter Arbeitsverhältnisse. 

Der Wissenschaftsplan schreibt die Umsetzung 
des Rahmenkodex als übergeordnetes Ziel fest 
und fordert die konsequente Umsetzung von den 
Hochschulen. Das Hochschulgesetz sieht eine 
Evaluation und Weiterentwicklung des Kodex 
bisher nur nach Bedarf vor. Die Umsetzung an 
den Hochschulen wurde bislang nicht evaluiert, 
dies ist aber für das Jahr 2021 vorgesehen. Eine 
regelmäßige Evaluation ist erforderlich, um den 
Kodex kontinuierlich zu erweitern, ihn fest in 
hochschulinternen Verfahren zu etablieren und 
damit ein stärkeres Verantwortungsbewusst-
sein bei Führungskräften und Hochschulleitun-
gen herbeizuführen.

Handlungsempfehlungen

 Eine nachhaltige Grundfinanzierung 
sichern, Wissenschaftsplan 2025 ausfinan-
zieren 
Die Anforderungen an die Hochschulen steigen, 
der Bedarf an hoch qualifizierten Fachkräften 
wächst. Ein langfristiger Ausbau der Hochschu-
len ist aber nur mit einer nachhaltigen Grundfi-
nanzierung möglich. Die kommenden Haushalte 
müssen daher zwingend an den Wissenschafts-
plan anschließen und bereits vorhandene 10 Vgl. Banscherus (2020).
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Defizite ausgleichen, um die Leistungsstärke der 
Hochschulen zu erhalten, den Wissenschafts-
standort zu stärken und die Wettbewerbsfähig-
keit der Bremer Hochschulen nicht zu gefähr-
den. Die Politik muss in den kommenden 
Haushaltsverhandlungen einen Schwerpunkt auf 
die Wissenschaft legen.

 Den Rahmenkodex weiterentwickeln und 
konsequent umsetzen 
Um langfristig gute Beschäftigungsbedingun-
gen sicherstellen zu können, braucht es – neben 
einer verlässlichen Grundfinanzierung – die Ver-
ankerung der Grundlagen aus dem Rahmenko-
dex in hochschulinternen Verfahren. Um die 
konsequente Umsetzung an den Hochschulen 
zu überprüfen, muss eine regelmäßige Evalua-
tion des Kodex erfolgen. Diese ist auch erforder-
lich, um den Kodex kontinuierlich weiterzuent-
wickeln.  
 
Mit der Novelle des Bremischen Hochschul-
gesetzes (BremHG) 2017 wurden beispielsweise 
neue Personalkategorien, wie wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Dienst-
leitung oder die Tenure-Track-Professuren, ein-
geführt. Der Rahmenkodex muss neue Personal-
kategorien aufnehmen und Rahmenbedingungen 
für gute Beschäftigung festschreiben.  Darüber 
hinaus finden Beschäftigte im Drittmittel-
bereich bisher kaum Berücksichtigung, obwohl 
eine Abkehr von der Fokussierung auf Dritt-
mittel auch im Wissenschaftsplan 2025 nicht 
erkennbar ist. Im Sinne guter Beschäftigungs-
bedingungen ist deshalb unerlässlich, auch für 
Beschäftigte im Drittmittelbereich nachhaltige 
Karriereperspektiven zu schaffen und diese im 
Rahmenkodex zu verankern. 
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Mit der akademischen Aus- und Weiterbildung in der Pflege verbin-
den sich Hoffnungen auf eine höhere Pflegequalität, bessere Ver-
dienste, eine Steigerung der Attraktivität sowie eine Aufwertung des 
Berufs. Doch bestätigen sich diese Erwartungen in der Praxis? Der 
Beitrag zeigt, dass die Studierendenzahlen im Vergleich zu den Aus-
zubildendenzahlen weiterhin gering sind und ein zwar vielfältiges, 
aber wenig standardisiertes Angebot besteht. In den Krankenhäu-
sern und Pflegeeinrichtungen machen studierte Pflegekräfte nur 
einen Bruchteil der Beschäftigten aus und ein großer Teil von ihnen 
arbeitet trotz akademischen Abschlusses in der gleichen Position wie 
zuvor. Funktionen in Pflegedienstleitung, Verwaltung und Geschäfts-
führung setzen formal keinen akademischen Abschluss voraus und 
der finanzielle Gewinn durch das Studium ist eher gering – vor allem 
für Frauen. So mögen pflegewissenschaftliche Studiengänge theore-
tisch eine sinnvolle Ergänzung und Vertiefung schulischer Angebote 
sein. In der Praxis spielen sie jedoch noch eine untergeordnete Rolle. 
In der Ausgestaltung pflegewissenschaftlicher Studienangebote wird 
darauf zu achten sein, dass die Anbindung an den Arbeitsmarkt gesi-
chert ist und anspruchsvollere Tätigkeiten eine entsprechende Vergü-
tung erfahren. Führt der vermehrte Einsatz von studierten Pflegekräf-
ten auch zu einem vermehrten Einsatz von Pflegehilfskräften, wird es 
nötig sein, die Arbeitsbedingungen und die Bezahlung dieser in der 
Regel prekären Arbeitsverhältnisse zu verbessern. 

Dr. Jennie Auffenberg

Pflege studieren

Vielfältige Studienmöglichkeiten, verbesserte 
Arbeitsmarkt- und Verdienstchancen?

Einleitung

 Die Entwicklung der Studierendenzahlen in 
pflegewissenschaftlichen Studiengängen war in 
den letzten 15 Jahren zeitweise sehr dynamisch 
und auch fachlich wird über eine Akademisierung 
und Differenzierung des Pflegeberufs diskutiert. Im 
Land Bremen ist dieses Thema ebenfalls aktuell: 
Die Hochschule Bremen hat einen der deutschland-
weit ersten primärqualifizierenden Studiengänge 
in der Pflege eingerichtet und die Hochschule Bre-
merhaven setzt mit dem neuen Studiengang Phy-
sician Assistant ab 2022 mit 45 Studienplätzen auf 
die akademische Weiterentwicklung des Berufsbil-
des der Pflege.

Mit einer verstärkten hochschulischen Aus- und 
Weiterbildung im Pflegebereich werden einige 
Hoffnungen verbunden. So ist die Arbeit im Pfle-
gebereich von steigenden fachlichen Anforderun-
gen sowie einem zunehmenden Fachkräfteman-
gel geprägt. Ein höheres Qualifikationsniveau geht 
mit besseren Pflegeergebnissen einher. Daher sehen 
einige Pflegewissenschaftlerinnen und -wissen-
schaftler und Gesundheitsökonominnen und -öko-
nomen die Notwendigkeit einer stärkeren Profes-
sionalisierung und gleichzeitigen Differenzierung 
der Qualifikationsniveaus im Pflegebereich. Der 
Wissenschaftsrat empfahl 2012 einen Anteil hoch-
schulischer Qualifikationen von 10 bis 20 Prozent 
im Bereich der Pflege sowie der therapeutischen 
Berufe.
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Davon ist die Realität noch weit entfernt. Darüber 
hinaus stellen sich unter anderem folgende Fragen: 
Welche Rolle nimmt die akademische Aus- und Wei-
terbildung gemessen an schulischen Angeboten ein? 
Wie fügen sich studierte Pflegekräfte in den Quali-
fikationsmix der Krankenhäuser und Pflegeeinrich-
tungen ein? Und nicht zuletzt: Geht ein absolviertes 
Pflegestudium mit verbesserten Arbeitsmarkt- und 
Verdienstmöglichkeiten einher?

„Ein höheres Qualifikationsniveau geht mit 
besseren Pflegeergebnissen einher.“
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Abbildung 1: 
Anteil der akademischen Pflegeausbildung konstant bei etwa 4,5 % seit 2012
1. Schuljahrgänge der Ausbildung und Studierende im 1. Fachsemester Pflegewissenschaft/-management

Quellen: Statistisches Bundesamt, diverse Jahrgänge; Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2020 des BiBB, S. 183, eigene Darstellung
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Studierendenzahlen und Studien-
angebot

Die Zahlen von Studierenden im ersten Fachsemes-
ter pflegewissenschaftlicher Studiengänge haben 
sich bundesweit zwischen den Wintersemestern 
2006 und 2014 von 560 auf 2.279 Studierende 
zunächst vervierfacht. Auf diesem Niveau stagnie-
ren die Zahlen jedoch seit 2014. Im Vergleich mit 

Das Studienangebot ist bei eher geringen Studieren-
denzahlen gleichzeitig sehr vielfältig. Es existieren 
zahlreiche pflegewissenschaftliche Bachelor- und 
Masterstudiengänge. Zum Teil sind die Bachelor-
studiengänge primärqualifizierend oder werden 
auch dual in Kooperation mit Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgebern in der Pflege angeboten. Die Curri-
cula sind nicht einheitlich. So können in gleichna-
migen Studiengängen unterschiedliche Inhalte ver-
mittelt werden, ebenso werden unter verschiedenen 
Bezeichnungen sehr ähnliche Inhalte angeboten. 
Die Masterstudiengänge setzen einen pflegewissen-
schaftlichen Bachelorabschluss voraus. 

der schulischen Ausbildung macht die hochschuli-
sche Bildung nur einen Anteil von 4,5 Prozent aus 
– eine beachtliche Zahl von im Durchschnitt etwa 
47.000 Schülerinnen und Schülern beginnt jähr-
lich die schulische Ausbildung in der Alten- oder 
Gesundheits- und Krankenpflege (siehe Abbildung 1).
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Vier Cluster können unterschieden werden: (1) Pfle-
gewissenschaftliche Studiengänge vermitteln das 
Wissen, um pflegerische Strukturen zu verstehen 
und zu verbessern, an neuen Versorgungsstrukturen 
und -prozessen zu forschen und in leitenden Positio-
nen in Einrichtungen der Alten- und Krankenpflege 
zu arbeiten. Darüber hinaus werden auch betriebs-
wirtschaftliche und juristische Inhalte gelehrt. Unter 
dieses Cluster fallen beispielsweise der Studiengang 
Advanced Nursing Practice sowie der Studiengang 
Physician Assistant. Diese beiden Abschlüsse zie-
len darauf ab, Pflegekräfte zu befähigen, auch ärzt-
liche Vorbehaltstätigkeiten auszuüben. (2) Fachpfle-
gerische Studiengänge vermitteln das nötige Wissen 
für die Pflege in speziellen Bereichen wie Palliativ-
pflege, psychiatrische Pflege oder Gerontologie. 
Diese Studiengänge sind eher klein, wodurch in der 
Regel nur entweder ein Bachelor- oder Masterange-
bot besteht. (3) Pflegepädagogische Studiengänge 
sind auf die Qualifikation von Lehrpersonal für Pfle-
geberufe ausgerichtet. (4) Studiengänge im Bereich 
Pflegemanagement sollen für Führungspositionen 
in den Einrichtungen des Gesundheitswesens quali-
fizieren.

Mit dem Pflegeberufereformgesetz von 2017 ist 
auch die primärqualifizierende hochschulische Pfle-
geausbildung geregelt (§ 37), das heißt, ein Pflege-
studium auf Bachelorniveau, mit dem gleichzeitig 
die Anerkennung als Pflegefachfrau oder -fach-
mann erworben wird. Das Ziel ist die Ausbildung 
von Pflegekräften für die Arbeit am Bett, jedoch mit 
einem höheren Reflexions- und Kommunikations-
niveau und der Fähigkeit, pflegewissenschaftliche 
Erkenntnisse in die Pflegepraxis umzusetzen sowie 
hochkomplexe Pflegeprozesse zu übernehmen. Bis-
her werden primärqualifizierende Studiengänge nur 
an wenigen Hochschulen angeboten. An der Hoch-
schule Bremen besteht ein solches Angebot mit dem 
Internationalen Studiengang Pflege. Jährlich stehen 
hier 40 bis 60 Studienplätze zur Verfügung. 

Eine Vergütung, wie etwa im Bereich der hochschu-
lischen Hebammenausbildung, wird in den primär-
qualifizierenden Studiengängen nicht gezahlt. Die 
Vergütung der Praxiseinsätze ist gesetzlich nicht 
geregelt. In der „Ausbildungsoffensive Pflege“ der 
Konzertierten Aktion Pflege (KAP) haben sich die 
Beteiligten auf die unverbindliche Formulierung 
geeinigt, dass Krankenhäuser und Pflegeeinrichtun-
gen die Möglichkeit „prüfen“, den Studierenden ein 
angemessenes Entgelt während der Praxiseinsätze 
zu zahlen.1 Da eine betriebliche Anbindung wie 
etwa im dualen Studium fehlt, kann auch die Orga-
nisation von Praxiseinsätzen für die Studierenden – 
bei einem ohnehin knappen Angebot in Bereichen 
wie etwa der Pädiatrie – schwierig sein. Die KAP 
hat das Problem erkannt und sich zumindest „zum 
Ziel [gesetzt], genügend Plätze für die Praxisein-
sätze der Studierenden […] vorzuhalten“.2 Fraglich 
ist auch, inwieweit die Einrichtung von sogenann-
ten Skills Labs, also speziellen Trainingseinrich-
tungen zur praktischen Vermittlung und Reflexion 
von Pflegetätigkeiten, die Praxiseinsätze ersetzen 
kann. Das Pflegeberufereformgesetz erlaubt maxi-
mal zehn Prozent der Praxiseinsätze durch Zeiten in 
Skills Labs zu ersetzen.

Ausbildungsbegleitende oder -integrierende Studi-
engänge in den Pflege-, Therapie- und Hebammen-
wissenschaften in Kooperation mit Berufsfachschu-
len wurden von der Hochschulrektorenkonferenz 
kritisiert. Sie entsprächen „oft nicht hochschuli-
schen Anforderungen an die wissenschaftliche Qua-
lifikation des Personals, die Wissenschaftsfundie-
rung oder die Strukturierung der Ausbildung“. Die 
Hochschulrektorenkonferenz sieht ein Spannungs-
verhältnis zwischen akademischem Selbstverständ-
nis und „enggeführten beruferechtlichen Vorgaben“ 
und beansprucht für die Hochschulen die Verant-
wortung für Konzeption, Durchführung, Evaluation 
und Akkreditierung der Studiengänge – auch für die 
praxisbezogene Ausbildung. Diese müssten bei der 
den Abschlussgrad verleihenden Hochschule lie-
gen.3 

1 Vgl. BMFSFJ (2019).

2 Vgl. ebd. 

3 Vgl. Hochschulrektorenkonferenz (2017).
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Qualifikationsmix und Pflegepraxis

Die akademische Pflegeausbildung hat Auswirkun-
gen auf den Qualifikationsmix in der Pflegepraxis. 
In Gesprächen mit Expertinnen und Experten wird 
deutlich, dass sinnvolle Einsatzgebiete für akade-
misch ausgebildete Pflegekräfte durchaus bestün-
den. Sie können beispielsweise Pflegestandards und 
neue pflegewissenschaftliche Erkenntnisse in die 
Praxis einbringen, hochkomplexe Pflegefälle über-
nehmen, Prozesse von kollegialer Beratung gestal-
ten, Fallbesprechungen moderieren, spezielle Auf-
gaben und Leitungsfunktionen wahrnehmen und in 
der Diagnostik eingesetzt werden.

Die Differenzierung der Qualifikationsniveaus im 
Pflegealltag kann auf unterschiedliche Weise erfol-
gen. So können sowohl Aufgaben als auch Pflege-
fälle entsprechend dem Qualifikationsniveau aufge-
teilt werden. Werden Aufgaben nach Qualifikation 
differenziert, so ist dies eine Abkehr von der von 
vielen Pflegekräften geschätzten Bezugspflege. Die 
Taylorisierung von Pflegeprozessen könnte zudem 
den vermehrten Einsatz von Pflegehilfskräften mit 
sich bringen. Erfolgt die Differenzierung nach Qua-
lifikationsniveaus anhand von Pflegefällen (zum 
Beispiel werden hochkomplexe Fälle von studierten 
Pflegekräften übernommen), so ist die Bezugspflege 
weiterhin möglich. Ausdifferenzierte Konzepte für 
einen neuen Qualifikationsmix liegen jedoch nur 
vereinzelt vor. Beispielsweise sind hier das Kompe-
tenzmodell des Universitätsklinikums Hamburg-Ep-
pendorf4 und das Bremer Personalbemessungs-
instrument für die Altenpflege5 zu nennen. Vor 
allem in der Altenpflege kann aus dem Einsatz von 
akademisch ausgebildeten Pflegekräften auch ein 
vermehrter Einsatz von Pflegehilfskräften folgen. 
Dieser ist angesichts der alarmierend hohen Zahl an 
Arbeitsunfähigkeiten und Eintritten in die Erwerbs-
minderungsrente sowie geringer Verdienste und 
einer begrenzten Durchlässigkeit zur Fachkraftaus-
bildung in dieser Berufsgruppe kritisch zu beurtei-
len. 

Arbeitsmarkt und Vergütung

Die Einsatzmöglichkeiten für die Absolventinnen 
und Absolventen scheinen nicht nur theoretisch, 
sondern auch praktisch noch unklar zu sein. Dies 
ist womöglich ein Grund dafür, dass viele studierte 
Pflegekräfte weiterhin Tätigkeiten ausüben, die nur 
die dreijährige schulische Ausbildung voraussetzen 
und sich auch die Bildungsrendite in Grenzen hält. 

So berichtete die Bundesregierung, dass 2017 
Beschäftigte mit pflegewissenschaftlichem Abschluss 
nur 0,34 Prozent aller Beschäftigten bei ambulanten 
Pflegediensten ausmachten (1.306 Personen) und 
0,45 Prozent der Beschäftigten in den Pflegehei-
men (3.444 Personen). Drei Viertel dieser Beschäf-
tigten in der ambulanten Pflege und zwei Drittel in 
den Pflegeheimen waren überwiegend in der Pfle-
gedienstleitung, Verwaltung oder Geschäftsführung 
tätig. Ein Viertel der Beschäftigten mit pflegewis-
senschaftlichem Abschluss in der ambulanten Pflege 
und ein Drittel in den Pflegeheimen waren jedoch 
weiterhin in der körperbezogenen Pflege, Betreu-
ung, Hilfe bei der Haushaltsführung und sonsti-
gen Bereichen im Einsatz.6 Für die Krankenpflege 
existieren keine vergleichbar detaillierten Zahlen. 

6 Vgl. Deutscher Bundestag (2019).

4 Vgl. De la Cruz et al. (2017).

5 Vgl. Rothgang et al. (2020).

„Erfolgt die Differenzierung nach Qualifika-
tionsniveaus anhand von Pflegefällen, so ist 
die Bezugspflege weiterhin möglich.“
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Unter der Position „Krankenpflege, Rettungsdienst 
und Geburtshilfe“ weist die Klassifikation der 
Berufe (KldB) neben akademischen Pflegekräften 
auch andere Führungskräfte aus. Insgesamt arbei-
ten ungefähr 4.000 Beschäftigte in Krankenhäusern, 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen mit 
akademischem Abschluss.

Die relativ große Zahl der Beschäftigten mit pfle-
gewissenschaftlichem Abschluss ohne entspre-
chende Tätigkeit auf dem Arbeitsmarkt könnte auf 
eine niedrige Nachfrage zurückzuführen sein, wie 
eine Recherche in der Jobbörse der Bundesagen-
tur für Arbeit nahelegt. Die Nachfrage nach schu-
lisch ausgebildeten Pflegefachkräften ist hingegen 
ungebrochen hoch. Die Bundesagentur für Arbeit 
meldete im Bericht „Arbeitsmarktsituation im Pfle-
gebereich“,7 dass bundesweit 100 gemeldeten Stel-
len im Bereich der Altenpflege im Jahr 2019 nur 
19 arbeitslose Altenpflegefachkräfte gegenüber-
standen. In der Krankenpflege kommen 39 arbeits-
lose Krankenpflegefachkräfte auf 100 offene Stel-
len – Tendenz in beiden Fällen sinkend. Im Bereich 
der Helferinnen und Helfer übersteigt das Ange-
bot wiederum die Anzahl der gemeldeten Stellen. 
Die Nachfrage nach akademisch ausgebildeten Pfle-
gekräften findet im Bericht keine Erwähnung. Es 
erscheint aus diesem Grund sinnvoll, das Augen-
merk auf die Qualifizierung von Pflegehilfskräften 
zu Fachkräften zu legen – dies empfiehlt auch die 
Bundesagentur für Arbeit.

Da sich viele akademisch ausgebildete Pflegekräfte 
letztlich auf regulären Stellen für Pflegefachkräfte 
wiederfinden, bringt ein akademischer Abschluss in 
der Pflege nicht automatisch eine höhere Vergütung 
mit sich. Werden studierte Pflegekräfte für Tätigkei-
ten von regulären dreijährig examinierten Pflege-
kräften eingesetzt, werden sie in der Regel auch wie 
diese vergütet. 

Selbst wenn studierte Pflegekräfte ihrer Qualifika-
tion entsprechend eingesetzt werden, so zahlt sich 
dies beispielsweise im Tarifbereich des öffentlichen 
Dienstes finanziell nur begrenzt aus, verglichen 
etwa mit einer erfahrenen Pflegekraft mit Fach-
weiterbildung oder Pflegekräften in Leitungs- oder 
Lehrfunktionen (siehe Infobox). Abgesehen von den 
ohnehin geringen Zugewinnen durch eine akade-
mische Ausbildung profitieren insbesondere Frauen 
leider wenig von einem akademischen Abschluss in 
der Pflege. Ein akademischer Abschluss bringt weib-
lichen Pflegekräften eine geringere Bildungsrendite 
als ihren männlichen Kollegen.8 

Ein Studium mag eine gute Vorbereitung und ein 
Vorteil in der Bewerbung auf eine Leitungsfunktion 
wie die einer Pflegedienstleitung sein. Ein akademi-
scher Abschluss ist jedoch in der Regel keine Vor-
aussetzung für Leitungsfunktionen.

7 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2020). 8 Vgl. Schäfer/Gottschall (2016). 

„Ein akademischer Abschluss 
bringt weiblichen Pflegekräften 
eine geringere Bildungsrendite 
als ihren männlichen Kollegen.“
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Rechenbeispiele zu den Verdienstmöglichkeiten studierter Pflegekräfte im 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst

Wenn Pflegekräfte mit Bachelorabschluss in einer 
Position mit entsprechender Tätigkeit in der Pflege ein-
gesetzt werden, müssen sie im Tarifbereich des 
Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD) 
in die Entgeltgruppe E 9b eingruppiert werden 
(Einstiegsgehalt: 3.020,16 Euro brutto in Voll-
zeit).9 Entsprechende Tätigkeiten sind etwa die 
wissenschaftsbasierte Steuerung und Gestal-
tung hochkomplexer Pflegeprozesse oder die 
Entwicklung von Qualitätsmanagement, Leit-
linien und Expertenstandards. Diese Entgelt-
gruppe und ihre Tätigkeitsfelder sind jedoch den 
Bachelorabsolventinnen und -absolventen nicht 
exklusiv vorbehalten, sondern auch Beschäf-
tigten zugänglich, die „aufgrund gleichwerti-
ger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre-
chende Tätigkeiten ausüben“.

Wenn diese Tätigkeit fachlich auch attrak-
tiv klingen mag, so ist der finanzielle Vorteil im 
Vergleich zum Einstiegsgehalt einer dreijährig 
examinierten Pflegekraft (Entgeltgruppe P 7, Ein-
stiegsgehalt: 2.801,30 Euro) mit 218,86 Euro 
(brutto) überschaubar.

Im Vergleich zu einer Pflegekraft mit Fachweiter­
bildung (Entgeltgruppe P 9, Einstiegsgehalt: 
3.230,56 Euro) verdient eine Pflegekraft mit 
Bachelorabschluss 210,40 Euro weniger. Die 
Gehalts sprünge der Entgeltstufen in der Entgelt-
gruppe E 9b sind jedoch größer, sodass die Ver-
gütung nach sechs Jahren (also in Stufe 4) um 

315,79 Euro höher liegt als in der Entgeltgruppe 
P 9. Dieser Abstand baut sich nach 15 Berufsjah-
ren auf 560,40 Euro in Stufe 6 aus.

Auch Pflegekräfte in einer stellvertretenden 
Gruppenleitungsfunktion, für die keine weitere 
Qualifikation notwendig ist, finden sich in der 
Entgeltgruppe P 9 wieder. Alle darüberliegenden 
Leitungsfunktionen bieten ein höheres Einstiegsge-
halt (Entgeltgruppen P 10 bis P 16). Pflegekräfte 
in den Entgeltgruppen P 11 bis P 16 verdienen in 
den höchsten Entgeltstufen bis zu 1.392,54 Euro 
mehr als ihre Kolleginnen und Kollegen in der 
Entgeltgruppe E 9b. Leitungsfunktionen stehen 
jedoch auch Pflegekräften ohne universitären 
Abschluss offen. Ob für eine erfolgreiche Bewer-
bung um eine Leitungsfunktion der universitäre 
Abschluss oder die Berufserfahrung wichtiger 
ist, kann an dieser Stelle nicht geklärt werden.
Deutlich besser als Bachelorabsolventinnen und 
-absolventen in der Entgeltgruppe E 9b oder 
Pflege kräfte mit Fachweiterbildung in der Ent-
geltgruppe P 9 verdienen jedoch Pflegekräfte, die 
sich für ein pflegepädagogisches Studium ent-
schieden haben und als Lehrkräfte in die Entgelt-
gruppe 11 eingruppiert werden. Dies gilt selbst im 
Vergleich zu ihren Kolleginnen und Kollegen mit 
Fachweiterbildung. Im Vergleich zu Pflegekräften 
mit Bachelorabschluss in der Entgeltgruppe E 9b 
liegt ihr Gehalt in Stufe 1 bereits um 436,94 Euro 
höher. Dieser Abstand steigert sich nach 15 Jah-
ren im Beruf auf 872,36 Euro (Stufe 6).

9 Vgl. Entgeltordnung (VKA) zum TVöD vom 29. April 

2016, beispielhafte Berechnungen anhand der Entgeltta-

belle, gültig ab 1. April 2019. 

Was ist zu tun?

Die akademische Aus- und Weiterbildung im Pfle-
gebereich scheint noch in den Kinderschuhen zu 
stecken. Auch wenn die fachlichen Anforderungen 
steigen mögen und es sinnvolle Einsatzmöglichkei-
ten sowohl in der Kranken- als auch in der Lang-
zeitpflege geben mag, so scheint das Studienange-
bot noch nicht auf eine entsprechende Nachfrage 
nach akademisch ausgebildeten Pflegekräften in der 
Praxis zu treffen. Aufgrund der relativ niedrigen 

Zahlen an Pflegekräften mit pflegewissenschaftli-
chem Abschluss kann derzeit auf diesem Weg nur 
ein kleiner Beitrag zur Behebung des großen Fach-
kräftemangels geleistet werden. Hier scheint die 
Weiterqualifikation von Pflegehilfskräften zu Pfle-
gefachkräften und die Aktivierung anderer Potenzi-
ale (siehe Artikel "Fachkräftemangel in der Pflege?" in 
diesem Band) aussichtsreicher.
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Ein großer Teil von studierten Pflegekräften übt mit 
ihrem Abschluss keine entsprechende Tätigkeit aus 
und verdient trotz höherer Qualifikation nicht mehr 
als Kolleginnen und Kollegen ohne akademischen 
Abschluss. Aus Beschäftigtensicht wäre jedoch dar-
auf hinzuwirken, dass akademisch qualifizierte Pfle-
gekräfte entsprechend ihrer Qualifikation eingesetzt 
und vergütet werden. Im Falle des vermehrten Ein-
satzes von Pflegehilfskräften sind eine Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen und eine finanzielle Auf-
wertung dringend nötig, um eine Ausweitung pre-
kärer Beschäftigung zu verhindern. 
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In aller Kürze:

Nicht erst seit der Corona-Krise gilt: Gute und stabile Sozialversiche-
rungen haben einen erheblichen Wert. Sie sind verlässlich und soli-
darisch, bieten verdienten Lohnersatz sowie umfangreiche Sach- und 
Dienstleistungen. Gerade in Krisenzeiten helfen sie eben nicht nur 
ihren Versicherten, sondern sind ebenso wichtige Stützen für Wirt-
schaft und Arbeitsmarkt. Entsprechend hat ein ausgebauter Sozial-
staat auch einen erheblichen Preis, den die Gesellschaft insgesamt 
zu zahlen bereit sein sollte. Seine Systeme müssen nicht nur in aku-
ten Problemlagen, sondern auch in der langen Frist ausreichend und 
verlässlich finanziert sein. Die durch soziale Sicherung entstehenden 
Abgabenlasten sind gerecht zu verteilen, um Leistungsfähigkeit und 
Akzeptanz des Sozialstaats – also wirkliche Nachhaltigkeit – lang-
fristig zu sichern. Dafür sind auch systemgerechte Bundeszuschüsse 
aus Steuermitteln notwendig. Zentral ist und bleibt aber eine breite, 
solidarische Beitragsbasis, die auch die „starken Schultern“ ange-
messen umfasst.

Starke Sozialversicherungen als Wert 
an sich

 Traditionell ist der deutsche Sozialstaat vor 
allem ein auf Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer konzentrierter „Sozialversicherungsstaat“. 
Seine Versicherungen finanzieren sich hauptsäch-
lich durch lohnbezogene Beiträge ihrer Mitglieder 
und im Umlagesystem. Einnahmen dienen also lau-
fenden Ausgaben und die Rücklagen der Versiche-
rungen sind insgesamt überschaubar. Diese Grund-
satzentscheidung ist und bleibt sinnvoll, zumal 
große Kapitalstöcke zur echten „Ausfinanzierung“ 
zukünftiger Verpflichtungen wegen der notwendi-
gen Umfänge und Ansparzeiträume kaum möglich 

und verlässlich nutzbar wären. Aufgrund des engen 
Zusammenhangs zwischen Löhnen und Beiträgen 
sind die Sozialversicherungen viel stärker als andere 
Sozialsysteme in der Lage und legitimiert, umfas-
sende Lohnersatzleistungen wie Krankengeld, Kurz-
arbeitergeld (KuG), Arbeitslosengeld (ALG) oder 
Renten zu zahlen. So helfen sie den Versicherten, 
ihren erarbeiteten Lebensstandard auch in Notsitu-
ationen und im Alter zumindest teilweise aufrecht-
zuerhalten.1

In der anhaltenden Corona-Krise wurden wesentli-
che Vorteile dieses Systems deutlich und für viele 
Menschen konkret erfahrbar. So blieb dank Kurz-
arbeit und KuG Millionen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern der Verlust ihres Arbeitsplatzes 
erspart und ein erheblicher Teil des Einkommens 
erhalten. Wie jede Sozialversicherung konnte der 
Gesetzgeber auch die dafür zuständige Arbeitslo-
senversicherung (ALV) schnell auf neue Herausfor-
derungen ausrichten: Kurzfristig wurden maximale 
Bezugszeiten verlängert und Ersatzraten erhöht, 
wobei allerdings die Belange von Geringverdie-
nern bislang nicht angemessen berücksichtigt wur-
den (siehe Artikel "Corona und der Arbeitsmarkt" 
in diesem Band.) Neben den eigentlichen Leistun-
gen erhalten Empfängerinnen und Empfänger von 
Kurzarbeiter- und Arbeitslosengeld auch weiter-
hin gesetzliche Rentenanwartschaften in fast vol-
ler Höhe. Derartige Ansprüche werden nicht einfach 
nur rentenrechtlich vermerkt, sondern systematisch 
richtig durch echte Beitragszahlungen sichergestellt. 
Auch wegen dieser wichtigen Ersatzbeiträge ging 
die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) bisher 

Dr. Magnus Brosig

Sozialversicherungen und 
Corona

Bewährte Systeme absichern und nachhaltig 
stärken 

1 Siehe Brosig/Geraedts (2019).
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weitgehend unbeschadet durch die Krise. Ebenso 
konnten die gesetzliche Kranken- (GKV) und die 
soziale Pflegeversicherung (SPV) ihre Einnahmen-
verluste dank der weiter auf KuG- und ALG-Bezug 
entrichteten Beiträge begrenzen. Neben Versicher-
ten und den sich gegenseitig stützenden Versiche-
rungen profitierte auch die Volkswirtschaft: Auf 
Lohnersatz ausgerichtete Sozialversicherungen sind 
wertvolle „automatische Stabilisatoren“, die vielen 
Menschen anhaltend notwendige Ausgaben ermög-
lichen. Sie stärken damit die Binnennachfrage als 
eine wichtige Säule der Gesamtwirtschaft, bremsen 
den ökonomischen Absturz und erleichtern den Weg 
aus der Rezession.

Insgesamt trugen die bewährten Sozialversicherun-
gen maßgeblich dazu bei, dass die deutsche Wirt-
schaft und die meisten Beschäftigten bislang recht 
glimpflich durch die Krise gekommen sind. Diese 
positive und nach ähnlichen Erfahrungen in der 
Vergangenheit eigentlich auch nicht überraschende 
Erkenntnis sollte allerdings nicht dazu führen, die 
weitgehenden „Arbeitnehmersozialversicherungen“ 

für unbegrenzt belastbar zu halten: Wenn eine Krise 
länger anhält und soziale Versicherungen dabei 
auch noch politisch zugewiesene, eigentlich system-
fremde Leistungen übernehmen müssen, kommen 
auch sie an ihre Grenzen. Jedenfalls mit Blick auf 
die ALV sind derartige Folgen der tiefgreifenden 
Corona-Pandemie bereits deutlich erkennbar, zumal 
die Bundesagentur für Arbeit (BA) als Trägerin der 
ALV nicht nur erhebliche Ausgaben für Kurzarbei-
ter- und Arbeitslosengeld tätigen muss: Infolge einer 
krisenbedingten Sonderregelung hat sie den Arbeit-
gebern auch Sozialversicherungsbeiträge zu erstat-
ten, die diese eigentlich inklusive Arbeitnehmeran-
teil vollständig selbst auf KuG entrichten müssen. 
Die im zurückliegenden Wirtschaftsaufschwung auf 
etwa 80 Prozent einer Jahresausgabe angewach-
sene Rücklage wurde so bis Ende 2020 aufgezehrt; 
dies waren insgesamt rund 26 Milliarden Euro. Die 
Beschäftigten konnten sich dank ihrer Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung also zwar weitgehend 
selbst durch ein wirtschaftliches Krisenjahr retten, 
haben nun aber keinen gemeinsamen Risikopuffer 
mehr zur Verfügung.
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2 Siehe Brosig (2020a). 

3 Siehe Brosig (2020b).

Bislang deutlich weniger dramatisch ist die finanzi-
elle Lage des Krankenversicherungssystems: Neben 
der stabileren Einnahmesituation verzeichnete es 
einen deutlich geringeren Ausgabendruck, zumal 
pandemiebedingten Mehrausgaben auch Einspa-
rungen durch aufgeschobene andere Behandlungen 
gegenüberstanden. Allerdings wurden die Kassen 
beziehungsweise der ihnen zur Einnahmenvertei-
lung vorgeschaltete Gesundheitsfonds zumindest 
zeitweilig stark durch die Übernahme gesamtgesell-
schaftlicher Aufgaben belastet. Dazu zählten etwa 
Ausgleichszahlungen für Intensivbetten, die zur 
Behandlung schwerer Covid-19-Fälle frei gehalten 
wurden, und die Finanzierung von Testreihen unter 
symptomfreien Personen. Mit flächendeckenden 
Corona-Impfungen und unabhängig von der Pande-
mie beschlossenen Leistungsausweitungen wird sich 
die finanzielle Situation des GKV-Gesamtsystems 
absehbar deutlich verschärfen. Dazu trägt auch die 
„Beschlagnahmung“ von Rücklagen bei, mit denen 
akute Finanzierungslücken gestopft werden sollen.2 
Entschiedene Maßnahmen müssen diesen Tenden-
zen entgegenwirken und Kassen und Gesundheits-
fonds nachhaltig gut aufstellen. Einschnitte in den 
not wendigen Leistungskatalog sollten nicht dazuge-
hören.

Hilfe für die Helfer

Grundsätzlich gilt: Nicht nur aus Arbeitnehmer-
perspektive, sondern auch im gesamtgesellschaft-
lichen Interesse muss die finanzielle Stabilität und 
Handlungsfähigkeit der Sozialversicherungen dau-
erhaft gewährleistet sein. Nur so können wichtige 
Leistungen verlässlich erbracht werden und Akzep-
tanz erhalten bleiben. Reichen eigene Mittel – gege-
benenfalls aus Rücklagen – in akuten Krisen nicht 
aus, sind dazu auch Finanzhilfen des Staates notwen-
dig.3 Mindestens sollte der Bund Darlehen geben, 
um unmittelbare Finanzierungsschwierigkeiten zu 
überbrücken. Bei Krisen von großer Tragweite und 
erheblichen Zuwendungen an andere Sicherungs-
systeme oder Personengruppen sollte es statt blo-
ßer Überbrückungshilfen auch echte, nicht rück-
zahlbare Zuschüsse geben. Gegenwärtig ist nicht 
nur das Kriterium einer tiefgreifenden Krise erfüllt: 
Da es seit Beginn der Pandemie eine Reihe von 
Schutzprogrammen für Firmen und Selbstständige 
gab, die Corona-Folgen teils großzügig ohne Not-
wendigkeit einer Rückzahlung abgemildert haben, 
sind echte Zuschüsse an die Sozialversicherungen in 

dieser Situation nicht nur notwendig, sondern auch 
gerecht.

Insofern waren die vom Bund an ALV, GKV und 
SPV geleisteten Zahlungen wichtig und richtig, auch 
wenn es sich dabei zunächst nur um einen Aus-
gleich bereits aufgerissener Lücken handelte. So 
war schon im Nachtragshaushalt vom Juli 2020 ein 
9,3 Milliarden Euro umfassendes Überbrückungs-
darlehen an die BA vorgesehen, die wegen teils län-
gerer Anlagezeiträume noch nicht vollständig auf 
ihre Rücklagen zurückgreifen konnte. Zum glei-
chen Zeitpunkt wurden bis zu 11,5 Milliarden Euro 
bereitgestellt, um Ausgleichszahlungen des Gesund-
heitsfonds für frei gehaltene Betten zu kompen-
sieren. Außerdem erhöhte der Bund als Ersatz für 
sonstige pandemiebedingte Aufwendungen mit 
gesamtgesellschaftlichem Zweck seinen GKV-Zu-
schuss um 3,5 Milliarden Euro und zahlte weitere 
1,8 Milliarden Euro an den Ausgleichsfonds der 
Pflegeversicherung.

Derartige Zuwendungen linderten zwar die akute 
finanzielle Not der betroffenen Sozialversicherun-
gen, konnten aber naturgemäß keinen wesentli-
chen Beitrag für ihre dauerhafte Stabilität leisten. 
Diesbezüglich ergeben sich ungleich größere Her-
ausforderungen, die keineswegs durch fallweises 
„Lückenstopfen“ in ein- bis zweistelliger Milliarden-
höhe erledigt werden können. Obwohl durch den 
demografischen und sozialen Wandel erhebliche 
Finanzierungsbedarfe für sozialstaatliche Leistun-
gen entstehen, ist bislang keine allgemeine politi-
sche Bereitschaft erkennbar, den dafür notwendigen 
Aufwand tatsächlich gemeinschaftlich zu tragen. So 
hatten sich die Koalitionspartner im Bund beispiels-
weise 2018 darauf verständigt, den Gesamtbeitrag 
zu den Sozialversicherungen auch im unterstell-
ten „Interesse von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern […] bei unter 40 Prozent [zu] stabilisie-
ren“. Ausgleichszahlungen zur Aufrechterhaltung 
bewährter Leistungsniveaus waren zunächst aber 
eben nicht Teil dieses Versprechens. In der jüngsten 
Krise, in der abrupte Beitragssprünge eine deutliche 
Belastung dargestellt hätten, erfolgte eine solche 
Konkretisierung scheinbar im Rahmen der „Sozial-
garantie 2021“: Der Bund stellte in Aussicht, den 
selbst gewählten Beitragsdeckel bis zum Ende dieses 
Jahres tatsächlich zu gewährleisten und für „dar-
über hinausgehende Finanzbedarfe“ eigene Haus-
haltsmittel einzusetzen. Angesichts der Situation 
von ALV und GKV und des schon 2020 auf durch-
schnittlich 39,75 Prozent gestiegenen Gesamtbei-
tragssatzes war diese Zusicherung zweifellos wich-
tig. Auch dadurch werden aber nur akute Lücken 
geschlossen, statt die Versicherungen nachhaltig zu 
stärken.
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4 Siehe Wöss (2020).

Dies wäre allerdings dringend notwendig: Obwohl 
etwa die BA ihre eigentlich komfortable Rück-
lage bis Ende 2020 komplett aufbrauchen musste, 
sieht der Bundeshaushalt in diesem Jahr nur einen 
Zuschuss von 3,35 Milliarden Euro vor, der als 
„Corona-Puffer“ deutlich zu schmal bemessen 
sein dürfte. Immerhin sollen weitere Darlehen im 
Bedarfsfall nachträglich in Zuschüsse umgewandelt 
werden. Auch im System der gesetzlichen Kranken-
versicherung ist die finanzielle Lage problematisch: 
Obwohl für 2021 von einem Defizit in Höhe von gut 
16 Milliarden Euro ausgegangen wird – teils infolge 
der Pandemie, vor allem aber wegen sonstiger Leis-
tungsausweitungen –, erhöht der Bund seinen seit 
Jahren auf 14,5 Milliarden Euro begrenzten allge-
meinen Zuschuss nun nur einmalig um 5 Milliarden 
Euro. Den Großteil der Last sollen die Beitragszah-
lerinnen und -zahler in dem Rahmen schultern, den 
Kassenfinanzen und „Sozialgarantie“ gerade noch 
zulassen: Zum einen wurden die Krankenkassen 
gesetzlich dazu verpflichtet, einen erheblichen Teil 
ihrer Rücklagen zur Verteilung und unmittelbaren 
Nutzung an den Gesundheitsfonds zu überweisen. 
Sie können damit weniger verlässlich planen und 
müssen allgemeine Ausgaben mit Mitteln finanzie-
ren, die vor der Rückkehr zur gleichen Beitragslast 
(„Parität“) vor allem von den Beschäftigten aufge-
bracht worden waren. Zum anderen sollten sie ihre 
Zusatzbeiträge um durchschnittlich 0,2 Prozent-
punkte erhöhen, sodass der 40-Prozent-Deckel mit 
nun 39,95 Prozent gerade noch eingehalten wird. 
Die Mehrkosten des Anfang 2021 ausgeweiteten 
Anspruchs auf Kinderkrankengeld werden immerhin 
voll durch weitere Bundesmittel ausgeglichen.

Wie schon die kurzfristigen Finanzspritzen 2020 
werden die zusätzlichen Bundeszuschüsse für 2021 
die Sozialversicherungen etwas stützen. Aber auch 
sie können verlässliche Leistungen nicht über län-
gere Zeiträume garantieren. Wesentliche Her-
ausforderungen – beispielsweise die finanzielle 
Bewältigung zunehmender Langzeitpflege – hän-
gen schließlich kaum mit der Corona-Krise zusam-
men. Sie wurden nicht durch sie erzeugt und wer-
den wohl auch nur wenig erschwert, sofern nicht 
verbreitete gesundheitliche Folgeschäden und wirt-
schaftliche „Nachbeben“ zu beklagen sind. Anders 
als oft behauptet ergibt sich „durch Corona“ auch 
kein finanzieller Sachzwang für eine weitere Schwä-
chung der Sozialversicherungen, die aus ökonomi-
scher Sicht eben nicht bloße Belastungen, sondern 
tatsächlich Produktivfaktoren sind.4

Soziale Versicherungen nachhaltig 
stärken!

Für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft sollte 
anstelle einer tatsächlich kurzsichtigen Logik des 
Sparens die gegenteilige Einsicht gelten, dass sich 
der deutsche Sozialstaat nicht nur eindrucksvoll 
in der Krise bewährt hat, sondern zukünftig auch 
kaum zum bisherigen Aufwand oder gar günsti-
ger zu haben sein wird. Der demografische Wan-
del, der medizinische Fortschritt, oft schwindende 
familiäre „Auffangnetze“ und zunehmende Weiter-
bildungsbedarfe bringen es nun einmal mit sich, 
dass seine Bedeutung eigentlich sogar zunehmen 
muss. Bewusste Begrenzungen der Einnahmenseite 
erzwingen dann geradezu einen Rückgang des Leis-
tungsniveaus, wie es in der Renten- und in der Pfle-
geversicherung schon deutlich zu beobachten war. 
Sowohl bei der Alterssicherung als auch bei der 
Langzeitpflege hat sich ebenfalls deutlich gezeigt, 
dass öffentliche Leistungslücken nicht angemessen 
durch private oder betriebliche Anstrengungen aus-
geglichen werden können: In der Regel zahlen Vor-
sorgende mehr aus eigener Tasche, um insgesamt 
doch schlechtere Leistungen zu erhalten.

Damit der Sozialstaat langfristig leistungsfähig sein 
kann, darf es also keine strikten Einnahmendeckel 
geben. Jedenfalls mit Blick auf Sozialversicherungs-
beiträge ist dies aktuell aber offenbar nicht politi-
sche Mehrheitsmeinung, und sogar radikale For-
derungen nach einer „40-Prozent-Schranke“ im 
Grund gesetz werden wieder häufiger erhoben. Statt 
steigender Beiträge könnten prinzipiell auch die 
regelmäßigen Bundeszuschüsse merklich erhöht 
oder überhaupt erst (wieder) eingeführt werden – 
für ALV und SPV waren die jüngsten Zuwendun-
gen die ersten seit längerer Zeit beziehungsweise 
überhaupt. Ein solcher Weg der Steuer- anstatt Bei-
tragsmittel wäre langfristig jedoch gefährlich, denn 
Bundeszuschüsse können kein dauerhaftes „Allheil-
mittel“ für eigentlich anders organisierte Sozial-
versicherungen sein. Nach Auffassung der Arbeit-
nehmerkammer ist es ein Wert an sich, dass sie 
beitragsfinanziert und eben nicht unmittelbar staat-
lich organisiert sind. Sie können damit im Ideal-
fall nicht nur hohe, den Lebensstandard sichernde 
Leistungsniveaus erreichen, sondern sind durch die 
Selbstverwaltung auch weniger anfällig für politi-
sche Ein- und Übergriffe. Kommt es aber bei gede-
ckelten Beitragssätzen zu immer höheren Zuschüs-
sen des Bundes, so verschiebt sich das Gewicht 
zugunsten letzterer. Schleichend drohen die 

— 126



— 03 Soziales, Pflege und Gesundheit

Sozialversicherungen dann zu steuerfinanzierten 
Staatssystemen umgebaut zu werden, in denen ein 
auskömmlicher Lohnersatz kaum noch begründet 
werden kann und gute Versorgung bei Krankheit 
oder Pflegebedarf leicht dem fiskalischen „Rotstift“ 
zum Opfer fällt.

Um dem „süßen Gift“ zunehmender Steuerfinan-
zierung zu entgehen, sollten die eigentlichen Fun-
damente gestärkt werden. Notwendig sind Maß-
nahmen für Erwerbstätigen- beziehungsweise 
Bürgerversicherungen mit umfassenden Bemes-
sungsgrundlagen, sodass auch starke Schultern 
angemessen beteiligt werden und zur Nachhal-
tigkeit der Systeme beitragen. In den primär auf 
Sach- und Dienstleistungen ausgerichteten Versi-
cherungszweigen GKV und SPV könnten so sogar 
Entlastungen für die allermeisten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer erreicht werden: Dank einer 
viel breiteren Beitragsgrundlage, die etwa auch 
Kapitaleinkünfte umfasst, wäre der allgemeine Bei-
tragssatz bei gleichbleibendem Leistungsniveau 
merklich geringer. Auch die in ihrer Basis gestärk-
ten Versicherungen könnten und sollten aber selbst-
verständlich noch Bundesmittel erhalten – und 
zwar nicht nur in wirtschaftlichen Notsituatio-
nen, sondern auch dauerhaft dort, wo dies syste-
matisch erforderlich ist. Dies gilt etwa für bei der 
Rentenberechnung berücksichtigte Zeiten der Kin-
dererziehung („Mütterrente“ und Ähnliches), die 
logischerweise nicht durch Beiträge einer Erwerbs-
tätigenversicherung gedeckt werden können. Derar-
tige Einnahmen gleichen dann aber zielgenau Auf-
wendungen für gesamtgesellschaftliche Aufgaben 
aus und müssen nicht dazu dienen, eine Versiche-
rung trotz künstlich begrenzter Beitragsaufkommen 
stabil zu halten.

Auch breit aufgestellte und auf eine umfassende 
Finanzierungsbasis zurückgreifende Sozialversiche-
rungen sind angesichts der strukturellen Heraus-
forderungen keineswegs immun gegen langfristig 
steigende Beiträge. Politik muss verantwortungs-
voll mit dieser Tendenz umgehen, denn sehr hohe 
Beiträge und plötzliche Anstiege bewirken insbe-
sondere in Krisenzeiten erhebliche Belastungen für 
die Beschäftigten. Dies gilt vor allem für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer im Niedriglohn-
bereich (siehe Beitrag "Corona drückt auf viele Ein-
kommen" in diesem Band), der in Bremen der mit 
Abstand größte in den alten Ländern ist. Voraus-
schauende Sozialversicherungspolitik sollte Haus-
halte und Rücklagen der Träger deshalb nicht „auf 
Kante nähen“, sondern unvermeidliche Beitragssatz-
steigerungen über längere Zeiträume strecken und 
klar kommunizieren. So werden Belastungen plan-
bar und leichter verkraftbar.

Literatur

Brosig, Magnus/Geraedts, Regine (2019): Sozialversi-

cherungen: Stärken und modernisieren. Kammer-

Position Nr. 1/2019. Arbeitnehmerkammer Bremen 

(Hrsg.). Bremen.

Brosig, Magnus (2020a): Finanzierung der Krankenkas-

sen: Wer zahlt für Corona-Folgen? Stellungnahme 

der Arbeitnehmerkammer Bremen. Bremen.

Brosig, Magnus (2020b): Sozialversicherungen in der 

Corona-Pandemie: Bewährte Absicherung garantie-

ren und fair finanzieren! Stellungnahme der Arbeit-

nehmerkammer Bremen. Bremen.

Wöss, Josef (2020): Sozialstaat – Stabilitätsanker in der 

Krise. 27.04.2020. https://awblog.at/sozialstaat- 

stabilitaetsanker-in-der-krise/. Zugriff am 10.02.2021.

„Um dem ,süßen Gift‘ zunehmender 
Steuerfinanzierung zu entgehen, 
sollten die eigentlichen Fundamente 
gestärkt werden. Notwendig sind 
Maßnahmen für Erwerbstätigen-  
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 Debatten über einen Beitragsdeckel für die Sozi-
alversicherungen, wie sie derzeit geführt werden, 
beziehen sich naturgemäß auch auf die gesetzli-
che Rentenversicherung (GRV). Mit einem hohen 
Lohnersatzniveau und wirkungsvollem Sozialaus-
gleich war diese über viele Jahrzehnte leistungs-
fähig genug, um Beschäftigten nach einem langen 
Arbeitsleben auskömmliche Alterseinkommen zu 
sichern. Ergänzende Einkünfte – etwa aus Betriebs-
renten oder Lebensversicherungen – waren durch-
aus verbreitet, aber zur weitgehenden Aufrecht-
erhaltung des Lebensstandards nicht zwingend 
notwendig.

Das Ziel einer schon für sich ausreichenden gesetz-
lichen Rente wurde durch tiefgreifende Reformen in 
den 2000er-Jahren aufgegeben. Nunmehr soll das 
sogenannte „Mehrsäulenmodell“ aus gesetzlicher 
Rente und freiwilliger privater und betrieblicher 
Vorsorge ein Auskommen im Alter ermöglichen. Die 
in der Politik nach wie vor weitverbreitete Über-
zeugung, diese Kombination aus geschwächter GRV 
und externen „Lückenbüßern“ werde für die über-
große Mehrheit der Beschäftigten zu guten Alters-
einkommen führen, wurde auch im Abschlussbe-
richt der „Rentenkommission“ vom März 2020 
nicht hinterfragt. Verwundern kann dies nicht: Die 
von der großen Koalition geschaffene Kommission 
war zu einem großen Teil mit Befürwortern dieses 
Modells besetzt und hatte auch den ausdrücklichen 
Auftrag erhalten, sich mit seiner „Sicherung und 
Fortentwicklung“ zu befassen.

Aus Sicht der Arbeitnehmerkammer war und ist 
die Richtungsentscheidung für eine zunehmend 
„kapitalgedeckte“ Alterssicherung falsch. Beispiele 
aus anderen Ländern – insbesondere aus Öster-
reich – zeigen, dass eine starke umlagefinanzierte 

Dr. Magnus Brosig

Alterssicherung:  
Kapitaldeckung ist kein  
Allheilmittel

Rentenversicherung sehr wohl leistungs- und 
zukunftsfähig sein kann. Und gleichzeitig zeigt der 
offizielle Alterssicherungsbericht der Bundesregie-
rung erneut, dass flächendeckende Zusatzvorsorge 
jedenfalls mit dem hierzulande gewählten Modell 
eine bloße Illusion ist: Auch zwei Jahrzehnte nach 
dem rentenpolitischen Paradigmenwechsel ver-
fügen lediglich zwei Drittel der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer über irgendeine betriebli-
che oder „Riester“-Vorsorge, ohne dass damit schon 
etwas über deren jeweilige Qualität oder Höhe 
gesagt wäre. Besonders prekär ist die Vorsorgesitu-
ation unter Geringqualifizierten sowie Geringver-
dienerinnen und -verdienern. Das Scheitern dieses 
Modells war schon bei Einführung der neuen Instru-
mente absehbar, weil die Politik auf bloße Anreize 
durch staatliche Förderung setzte, auf individuelle 
Lösungen vertraute und auch keine dauerhaft preis-
werten Produkte durchsetzte. Ersatzvorsorge unter-
scheidet sich damit in den meisten Fällen diametral 
von der gesetzlichen Rente: Diese ist verpflichtend, 
verlässlich, umlagefinanziert, hat trotz der Ein-
schnitte noch immer ein nennenswertes Leistungs-
ziel und sichert auch Erwerbsminderung und Hin-
terbliebene ab.

Die fundamentalen Defizite der öffentlich unter-
stützten Privatvorsorge lassen sich auch nicht 
dadurch wegargumentieren, dass deren Rendite in 
vielen Fällen doch dank Zulagen oder Steuererspar-
nis hoch sei: Dies sagt eben nichts über die Qua-
lität des eigentlichen Produkts aus, sondern ist 
lediglich ein Eingeständnis einer teils üppigen Sub-
vention gerade auch zum Vorteil der gewinnori-
entierten Anbieter. Klar ist: Der Staat sollte struk-
turell mangelhafte Produkte nicht mit wertvollen 
Steuermitteln „aufhübschen“, sondern diese zielge-
nauer in der ungleich effizienteren und besser absi-
chernden GRV einsetzen. Gegen den bisherigen 
Ansatz ist schließlich noch einzuwenden, dass auch 
flächendeckendes „Riestern“ oder Entgeltumwan-
deln keine echte Lösung wäre: Derartige Konstrukte 
können theoretisch zwar noch eine fixe gesetzliche 
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Altersrentenlücke schließen, nicht aber eine immer 
weiter wachsende. Sie bieten außerdem nicht das 
volle Leistungspaket und erst recht keinen sozia-
len Ausgleich, der aber für viele Menschen – gerade 
auch im Land Bremen – eine erhebliche Bedeutung 
besitzt.

Was sollte also getan werden? Immer wieder – und 
auch im aktuellen Koalitionsvertrag – wird vorge-
schlagen, das bisher recht komplizierte Modell der 
Riester-Rente durch einen „Standard-Riester“ zu 
vereinfachen. Hintergedanke ist, dass schlankere 
Strukturen einen Kostenvorteil und schließlich eine 
breitere, erfolgreichere Nutzung bewirken. Denk-
bar wären etwa einfachere, aber strenger verpflich-
tende Vorgaben zur Produktgestaltung. Auch ein 
staatliches Referenzangebot könnte dazu dienen, 
die privaten Anbieter in puncto Qualität und Kos-
ten zu disziplinieren. Allerdings würde dies nichts 
am problematischen „Individualismus“ des Ansatzes 
ändern: Jeder und jede Einzelne müsste sich wei-
terhin selbst um gute Ersatzvorsorge kümmern und 
könnte aus vielerlei Gründen daran scheitern. Eine 
persönliche „Riester-Pflicht“ würde die Verbreitung 
wiederum erhöhen, die hohen Kosten des Individu-
alsystems aber auch nicht drastisch senken.

Ein Ausweg könnte in verpflichtender, kollek-
tiv betriebener und vorwiegend staatlich organi-
sierter Vorsorge auf dem Kapitalmarkt bestehen. 
In der Debatte wird dafür häufig das Beispiel der 

schwedischen „Prämienrente“ herangezogen. Theo-
retisch könnten viele Millionen Menschen gemein-
sam und vergleichsweise kostengünstig „in einem 
Topf“ ansparen, aus dem dann wiederum ihre Ren-
tenansprüche anteilig bedient werden. Dies würde 
nicht nur die Verbreitung erhöhen oder gar maxi-
mieren. Es wäre auch leichter möglich, Schwan-
kungen mithilfe sicherer Reserven abzupuffern und 
deshalb größere Risiken einzugehen. Grundsätzlich 
wären etwa durch Aktienanlagen höhere Renditen 
und schließlich auch Alterseinkommen erreichbar. 
Dieser Logik folgend gibt es viele recht konkrete 
Vorschläge, und mit dem sogenannten „Sozial-
partnermodell“ hatte der Gesetzgeber im Zuge der 
Betriebsrentenreform 2017/2018 bereits einen ers-
ten, bisher aber praktisch irrelevanten Versuch 
unternommen.

Auch dieser Weg ist aber keineswegs frei von 
Tücken: Zunächst ist die „Glättung“ von Wert-
schwankungen im Kapitalstock nicht trivial. Umfas-
sende Sicherheit ist aber ein hohes Gut in der 
Alterssicherung und insbesondere in einem Sys-
tem mit gezielt geschwächter, oft sehr niedriger 
gesetzlicher Rente wie in Deutschland. Zweitens 
sind anhaltend deutliche, die Unsicherheit aufwie-
gende Überrenditen von Aktien im Vergleich zur 
GRV keineswegs sicher. Drittens ist fraglich, ob das 
bei internationaler Aktienanlage unumgängliche 
Abschöpfen des Wohlstands anderer Länder ethisch 
vertretbar und überhaupt realistisch ist – zumal 
langfristig. Und viertens droht bei innerstaatlicher 
Anlage ein erheblicher Interessengegensatz: Was 
bedeutet es für Wirtschaft und Gesellschaft, wenn 
Beschäftigte zunächst an hohen Löhnen, im Alter 
aber an hohen Kapitalerträgen interessiert sind? 
Wird damit nicht tatsächlich jener massive Genera-
tionenkonflikt geschaffen, der umlagefinanzierten 
Systemen gerne unterstellt wird?

Insgesamt wäre eine verpflichtend-kollektive 
„Kapitaldeckung“ dem Modell des freiwillig-indivi-
duellen Vorsorgesparens zwar wohl in vielen Punk-
ten tatsächlich merklich überlegen. Sie könnte aber 
eben bei Weitem nicht alle Nachteile gegenüber 
der gesetzlichen Rente ausgleichen und benötigte 
außerdem viel Zeit für den Aufbau von Kapitalstö-
cken. Entsprechende Zeiträume stehen allerdings 
für sehr viele Menschen bis zum Ruhestand gar 
nicht mehr zur Verfügung. Aus Sicht der Arbeitneh-
merkammer gilt nach wie vor: Auch wenn es durch-
aus interessante Reformoptionen hinsichtlich der 
Zusatz- beziehungsweise Ersatzvorsorge geben mag, 
führt für eine nachhaltig gute Alterssicherung kein 
Weg an einer Stärkung der GRV vorbei. 

„Aus Sicht der Arbeitnehmerkammer 
war und ist die Richtungsentschei-
dung für eine zunehmend ,kapital-
gedeckte‘ Alterssicherung falsch. Für 
nachhaltig gute Alterseinkommen 
führt kein Weg an einer Stärkung der 
gesetzlichen Rente vorbei.“
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Regine Geraedts, Thomas Schwarzer

Armut und Arbeit – zwei 
Seiten einer Medaille

Die Bremer Politik muss sich konkrete  
Ziele setzen 

 Seit Jahren wird das Land Bremen von weit ver-
breiteter Armut herausgefordert. Doch sie wächst 
– trotz aller politischen Maßnahmen. Als das Sta-
tistische Bundesamt im Sommer 2020 die neusten 
Daten vorlegte, hatte sich der Anteil der von Ein-
kommensarmut bedrohten Menschen erneut erhöht: 
Fast ein Viertel (24,9 Prozent) der Bremerinnen und 
Bremer war im Jahr 2019 armutsgefährdet, mehr 
als in jedem anderen Bundesland. 2009 hatte der 
Anteil noch gut ein Fünftel (20,1 Prozent) betra-
gen.1

Armut hat Folgen für jeden einzelnen betroffenen 
Menschen – für Bildung, Gesundheit, Zugang zu 
Wohnraum, soziale, kulturelle und politische Teil-
habe und nicht zuletzt für die Lebenserwartung. 
Und sie hat zugleich Folgen für den Zusammenhalt 
von Stadtgesellschaften. Die Entwicklungen soll-
ten deshalb Ansporn zum politischen Gegensteuern 
sein.

Der Initiativkreis Bremer Armutskonferenz hat der 
Politik wiederholt vorgeschlagen, eine politikfeld-
übergreifende Strategie gegen Armut zu entwickeln. 
Drei große Bereiche müssten dabei aus Sicht der 
Arbeitnehmerkammer kurz-, mittel- und langfristig 
bearbeitet werden: 

 das Verhindern, dass Menschen in Armutsle-
benslagen geraten,

 das Beenden von Armut ermöglichen,
 das Abmildern von Armutsfolgen.

In aller Kürze:

Fast ein Viertel der Bremerinnen und Bremer war im Jahr 2019 
armutsgefährdet, mehr als in jedem anderen Bundesland. Die Ten-
denz ist trotz aller politischen Maßnahmen steigend.
Armut wird wesentlich von der Arbeitswelt geprägt. Das hat Konse-
quenzen im Hinblick auf die politische Agenda für ihre Reduzierung. 
Der Beitrag schlägt eine politikfeldübergreifende Strategie gegen 
Armut vor. Als Schlaglichter werden einige Handlungsfelder benannt. 
Dazu zählen die Tarifpolitik, die Aufwärtsmobilität am Arbeitsmarkt 
durch Qualifizierung, die öffentliche Förderung von Beschäftigung, 
eine aktive Ausbildungspolitik und die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf.

1 Statistisches Bundesamt (2020).

„Auch wenn es überrascht: Armut 
ist hierzulande wesentlich von der 
Arbeits welt geprägt.“
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2 Der Paritätische Gesamtverband (2020).

Abbildung 1: 
Einkommensarmut im Stadtstaat Bremen weiterhin am höchsten
Quote der Einkommensarmut im Bundesländervergleich 2018 (gemessen am Bundesmedian)

Quellen: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, amtliche Sozialberichterstattung 2020
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Armut verstehen, um sie zu  
reduzieren 

Seit den Arbeitsmarktreformen ist in Deutschland 
die Gefahr nicht geringer geworden, von Einkom-
mensarmut betroffen zu sein: Die Armutsgefähr-
dungsquote stieg seit 2006 bundesweit von 14 auf 
16 Prozent im Jahr 2019, trotz guter Konjunktur, 
steigenden Beschäftigtenzahlen und rückläufiger 
Arbeitslosigkeit.

Hintergründe lassen sich an einer sich verändern-
den Sozialstruktur der Armut ablesen. Es sind nicht 
etwa Arbeitslose, Alleinerziehende oder Migran-
tinnen und Migranten, die das Gros der Armen in 
Deutschland ausmachen, auch wenn sie in ihren 

jeweiligen Statusgruppen besonders häufig von 
Armut betroffen sind. Armut ist hierzulande wesent-
lich von der Arbeitswelt geprägt. Denn – so hat es 
zuletzt der Paritätische Wohlfahrtsverband in sei-
nem jährlichen Armutsbericht vorgerechnet – ein 
Drittel aller erwachsenen Armen ist erwerbstätig 
und 30 Prozent sind in Rente, also in der Nacher-
werbsphase, in der sich die Erwerbsbiografie wider-
spiegelt.2 Die Erkenntnis, dass es die Arbeit ist, die 
Armut prägt, muss Konsequenzen für die politische 
Agenda zur Reduzierung von Armut haben.
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ausgeschöpft werden, die sich vor Ort bieten. Lan-
despolitisches Ziel sollte sein, die Armutsgefähr-
dungsquote in einem ersten Schritt wieder auf das 
Niveau von 2010 und damit auf 20 Prozent zurück-
zuführen. Es folgen einige ausgewählte Vorschläge, 
die zur Erreichung dieses Ziels beitragen können.

Das originäre politische Handlungsfeld von Land 
und Kommunen liegt darin, die Folgen von Armut 
abzumildern. Vorschläge zu diesem Komplex wür-
den den Umfang dieses Beitrags sprengen. Die Bre-
mer Politik hat zudem alle Möglichkeiten in der 
Hand, Armut präventiv entgegenzuwirken durch 
frühkindliche Bildung, gute schulische Allgemein- 
und auch Berufsbildung. Sie zu nutzen ist zugleich 
Verantwortung und Verpflichtung für Politik und 
Verwaltung vor Ort. 

Die strukturelle Reduzierung der Einkommensar-
mut ist dagegen vielfach auf bundespolitische Ent-
scheidungen angewiesen. Das gesetzliche Zurück-
drängen prekärer Beschäftigungsverhältnisse, die 
Stärkung des Tarifsystems in Kombination mit 
einem armutsfesten Mindestlohn, die Einführung 
einer Kindergrundsicherung, die Reform der Alters-
rente und nicht zuletzt die Erhöhung der Regelsätze 
in den Grundsicherungen brauchen den Bundesge-
setzgeber. Doch auch in diesen Politikfeldern kann 
das Bundesland Bremen graduelle Verbesserungen 
erreichen. Umso mehr müssen alle Möglichkeiten 

„Menschen ohne formalen beruf-
lichen Abschluss sind oftmals von 
Armut betroffen. Wir brauchen  
deshalb eine Ausbildungs- und  
Qualifizierungsoffensive.“
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Einkommensarmut durch Lohn- und 
Tarifpolitik reduzieren

Die Lohnungleichheit ist in Deutschland seit Mitte 
der 1990er-Jahre bis zum Jahr 2006 stark ange-
stiegen und verharrte bis 2014 auf hohem Niveau. 
Diese Entwicklung geht vor allem zurück auf die 
sinkende Tarifbindung.3 Die Lohnlücke zwischen 
Tarifbeschäftigten und nicht nach Tarif Beschäftig-
ten im Land Bremen beträgt 10,5 Prozent. Gerade 
bei Einkommen unterhalb von 1.500 Euro ist die 
Tarifbindung der Beschäftigten stark unterdurch-
schnittlich. Dabei stützen Tarifverträge insbeson-
dere untere Einkommensgruppen, die in individuel-
len Lohnverhandlungen in einer strukturell deutlich 
schwächeren Position sind. 

Die Erosion des Tarifvertragssystems hat die Löhne 
in den niedrigen Einkommenssegmenten immer 
weiter nach unten ausfransen lassen. Um diese Ent-
wicklung zu stoppen, hat der Gesetzgeber schließ-
lich mit dem Mindestlohn eine untere Haltelinie 
eingezogen. Doch armutsfest ist diese rote Linie 
nicht: Ein Bruttostundenlohn von derzeit 9,50 Euro 
garantiert nicht einmal einem Single mit vol-
ler Stelle ein Einkommen oberhalb der Armuts-
schwelle. Weil der gesetzliche Mindestlohn so nied-
rig ist, kann er zudem nicht die Kraft entwickeln, 
den nächst höheren Einkommensgruppen im unte-
ren Segment einen Schub nach oben zu geben. Als 
ein zentrales Instrument zur Armutsbekämpfung 
braucht es eine Kombination aus einem armuts-
festen Mindestlohn und der Stärkung der Tarifbin-
dung.

Die Landespolitik hat das Instrument des Landes-
mindestlohns. Nach Empfehlung der Landesmin-
destlohnkommission sollte er ab Januar 2021 auf 
12,12 Euro angehoben werden. Die Rechtsverord-
nung der Landesregierung sieht nun eine Erhöhung 
auf 12 Euro vor, die zum April 2021 in Kraft tritt. 
Die Steigerung des Landesmindestlohns soll zudem 
künftig an die unteren Tarifgruppen des öffentli-
chen Dienstes gekoppelt werden. Das würde Ein-
kommensarmut bei Vollzeitbeschäftigten über-
all dort lindern, wo der Landesmindestlohn gilt: In 
Bereichen, in denen das Land Bremen Arbeitgeber, 
Auftrag- oder Zuwendungsgeber ist. 

Ein wichtiges Instrument zur Stärkung der Tarif-
bindung auf Landesebene ist die Nutzung von 
Tariftreueverpflichtungen bei der öffentlichen Auf-
tragsvergabe. Mit der Neufassung der EU-Entsende-
richtlinie ist es möglich geworden, Tariftreue bei 
allen öffentlichen Aufträgen zu verlangen. Dies 
hätte zur Folge, dass bei der Erledigung eines 
öffentlichen Auftrags der regional einschlägige 
Tarifvertrag zur Anwendung käme. Falls kein Tarif-
vertrag vorliegt, würde der Landesmindestlohn grei-
fen. Die Novellierung des Bremischen Tariftreue- 
und Vergabegesetzes ist aktuell in Vorbereitung. 
Auch im Rahmen seiner Ansiedlungs- und Wirt-
schaftsförderpolitik kann das Land das Ziel einer 
Steigerung der Tarifbindung verfolgen (siehe Arti-
kel "Erosion der Tarifbindung im Land Bremen" in die-
sem Band).

Schließlich kann die Senatorin für Arbeit einen 
Tarifvertrag auf gemeinsamen Antrag der Tarifver-
tragsparteien unter bestimmten Voraussetzungen 
für allgemeinverbindlich erklären. Dadurch erlan-
gen Tarifverträge Gültigkeit auch für alle nicht tarif-
gebundenen Arbeitgeber und Beschäftigten in dem 
entsprechenden Geltungsbereich. Das Verfahren ist 
komplex und scheitert oftmals am Veto der Arbeit-
geberseite. Die Landesregierung sollte sich aktiv in 
die bundespolitische Reformdebatte zur Erleichte-
rung der Allgemeinverbindlicherklärung einschal-
ten und sich zugleich im Rahmen ihrer Möglichkei-
ten für mehr allgemeinverbindliche Tarifverträge 
vor Ort einsetzen.

Aktuell werden im Land Bremen 57 Prozent der 
Beschäftigten nach Tarif entlohnt. Dieser Anteil 
sollte durch die hier diskutierten Instrumente bis 
2025 auf 62 Prozent gesteigert werden.

Aufstiege durch berufliche 
Nachqualifi zierung ermöglichen  
Ausstie ge aus der Armut

Viele Beschäftigte ohne Berufsabschluss haben nur 
ein geringes Einkommen. Sie haben allerdings kaum 
Aufstiegschancen und sind zumeist in wenig gesi-
cherter Beschäftigung. Häufig wechseln sich Phasen 
der Beschäftigung mit solchen von Arbeitslosigkeit 
ab, die oft in Langzeitarbeitslosigkeit übergehen. In 
Bremen und Bremerhaven verfügen 13 Prozent der 
Beschäftigten nicht über einen Berufsabschluss und 
tragen ein hohes Armutsrisiko.4

3 Felbermayr et al. (2014). 4 Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2020).
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Das spiegelt sich auch in den Arbeitslosenquoten 
nach Qualifikationsniveau wider. Im Land Bremen 
ist fast jede dritte Einwohnerin und jeder dritte Ein-
wohner ohne Berufsabschluss arbeitslos. Insgesamt 
haben zwei von drei Arbeitslosen im Land Bremen 
keinen oder keinen verwertbaren Berufsabschluss 
(67 Prozent). Wie groß das Problem quantitativ ist, 
zeigen die absoluten Zahlen: Von den Beschäftigten 
verfügen 30.700, von den Arbeitslosen 24.000 Men-
schen nicht über einen Berufsabschluss. Die Nach-
frage am Arbeitsmarkt bezieht sich aber vor allem 
auf qualifizierte Fachkräfte.

Die Lösung liegt in der Nachqualifizierung, also 
der abschlussbezogenen Qualifizierung im Erwach-
senenalter. Das Bundesinstitut für Berufsbildung 
unterscheidet drei Wege, in späteren Jahren noch 
einen Berufsabschluss zu erreichen: Die klassische 
Umschulung bei einem Träger oder im Betrieb, Vor-
bereitungskurse zur Externenprüfung bei den Kam-
mern und die modulare Nachqualifizierung in klei-
neren Teilschritten. Die Arbeitnehmerkammer 
schlägt vor, dass die Landesregierung eine Qualifi-
zierungsoffensive startet mit dem Ziel, Aufwärtsmo-
bilität und dadurch Auswege aus Armut zu ermög-
lichen.

Für diese Qualifizierungsoffensive sollten alle wich-
tigen Akteure gewonnen und in ihre Umsetzung ein-
bezogen werden. So halten die Agentur für Arbeit 
und die Jobcenter Instrumente der Arbeitsförde-
rung bereit, die den nachträglichen Erwerb eines 
Berufsabschlusses unterstützen. Für Beschäftigte ist 
die Weiterbildungsförderung durch das Qualifizie-
rungschancengesetz stark ausgeweitet und später 
um einen grundsätzlichen Rechtsanspruch auf För-
derung einer abschlussbezogenen Weiterbildung 
ergänzt worden. Für Arbeitslose gibt es die klassi-
schen Umschulungen.

Aus der Sicht der Arbeitnehmerkammer ist es ein 
realistisches Ziel, dass die Eintritte von Arbeitslo-
sen in abschlussbezogene Weiterbildungen jährlich 
um 10 Prozent steigen. Dabei ist allein wegen des 
großen Problemdrucks besonderes Augenmerk auf 
ungelernte Arbeitslose zu legen, die von den Job-
centern gefördert werden.

Der Armut entkommen durch Arbeit 
statt Arbeitslosigkeit

Seit 2019 verfügen die Jobcenter mit dem neuen 
Förderinstrument „Teilhabe am Arbeitsmarkt“5 über 
eine gute Basis, den vielfach geforderten sozialen 
Arbeitsmarkt vor Ort auszugestalten und individu-
elle Möglichkeiten zu schaffen, die Armut zu been-
den. Dabei favorisiert die Arbeitnehmerkammer 
eine Doppelstrategie, die den geförderten Menschen 
und der Stadtgesellschaft gleichermaßen zugute-
kommt.

Demnach sollen – wie vom Bremer Senat geplant – 
geförderte Arbeitsplätze in solchen Stadtteilen und 
Quartieren angesiedelt werden, in denen viele Men-
schen mit geringen Einkommen wohnen. Das hilft 
insbesondere weniger mobilen Gruppen wie Eltern 
mit Kindern und Alleinerziehenden bei der Inte-
gra tion in Arbeit. Ein weiterer Vorteil solcher sozi-
alräumlichen Ansätze ist die Stärkung der lokalen 
Ökonomie. Denn der Verdienst von Menschen mit 
niedrigen Einkommen fließt meist unmittelbar in 
den alltäglichen Konsum und damit als zusätzliches 
Geld in sozial benachteiligte Stadtteile. Schließlich 
kann die soziale Infrastruktur vor Ort gestärkt wer-
den. Lokale Quartierszentren und vielfältige Stadt-
teilprojekte bieten gute Anknüpfungspunkte und 
Betätigungsfelder in sozialen Kaufhäusern, Stadt-
teilcafés, Second-Hand-Läden, Werkstätten oder der 
Verbesserung des Wohnumfeldes und in der Kinder-
spielplatzpflege. Dabei kommt es nicht allein dar-
auf an, die Interessen der lokalen Einrichtungen zu 
bedienen, sondern vor allem die Selbstwirksamkeit 
und die Kompetenzen der Beschäftigten zu fördern. 
Umso mehr bedarf es einer klugen stadtpolitischen 
Steuerung der jeweils erforderlichen Arbeitsplätze 
hinein in die Quartiere.

Zusätzlich zu dem sozialräumlichen Ansatz schlägt 
die Arbeitnehmerkammer einen branchenspezifi-
schen Schwerpunkt vor. Denn das Förderinstru-
ment „Teilhabe am Arbeitsmarkt“ bietet ausdrück-
lich Anknüpfungspunkte für eine Kombination von 

5 Menschen, die mehr als sechs Jahre SGB-II-Leis-

tungen erhalten und absehbar keine Chance auf eine 

Arbeitsstelle haben, können durch öffentliche Förde-

rung in Beschäftigung kommen, und zwar für bis zu fünf 

Jahre mit einem Arbeitsvertrag und einem sozialversi-

cherungspflichtigen Lohn. Das Land Bremen kofinanziert 

die Mittel der Jobcenter, sodass über die gesamte Dauer 

ein Zuschuss für 100 Prozent der Lohnkosten möglich 

ist.
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Arbeiten und Lernen. Mit einer Förderdauer von 
fünf Jahren lassen sich dadurch sehr gute Möglich-
keiten zur Nachqualifizierung schaffen.  
Eine klug abgestimmte Architektur von Bildungs-
bausteinen kann auf die Externenprüfung bei den 
Kammern vorbereiten und so bis zum Berufs-
abschluss führen. Auch die modulare Nachqualifi-
zierung in kleineren Teilschritten ist möglich. Ein 
solcher qualifizierungsorientierter Ansatz lässt sich 
am besten branchenspezifisch realisieren. Dafür 
sollten wenige Beschäftigungsfelder ausgewählt 
werden, in denen es Personalbedarf und daher gute 
Übergangschancen gibt. Beispiele sind die Unter-
stützung sozialpädagogischer Arbeiten in Kinder-
tageseinrichtungen und Grundschulen, pflegerische 
oder hauswirtschaftliche Tätigkeiten in Pflegeein-
richtungen oder auch handwerkliche Arbeiten, 
 beispielsweise im Baugewerbe.

Das politische Ziel lautet, mindestens 1.500 öffent-
lich geförderte Arbeitsplätze im Land Bremen bis 
2023 zu besetzen, davon 20 Prozent in einem bran-
chenspezifischen Schwerpunkt mit Nachqualifizie-
rungsmöglichkeiten.

Durch bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf armutsfeste 
Beschäftigung ermöglichen

In der letzten Legislaturperiode sind in Bremen 
deutliche Fortschritte für eine bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf erzielt worden.6 Um Eltern 
die Teilhabe an existenzsichernder Beschäftigung  
zu gewährleisten, sind aber weitere politische 
Anstrengungen und Investitionen erforderlich. 

Insbesondere der Ausbau von ganztägigen Kinder-
tageseinrichtungen und Grundschulen muss forciert 
werden, denn dadurch entstehen überhaupt erst 
die zeitlichen Spielräume für Eltern kleiner Kinder, 
einer Vollzeittätigkeit nachgehen zu können (siehe 
Artikel "Die Unvereinbarkeit von Familie und Beruf 
erfordert Lösungen" in diesem Band).

Von den Familien mit Kindern unter drei Jahren 
finden aktuell rund 30 Prozent einen Betreuungs-
platz, dabei würde fast die Hälfte gern eine Betreu-
ung in Anspruch nehmen. Bei den Familien mit 
Kindern zwischen drei und sechs Jahren gilt das 
für nahezu 100 Prozent,7 einen Platz bekommen 
aber nur rund 87 Prozent. Dabei haben die Fami-
lien einen Rechtsanspruch auf ein Betreuungsan-
gebot. Besonders in kinderreichen Stadtteilen mit 
hoher Einkommensarmut ist die „Betreuungslücke“ 
überdurchschnittlich. Im Vergleich mit allen ande-
ren Bundesländern beziehungsweise Stadtstaaten ist 
sie bei den Drei- bis Sechsjährigen im Land Bremen 
mit Abstand am größten. Durch diese Druck- bezie-
hungsweise Überlastungssituation, durch die star-
ren Fristen für Anmeldung und Beginn der Betreu-
ung im Jahresverlauf und nicht zuletzt die noch 
immer recht starren Betreuungszeiten fehlen in vie-
len Familien die zeitlichen Spielräume, eine Arbeit 
aufzunehmen oder aus der Arbeitslosigkeit heraus 
an einer (Nach-)Qualifizierungsmaßnahme teilzu-
nehmen.

Es soll hier nicht unerwähnt bleiben, dass der elter-
liche Rechtsanspruch auf Betreuung ergänzt wird 
durch einen Rechtsanspruch auf Bildung für die 
Kinder vor der Grundschulphase. Die beschrie-
bene Betreuungslücke bedeutet deshalb auch: Zu 
viele Kinder erhalten nicht die vorschulische För-
derung und Bildung, die sie brauchen und die 
ihnen zusteht. Das ist angesichts der viel diskutier-
ten „sozialen Vererbung“ von Armut ein wichtiger 
Aspekt der Armutsprävention, der gänzlich in der 
Verantwortung der Landes- und Kommunalpolitik 
liegt.

Angesichts der aktuellen Situation müssen gestei-
gerte Investitionen in die frühe Förderung und 
Bildung erfolgen. Bei den ab Dreijährigen sollen 
noch in dieser Legislaturperiode 93 Prozent, in der 
nächsten 98 Prozent des Betreuungsbedarfs abge-
deckt sein. Für die unter Dreijährigen muss in den 

7 Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen 

und Jugend (2020).6 Schwarzer (2019).

„Durch weiterhin fehlende Betreu-
ungsplätze haben viele Eltern  keine 
hinreichenden Spielräume eine 
(existenzsichernde) Arbeit oder eine 
Qualifizierungsmaßnahme aufzuneh-
men.“
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benachteiligten Stadtteilen ad hoc eine Betreuungs-
quote von 35 Prozent erreicht werden.

Auch der Bedarf nach flexiblen Betreuungszeiten 
muss in zumindest zwei Kindertageseinrichtungen 
in jedem Stadtteil noch in dieser Legislaturperiode 
abgedeckt werden. Schließlich gibt es eine nicht 
unbedeutende Gruppe von Eltern (rund 20 Pro-
zent), die in Schichten, am Wochenende oder in den 
Abendstunden arbeiten.8 Dabei ist zu überlegen, wie 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, deren Arbeits-
zeitmodelle nicht mit den Standardbetreuungszeiten 
der Kindertageseinrichtungen zusammenpassen – 
wie zum Beispiel Krankenhäuser, Pflegeheime, Poli-
zei und private Betriebe – in die Finanzierung ein-
bezogen werden können. Arbeitslose Eltern ohne 
Betreuungsmöglichkeiten brauchen hingegen eine 
Lösung für ad hoc auftretende Bedarfe wie bei einer 
kurzfristig möglichen Arbeitsaufnahme oder Teil-
nahme an einer Fördermaßnahme. Dafür braucht 
es verbindlich vereinbarte Belegplätze in Kinderta-
geseinrichtungen für Eltern mit akuten, aber auch 
langfristigen Betreuungsbedarfen. Laut Bericht an 
die Bürgerschaft ist ein Modellprojekt in der Umset-
zung, das Plätze für den akuten Bedarf bereitstel-
len soll. Sollten Belegplätze kurzfristig weiterhin 
nicht realisierbar sein, müssen an das Modellpro-
jekt schnell anschließend Kurzzeit-Kinderhäuser mit 
regionalen Standorten in Bremen und Bremerhaven 
als Alternative eingerichtet werden.

Eine aktive Ausbildungspolitik zur 
Armutsprävention

Ausbildungslosigkeit erhöht das Armutsrisiko 
deutlich. Es gibt zwei Bildungsindikatoren, die 
das Ausmaß des Problems verdeutlichen. In der 
Altersgruppe der 18- bis unter 25-Jährigen ist im 
Bundesland Bremen der Anteil der jungen Men-
schen hoch, die nicht über eine Hochschulzugangs-
berechtigung verfügen, bisher keinen beruflichen 
Abschluss erworben haben, sich aber auch nicht in 
schulischer oder beruflicher Ausbildung oder einer 
anderen Bildungsmaßnahme befinden. Mit 16 Pro-
zent weist Bremen den höchsten Wert aller Bundes-
länder aus (Bundesdurchschnitt 10,3 Prozent).9 In 
der nächst höheren Altersgruppe der 25- bis 34-Jäh-
rigen lag der Anteil ohne beruflichen Abschluss 

zuletzt bei 23,2 Prozent, ebenfalls der mit Abstand 
höchste Wert aller Bundesländer (Bundesdurch-
schnitt 14,6 Prozent).10 Menschen ohne formalen 
beruflichen Abschluss sind aber oftmals von Armut 
betroffen: Sie sind seltener erwerbstätig, häufiger 
erwerbslos und können ihren Lebensunterhalt selte-
ner aus eigenem Einkommen bestreiten.

Wer nicht über einen Berufsabschluss verfügt, hat 
keinen erfolgreichen Zugang zum Ausbildungssys-
tem gefunden. Eine Studie der Bertelsmann Stiftung 
kommt zu dem Schluss, dass die Ursachen hier-
für zwar vielschichtig sind, als zentral für das Land 
Bremen aber das zu geringe Ausbildungsangebot 
gelten kann.11 Mit einer Relation von 68,6 Ausbil-
dungsplätzen auf 100 ausbildungsinteressierte und 
-fähige junge Menschen (Angebotsquote zuguns-
ten der Ausbildungsinteressierten, AQI) ist tatsäch-
lich eine deutliche Unterversorgung der Bewerber-
innen und Bewerber zu konstatieren (siehe Artikel 
"Kommt eine Corona-Generation?" in diesem Band) in 
diesem Band. Im Ausbildungsjahr 2020 mündeten 
lediglich 31,6 Prozent der bei der Berufsberatung 
der Agentur für Arbeit als geeignete Bewerberinnen 
und Bewerber registrierten und von der Jugendbe-
rufsagentur unterstützten Jugendlichen in ein nicht 
gefördertes Ausbildungsverhältnis ein.

Der Anteil der in einen Ausbildungsbetrieb einmün-
denden Bewerberinnen und Bewerber ist innerhalb 
von drei Jahren auf 50 Prozent zu erhöhen, sodass 
mehr junge Bremerinnen und Bremer zum Berufs-
abschluss geführt werden können. Im gleichen Zeit-
raum soll das Ungleichgewicht zwischen Angebot 
und Nachfrage so weit abgebaut werden, dass min-
destens 80 Ausbildungsplätze für 100 Bewerberin-
nen und Bewerber zur Verfügung stehen (AQI). 

10 Bundesinstitut für Berufsbildung (2020). 

11 Bertelsmann Stiftung (2019).

8 Böhme (2020).

9 Statistische Ämter des Bundes und der Länder 

(2020b).
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In aller Kürze:

Schon vor der Corona-Pandemie standen zwei von drei Familien 
mit Kindern unter zwölf Jahren im Alltag unter erheblichem Zeit-
druck. In diesen Familien mit zwei Erwerbstätigen sind 55 bis 65 
Wochenstunden für unbezahlte Sorgearbeit und bezahlte Erwerbsar-
beit insgesamt die Regel – je Elternteil. Als im März 2020 Kitas und 
Schulen geschlossen wurden, verlagerte sich die Arbeit, die zuvor 
Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen und Erzieher sowie Köchin-
nen und Köche geleistet hatten, zusätzlich in die Familien. Aufgrund 
dieser „erschöpfenden“ Erfahrungen müssen Eltern vor allem zeit-
lich stärker entlastet werden: Eltern mit Neugeborenen durch eine 
geschlechtergerechte, paritätische Elternzeit, mit Anreizen für Väter, 
mehr Sorgearbeit zu übernehmen. Der Bund muss die dafür zustän-
digen Länder stärker beim beschleunigten Ausbau ganztägiger Kitas 
und Grundschulen finanziell unterstützen. Eine zentrale Vorausset-
zung dafür ist, dass deutlich mehr Erzieherinnen und Erzieher als 
bisher ausgebildet werden. Das wird nur gelingen, wenn diese Ausbil-
dung attraktiv und verlässlich nach Tarif vergütet wird. 

Thomas Schwarzer

Die Unvereinbarkeit von 
Familie und Beruf erfordert 
Lösungen 

Maßnahmen für Vereinbarkeit vorantreiben

Stellschraube für Länder und Kommunen auf dem 
Weg zu einer besseren Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie.

In den letzten Jahren eilt jedoch der stetig stei-
gende Betreuungsbedarf der Eltern für ihre Jüngs-
ten dem durchaus beachtlichen Kitaausbau weit 
voraus. Zu viele Eltern finden trotz Rechtsanspruch 
keinen Kitaplatz oder lediglich einen, der nicht gut 
zu ihren Arbeitszeiten passt. Im letzten Sommer 
fehlten im Land Bremen wieder rund 1.100 Kita-
plätze, in ganz Deutschland mehr als 340.000. Bei 
Reformen heißt es oft, die Politik müsse die Men-
schen mitnehmen. Beim Thema Vereinbarkeit sind 
es die Frauen und Mütter, die vorangehen und ihre 
Erwerbstätigkeit deutlich ausgeweitet haben. Es ist 
die Politik, die mit dem Bau neuer Kitas und der 
Ausbildung der Fachkräfte nicht Schritt hält.

Viele Eltern geraten besonders in der Kita- und 
Grundschulzeit durch fehlende oder nicht passge-
naue Betreuungsangebote an ihre Belastungsgren-
zen. Für manche Familien gilt das über Jahre, und 
nicht nur bei Alleinerziehenden geht es auch über 
ihre Grenzen hinaus. Wenig Schlaf, durchgetaktete 
Tagesabläufe, Stress und daraus folgende psychi-
sche und körperliche Erschöpfung sind die Folgen. 
Werden unbezahlte Familien- und bezahlte Erwerbs-
zeiten zusammengezählt, sind 55 bis 65 Wochen-
stunden pro Elternteil die Regel, wie eine bundes-
weite Studie ermittelt hat.1 Diese als „Rushhour des 
Lebens“ bezeichnete Phase prägt den Alltag von 

Zwei von drei Familien standen 
bereits vor der Corona-Pandemie 
unter Zeitdruck

 In den letzten Jahren gab es Fortschritte, die 
den Spagat zwischen Familie und Beruf erleichtert 
haben. Das Kindergeld wurde angehoben und das 
Elterngeld als Lohnersatz eingeführt. Das Recht auf 
einen Betreuungsplatz für Kinder unter drei Jahren 
ist ein Meilenstein. In Bremen hat der Senat zuletzt 
die Kitagebühren für die drei- bis sechsjährigen Kin-
der abgeschafft. Der Kitaausbau und das ganztä-
gige Lernen in den Grundschulen ist die zentrale 
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rund 65 Prozent aller Paarfamilien mit Kindern, bei 
alleinerziehenden Elternteilen galt das für 70 Pro-
zent im Jahr 2018.2

In Deutschland gehen in ziemlich genau jeder vier-
ten Paarfamilie beide Eltern einer Erwerbstätigkeit 
in Vollzeit nach. Diese gleichberechtigte Aufteilung 

der Erwerbsarbeit ist bei Eltern mit einer akade-
mischen Berufsausbildung verbreitet. Der klassi-
sche alleinverdienende Vater ist am häufigsten, 
wenn die Mutter über keine oder niedrige Berufs-
qualifikationen verfügt. In zwei von drei Fami-
lien arbeitet der Vater in Vollzeit und die Mutter 
in Teilzeit und häufig haben beide einen berufsbil-
denden Abschluss. Diese Muster der Aufteilung von 
Sorge- und Erwerbs arbeit zeigen sich auch bei vie-
len Familien in der Stadt Bremen. Das zeigt eine 
stadtteilgenaue Sonderauswertung im Auftrag der 2 Vgl. Keller/Kahle (2018).
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Arbeitnehmerkammer zum Elterngeldbezug.3 Unter-
scheiden lassen sich erstens Stadtteile mit höhe-
rem Akademikeranteil, relativ hohen Elterngeld-
zahlungen, eher geringen Einkommensdifferenzen 
zwischen Müttern und Vätern und hohen Anteilen 
von Vätern im Elterngeldbezug. Zweitens eher klas-
sische Arbeitnehmerstadtteile mit geringen Aka-
demikeranteilen, hohen Beschäftigtenanteilen in 
der Industrie, großen Differenzen im Elterngeldan-
spruch zwischen Müttern und Vätern und ledig-
lich geringen Väterquoten beim Elterngeld. Drittens 
Stadtteile mit vergleichsweise hoher Einkommens-
armut, niedrigen Elterngeldansprüchen und vielen 
Vätern mit zwölf Monaten Elterngeldbezug in Höhe 
des Mindestbetrags.

Genauer betrachtet ist dieses Grundmuster „eindi-
mensional“. Denn es gibt deutliche regionale Unter-
schiede in Deutschland und auch zwischen den gro-
ßen Städten. In rund der Hälfte aller Paarfamilien 
in den östlichen Bundesländern sind beide Eltern 
in Vollzeit erwerbstätig. Trotzdem wenden diese in 
Vollzeit tätigen Mütter rund 13 Stunden mehr Zeit 
für Familie und Kinderbetreuung pro Woche auf als 
die Väter.

Noch deutlicher zeigen sich die Muster der Auftei-
lung von Sorge- und Erwerbsarbeit, wenn auch das 
Alter berücksichtigt wird. In der Gruppe der 25- bis 
27-Jährigen, in der die allermeisten ohne Kinder 
leben, arbeiten 30 Prozent der Frauen und 20 Pro-
zent der Männer in Teilzeit. Eine grundsätzliche 
Abwehr „der“ Männer gegenüber Teilzeitbeschäfti-
gungen spricht nicht aus diesen Zahlen. Erst ab  
30 Jahren verändert sich die Arbeitsteilung nach-
haltig bei rund zwei Dritteln der Frauen und Män-
ner, die nun eine Familie gründen. Nach der Geburt 
des ersten Kindes unterbrechen viele Mütter für ein 
Jahr, manche auch länger, die Erwerbstätigkeit. Sie 
widmen sich der unumgänglichen, unbezahlten Sor-
gearbeit und sind zusätzlich in Teilzeit erwerbstätig. 
Dieser Einschnitt zeigt sich dann bei den 40-Jähri-
gen deutlich. In diesem Alter arbeiten Frauen zu 
62 Prozent in Teilzeit, die gleichaltrigen Männer 
lediglich noch zu 10 Prozent. Für Familienväter 
sind Vollzeittätigkeiten und Überstunden die domi-
nierende Praxis. 

Bleiben Frauen und Männer hingegen dauerhaft 
kinderlos, unterscheiden sich ihre Lohnprofile in 
der jüngsten Altersgruppe der ab 1975 Gebore-
nen kaum, wenn beide in Vollzeit tätig sind. Der 

sogenannte Gender Pay Gap beträgt dann lediglich 
rund 3 Prozent. Die Lohnungleichheit ist besonders 
in Deutschland in hohem Maße durch den „Mütter 
Pay Gap“ geprägt.4

Mit der Corona-Pandemie steigt der 
Zeitdruck in vielen Familien enorm

Die Covid-19-Pandemie begann deutschlandweit 
Ende Februar 2020 und ab dem 29. Februar mit 
der ersten infizierten Person auch in Bremen. Seit-
dem folgte den von der Politik in Aussicht gestellten 
Entlastungen durch weitere Kitaplätze und ganztä-
gige Grundschulen bis 2025 das Gegenteil – Ernüch-
terung. In allen Bundesländern wurden ab dem 
16. März 2020 die Kitas und Schulen geschlossen. 
Erst am 27. April konnten lediglich Schülerinnen 
und Schüler der 10. Oberschulklassen in Halbklas-
sen für vier Stunden zurückkehren. Ab dem 4. Mai 
öffneten auch die Grundschulen, jedoch lediglich 
für ein Viertel der Schülerinnen und Schüler vor 
Ort. Was vorher Lehrerinnen und Lehrer, Erziehe-
rinnen und Erzieher sowie Köchinnen und Köche an 
professioneller Arbeit geleistet haben, muss seitdem 
zusätzlich in den Familien erledigt werden. Gleich-
zeitig erlebten die Familien auch sofortige, gravie-
rende Einschnitte und Veränderungen der Arbeits-
verhältnisse. 

Eine Notbetreuung für ihre Kinder konnten anfangs 
lediglich wenige Eltern nutzen. Voraussetzung war, 
dass beide Eltern entweder in den sogenannten „kri-
tischen Infrastrukturen“ arbeiten oder ein allein-
erziehender Elternteil in einem dieser kritischen 
Berufe. Eltern mussten zudem darlegen, dass eine 
anderweitige Betreuung nicht möglich ist. Das traf 
anfangs lediglich auf eine kleine Minderheit zu. 
Ab dem 20. April genügte es dann, dass lediglich 
ein Elternteil einen solchen Beruf ausübt und eine 
Betreuung des Kindes nicht möglich ist, beispiels-
weise weil der Partner ebenfalls berufstätig ist. 
Damit gilt die Regelung auch für Alleinerziehende. 
Außerdem wurde eine Härtefallregelung für Kinder 
beschlossen, die vom Jugendamt betreut werden.

Weil Eltern durch die Schließung von Kitas und 
Schulen Verdienstausfälle haben, hat der Gesetzge-
ber durch das Infektionsschutzgesetz5 eine Entschä-
digung in Höhe von 67 Prozent des Nettoeinkom-
mens für maximal zehn Wochen beschlossen. Mitte 

4 Vgl. Bertelsmann Stiftung (2020). 

5 Siehe § 56 Abs. 1a Infektionsschutzgesetz.3 Vgl. Böhme (2020).
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Mai wurden außerdem die Regelungen zum Eltern-
geld angepasst. Eltern in krisenbedingter Kurzar-
beit, Freistellung oder Arbeitslosigkeit sollen keine 
Nachteile entstehen. Wer in systemrelevanten Beru-
fen tätig ist, kann seine Elterngeldmonate „aufschie-
ben“.

Familien zwischen Entschleunigung, 
Erschöpfung und Existenzängsten

Bereits im Mai 2020 lagen erste bundesweite Ergeb-
nisse umfangreicher Elternbefragungen6 zur Phase 
des ersten Lockdowns vor. In den Familien wurden 
die neuen Herausforderungen in beiden Lebensbe-
reichen unterschiedlich erlebt. Angesichts geschlos-
sener Kitas und Schulen sowie der Kontaktbeschrän-
kungen auch zu Großeltern hat sich bei fast allen 
Familien Unzufriedenheit ausgebreitet. Mit der 
Dauer der Einschränkungen wuchs der Unmut auf-
seiten der Eltern. 

Zu Hause arbeiten konnte ein Teil eher höher qua-
lifizierter Eltern, die gemeinsam mit ihren Kindern 
anfangs durchaus eine „Entschleunigung“ erlebten. 
Der ganz überwiegende Teil der Mütter und auch 
Väter berichten hingegen von Überlastungen und 
wünschen sich stabile und verlässliche Betreuungs-
infrastrukturen zurück. Vor allem Mütter charakte-
risieren ihre Situation als Bündel von Erschöpfung, 
Existenzängsten und der Sorge vor einer Ansteckung 
mit Covid-19. Viele erledigen ihre Erwerbsarbeit 
früh am Morgen und spät am Abend im Homeoffice 
und leisten tagsüber Familienarbeit (innerfamiliäre 
Schichtsysteme). Und das im eigenen Haushalt, der 
weder fürs Lernen der Kinder noch fürs Homeoffice 
ausgestattet ist. 

Bereits im Frühsommer thematisierten die Befrag-
ten in jedem dritten Haushalt, dass sie größere 
Geldsorgen haben als zuvor. Das gilt ebenfalls für 
viele Mütter. Vor der Pandemie arbeiteten sie fami-
lienbedingt häufig in Teilzeit. Gerade als Beschäf-
tigte in wichtigen, systemrelevanten Branchen, wie 
Pflege7, Gesundheit, Erziehung und dem Einzelhan-
del, gehören sie zu den Geringverdienern. Ein Drit-
tel von ihnen verdienen in diesen Branchen bundes-
weit weniger als 1.100 Euro netto im Monat.8

Diese ersten Eindrücke zur Lage der Familien unter-
mauern spätere repräsentative Untersuchungen, 
die seitens des Bundesfamilienministeriums vorge-
nommen wurden.9 Als diese Befragungen erfolg-
ten, waren Schulen und Kitas noch geschlossen 
und Kurzarbeit für rund acht Millionen Beschäf-
tigte angemeldet. Für fast die Hälfte aller befragten 
Eltern veränderte sich die Zahl der Stunden ihrer 
Erwerbsarbeit pro Woche. Etwa gleich viele Eltern 
verkürzten ihre Arbeitszeit zur Betreuung ihrer Kin-
der wie auch aus betrieblichen Gründen. Die Neu-
organisation der Kinderbetreuung war für mehr 
als die Hälfte der Eltern schwierig. Vor den größ-
ten Herausforderungen standen Familien mit zwei 
berufstätigen Eltern und Alleinerziehende, die vor-
her vollzeitnah erwerbstätig waren. Ihre Kinder 
wurden zuvor häufig ganztägig betreut. Nun muss-
ten sie zusätzlich zu ihrer umfangreichen Erwerbs-
tätigkeit auch die kompletten Betreuungs- und Bil-
dungsaufgaben übernehmen. Zwei Drittel dieser 
Eltern erlebten das als schwierig und ein Viertel 
fand keine zufriedenstellende Lösung. In der Studie 
des Bundesfamilienministeriums gaben lediglich 20 
Prozent der Eltern an, dass sie bei der Kinderbetreu-
ung nichts ändern mussten. Vergleichbare Daten für 
Bremen liegen leider nicht vor.

Laut einer Studie des Bundesinstituts für Bevölke-
rungsforschung arbeiteten vor der Corona-Krise im 
Jahr 2018 rund 12 Prozent aller Beschäftigten von 
zu Hause aus: etwa 5 Prozent mindestens die Hälfte 
der Arbeitstage, weitere knapp 7 Prozent gelegent-
lich in geringem Umfang. Im April 2020 stieg die 
Zahl der von zu Hause aus Arbeitenden sprunghaft 
auf 23 Prozent, aktuelle Studien sprechen von  
27 Prozent.10 Von den berufstätigen Eltern mit 
 Kindern unter 16 Jahren berichteten fast ein Drittel, 
nun auch von zu Hause aus zu arbeiten. 

Trotz des sprunghaften Anstiegs der Arbeit von zu 
Hause arbeitete eine Mehrheit von rund 54 Prozent 
der Beschäftigten vor Ort beim Arbeitgeber. Wei-
tere 23 Prozent hatten einen „anderen“ Status: als 
Beschäftigte in Kurzarbeit, als Arbeitslose oder als 
Selbstständige mit wenigen oder keinen Aufträgen. 
Sie hatten als Eltern zwar mehr Zeit für die Betreu-
ung und Bildung ihrer Kinder, zum Teil jedoch exis-
tenzielle berufliche und finanzielle Sorgen.

9 Vgl. BMFSFJ (2020b).

10 Vgl. BIB (2020); Hans-Böckler-Stiftung (2020).

6 Vgl. Andresen et al. (2020).

7 Im Land Bremen beträgt der Teilzeitanteil im Pflege-

dienst der Krankenhäuser 52 Prozent, in der stationären 

Pflege 69 Prozent und in der ambulanten Langzeitpflege 

fast 80 Prozent. Siehe Artikel "Fachkräftemangel in der 

Pflege?" in diesem Band.

8 Vgl. BIB (2020).
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Chancen für Partnerschaftlichkeit 
oder zurück zur klassischen Rollen-
verteilung?

Das politische Konzept der Gleichstellung ist in 
Deutschland kein abstraktes Leitbild, sondern eine 
offizielle Strategie der Bundesregierung. Im Som-
mer 2020 legte die Ministerin für Frauen und Fami-
lien die erste ressortübergreifende Strategie zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern vor. Die 
Covid-19-Pandemie wurde dabei bereits berück-
sichtigt: „Die unterschiedliche Teilhabe von Frauen 
und Männern am Erwerbsleben und die unglei-
che Verteilung unbezahlter Sorgearbeit scheinen 
sich zu verschärfen.“11 Trifft das tatsächlich zu 
oder engagieren sich die Väter (endlich) stärker in 
ihren Familien? Darüber wurde in den Medien eine 
hitzige, zugespitzte Debatte geführt. Aus gleich-
stellungspolitischer Sicht kann das Ziel nur eine 
50-zu-50-Aufteilung sein. 

13 Erfasst wurden Stunden für Berufstätigkeit, Lehre, 

Studium, Pendlerwege und nebenberufliche Tätigkeiten. 

11 BMFSFJ (2020a).

12 Bei der Mannheimer Corona-Studie handelt es sich 

um eine Panelstudie. Die Ergebnisse der repräsenta-

tiv Befragten in der Phase vom 20. März bis 10. Juli 2020 

konnten mit der gesellschaftlichen Lage 2018 vor dem 

Ausbruch der Pandemie verglichen werden. Vgl. www.

uni-mannheim.de/gip/corona-studie.

Tabelle 1: 
Zeit für Erwerbs- und Familienarbeit pro Tag 2018 und 2020
 

Quelle: Mannheimer Corona-Studie 202012

©  Arbeitnehmerkammer Bremen

Durchschnitt 

Jahr 2018 April 2020

Durchschnitt 

Jahr 2018 April 2020

    Erwerbsarbeit      Haus- und Familienarbeit

Frauen 8,3 Std. 7,0 Std. 3,2 Std. 3,4 Std.

Männer 9,6 Std. 7,4 Std. 1,9 Std. 2,5 Std.

    Erwerbsarbeit – Rückgang      Haus- und Familienarbeit

Frauen ohne Kinder –1,4 Std.              ziemlich unverändert

Männer ohne Kinder –2,1 Std.              ziemlich unverändert

Mütter –0,8 Std. 6,6 Std. 9,7 Std.

Väter –2,4 Std. 3,3 Std. 5,6 Std.

„Der kaum reduzierten Erwerbsarbeitszeit von 
Frauen stehen im Durchschnitt mehr als drei 
Stunden zusätzlicher Haus- und Familienarbeit 
gegenüber.“

Der Vergleich des Zeitumfangs für Haus- und 
Erwerbsarbeit zwischen 2018 und 2020 zeigt erwar-
tungsgemäß einen zeitlichen Rückgang für Erwerbs-
arbeit und Pendlerwege.13 Das teilweise Her-
unterfahren der Wirtschaft hatte bei Frauen im 
Durchschnitt einen Rückgang von 8,3 Stunden auf 
7 Stunden zur Folge. Bei den Männern zeigt sich 
eine Verringerung von 9,6 auf 7,4 Stunden Erwerbs-
arbeit plus Pendlerwege. Im Gegenzug hat sich bei 
beiden die Zeit für Haus- und Familienarbeit ledig-
lich geringfügig erhöht. 
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Anders entwickelte sich die Situation für Mütter 
und Väter. Bei den Müttern erfolgte der geringste 
Rückgang bei der Erwerbsarbeit von nicht ein-
mal einer Stunde. Bei den Vätern hingegen war der 
Rückgang mit fast zweieinhalb Stunden insgesamt 
am größten. Die eingesparten zweieinhalb Stunden 
Erwerbsarbeit haben die Väter in etwa gleichem 
Umfang als höheres Engagement in der Familie ein-
gebracht. Deutlich anders hat sich das Zeitkonto 
der Mütter verschoben. Ihrer kaum reduzierten 
Erwerbsarbeitszeit stehen im Durchschnitt (!) mehr 
als drei Stunden zusätzlicher Haus- und Familien-
arbeit gegenüber, von einem schon hohen Zeitum-
fang von 6,6 Stunden aus. Zusätzlich zu ihrem Full-
timejob zu Hause von fast 10 Stunden, haben sie 
auch ihre Erwerbsarbeit fast uneingeschränkt erle-
digt (Tabelle 1). 

Diese Entwicklungen bestätigen weitgehend auch 
neuere Untersuchungen am Ende des Jahres 2020.14 
Sie zeigen auch, dass der Anteil jener Väter, die 
angeben, nun den größeren Teil der Betreuung zu 
Hause zu übernehmen, von 6 Prozent auf 12 Pro-
zent gestiegen ist. Einen entsprechenden Anstieg um 
2,3 Stunden zeigen auch die Zahlen der Väter oben 
für ihre Haus- und Familienarbeit. Diese Ergebnisse 
nutzten verschiedene Medien, um einer Rückkehr 
zu klassischen Rollenmustern zu widersprechen.15 

Jutta Allmendinger konterte diese Argumentation 
zu Recht und wies darauf hin, dass die Übernahme 
eines Teils der Familien- und Betreuungsarbeit von 
Vätern in Kurzarbeit das Mindeste sei. Das gilt erst 
recht, wenn ihre Frauen in systemrelevanten Beru-
fen tätig sind und trotzdem noch mehr Familienar-
beit als zuvor leisten.16 Ein aktueller DIW Wochen-
bericht17 zeigt drei Entwicklungen in den Familien 
während der Corona-Krise. Bei etwa einem Drit-
tel der Paare, die sich schon vorher die Sorgearbeit 
relativ gleich aufgeteilt haben, hat sich auch wäh-
rend der Pandemie kaum etwas verändert. Gering-
fügig gestiegen ist tatsächlich der Anteil der Paare, 
bei denen überwiegend der Mann die Sorgearbeit 
leistet. Es handelt sich jedoch mit lediglich fünf Pro-
zent um eine sehr kleine Gruppe unter allen Paar-
familien. Bei den meisten Paaren hatten schon vor 
der Pandemie Frauen überwiegend die Sorgearbeit 
geleistet. Häufig leisten Frauen diese nun in der 
Pandemie beinahe vollständig. 

14 Vgl. Kohlrausch/Zucco (2020).

15 Vgl. Groll/Loos (2020); Neubacher (2020).

16 Vgl. Allmendinger (2021).

17 Vgl. Jessen/Spieß/Wrohlich (2021).

18 KammerReport (2020).

19 Böhme (2021).

Forderungen 

Die Bremer Politik muss ein umfangreiches Investi-
tionsprogramm für den Ausbau der Betreuungs- und 
Bildungsinfrastruktur auflegen. Der Rechtsanspruch 
für ganztägige Grundschulen bis 2025 muss schon 
jetzt eingeleitet werden. Das gilt ebenso für den 
weiteren Kitaausbau. Bei den unter Dreijährigen 
haben aktuell lediglich 30 Prozent einen Platz, der 
Elternbedarf liegt jedoch bei rund 50 Prozent.18 Bei 
den Drei- bis Sechsjährigen haben aktuell 87 Pro-
zent einen Platz, der Bedarf der Eltern liegt aber bei 
98 Prozent.

Darüber hinaus werden in jedem Bremer Stadt-
teil mindestens zwei Kitas mit flexibleren Betreu-
ungszeiten auch zu Randzeiten benötigt. Sie sind 
für rund 20 Prozent der Eltern unabdingbar, die 
im Schichtdienst, am Wochenende und am Abend 
erwerbstätig sind.19

Der „Flaschenhals“ dieser Bildungsoffensive ist der 
enorme Bedarf an zusätzlichen Erzieherinnen und 
Erziehern. Modellprojekte in Baden-Württemberg 
und auch in Bremen zeigen, dass sich durch eine 
tariflich vergütete Fachschulausbildung eine deut-
liche Ausweitung der Zahl der Auszubildenden zur 
Erzieherin erreichen lässt. Daher muss das Modell-
projekt in Bremen jetzt schrittweise zur tariflich 
vergüteten Regelausbildung werden. 

Die Bremer Politik sollte sich auf Bundesebene 
und im Bundestagswahlkampf für eine wirklich 
geschlechtergerechte, partnerschaftliche Reform der 
Elternzeit einsetzen: Indem in Zukunft die Dauer 
der Elternzeit von Müttern und Vätern angeglichen 
wird, hin zur tatsächlichen Gleichberechtigung. 
Deshalb sollten die Partnermonate von derzeit zwei 
auf mindestens vier (besser auf acht) ausgewei-
tet werden – in denen Väter möglichst auch allein 
zuständig sind für Kinder und Haushalt. Studien 
zeigen, dass Väter dann auch später mehr Verant-
wortung übernehmen und so eine umfangreichere 
Erwerbstätigkeit der Mütter ermöglichen.  
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„Die Abbruchquoten in der Ausbildung sind 
hoch, ebenso wie die Krankenstände und 
Fälle der Frühverrentung.“

Einleitung

 „Der einzig echte, wertvolle Job, den ich im 
Leben gemacht habe“ – so beschreibt eine ausge-
stiegene Pflegekraft in der Studie „Ich pflege wie-
der, wenn …“ der Arbeitnehmerkammer und des 
SOCIUM Forschungszentrum Ungleichheit und Sozi-
alpolitik der Universität Bremen ihre Tätigkeit in 
der Pflege. Der Pflegeberuf bietet ein abwechslungs-
reiches, fachlich anspruchsvolles und sinnstiftendes 
Tätigkeitsfeld. Nicht ohne Grund identifizieren sich 
Pflegekräfte in der Regel stark mit ihrem Beruf und 
die Zahl der Auszubildenden in der Pflege steigt 
kontinuierlich. Und dennoch: die Abbruchquoten 
in der Ausbildung sind hoch, ebenso wie die Kran-
kenstände und Fälle der Frühverrentung. Hinzu 
kommt eine hohe Teilzeitquote, außerdem verlas-
sen viele Pflegekräfte frühzeitig den Beruf. Dadurch 
gehen der Gesundheitsversorgung gut ausgebil-
dete und vielfach auch erfahrene Pflegekräfte verlo-
ren. Im Folgenden sollen die Gründe hierfür erörtert 
und Potenziale abgeschätzt werden. Zuletzt werden 
Ansätze aufgezeigt, wie diese Pflegekräfte für die 
Arbeit in der Pflege, zum Wohle von Patientinnen 
und Patienten sowie Beschäftigten im Gesundheits-
bereich, zurückgewonnen werden können.

In aller Kürze:

Die Covid-19-Pandemie hat deutlich vor Augen geführt, was zuvor 
schon galt: Das Pflegepersonal ist elementar für die Gesundheitsver-
sorgung, doch es ist knapp und müsste flächendeckend aufgestockt 
werden. Aber woher resultiert diese Knappheit? Und wie könnte der 
Fachkräftemangel entspannt werden? Zu häufig abgebrochene Aus-
bildungen, hohe Krankenstände aufgrund der starken Belastung, 
Frühverrentungen aus demselben Grund, aber auch der Rückzug auf 
Teilzeitstellen oder gar der Ausstieg aus dem Beruf sorgen dafür, dass 
viel Erfahrung, Expertise, nicht zuletzt Fachkräfte in diesem Berufs-
feld verloren gehen. Deutlich wird, dass der Fachkräftemangel in gro-
ßen Teilen „hausgemacht“ ist und aus den Bedingungen resultiert, 
unter denen Pflegekräfte arbeiten müssen. Das heißt jedoch auch, 
dass er ebenso eigenhändig behoben werden kann, durch Verringe-
rung der Arbeitsbelastungen und mehr Zeit für die Pflege sowie einer 
höheren Wertschätzung, die sich insbesondere in der Bezahlung aus-
drückt.

Dr. Jennie Auffenberg

Fachkräftemangel in der 
Pflege? 

Große Potenziale wollen gehoben werden 
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Ausbildung: steigende Zahlen, hohe 
Abbruchquote

Mit der Ausbildungsoffensive bemühen sich die 
Bundesregierung und ihre Partnerorganisatio-
nen in der Konzertierten Aktion Pflege (KAP) seit 
2018 um steigende Zahlen in der Pflegeausbil-
dung. Doch bereits bevor die KAP ihre Arbeit auf-
nahm, ist die Zahl der Schülerinnen und Schüler, 
die pro Jahr eine Ausbildung in der Alten- sowie 

Gesundheits- und Krankenpflege aufnahmen, von 
45.164 auf 48.957 gestiegen (siehe Abbildung 1). 
Dieser Trend ist positiv zu bewerten.
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Abbildung 1: 
Entwicklung der Ausbildungszahlen in der Pflege bundesweit

Quelle: BiBB 2020, S. 183, eigene Darstellung
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Bis 2023 will die KAP die Zahl der Auszubildenden 
im Bundesdurchschnitt um weitere zehn Prozent 
gegenüber dem Referenzjahr 2019 steigern, wobei 
es unter den Partnerorganisationen strittig ist, ob 
dies erreicht werden kann.1 

Gleichzeitig deuten die wenigen vorhandenen Daten 
darauf hin, dass den Ausbildungsjahrgängen der 
Alten- und Krankenpflege ein Teil der zukünftigen 
Pflegekräfte durch Abbruch der Ausbildung verlo-
ren geht. Bundesweit liegt die Abbruchquote zwi-
schen 20 und 30 Prozent. Dabei weist die Kranken-
pflege regelmäßig die höchsten Werte von etwa 
30 Prozent auf.2 Im Land Bremen brechen laut 
Gesundheitsberufe-Monitoring 2017 jährlich etwa 
25 Prozent der Auszubildenden in der Gesund-
heits- und Krankenpflege sowie in der Altenpflege 
ihre Ausbildung ab. Dabei spielt in der Altenpflege 
ausdrücklich auch eine Unzufriedenheit mit den 
Arbeitsbedingungen eine Rolle.3

4 Vgl. BIBB (2019).

5 Vgl. ver.di (2015).

1 Vgl. BMFSFJ (2019).

2 Vgl. ver.di (2018).

3 Vgl. Huter et al. (2017).

Die Zahlen sind zwar vergleichbar mit der durch-
schnittlichen Abbruchquote von 26 Prozent in den 
dualen Ausbildungsberufen nach dem Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG). Doch dieser Schnitt kommt 
durch Ausreißer mit besonders hohen Abbruch-
quoten von um die 50 Prozent (zum Beispiel 
Restaurant fachmann/-frau) zustande. Gleichzeitig 
zeigt beispielsweise die Abbruchquote von Verwal-
tungsfachangestellten mit 4,1 Prozent, dass deutlich 
niedrigere Abbruchquoten möglich sind.4

Die Gründe für den Abbruch der Ausbildung in der 
Pflege sind vielfältig. Zum einen spielen die spe-
zifischen Voraussetzungen der Auszubildenden 
eine Rolle. Ebenso sind Schulen teilweise mit den 
umfassenden Curricula überfordert. Doch auch die 
Berufspraxis ist ein häufiger Grund für einen Ausbil-
dungsabbruch. So können erste Praxiserfahrungen 
oder auch relativ geringe Verdienstmöglichkeiten 
abschreckend wirken.5
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In Zahlen bedeutet dies, dass bei einer Abbruch-
quote von 25 Prozent bundesweit jährlich 12.239 
Auszubildende in der Kranken- und Altenpflege ver-
loren gehen. Gelänge es, die Abbruchquote auf bei-
spielsweise 10 Prozent zu reduzieren, entspräche 
dies einer Zahl von jährlich 7.344 zusätzlichen Pfle-
gefachkräften.

Hohe Krankenstände, häufige Früh-
verrentung

Weitere Gründe, durch die der Pflege Fachkräfte 
verloren gehen, sind hohe Krankenstände, Langzeit-
erkrankungen und Frühverrentungen. 

Pflegekräfte leiden deutlich häufiger unter gesund-
heitlichen Beschwerden. Sie geben sehr viel häufi-
ger an, dass sie an die Grenzen ihrer eigenen Leis-
tungsfähigkeit gehen müssen, körperlich erschöpft 
sind und unter Muskel-Skelett-Beschwerden lei-
den. Auch sind sie viel häufiger von psychoso-
matischen Beschwerden betroffen und leiden bei-
spielsweise unter Schlafstörungen.6 Entsprechend 
liegen die Krankenstände in der Pflegebranche um 
etwa sechs Prozent höher als in anderen Branchen 
und die Krankschreibungsdauer ist mit mehr als 
22 Tagen pro Jahr zudem länger – Tendenz stei-
gend.7 Besonders häufig sind Altenpflegehilfskräfte 
krankgeschrieben. Als Hauptursachen für die man-
gelhafte Gesundheit von Pflegekräften identifiziert 
das Institut für Arbeitsschutz der Deutschen Gesetz-
lichen Unfallversicherung (IFA) die Arbeitsverdich-
tung, längere Arbeitszeiten, eine Verantwortungs-
ausweitung sowie den Fachkräftemangel. Hinzu 
kommt ein im Pflegebereich besonders ausgepräg-
ter Präsentismus. Das heißt, Pflegekräfte sind nicht 
nur länger und häufiger krank, sondern sie arbei-
ten häufig auch, obwohl sie krank sind. Dies kann 
Beschwerden verschlimmern und die Genesung ver-
zögern.8

Der BARMER-Pflegereport 2020 hat für die Alten-
pflege die Summe der vermeidbaren Fehlzeiten für 
das Jahr 2017 errechnet. Wenn die Fehlzeiten von 
Pflegekräften in der Altenpflege auf einen in ande-
ren Berufsgruppen durchschnittlichen Wert gesenkt 
würden, fielen jährlich bundesweit 9.969 Pflege-
fachkräfte und 14.370 Pflegehilfskräfte weniger aus 
und stünden der Gesundheitsversorgung zur Verfü-
gung. 

Die Diskrepanz zwischen individuellem Berufsan-
spruch und betrieblichen Rahmenbedingungen ist 
zudem der häufigste Grund für die Frühverren-
tung von Pflegekräften. Der DGB-Index Gute Arbeit 
hat gezeigt, dass 70 Prozent der Pflegekräfte davon 
ausgehen, ihre Tätigkeit nicht bis zum Rentenalter 
ausüben zu können – im Vergleich zu 39 Prozent 
im Durchschnitt aller Berufsgruppen.9 Die Auswir-
kungen zeigen ebenfalls Berechnungen des BAR-
MER-Pflegereports. Von 1.000 Fachkräften sowohl 
in der Alten- als auch in der Krankenpflege treten 
durchschnittlich pro Jahr 3,9 in die Erwerbsminde-
rungsrente ein. Damit ist die Wahrscheinlichkeit des 
Eintritts in die Erwerbsminderungsrente um 27 Pro-
zent höher als in allen anderen Berufen. Für Alten-
pflegehilfskräfte liegt die Wahrscheinlichkeit sogar 
doppelt so hoch. 

6 Vgl. Rothgang et al. (2020). 

7 Vgl. Techniker Krankenkasse (2019); Institut für 

Betriebliche Gesundheitsförderung (2020). 

8 Vgl. Rothgang et al. (2020); IFA (2018); IFA (2018a); 

iga (2019).

9 Vgl. Schröer (2016); Institut DGB-Index Gute Arbeit 

(2020).

„Pflegekräfte sind nicht nur länger und 
häufiger krank, sondern sie arbeiten häufig 
auch, obwohl sie krank sind.“
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Dr. Magnus Brosig

Exkurs

Berufsminderungsgeld einführen – Für gute 
Arbeit bis zur Altersrente

Wer seinen Beruf aus gesundheitlichen Gründen 
nicht mehr umfassend ausüben kann, aber für 
eine generelle Erwerbsminderungsrente noch 
„zu gesund“ ist, muss derzeit aus problemati-
schen – und auch nicht immer verfügbaren – 
Optionen wählen: Früher Eintritt in eine dau-
erhaft niedrigere Altersrente, Reduzierung der 
Arbeitszeit oder Wechsel auf eine andere, oft 
fachfremde Vollzeitstelle mit geringerer Arbeits-
belastung. Abkopplung von der gewohnten Tätig-
keit und anhaltende Einkommensverluste sind 
die fast unausweichlichen Konsequenzen und 
gerade für viele Pflegekräfte eine reale Gefahr.

Um derart prekäre „Auswege“ zu vermeiden und 
stattdessen zuverlässige Wege von guter Arbeit 
in einen möglichst gut abgesicherten Ruhe-
stand zu ermöglichen, sollte jedenfalls für ren-
tennahe Personen ein „Berufsminderungsgeld“ 
eingeführt werden. Als zusätzliche Leistung der 
gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) würde es 
an das Prinzip der klassischen und nur noch für 
wenige Geburtsjahrgänge verfügbaren Berufs-
unfähigkeitsrente anknüpfen, wäre aber deut-
lich passgenauer ausgestaltet. Grundidee ist, für 

nennenswerte Arbeitszeitumfänge, die – auch 
hier systematisch von der GRV geprüft – aus 
gesundheitlichen Gründen nicht mehr im lang-
jährig und umfassend ausgeübten Beruf geleis-
tet werden können, einen entsprechenden Anteil 
der hochgerechneten gesetzlichen Rente auszu-
zahlen. Konkret hieße dies beispielsweise, dass 
eine bislang in Vollzeit beschäftigte Altenpflege-
rin, die nun nur noch zu 70 Prozent als solche 
tätig sein kann, bei entsprechend reduziertem 
Arbeitsumfang bereits eine ergänzende „30-Pro-
zent-Rente“ ohne Abzüge erhalten würde. 
Damit würde die Einkommenslücke gegenüber 
der Vollzeittätigkeit zwar nicht völlig geschlos-
sen, aber doch merklich reduziert. Außerdem 
würde der Druck, fachfremde Tätigkeiten anzu-
nehmen, deutlich abnehmen. In Verbindung 
mit ausgebauter Prävention und Rehabilitation 
sowie Verbesserungen bei Arbeitsbedingungen 
und Entlohnung dürfte sich schließlich auch die 
Fachkräftesituation in der Pflege etwas entspan-
nen. Ein Berufsminderungsgeld wäre also ziel-
genau und für Betroffene und den Arbeitsmarkt 
gleichermaßen nützlich.

Im Jahr 2017 sind so bundesweit 1.784 Pflegefach-
kräfte in die Erwerbsminderungsrente eingetreten 
und damit der Pflege verloren gegangen. Das sind 
380 Arbeitskräfte oder ein Viertel mehr als in ande-
ren Berufen – bei gleicher Anzahl und Verteilung 
nach Alter und Geschlecht. Bei den Pflegehilfskräf-
ten sind es sogar 1.285 Beschäftigte mehr – dop-
pelt so viele wie in anderen Berufen. Würde diese 
Anzahl auf das Normalmaß anderer Berufe gesenkt, 
stünden 380 Altenpflegefachkräfte und 1.285 Alten-
pflegehilfskräfte mehr zur Verfügung. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Würde das 
Niveau an Arbeitsunfähigkeiten und Frühverrentun-
gen in der Altenpflege auf das Normalmaß in ande-
ren Berufen reduziert, entspräche das laut Studie 
einem Volumen von insgesamt 10.349 Pflegefach-
kräften und 15.655 Pflegehilfskräften, die für die 
Pflege zur Verfügung stünden.
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Viel Teilzeitarbeit, hohe Berufsaus-
trittsquote

Die hohen Belastungen tragen zu einem hohen 
Anteil an Teilzeitarbeit bei. In Bremen ist dieser 
laut Statistischem Landesamt mit etwa 52,3 Pro-
zent im Pflegedienst der Krankenhäuser, 69 Prozent 
in der stationären und 79 Prozent in der ambulan-
ten Langzeitpflege besonders hoch. Im Gegensatz zu 
anderen Berufsgruppen ist der dominierende Grund 
für Teilzeitarbeit von Pflegekräften nicht etwa die 
Kindererziehung oder Haushaltsführung im typi-
schen „Zuverdienermodell“. Das Teilzeitprofil in der 
Pflege ist erheblich durch die hohen Belastungen 
geprägt. Als Gründe geben Befragte Teilzeitpflege-
kräfte stattdessen an, dass sie eine Vollzeitbeschäf-
tigung als zu stressig beziehungsweise belastend 
empfinden, sie Zeit für sich selbst benötigen oder 
gesundheitliche Probleme haben. Vor allem ältere 
Pflegebeschäftigte nutzen die Teilzeit zur Reduktion 
der Arbeitsbelastung, was jedoch mit Einkommens-
verlusten und langfristig niedrigen Renten einher-
geht.10

Der Pflegebereich ist außerdem von hohen Berufs-
austrittsquoten geprägt. Innerhalb der ersten fünf 
Jahre nach der Ausbildung verlassen bundesweit 
23 Prozent der Gesundheits- und Krankenpflege-
kräfte sowie 24 Prozent der Altenpflegekräfte einer 
Ausbildungskohorte ihren Beruf.11 Damit gehört der 
Pflegeberuf laut Initiative Gesundheit und Arbeit 
(iga) der gesetzlichen Kranken- und Unfallversi-
cherung zu den Berufen mit „begrenzter Tätigkeits-
dauer“.12

Die eingangs genannte Studie „Ich pflege wie-
der, wenn …“ hat untersucht, wie groß das Poten-
zial an ausgestiegenen und Teilzeitpflegekräften 
ist, die bereit wären, in ihren Beruf zurückzukeh-
ren beziehungsweise ihre Stundenzahl zu erhöhen. 
Die Bereitschaft ist überraschend hoch (siehe Abbil-
dung 2).

10 Vgl. Becka et al. (2016); Merkel et al. (2019). 

11 Vgl. Wiethölter (2012).

12 Vgl. Jahn/Ulbricht (2009).

Abbildung 2:
Wahrscheinlichkeit des Wiedereinstiegs bzw. der Stundenerhöhung

Quelle: Auffenberg/Heß 2021, S. 17
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Tabelle 2: 
Zusammenfassung der unterschiedlichen Potenziale

* Nur AltenpflegeX 
** Optimistische Schätzung

Quellen: BIBB 2020, S. 183, eigene Berechnungen (Ausbildung); BARMER 2020, S. 212 f. (Arbeitsunfähigkeit und Erwerbsminderung); Statistisches Landesamt 2017,  
eigene Berechnungen (Teilzeit)
©  Arbeitnehmerkammer Bremen

Die befragten Teilzeitpflegekräfte, die zur Stunden-
erhöhung bereit sind, wollen im Durchschnitt 
8,6 Stunden pro Woche mehr arbeiten. Die zum 
Wiedereinstieg bereiten Befragten möchten durch-
schnittlich mit 27,9 Stunden zurückkehren. 

Eine Berechnung des Potenzials der ausgestiege-
nen Pflegekräfte ist aufgrund fehlender Daten nicht 
möglich. Wenn man davon ausgeht, dass die Bereit-
schaft unter den Teilzeitpflegekräften in Bremen 
und bundesweit ebenso hoch ist wie unter den 
Befragten der Studie, ergibt sich theoretisch ein 
Potenzial von 813 bis zu 1.503 zusätzlichen Pflege-
kräften für das Land Bremen und von 92.153,2 bis 
zu 170.343,8 Vollkräften für ganz Deutschland. 

Tabelle 1: 
Pflegekräftepotenzial an ausgestiegenen und Teilzeitpflegekräften

* Konservative Schätzung: Werte von 8 bis 10 auf der Skala zur Wahrscheinlichkeit des Wiedereinstiegs beziehungs-
weise zur Stundenerhöhung. Optimistische Schätzung: Werte von 2 bis 10 (siehe Abbildung 2)

Quelle: Auffenberg/Heß 2021, S. 18
©  Arbeitnehmerkammer Bremen

Hochrechnung Teilzeit-
kräfte Land Bremen

Hochrechnung Teilzeit-
kräfte Deutschland

Konservative Schätzung* 813 92.153

Optimistische Schätzung 1.503 170.344

Ausbildung
Senken der Abbruch-

quote von 25 auf 10 % 

Arbeitsunfähigkeit
Senken der Quote auf 
den Durchschnitt aller 

Berufe

Erwerbsminderung
Senken der Quote auf 
den Durchschnitt aller 

Berufe

Teilzeit
39 % der Teilzeitkräfte 

erhöhen um 8,6 Stunden

Ungenutztes Potenzial an
Pflegefachkräften in Vollkräften 7.344 9.969* 380* 170.344**

Was ist zu tun?

Insgesamt ergeben sich aus einer Verringerung von 
Ausbildungsabbrüchen, Arbeitsunfähigkeiten, Früh-
verrentungen und Teilzeitarbeit große Potenziale. 
Ein besonders großes Potenzial ließe sich erschlie-
ßen, wenn Pflegekräfte zur Ausweitung ihrer Stun-
denzahl motiviert werden könnten (siehe Tabelle 2). 
Ein schätzungsweise großes, jedoch nicht berechen-
bares Potenzial, bergen auch ausgestiegene Pflege-
kräfte.
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Für die Bereitschaft zur Stundenerhöhung hat die 
bereits genannte und jüngst veröffentlichte Stu-
die der Arbeitnehmerkammer Bremen konkrete 
Handlungsansätze aufgezeigt. Viele der darin for-
mulierten Bedingungen können mit großer Wahr-
scheinlichkeit auch Ausbildungsabbrüche, Arbeits-
unfähigkeit und Frühverrentungen positiv 
beeinflussen. So ergeben sich drei Handlungsan-
sätze:

 Mehr Zeit für die Pflege 
Besonders wichtig ist den Befragten für einen 
Wiedereinstieg beziehungsweise eine Stunden-
erhöhung, mehr Zeit für eine fachlich hoch-
wertige Pflege und menschliche Zuwendung 
zu haben. Auch eine Personalbemessung, die 
sich am Bedarf der Patientinnen und Patienten 
sowie Pflegebedürftigen orientiert, erfährt starke 
Zustimmung. Schnell einsetzbare Instrumente, 
wie die Pflegepersonalregelung PPR 2.0 für die 
Krankenhäuser oder die Bremer Personalbe-
messung für die Altenpflege, liegen bereits vor. 
Beide setzen jedoch einen deutlichen Aufwuchs 
an Pflegepersonal voraus.

 Bessere Bezahlung als wichtigste Form der 
Anerkennung 
Als wichtigste Form der Anerkennung wün-
schen sich die Befragten der Studie eine bessere 
Bezahlung. Sie sehen sich im Vergleich zu ande-
ren Berufsgruppen mit ähnlich hohen Anforde-
rungen, Belastungen und großer Verantwortung, 
wie etwa der Polizei oder Feuerwehr, nicht 
angemessen entlohnt. Der Monatslohn (Brutto-
lohn, Vollzeit, Median) einer Berufsfeuerwehr-
frau oder eines Berufsfeuerwehrmannes liegt 
laut Entgeltatlas der Bundesagentur für Arbeit 
bundesweit bei 4.580 Euro, während in der Bre-
mer Krankenpflege monatlich 3.686 Euro und 
in der Bremer Altenpflege monatlich 3.029 Euro 
verdient werden. Die Bezahlung stellt den wich-
tigsten Ansatzpunkt dar, da diese im Gegen-
satz zu anderen Handlungsansätzen auch ohne 
zusätzliches Personal realisiert werden kann.

 Wertschätzung von Vorgesetzten 
Ein dritter wichtiger Ansatzpunkt betrifft die 
Vorgesetzten in der Pflege. So ist den Befragten 
Wertschätzung und Respekt sowie Sensi bilität 
für die Belastungen in der Pflege von ihren Vor-
gesetzten wichtig. Diese könnten gezielt im 
Umgang mit ihren Mitarbeitenden geschult 
 werden. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Bezah-
lung der erste Ansatzpunkt zur Gewinnung von Pfle-
gekräften ist, um die Abwärtsspirale aus schlechten 
Arbeitsbedingungen und Verlusten von Pflegekräf-
ten zu durchbrechen. Ein verringerter Arbeitsdruck, 
die Möglichkeit, mit ausreichend Zeit, den eigenen 
Ansprüchen entsprechend zu pflegen und dafür eine 
angemessene Anerkennung zu erhalten, wird sich 
positiv auf die Gesundheit von Pflegekräften aus-
wirken, Krankenstände senken und Frühverrentun-
gen verringern. Ebenso werden wieder mehr Pflege-
kräfte ihren Beruf in Vollzeit ausüben und in ihren 
Beruf zurückkehren. Nur durch spürbare Verbes-
serungen der Arbeitsbedingungen und eine ange-
messene Bezahlung wird der Pflegeberuf von einem 
„Das könnte ich ja nicht“-Beruf zu einem „Das will 
ich auch“-Beruf. 
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In aller Kürze:

Die Arbeit im Homeoffice ist im Zuge der Corona-Pandemie in der 
Arbeitswelt und der Politik endgültig zum Thema geworden. Die 
Möglichkeiten für Homeoffice sind bei vielen Tätigkeiten nicht aus-
geschöpft, das hat die coronabedingte Verlagerung von Arbeit nach 
Hause gezeigt. Es ist an der Zeit, von improvisierten Bedingungen 
zum geregelten Arbeiten von zu Hause aus überzugehen und den 
Anspruch von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auf Homeoffice 
rechtlich zu verankern. Beim Wunsch nach Homeoffice geht es vor 
allem um Vereinbarkeit, um produktiveres Arbeiten und weniger Pen-
deln – und aktuell natürlich um den Gesundheitsschutz. Dem stehen 
die Belastungen bei der Arbeit im Homeoffice gegenüber: Infolge der 
Entgrenzung von Arbeit und Privatleben sind Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Homeoffice auf sich gestellt, die Kommunikation mit 
Vorgesetzten und im Team ist erschwert; sie leisten häufiger Mehr-
arbeit und Überstunden und können schlechter abschalten. Damit 
die Arbeitsbedingungen stimmen, muss der Arbeitsschutz auch die 
Arbeit im Homeoffice einschließen. Am besten fahren Betriebe und 
Beschäftigte, wenn der Rahmen für die Arbeit von zu Hause durch 
eine Vereinbarung abgesteckt wird. Die Position der Beschäftigten 
mit dem Wunsch nach Homeoffice muss gestärkt werden. Zwar for-
muliert der aktuelle Koalitionsvertrag die Absicht der Regierung, den 
Zugang zu mobiler Arbeit durch einen rechtlichen Rahmen zu erleich-
tern. Doch die Gesetzesentwürfe des Arbeitsministeriums liegen auf 
Eis, und angesichts der kurzen Restlaufzeit der Koalition steht die 
Verwirklichung in den Sternen. Die Politik ist gefordert, die Rahmen-
bedingungen für gute Arbeit im Homeoffice zu schaffen.

Barbara Reuhl

Ein Internetanschluss 
genügt?

So einfach ist es beim Homeoffice nicht

… und dann kam Corona

 Mit dem Lockdown im Frühjahr 2020 verlagerte 
sich der Arbeitsort vieler Beschäftigter praktisch 
über Nacht ins Homeoffice. Mehr als 35 Prozent der 
Beschäftigten in Deutschland arbeiteten ausschließ-
lich oder teilweise von zu Hause aus, fast dreimal so 
viele wie vor der Pandemie. „Vor Corona“ war der 
Anteil der Beschäftigten mit zumindest gelegentli-
cher Arbeit von zu Hause in Deutschland mit eher 
gemäßigter Dynamik gestiegen, von 8 Prozent im 
Jahr 2005 bis knapp 12 Prozent im Jahr 2018.1 Im 
Land Bremen lag er 2019 bei knapp 20 Prozent, wie 
die Beschäftigtenbefragung der Arbeitnehmerkam-
mer ergab.2

Im EU-Vergleich rangierte Deutschland im Jahr 
2015 mit einem Anteil von 13 Prozent zwischen 
Dänemark (28 Prozent) und Italien (8 Prozent) 
auf Platz elf. Gründe für die geringe Verbreitung 
von Homeoffice liegen vor allem in den Vorbehal-
ten von Arbeitgebern und Führungskräften und der 
in deutschen Betrieben vorherrschenden Präsenz-
kultur. Auch als während des ersten Lockdowns im 
Frühjahr 2020 gefühlt die Mehrheit der Beschäftig-
ten ausschließlich oder überwiegend im Homeoffice 
arbeitete – tatsächlich waren es 27 Prozent –, lag 
Deutschland weiterhin im Mittelfeld der EU-27. 

In der Pandemie diente Homeoffice als eine Not-
lösung zur Kontaktreduzierung, um den Betrieb 
am Laufen zu halten und die fehlende Betreuung 

1 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(2020).

2 Vgl. Arbeitnehmerkammer Bremen (2019).
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von Kindern zu kompensieren, was das Auf und 
Ab der Verbreitung von Homeoffice vor und wäh-
rend der Phasen der Pandemie zeigt, denn mit der 
Rücknahme der Kontaktbeschränkungen im Som-
mer 2020 kehrten viele Beschäftigte wieder in die 
Betriebe zurück. Der Anteil der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer mit Homeoffice näherte sich im 
November mit 14 Prozent wieder dem Ausgangs-
wert, um mit dem Lockdown im Winter wieder auf 
17 Prozent im Dezember und auf 24 Prozent im 

Januar zu steigen.3 Hier sind noch nicht die Auswir-
kungen der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung 
sichtbar, die den Arbeitgeber verpflichtet, Beschäf-
tigten mit Büroarbeit oder vergleichbaren Tätigkei-
ten nach Möglichkeit das Arbeiten im Homeoffice 
anzubieten.4

3 Vgl. Hans-Böckler-Stiftung (2021).

4 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(2021).
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Da geht noch mehr

In der deutschen Wirtschaft liegen Kapazitäten 
für mobile Arbeit brach. Insgesamt könnten rund 
56 Prozent der Beschäftigten zumindest gelegent-
lich im Homeoffice arbeiten. Am besten stehen die 
Chancen auf Homeoffice bei kognitiven Tätigkeiten, 
am geringsten sind sie in überwiegend manuellen 
Tätigkeiten, bei der Arbeit mit Kundenkontakt oder 
direkt am Menschen. Mehr Potenzial für Homeof-
fice besteht vor allem bei Tätigkeiten von Frauen. 
Wie eine Studie des Instituts zur Zukunft der Arbeit 
(IZA) zeigt, führen Branchenunterschiede – von  
37 Prozent in Verkehr und Lagerei bis fast 90 Pro-
zent bei Banken und Versicherungen – auch zu 
 regionalen Unterschieden: Der Anteil ist im Osten 
und auf dem Land geringer als in Städten und im 
Westen. Das Land Bremen liegt mit 56 Prozent im 
Bundesdurchschnitt.5

„Ganz oder gar nicht“ ist die falsche Devise. Der 
Zugang zu Homeoffice hängt in erster Linie, unab-
hängig von der Stellung im Betrieb, vom Tätig-
keitszuschnitt ab. IT-basierte Aufgaben wie Korres-
pondenz, Kalkulation oder Planung fallen in vielen 
Berufen an. Mit zunehmender Digitalisierung ist 
Homeoffice an immer mehr Arbeitsplätzen mög-
lich.6 Das gilt auch für den öffentlichen Dienst und 

für Bereiche, die bisher beim Thema nicht mitge-
dacht wurden. Selbst bei der Polizei gibt es Tätig-
keiten, die von zu Hause aus erledigt werden kön-
nen, wie Gewerkschaften der Polizei, auch im Land 
Bremen, fordern.7

Laut der Befragung „Betriebe in der Covid-19-Krise“ 
planen knapp 70 Prozent der Betriebe, in denen 
mobile Arbeit grundsätzlich möglich ist, zukünf-
tig mit Homeoffice im gleichen Umfang wie vor 
der Pandemie, vor allem im Baugewerbe, in Erzie-
hung und Unterricht sowie im Gesundheits- und 
Sozialwesen. Ausweiten wollen es etwa 20 Prozent 
der Betriebe, häufig in Verkehr und Lagerei, Infor-
mation und Kommunikation und im verarbeiten-
den Gewerbe. Knapp 10 Prozent wollen es wieder 
zurückfahren. Als Hauptgrund für die ablehnende 
Haltung werden ungeeignete Tätigkeiten genannt, 
gefolgt von Problemen bei der Zusammenarbeit 
aus der Ferne. Am dritthäufigsten hängt es an der 
Unternehmenskultur. Weitere Gründe sind die tech-
nische Ausstattung, Datenschutz oder mangelnde 
Fähigkeiten der Führungskräfte und Beschäftigten. 

Arbeitgeber, die Homeoffice ausbauen wollen, ver-
sprechen sich davon eine höhere Attraktivität für 
Fachkräfte, durch mehr Flexibilität und bessere Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie. Produktivitäts-
steigerung, die Einsparung von Büroflächen oder 
Ausweitung von Erreichbarkeitszeiten spielen eine 
deutlich geringere Rolle. Betriebe mit Vereinbarun-
gen zu mobiler Arbeit bereits vor dem Lockdown 
sind aufgeschlossener und planen fast doppelt so 
häufig Homeoffice auszuweiten wie Betriebe ohne 
Regelung.8

Erfahrungen mit Homeoffice:  
nur teilweise gut 

Aus der Sicht von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern bietet Homeoffice Vorteile, weil Pendelzei-
ten und der Stress im Berufsverkehr entfallen. Wie 
eine Online-Befragung der Hans-Böckler-Stiftung 
im Juni 2020 ergab, erleichtert Homeoffice für drei 
Viertel der Befragten die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie und sechs von zehn Befragten empfin-
den die Arbeit effektiver als im Betrieb. Homeof-
fice hat allerdings auch Schattenseiten, denn eben-
falls sechs von zehn Befragten sehen die Grenzen 

7 Vgl. Thurm (2020). 

8 Vgl. Backhaus et al. (2020).

5 Vgl. Alipour et al. (2020).

6 Vgl. Mergener (2020).

Homeoffice ist eine Form mobiler, internetba-
sierter Arbeit, die meist eher unregelmäßig von 
zu Hause aus und mit privaten Endgeräten aus-
geübt wird. Bei mobiler Arbeit gelten das Arbeits-
recht, das Arbeitsschutzgesetz und das Arbeits-
zeitgesetz. Mehr Schutz genießen Beschäftigte 
bei Tele(heim)arbeit, bei der die wöchentliche 
Arbeitszeit und die Dauer der Telearbeit mit 
dem Arbeitgeber vertraglich vereinbart sind. Hier 
gilt zusätzlich die Arbeitsstättenverordnung. 
Der Arbeitgeber muss demnach die erforderli-
che Ausstattung für den Bildschirmarbeitsplatz 
bereitstellen. Wenn es nicht ausdrücklich um 
Telearbeit geht, wird in diesem Text der Begriff 
„Homeoffice“ verwendet, wie in der Alltagsspra-
che und in der aktuellen politischen Debatte für 
die Arbeit von zu Hause aus üblich.
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zwischen Arbeit und Freizeit verschwimmen.9 In der 
Privatwohnung ist zudem häufig wenig Raum für 
den Arbeitsplatz und es wird vielfach mit unzurei-
chender Arbeitsplatzausstattung gearbeitet.

Bestehende Geschlechterrollenmuster verstär-
ken sich durch flexibles Arbeiten. Im Gegensatz zu 
Beschäftigten, die nicht von zu Hause aus arbeiten, 
wenden Mütter mit Homeoffice wöchentlich drei 
Stunden mehr Zeit für Kinderbetreuung auf, wäh-
rend Väter mit Homeoffice im Schnitt zwei Über-
stunden pro Woche machen, aber nicht mehr Zeit 
mit ihren Kindern verbringen. Das führt dazu, dass 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Kindern 
im Haushalt durch Homeoffice keine zusätzliche 
Zeit für Freizeit und Erholung gewinnen.10

Im Homeoffice leiden das soziale Miteinander und 
der Teamgeist, weil der Austausch und die Zusam-
menarbeit mit Kolleginnen und Kollegen fehlen. 
Anders als im Betrieb entfallen soziale Beziehungen 
und Strukturen, um kollektive Interessen wahrzu-
nehmen und zur Geltung zu bringen. Die Beschäf-
tigten sind auf sich gestellt, was Individualisierung 
befördert und die Thematisierung von Problemen 
und Belastungen erschwert. Wenn Teile der Beleg-
schaft nicht physisch im Betrieb erreichbar sind, 
wird zudem die Tätigkeit und Wirksamkeit der 
betrieblichen Interessenvertretung erschwert.

Von der Improvisation zum Tages-
geschäft

Die Erfahrungen mit dem meist improvisierten 
Homeoffice in der Pandemie haben gelehrt, dass 
die Bedingungen stimmen müssen, damit auch von 
zu Hause aus gute Arbeit möglich ist. Bei den nega-
tiv zu Buche schlagenden Punkten hat es der Arbeit-
geber in der Hand, die Hürden abzubauen. Tech-
nische Schwierigkeiten und Datenschutzprobleme 
sind lösbar, für ein produktives Arbeiten und für die 
Arbeitszufriedenheit sind jedoch eher „weiche“ Fak-
toren wichtig, wie eine angepasste Arbeitsorganisa-
tion und eine gute Kommunikation.

Zentrale Bedeutung hat das Thema Arbeitszeit. Im 
Land Bremen leisten Beschäftigte im Homeoffice 
laut der Beschäftigtenbefragung der Arbeitnehmer-
kammer fast doppelt so häufig Überstunden wie 
Beschäftigte ohne Homeoffice. Die Arbeitsverdich-
tung nimmt bei fast durchgängig digitaler Arbeit im 
Homeoffice zu, Pausen fallen weg. Ständige Erreich-
barkeit verringert die Ruhezeit, erschwert das 
Abschalten von der Arbeit und die Regeneration. 
Der Arbeitstag zu Hause muss genau wie im Betrieb 
ein Ende haben; Pausen und Ruhezeiten sind ein-
zuhalten. Darauf und auf die Dokumentation der 
Arbeitszeiten muss der Arbeitgeber hinwirken.

Auch im Homeoffice gilt der Arbeitsschutz. Dauer-
sitzen und Bewegungsmangel im Homeoffice füh-
ren langfristig zu Fehlhaltungen und zu Fehlbean-
spruchung von Muskeln und Skelett. Notebooks und 
Tablets sind keine Arbeitsmittel für den Dauerge-
brauch. Wird häufiger im Homeoffice gearbeitet, ist 
ein Bildschirmarbeitsplatz erforderlich, der den in 
der Arbeitsstättenverordnung enthaltenen gesicher-
ten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen ent-
sprechend gestaltet ist.

9 Vgl. Hans-Böckler-Stiftung (2020).

10 Vgl. Lott (2019).

„Im Homeoffice leiden das soziale 
Miteinander und der Teamgeist.“
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Physischer Abstand fördert Reibungsverluste bei der 
Arbeit. Das Arbeiten von zu Hause verringert auch 
nicht per se den Druck und die Überlastung in den 
Betrieben. Soziale Isolation und emotionale Distanz 
beeinträchtigen die Arbeitsqualität und den sozia-
len Rückhalt im Team. Führungskräfte brauchen die 
Kompetenz zum Führen auf Distanz, um Homeoffice 
in die betrieblichen Abläufe einzubinden. Vor allem 
geht es um die persönliche Ansprache der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, um die Zusammenarbeit 
der Teams und um die Wertschätzung für geleistete 
Arbeit.

Im Homeoffice entfällt ein Großteil hierarchischer 
und sozialer Kontrolle. Darum ist bei der Gestal-
tung der Arbeitsbedingungen zu Hause die Eigenver-
antwortung der Beschäftigten gefragt, beispielsweise 
um Fragen und Probleme anzusprechen, rechtzeitig 
Pausen einzulegen und die Arbeitszeit einzuhalten.

Beim Thema Homeoffice muss auch die Situation 
im Betrieb im Blick bleiben. Nicht alle können oder 
wollen von zu Hause arbeiten und wahrschein-
lich auch nicht über das gesamte Erwerbsleben. 
Meist werden hybride Lösungen gewählt. Einerseits 
braucht Homeoffice einen flexiblen Rahmen, am 
besten durch eine betriebliche Vereinbarung, die für 
Transparenz sorgt, die Gerechtigkeit beim Zugang 
zu Homeoffice fördert und die Arbeitsbedingun-
gen regelt. Wenn die Motivation für Homeoffice 
aus dem Wunsch nach ungestörterem und produkti-
verem Arbeiten erwächst, ist das als deutliches Zei-
chen zu werten, dass die Arbeitsbedingungen ver-
bessert und vor allem die psychischen Belastungen 
verringert werden müssen. 

Auch die Bedingungen im Betrieb sind an die mobile 
Arbeit anzupassen, durch flexible Bürokonzepte mit 
einem Mix von Räumen für Teamarbeit, mit Mög-
lichkeiten zum Rückzug für konzentriertes Arbei-
ten sowie für informellen Austausch. Jedenfalls darf 
es nicht so weit kommen, dass Beschäftigte faktisch 
aus dem Betrieb ausgesperrt werden, weil infolge 
von Desk Sharing und der Reduzierung von Büroflä-
chen die Schreibtische in der Betriebsstätte nicht für 
alle reichen.

Arbeit to go: Arbeitsschutz to go

Um im Homeoffice ein vergleichbares Schutzniveau 
wie im Betrieb herzustellen, muss der Arbeitsschutz 
auch aus der Ferne funktionieren, umso mehr, als 
der Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung im 
Homeoffice noch Lücken hat. „Aus den Augen, aus 
dem Sinn“ gilt nicht, auch wenn der Arbeitgeber, 
der Betriebsrat und die Arbeitsschutzaufsicht keinen 
Zutritt zur Privatwohnung haben. Um die räumliche 
Distanz zwischen Betrieb und Homeoffice zu über-
brücken, muss der Arbeitgeber die Gefährdungsbe-
urteilung im Dialog mit den Beschäftigten erstellen 
und diese durch Unterweisung für das gesundheits-
gerechte Arbeiten von zu Hause aus qualifizieren. 
Auch muss er ihnen den Zugang zur betriebsärztli-
chen Beratung eröffnen, kann zusätzlich – analog 
oder digital – Gesundheitsförderung anbieten und 
hat schließlich alle Maßnahmen zu dokumentieren, 
die aus der Gefährdungsbeurteilung resultieren. 

Der Betriebsrat kann beim Arbeitsschutz und der 
Arbeitsplatzgestaltung mitbestimmen. Dazu muss er 
wissen, wo der Schuh drückt. Die Vereinzelung der 
Beschäftigten durch Homeoffice erschwert es ihm, 
den informellen Austausch aufrechtzuerhalten und 
kollektive Belange zur Geltung zu bringen. Um am 
Ball zu bleiben, müssen Betriebsräte für alle Kol-
leginnen und Kollegen präsent sein und erweiterte 
Handlungsmöglichkeiten und neue Instrumente 
erhalten, um auch digitale Wege zu beschreiten.

Weil der Arbeitsplatz der direkten Kontrolle ent-
zogen ist, muss die staatliche Aufsicht neue Wege 
entwickeln. Zur Überprüfung der vom Arbeitge-
ber ergriffenen Maßnahmen dient die Dokumenta-
tion des betrieblichen Arbeitsschutzes. Doch Papier 
ist geduldig und kann die Kontrolle vor Ort nicht 
ersetzen. Durch gezielte Ansprache der Betriebe 
und durch Schwerpunktsetzung, beispielsweise 
die Überprüfung der Arbeitszeiterfassung oder der 
Gefährdungsbeurteilung, ist die Aufsichtstätigkeit 
zu intensivieren. 

Wie die Evaluation des Arbeitsschutzes in Deutsch-
land durch ein europäisches Expertengremium 
ergab,11 finden jedoch wegen der personellen Unter-
besetzung der Arbeitsschutzbehörden, auch im 
Land Bremen, zu selten überhaupt Kontrollen statt. 
Immer häufiger geht die Aufsicht nicht proak-
tiv, sondern reaktiv in die Betriebe, wenn Mängel 

11 Vgl. Geschäftsstelle des Länderausschusses für 

Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (2019).
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bekannt werden oder wenn Unfälle passiert sind. 
Das liegt wesentlich am flächendeckenden Personal-
abbau in den Aufsichtsbehörden in den vergange-
nen Jahren bei gleichzeitiger Aufgabenerweiterung. 
Im Land Bremen ist eine Aufsichtsperson rechne-
risch für über eintausend Betriebe und für mehr als 
24.000 Beschäftigte zuständig. Dagegen empfiehlt 
die Internationale Arbeitsorganisation ein Ver-
hältnis von 1 : 10.000. Im Schnitt müssen Bremer 
Unternehmen nur alle 16 Jahre mit einer Kontrolle 
rechnen.12

Das Recht auf Homeoffice muss 
kommen

Die Corona-Pandemie hat dem Arbeitsschutz mehr 
Aufmerksamkeit gebracht, die Debatte um das 
Thema Homeoffice beschleunigt und Schutz- und 
Regelungslücken zutage gefördert. Sogar unter 
den verschärften Bedingungen im Lockdown hat 
Homeoffice funktioniert, die Abkehr von der Prä-
senzkultur ist überfällig. Der im aktuellen Koali-
tionsvertrag formulierten Absicht, den Zugang zu 
mobiler Arbeit durch einen rechtlichen Rahmen zu 
erleichtern, müssen Taten folgen, um gute Arbeit im 
Homeoffice zu verwirklichen. Die befristete Coro-
na-Arbeitsschutzverordnung öffnet ein kleines Fens-
ter, doch stärkt sie die Position von Beschäftigten 
nicht wirklich, sondern lässt dem Arbeitgeber reich-
lich Schlupflöcher.

Die Politik ist gefordert, einen robusten Anspruch 
der Beschäftigten auf Homeoffice zu schaffen, auch 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren 
Tätigkeit zumindest Anteile für mobile Arbeit bie-
tet. Voraussetzung ist Freiwilligkeit, einen Zwang 
zu Homeoffice darf es nicht geben. Dass dabei die 
Kriterien der Arbeitsstättenverordnung für Bild-
schirmarbeitsplätze angewendet werden, muss der 
Arbeitgeber sicherstellen. Zugleich ist eine Auswei-
tung der Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats 
beim Zugang zu mobiler Arbeit und auf die Arbeit 
im Homeoffice erforderlich. 

Homeoffice darf nicht zur Aushöhlung des Arbeits-
zeitrechts missbraucht werden. Zum Anspruch auf 
Homeoffice gehören der Schutz der zum Erhalt der 
Arbeitsfähigkeit unerlässlichen Ruhezeiten und 
das Recht auf Nichterreichbarkeit, um Arbeitszeit 
und Freizeit voneinander abzugrenzen und private 
Belange der Beschäftigten zu bewahren. 

Für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie müssen parallel zur Ausweitung mobiler Arbeit 
die Strukturen für Sorgearbeit verbessert werden, 
wie die Betreuung von Kindern und Pflege. Die Poli-
tik muss zudem Anreize schaffen, um Familien- und 
Sorgearbeit gerechter zwischen den Geschlechtern 
aufzuteilen.

Im Gegensatz zu den Beschäftigten, die präsent 
im Betrieb arbeiten, sind Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer bei der Arbeit von zu Hause aus bis-
her auf dem Weg zur Kita und zurück nicht in die 
gesetzliche Unfallversicherung eingeschlossen. 
Diese Schutzlücke muss geschlossen und die gesetz-
liche Unfallversicherung für die Arbeit im Home-
office angepasst werden.

Der Gesetzgeber muss für eine verbesserte Reich-
weite und Qualität der staatlichen Aufsicht sorgen, 
indem er das Arbeitsschutzgesetz um die Verpflich-
tung des Arbeitgebers zu einer jährlichen elektro-
nischen Selbstauskunft über den Stand des Arbeits-
schutzes im Betrieb ergänzt. Damit würde der 
Zugang der Behörden zum betrieblichen Gesche-
hen vereinfacht und eine Datengrundlage für die 
Schwerpunktsetzung bei den Betriebsbesuchen 
gegeben.

Dass die Arbeitsschutzaufsicht ihre Kontrollfunk-
tion ausfüllen kann, liegt im Verantwortungsbereich 
der Länder. Um den Anschluss an die Verände-
rungen in der Arbeitswelt zu finden, ist die Politik 
im Land Bremen gefordert, die Personaldecke der 
Gewerbeaufsicht innerhalb der nächsten Jahre so zu 
stärken, dass das von der Internationalen Arbeits-
organisation geforderte Verhältnis von einer Auf-
sichtsperson zu zehntausend Beschäftigten erreicht 
wird. Dabei sind auch gesundheitswissenschaftliche 
sowie IT-Kompetenzen einzubeziehen und die digi-
tale Ausstattung zeitgemäß auszubauen. Die Bun-
desländer müssen gemeinsam für die Qualitätsver-
besserung der Aufsichtstätigkeit sorgen, indem sie 
überprüfbare Kriterien für die Auswahl der Unter-
nehmen und die Inhalte der Kontrolle vorgeben. Im 
Gegensatz zur „Kontrolle light“, die in den vergan-
genen Jahren Einzug gehalten hat, müssen schließ-
lich bei Verstößen auch Sanktionen ergehen, damit 
die Kontrolle ernst genommen wird. 

12 Vgl. Deutscher Bundestag (2020).
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In aller Kürze:

In diesem Beitrag werden die Neuerungen im Berufskrankheiten-
recht näher beleuchtet, die zum 1. Januar 2021 in Kraft getreten sind. 
Als Grundlage für die Bewertung werden dazu auch Erfahrungen aus 
der Berufskrankheitenberatung herangezogen, welche die Arbeitneh-
merkammer im Auftrag der Senatorin für Gesundheit durchführt. Um 
Berufskrankheiten in der heutigen Arbeitswelt noch besser zu ver-
hindern, ist eine ganzheitlich orientierte Prävention sinnvoll. Dazu 
bedarf es einer transparenten und ausführlichen Dokumentation von 
Gefährdungen am Arbeitsplatz. Essenziell ist zudem eine systemati-
sche Erfassung und Auswertung zum Zusammenhang von Tätigkeiten 
und Erkrankungen. Ein besonderes Augenmerk in der Beratung liegt 
seit dem Frühjahr 2020 auf Infektionen durch das SARS-CoV-2-Virus. 
Die Frage der Einordnung einer Infektion als Berufskrankheit oder 
Arbeitsunfall bewegte die betroffenen Beschäftigten und führte vor 
allem zur Diskussion über den allgemeinen Arbeitsschutz. Die Pan-
demie macht die Notwendigkeit eines umfassenden Arbeitsschutzes 
auf allen Ebenen der Prävention deutlich.

 Im Gegensatz zu Fällen von Krankheit oder 
Arbeitslosigkeit, bei denen die meisten Menschen 
wissen, an welche Stellen sie sich wenden können, 
ist dies – den Erfahrungen aus der Beratungspra-
xis folgend – beim Verdacht auf eine Berufskrank-
heit eher selten der Fall. Hier ist noch einiges an 
Aufklärungsarbeit zu leisten. Die Aufmerksamkeit 
im Hinblick auf das Thema Berufskrankheiten hat 
in den letzten Jahren stetig zugenommen. Angesto-
ßen durch gewerkschaftliche Reformvorhaben, ist 
die Auseinandersetzung mit dem System der gesetz-
lichen Unfallversicherung und insbesondere mit den 

Berufskrankheiten immer stärker in den Fokus der 
öffentlichen Wahrnehmung gerückt. Dies mündete 
im Jahr 2021 in eine Gesetzesänderung, die einige 
der kritischen Punkte im Hinblick auf Berufskrank-
heiten ändern soll. Dazu gehört zum Beispiel der 
Wegfall des Unterlassungszwangs, sodass die schä-
digende Tätigkeit nicht mehr sofort aufgegeben 
werden muss.

Lediglich ein kleiner Teil von Berufskrankheiten 
wird auch als solche anerkannt. Für das Jahr 2019 
wurden laut dem Bericht „Sicherheit und Gesund-
heit bei der Arbeit“ der Bundesregierung etwa 
82.000 Berufskrankheiten in Deutschland angezeigt, 
anerkannt wurden etwa 22.000. Zwar nahm ab dem 
Jahr 2009 die Zahl der Verdachtsanzeigen stetig 
zu, die Zahl der neuen Unfallrenten hingegen blieb 
weitgehend konstant. Die relativ geringe Anerken-
nungsquote ist unter anderem auf das bürokratische 
Verfahren sowie die enge gesetzliche Definition von 
Berufskrankheiten zurückzuführen, da der Begriff 
Berufskrankheit ein juristischer ist und es sich dabei 
nicht um eine Diagnose handelt.

In den letzten zehn Jahren sind immer mehr Krank-
heiten in die Liste der Berufskrankheiten aufge-
nommen worden. Dazu zählt zum Beispiel die Gon-
arthrose (Kniegelenksverschleiß) oder der weiße 
Hautkrebs durch Sonneneinstrahlung bei Menschen, 
die im Freien arbeiten. Nicht zuletzt durch die 
andauernde Corona-Pandemie und die Diskussionen 
um die Einordnung einer Infektion als Berufskrank-
heit erhalten Berufskrankheiten neue Aufmerksam-
keit. 
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Harnblasenkarzinom durch aromatische Amine oder 
Non-Hodgkin-Lymphom durch Benzol.

Weniger Facharzttermine und längere Wartezeiten 
bei Terminen für die bildgebende Diagnostik (Rönt-
gen, CT, MRT) bedingt durch die Covid-19-Pan-
demie führten im vergangenen Jahr dazu, dass 
weniger Berufskrankheiten erkannt und gemeldet 
wurden, unter anderem bei den Muskel-Skelett-Er-
krankungen.

Erfahrungen aus der Beratung 

Auch wenn das Jahr 2020 in der Öffentlichkeit 
durch das Corona-Virus geprägt ist, stand die Nach-
frage nach Beratung zu Covid-19 als Berufskrank-
heit nicht an erster Stelle. Noch vor der Asbestose 
und den Muskel-Skelett-Erkrankungen waren beruf-
liche Krebserkrankungen der häufigste Beratungs-
anlass in der Beratungsstelle. Beispiele hierfür sind 
Lungenkrebs und Pleuramesotheliom durch Asbest, 
Nierenkrebs durch Halogenkohlenwasserstoffe, 
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Es zeigt sich auch, dass Krebsleiden zwar häufig 
im Berufsleben vorkommen, aber selten als Berufs-
krankheit anerkannt werden. Denn Voraussetzung 
für die Anerkennung ist unter anderem, dass für die 
Krebserkrankung im beruflichen Kontext ein dop-
pelt so hohes Risiko gegeben sein muss als in ande-
ren Lebensbereichen. Unabhängig hiervon zählen 

Die Leistungen der gesetzlichen Unfallversiche-
rung unterscheiden sich von denen der gesetzlichen 
Krankenversicherung, da sie nicht an deren Leis-
tungskatalog gebunden ist. Dadurch gibt es mehr 
Möglichkeiten in der Behandlung von Krankhei-
ten und bei „Nebenkosten“ für Patientinnen und 
Patienten, beispielsweise werden Taxifahrten zu 
Reha-Maßnahmen übernommen. Auch werden die 
erbrachten Leistungen zur Therapie direkt mit den 
Ärztinnen und Ärzten abgerechnet und laufen nicht 
über die Kassenärztliche Vereinigung.

Aktuelle Änderungen im Berufs-
krankheitenrecht und Anforderungen 
der neuen Arbeitswelt

Zum 1. Januar 2021 sind umfangreiche Änderun-
gen im Sozialrecht, die das Berufskrankheiten-
recht betreffen, in Kraft getreten.1 Sie sollen zum 

Tabelle 1: 
Berufskrankheiten in der Beratung im Jahr 2020 in Prozent

Quelle: Eigene Dokumentation, Arbeitnehmerkammer Bremen 2020
©  Arbeitnehmerkammer Bremen

Berufskrankheiten Anteil in Prozent

Krebserkrankungen, zum Beispiel Lunge, Niere, Pleuramesotheliom,  
Non-Hodgkin-Lymphom 33

Muskel-Skelett-Erkrankungen, z. B. Bandscheibenvorfall, Kniearthrose 29

Asbestose 17

Lärmschwerhörigkeit 15

Infektionskrankheiten, zum Beispiel Covid-19 4

Übrige 2

Beispiel die Beratungen über neue Berufskrankhei-
ten beschleunigen und Hürden für Anerkennungen 
herabsenken. Hierzu gehören unter anderem:

1. Wegfall des Unterlassungszwangs (Aufgabe der 
schädigenden Tätigkeit) bei den davon betrof-
fenen Berufskrankheiten, verbunden mit einer 
Ausdehnung der Mitwirkungspflicht bei Präven-
tionsmaßnahmen.

2. Größere Transparenz durch rechtliche Veran-
kerung des Ärztlichen Sachverständigenbeirats 
Berufskrankheiten und Beschleunigung der Ent-
scheidungsprozesse bei neuen Berufskrankheiten 
durch personelle Unterstützung des Gremiums.

3. Rechtliche Verankerung und Ausbau von beste-
henden Instrumenten zur Beweiserleichterung 
wie Arbeitsplatz- und Gefährdungskataster.

im Zusammenhang mit der Arbeit entstandene 
Krebserkrankungen zu den arbeitsbedingten Erkran-
kungen und sind im betrieblichen Arbeitsschutz und 
bei der Prävention durch die Trägerinnen und Trä-
ger der gesetzlichen Unfallversicherung zu berück-
sichtigen.

1 Vgl. Pressemitteilung BMAS (2020). Die vollständigen 

Änderungen finden sich in Artikel 7 (Änderung des Sieb-

ten Buches Sozialgesetzbuch, insbesondere § 9 SGB VII) 

und im Artikel 24 der Berufskrankheitenverordnung.
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Ein zentraler Punkt der Reform ist der Wegfall des 
Unterlassungszwangs, der aus Sicht der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer zu begrüßen ist. Dieser 
bestand bislang bei neun Berufskrankheiten – dar-
unter schwere Hautkrankheiten und Atemwegser-
krankungen. Mit dem Unterlassungszwang mussten 
viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bisher 
ihre Arbeit aufgeben, um Leistungen aus der gesetz-
lichen Unfallversicherung zu bekommen. Sie wur-
den arbeitslos oder erschienen dennoch zur Arbeit, 
weil eine eventuell geringe Entschädigung finanzi-
ell nicht ausgereicht hätte. Durch die Neuregelung 
haben Beschäftigte künftig trotz einer Berufskrank-
heit die Möglichkeit, an ihrem bisherigen Arbeits-
platz weiterzuarbeiten. Um ihnen das zu ermög-
lichen, soll die Individualprävention ausgebaut 
werden. Das bedeutet: Wenn der Verdacht einer 
Berufskrankheit besteht, wird die Mitarbeiterin oder 
der Mitarbeiter verpflichtet, an individual-präven-
tiven Maßnahmen der Berufsgenossenschaft (BG), 
wie zum Beispiel Schulungen, teilzunehmen, Hilfs-
mittel am Arbeitsplatz zu verwenden und an Maß-
nahmen zur Verhaltensprävention mitzuwirken. 
Auch aus Arbeitgebersicht ist die Aufhebung des 
Unterlassungszwangs ein Vorteil, da die Beschäftig-
ten am Arbeitsplatz gehalten werden können und 
somit Fachkräftedefiziten entgegengewirkt wird.

Kritisch angemerkt werden sollte, dass sich die Prä-
vention laut Gesetz nur auf die Individual- und Ver-
haltensprävention beschränkt. Dies widerspricht 
dem Gedanken des deutschen Arbeitsschutzgesetzes, 
wonach Gefährdungen an der Quelle zu bekämpfen 
sind, und nach technischen und organisatorischen 
Maßnahmen erst als letztes Mittel die persönliche 
Prävention ins Spiel kommt. Aus gesundheitswis-
senschaftlicher Sicht ist die Beschränkung auf per-
sönliche Schutzmaßnahmen wenig Erfolg verspre-
chend, im Gegensatz zum Mix aus Verhaltens- und 
Verhältnisprävention. Vielmehr darf das Berufs-
krankheitenrecht aktuelle gesundheitswissenschaft-
liche Erkenntnisse nicht ausblenden, die auch das 
Arbeitsumfeld in die Prävention miteinbeziehen, 
um eine wirksame und nachhaltige Strategie zu ent-
wickeln. Klassisches Beispiel hierzu ist eine Pflege-
rin, die durch den Transfer von Patientinnen und 
Patienten oder Bewohnerinnen und Bewohnern an 
einer Rückenerkrankung leidet. Durch Schulungen 
und Rückenkurse soll nun versucht werden, einer 
Verschlimmerung vorzubeugen. Allerdings bleibt 
die Gefährdung an sich damit weiterhin bestehen 
und wird im Rahmen der Maßnahmen nicht ange-
gangen. Notwendige Präventionsmaßnahmen, die 
sich auf das Arbeitsumfeld beziehen, werden hinge-
gen selten bis gar nicht gefördert. Hierzu gehören 

technische Maßnahmen, wie zum Beispiel Hilfsmit-
tel zum Transfer, und organisatorische Maßnahmen, 
wie intelligente Schichtplanung. Eine Verknüpfung 
beider Bereiche erhöht den Erfolg und die Nachhal-
tigkeit.

Zudem wäre eine Verbindung zum Betrieblichen 
Eingliederungsmanagement (BEM) förderlich. Bei-
spielsweise sind viele Betroffene mit berufsbeding-
ten Hauterkrankungen (zum Beispiel Frisörinnen 
und Frisöre), die vom Wegfall des Unterlassungs-
zwanges besonders betroffen sind, mehr als sechs 
Wochen im Jahr arbeitsunfähig. Somit ist die 
gesetzliche Unfallversicherung der zuständige 
Reha-Träger des BEM-Verfahrens. Die Verzahnung 
von Betrieblichem Eingliederungsmanagement mit 
dem Berufskrankheitenverfahren und den Leis-
tungen der Unfallversicherung könnte ganzheitli-
che und vor allem schnelle Hilfen ermöglichen, um 
die Erwerbsfähigkeit von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern zu sichern und den Betrieben Fach-
kräfte zu erhalten. Gerade weil die Beiträge zur 
Unfallversicherung von Arbeitgebern getragen wer-
den, ist anzunehmen, dass sie als Gegenleistung zu 
vorbeugenden Maßnahmen, beispielsweise zu einer 
gesund erhaltenden Arbeitsplatzgestaltung, bereit 
wären. Dies würde die Prävention auf betriebli-
cher Ebene generell stärken und zu einer Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen führen, von der alle 
Beschäftigten profitierten.

Der Ärztliche Sachverständigenbeirat Berufskrank-
heiten war in der Vergangenheit auf ehrenamtli-
cher Basis tätig, getragen durch das persönliche 
Engagement der einzelnen Mitglieder. Er ist zustän-
dig für die wissenschaftliche Erarbeitung neuer 
Berufskrankheiten. Dass infolge der Neuregelung 
personelle und finanzielle Unterstützung ermög-
licht wird, um neue Berufskrankheiten schneller 
zu identifizieren und in die Liste der Berufskrank-
heiten aufzunehmen, ist der Aufgabe endlich ange-
messen und vor allem im Hinblick auf den Wandel 
der Arbeitswelt wichtig. Durch neue Arbeitsformen 
und Arbeitsweisen werden alte Berufskrankheiten, 
wie beispielsweise Asbestose, zukünftig in den Hin-
tergrund treten und neue Erkrankungen, wie Hau-
terkrankungen durch Sonnenlicht, in den Vorder-
grund geraten. Psychische Belastungen werden 
immer noch stigmatisiert und finden nur zusätzlich 
zur Grunderkrankung bei anerkannter Berufskrank-
heit Eingang ins Berufskrankheitenrecht. Die Arbeit 
des Ärztlichen Sachverständigenbeirats darf die-
sen Aspekt nicht außer Acht lassen, auch wenn es 
methodisch schwierig ist, konkurrierende Ursachen 
von Erkrankungen auseinanderzuhalten. Gezielte 
Forschung im Bereich der psychischen Belastungen 
am Arbeitsplatz wird hier weiterhelfen.
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Beurteilung von Spätfolgen geht, die sich erst all-
mählich bemerkbar machen. Die Frage einer Infek-
tion als Berufskrankheit oder als Arbeitsunfall 
bewegt die Beschäftigten und führte vor allem zur 
Diskussion über den allgemeinen Arbeitsschutz. 
Letztendlich mündete sie in die ad hoc erstellte 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel für alle Unterneh-
men und in das Arbeitsschutzkontrollgesetz speziell 
für die Fleischindustrie.

Covid-19 kann entweder als Berufskrankheit im 
Sinne einer Infektionskrankheit, wenn der Versi-
cherte im Gesundheitsdienst, in der Wohlfahrts-
pflege oder in einem Laboratorium tätig oder durch 
eine andere Tätigkeit der Infektionsgefahr in ähn-
lichem Maße besonders ausgesetzt war oder bei 
positivem Testergebnis und nachgewiesenem Kon-
takt im Beruf als Arbeitsunfall anerkannt wer-
den. Grundsätzlich kann eine Corona-Infektion 
aus jedem Tätigkeitsbereich als Berufserkrankung 
angezeigt oder als Arbeitsunfall gemeldet werden. 
Für Gesundheitswesen und Wohlfahrtspflege gel-
ten Beweiserleichterungen. Die Bremische Bürger-
schaft setzt sich auf Bundesebene dafür ein, die 
Möglichkeit zur Anerkennung berufsgruppenunab-
hängig auszuweiten, weil die geltende Definition 
längst nicht alle infektionsträchtigen Tätigkeiten 
erfasst, wie Beispiele aus der Nahrungsmittelher-
stellung, der Logistik oder der Leiharbeit zeigen.2 
In welchen Tätigkeiten tatsächlich erhöhte Infekti-
onsrisiken bestehen, ist unklar. Hinweise, dass auch 
andere Bereiche betroffen sein können, geben bei-
spielsweise die Arbeitsunfähigkeitsdaten der AOK, 
die doppelt so viele Krankschreibungen bei Kitaper-
sonal im Vergleich zum Durchschnitt der Versicher-
ten belegen.3

Vor allem ist die Ermittlung von Gefährdungen 
zurückliegender Tätigkeiten mitunter aufwendig, 
teilweise beruht sie eher auf Erfahrung und Kom-
munikation und weniger auf belegten Daten. Das 
neu zu schaffende Gefährdungskataster dient der 
Beweiserleichterung in den Fällen, in denen Nach-
weise der beruflichen Belastung fehlen. Es kann 
Betroffenen zu einem fairen und angemessenen 
Anerkennungsverfahren verhelfen. Große Bedeu-
tung kommt der Transparenz des Gefährdungska-
tasters zu. Es muss für alle beteiligten Akteurinnen 
und Akteure nachvollziehbar sein, woher die Daten 
stammen und auf welcher Grundlage sie beruhen, 
beispielsweise Messergebnisse aus Betrieben oder 
Berichte der Präventionsabteilungen der Berufsge-
nossenschaften. Auch Erkenntnisse aus anonymi-
sierten Gefährdungsbeurteilungen physischer und 
psychischer Gefährdungen müssen in das Katas-
ter einfließen. Sie geben detaillierte Einblicke in 
konkrete Risiken und sind seit der Einführung des 
Arbeitsschutzgesetzes 1996 in jedem Betrieb Pflicht. 
Das Gefährdungskataster würde zudem die Möglich-
keit eröffnen, auch psychische Belastungen in der 
Arbeitswelt systematisch und anonymisiert zu erfas-
sen und für die Weiterentwicklung arbeitswissen-
schaftlicher Erkenntnisse transparent auszuwerten. 

SARS-CoV-2: Arbeitsunfall oder 
Berufskrankheit?

Fast alle Anfragen an die Berufskrankheitenbera-
tung zu Infektionen mit dem Corona-Virus wurden 
von Interessenvertretungen aus Bremer Kranken-
häusern gestellt. Hier ist weitere Aufklärungsar-
beit dringend nötig, vor allem, wenn es um die 

„Aus gesundheitswissenschaftlicher Sicht ist 
die Beschränkung auf persönliche Schutz-
maßnahmen wenig Erfolg versprechend.“

2 Vgl. Bremische Bürgerschaft (2021).

3 Vgl. WIdO-Pressemitteilung (2020).
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Wie aus der Antwort auf die Kleine Anfrage 
„Corona als Arbeitsunfall und Berufskrankheit“ der 
Partei Die Linke hervorgeht,4 wurden vom Früh-
jahr bis in den November des Jahres 2020 bei den 
Unfallversicherungsträgern bundesweit annähernd 
20.000 Infektionen als Berufskrankheit angezeigt 
und fast 10.000 als Arbeitsunfall. Es wurden  
13.000 Berufskrankheiten und etwa 4.000 Arbeits-
unfälle anerkannt. Die meisten Fälle hatten die 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege (BK-Anzeigen) sowie die Unfall-
kassen (Arbeitsunfälle) zu verzeichnen.

4  Vgl. Deutscher Bundestag (2021).

Eine systematische Erforschung der beruflichen 
Verursachung von Covid-19-Infektionen erfolgt 
in Deutschland bislang nicht. Von den bis Mitte 
November 2020 vom Robert Koch-Institut (RKI) 
berichteten über 800.000 Covid-19-Fällen wurde 
nur in gut 50.000 Fällen der Tätigkeitsbereich 
erfasst. Wenn überhaupt, registriert das RKI nur die 
im Infektionsschutzgesetz genannten Bereiche, wie 
beispielsweise Krankenhäuser, Kinderbetreuung 
oder Pflege.

Abbildung 1:
Anzeigen berufsbedingter Covid-19-Infektionen und Anerkennungen bundesweit

Quelle: Deutscher Bundestag (2021) 
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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„Die Verzahnung des Berufskrankheiten-
verfahrens mit dem betrieblichem Einglie-
derungsmanagement könnte schnelle 
und ganzheitliche Hilfe für Beschäftigte 
 ermöglichen.“
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Laut Bundesregierung verfügen weder das RKI noch 
die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin oder die Landesgesundheitsämter über flä-
chendeckende Daten zu berufsbezogenen Infek-
tionen. Die Wissenslücken müssen dringend 
geschlossen werden: um die Ansprüche erkrankter 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer anzuerken-
nen, vor allem aber, um Beschäftigte vor Infektions-
risiken zu schützen und damit einen wichtigen Bei-
trag zur Eindämmung der Pandemie zu leisten.

Handlungsbedarfe

Ein Paradigmenwechsel im Verständnis von 
Gesundheit und Arbeit ist überfällig: Betrieblicher 
Gesundheitsschutz darf nicht als Wirtschaftshinder-
nis, sondern muss als Chance zum Erhalt und zur 
Förderung von Gesundheit und Leistungsfähigkeit 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gese-
hen werden. Das erfordert die Stärkung der staatli-
chen Aufsicht und ganzheitliche Prävention durch 
die Unfallversicherungsträger.

Der Aufbau des neu zu erstellenden Gefährdungska-
tasters der DGUV muss nachvollziehbar und trans-
parent erfolgen, und die Erkenntnisse aus dem Kata-
ster sind systematisch zur Beweiserleichterung im 
BK-Verfahren heranzuziehen.

Der Geltungsbereich der Infektionskrankheiten BK 
3101 muss, bezogen auf Corona-Infektionen, für 
weitere Tätigkeiten geöffnet werden. Dazu sind 
die flächendeckende Erfassung und Auswertung 
des Zusammenhangs von Covid-19-Erkrankungen 
mit beruflichen Tätigkeiten durch die gesetzlichen 
Unfallversicherungsträger erforderlich. 
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Eine Kammer für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Land Bremen

Die	Arbeitnehmerkammer	Bremen	vertritt	als	Körperschaft	des	öffent­
lichen Rechts die Interessen der Beschäftigten.
Mitglieder der Arbeitnehmerkammer sind – so bestimmt es das   „Gesetz 
über die Arbeitnehmerkammer im Lande Bremen“ – alle im Bundes­
land Bremen abhängig Beschäftigten (mit Ausnahme der  Beamten). 
Zurzeit	sind	dies	rund	335.000	sozialversicherungspflichtig	Beschäf­
tig te und etwa 65.300 Minijobberinnen und Minijobber. Auch Arbeits­
lose, die zuletzt ihren Ar beitsplatz im Land Bremen hatten, sind 
 Mitglieder der Ar  beit nehmerkammer.
Neben einer umfassenden Rechtsberatung bietet die Arbeitnehmer­
kammer ihren Mitgliedern zahlreiche Informationen zu den Themen 
Wirtschaft, Arbeit, Bildung und Kultur.
Darüber hinaus unterstützt sie Betriebs­ und Personalräte sowie die 
Politik	und	öffentliche	Verwaltung	im	Land	Bremen.
Die	berufliche	Weiterbildung	übernimmt	die	Wirtschafts-	und	Sozial-
akademie (wisoak).
Zusätzlichen	Service	und	Vergünstigungen	gibt	es	mit	der	Kammer­
Card, die jedes Mitglied auf Wunsch kostenlos erhält.

Bürgerstraße 1
28195 Bremen
Telefon 0421.3 63 01 - 0
Telefax 0421.3 63 01 - 89
info@arbeitnehmerkammer.de
www.arbeitnehmerkammer.de




